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Vorwort. 



La politique criminelle de nos jours 
peut etre resumee en deux probleraes, 
dont la Solution ne peut plus etre 
ajournee : combattre la recidive et sau- 
ver les criminels d'occaaion. 

v. Liszt. Rapport sur la IV me 
question du prog. de la I**« Section. 
Bulletin de la comission penitent. 
d. St. Peter. 1889. 

La question de la recidive n'est pas 
seulement l'une des plus vastes et des 
plus difficiles, mais sans contredit, eile 
resume pour ainsi dire toutes les ques- 
tions de droit pdnal et de discipline 
penitentiaire. 

Rapport au Congres de Stock- 
holm par Brusa. 

Der Gegenstand der Arbeit ist von zwei Standpunkten be- 
trachtet worden : vom kriminal-politischen und vom juristischen. 
Wegen ersteren Umstandes soll vielleicht der Verfasser die 
Arbeit gegen deutsche Juristen in Verteidigung nehmen — 
in Italien wäre jetzt vielleicht das Umgekehrte notwendig. 
Der Verfasser beschränkt sich darauf, die These aufzustellen, 
dafs kriminal-politische und dogmatische Fragen der Juris- 
prudenz eng miteinander verbunden sind. Etwas ausführlicher 
darüber in der Arbeit selbst. 
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„Niemand versucht es," sagt Kant, „eine Wissenacha 
zu stände zu bringen, ohne dafs ihm eine Idee zu Grone 
liege." Man darf sogar auch sagen: Niemand soll versuche 
eine Theorie über eine Frage der Wissenschaft aufzustelle: 
ohne über die Idee derselben klar zu sein und diese klar zu: 
Ausdruck zu bringen. Besonders notwendig ist es bei solche 
Fragen, wie beim Rückfall z. B., wo die Lösung der Einze 
heiten mit den Prinzipien der Wissenschaft selbst eng vei 
bunden ist. Aber andrerseits bringt die Natur der Monc 
graphie über die spezielle Frage die Notwendigkeit mit siel 
diese Prinzipien nur kurz zu berühren. Es scheint dem Vei 
fasser, dafs er, trotz der Kürze der Darstellung der Prinzi 
pien, klar genug seinen Standpunkt dargelegt und gerecht 
fertigt hat. 

Die dogmatische Untersuchung soll hauptsächlich di 
Definition des Rückfalles geben, um nicht prinziplos jed 
Erscheinung , welche nur aufserlich etwas Gemeinsames mi 
dem Rückfall hat, als solchen zu betrachten. Deshalb sini 
in dieser Untersuchung alle Fragen ausgeschlossen, welch» 
nur kraft positiver Gesetze dieses oder jenes Landes zur Lehr 
vom Rückfall hinzugezogen werden können. 

An diesem Orte sage ich dem Herrn Professor v. Liszi 
für seine wissenschaftlichen Anregungen meinen herzlichster 
Dank. 

Der Umstand, dafs die Arbeit in den Abhandlungen des 
kriminalistischen Seminars erscheint und dafs sie in Halle ge- 
schrieben ist, kann die Vermutung erwecken, dafs die wissen- 
schaftliche Richtung des Verfassers davon abhängig ist. Der 
Verfasser möchte bemerken, dafs seine Arbeit ein kriminal- 
politisches Gepräge trägt, nicht weil er in Halle sie verfafst 
hat, sondern er kam nach Halle, um derselben ein solches 
Gepräge zu geben. 
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Einleitung. 



Jede gesellschaftliche Erscheinung bringt durch ihre Wieder- 
holung eine von beiden Wirkungen hervor: entweder wird sie 
als natürlich betrachtet, so dafe sie keine Aufmerksamkeit auf 
sich zieht, oder sie frappiert im Gegenteil durch ihre Anomalie, 
erregt den Wunsch, sich von ihr zu befreien. Das erstere ge- 
schieht bei denjenigen, welche das gesellschaftliche Leben, die 
gesellschaftliche Ordnung nicht stören; das zweite bei den- 
jenigen, welche dem Gange des Lebens entgegengehen, seine 
regelmäfsige Entwicklung unterbrechen. 

Zur Kategorie der letzteren Erscheinungen gehört das 
Verbrechen. Schon als einzelne Kundgebung des individuellen 
Willens, der sich dem allgemeinen Willen gegenüberstellt, ruft 
dasselbe eine Reaktion seitens der Gesellschaft hervor. Aber 
die ganze Gefährlichkeit und Anormalität des Verbrechens 
kommt zum Bewufstsein und wird nur dann gefühlt, wenn es 
im Leben der Gesellschaft wie im Leben der Individuen die 
Bedeutung nicht einer schnell vorübergehenden Episode, sondern 
einer stehenden, beständigen Erscheinung bekommt. Es ist 
deshalb erklärlich, dafs die Zunahme der Rückfälligen das 
Problem des Rückfalls wachgerufen hat und dafs der Lösung 
dieser Frage die Kriminalpolitiker, Theoretiker und Gesetzgeber 
ihre Kräfte widmen. 

Abhandlungen <1m kriminalistischen Seminar». III. 1 
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Aber ungeachtet der Wichtigkeit dieser Frage ist dieselbe 
bis jetzt noch nicht endgültig gelöst worden, weder in der 
Theorie noch in der Praxis. Die Juristen streiten über den 
Umfang, die Merkmale und den Platz, welcher dem Rückfall 
im StGB, zukommt, die Gesetzgeber, diesen Spuren folgend, 
treffen Bestimmungen, welche sehr von einander abweichen. 
Nur in einem Punkte stimmen alle überein, dals im Kampfe 
des Gesetzes mit dem Verbrechen der Sieg auf Seite des letzteren 
geblieben ist. Diese traurige Erscheinung hat Zweifel an der 
Möglichkeit, das Verbrechen auszurotten, hervorgerufen, hat die 
Lehre vom Atavismus, von angeborenem Verbrechertum, von 
der unabwendbaren Notwendigkeit desselben geboren. .,Man 
darf sich über die grofse Zahl der Rückfälligen nicht wundern, 
welche die Korrektioustheoretiker naiverweise dem jetzigen 
Zustand der Gefängnisse und der schlechten Organisation des 
Gefangniswesens zuschreiben." sagt einer von den Hauptver- 
tretern der neuen italienischen Schule; ..der Rückfall weist 
auf die? erbliche, angeborene Anlage hin, welche mit keinem 
Mittel ausgerottet werden kann." 1 ) Ist es wahr? Ist es wahr, 
dals wir mit trüben Blicken in die Zukunft schauen, dals wir 
auf den Sieg über das Böse verzichten sollen und anzuerkennen 
haben, dals die Gesellschaft nicht die Mittel besitzt zum Kampfe 
mit dem Verbrechertum? Wir glauben, dals eine solche Art 
von Pessimismus verfrüht ist: der einzige logische Schlufs, 
welchen man ziehen kann, ist der, dals die Mittel des Kampfes, 
welche mau bis jetzt anwendet, ihren Zweck nicht erreichen. 
Wir stehen nur an der Schwelle der Reformen : der echte Kampf, 
der wissenschaftliche Kampf hat kaum begonnen. Bis jetzt hat 
man zur Lösung der Frage nicht den richtigen Weg einge- 

*) Garofalo, La Criminologie. Paria 1890 p. 104; vgl. Lombroso, 
Der Verbrecher in anthropolog., ärztlicher und juriet. Beziehung. Ubersetzt 
von Dr. Frankel S. 531. Ferrt, I Jsuovi Orizonti del diritto e della 
proced. penale 1884 p. 215. 
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schlagen. Die Jurisprudenz des XIX. Jahrhunderts, welche 
unter dem Einflute der metaphysischen Philosophie stand, hat 
sich besonders mit den Begriffen des Verbrechens beschäftigt, 
seinen Analysen und Konstruktionen : sie hat sich für die Form 
der Strafthat als Übertretung der Rechtsordnung, als Über- 
tretung des Rechtes interessiert — für die That der Persönlichkeit 
in Verbindung mit der Persönlichkeit selbst hat sie sich nicht 
interessiert. Diese spekulative Methode der Bearbeitung des 
Gegenstandes, welche sich nur auf die Untersuchung der Be- 
griffe beschränkte, schärfte den Verstand der Juristen, nicht die 
Waffen des Kampfes. Eben dieser Methode verdanken wir 
zum Teil feine Unterschiede in den Begriffen, aber auch zum 
Teil die Wirkungslosigkeit des Kampfes mit dem Verbrecher- 
tum. Jetzt nun macht sich die Abwendung von dieser Methode 
zu einer andern bemerkbar. Es bildet sich das Bewuistsein 
heraus, dafs man auch in der Jurisprudenz die Methode der 
Naturwissenschaft, der Induktion auwenden soll, und den 
Schlufs nur zu ziehen hat auf Grund gut beobachteter und 
sorgfältig geprüfter Thatsacheu. Nach dieser Ansicht sind eine 
methodische Untersuchung des Gegenstandes und derselben ent- 
sprechende Mittel erforderlich. 2 ) Diese Mittel sind Statistik 
und anthropologische Daten. Mit Hilfe derselben wird auch 
die Lehre von dem Rückfall einen andern Charakter annehmen 
und fruchtbarere Resultate geben. Der Rückfall, welcher eine 
individual-soziale Erscheinung ist, erfordert zu seiner Erkenntnis 
das Wissen von der Umgebung und den Bedingungen, unter 
welchen er vorkommt, wie auch die genaue Kenntnis der Per- 
sönlichkeit, welche wieder in denselben fällt. Die systematischen 
Massenbeobachtuugen haben uus die allgemeine Ursache der 
Wiederholung des Verbrechens, sowie die Elemeute oder die 
Kombinationen zu zeigen, welche diese Erscheinung hervor- 



2 ) Vgl. dazu v. Liszt, Kriminal-politische Aufgaben. Z. Bd. IX S. 452 ff. 

1» 
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rufen, die indiYidualen Beobachtungen diejenigen der persi 
liehen Bedingungen des Rückfälligen. Auf diesem W< 
werden wir einen Schritt Torwarts thun zum Kampfe mit d 
Rückfall : wir werden ihn erkennen — kennen ist halb besieg» 
Diese statistischen Daten werden nicht nur den Krimin 
Politikern bessere Mittel zum Kampfe mit dem Rückfall / 
währen, sondern auch den Theoretikern die Möglichkeit, ei 
bessere Formulierung der Begriffe des Deliktes zu geben, de 
das Wesen der Formulierung besteht darin, alle möglichen I 
scheinungen der Wirklichkeit zu decken; die Erscheinung 
der Wirklichkeit können nur unmittelbar aus dem Leb 
erkannt werden. 

Leider sind aber die Mittel, welche oben genannt sir 
noch nicht genug ausgearbeitet: Die Unvollkommenheit d 
strafrechtlichen Statistik in Bezug auf den Rückfall unterlie 
keinem Zweifel. s ) Während hier genauere, bestimmte und ai 
fuhrliche Daten vorhanden sein sollten, geben uns die St 
tistiken von einigen Staaten nur sehr dürftige, andere gar keit 
Einige Staaten konstatieren nur dann den Rückfall, wenn 
zu einer Erhöhung der Strafe führt. Selten kann man a 
irgend einer Statistik die individuellen Bedingungen des Ve 
urteilten, Beschäftigung, Beruf, Familienverhältnisse, das W 
und Warum er wieder in ein Verbrechen gefallen, welch 
Motiv ihn dazu geführt hat, ersehen. Aus der Statistik erfäh 
man, wie oft der und der das und das Gesetz übertreten ha 
welche Art von Rechtsgütern am meisten den Angriffen au 



*) Ivernhs, De la recidive et du regime penitentiaire en Europ 
Paris 1874. Derselbe, La compilation d'une statistique penitentiaire es 
eile utile?, auch Starke (IV. Congres penitentiaire international). Vj 
Afichrott, Erhebung und Verwertung statistischer Daten auf dem Gebie 
der Strafrechtpflege u. s. w. Z. Bd. V. Würzburger, Uber die Vergleicht 
keit kriminalistischer Daten. Jahrb. für Nationalökonom, u. Statist: 
herausg. von Pr. Conrad, t?. Otlingen, Die Moralstatistik in ihrer B> 
deutung für eine Sozial-Ethik. 3. Aufl. (1882) § 38. 
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gesetzt waren, aber es ist unmöglich zu erfahren, wie oft eine 
neue Missethat aus Leidenschaft, Gewinnsucht, Rache u. s. w, 
begangen ist, oder eine Folge des Notstandes war. 

Zur Beurteilung des Menschen haben die äufseren und 
inneren Akte zwei verschiedene Bedeutungen: nur nach der 
äufseren That den Menschen beurteilen, heifst ihn nicht 
kennen. Ein und dasselbe Verbrechen kann die Folge ver- 
schiedenartiger Motive sein, und wenn die Statistik uns sagt, 
dafs so und so viel mal Eigentumsverbrechen wiederholt waren, 
so heifst das nicht, dafs sie alle aus ein und demselben Motive 
hervorgegangen sind — aus der Gewinnsucht. Für den Zweck 
der Strafe, welcher beabsichtigt, den persönlichen Zustand des 
Verbrechers zu bekämpfen, ist es viel wichtiger das Motiv zu 
wissen, welches zu einer Übertretung der Rechtsnorm gefuhrt, 
als die Art der übertretenen Rechtsnorm selbst. 4 ) 

"Wir können von der Statistik fordern, dafs sie uns zeigt, 
welche Strafthat verübt war vor dem Rückfall, die Art und 
Dauer der abgebüfsten Strafe, dafs sie uns möglichst vollstän- 
dige Daten über die soziale Stellung des Verbrechers und die 
individuellen Faktoren gibt, welche ihn zum Verbrechertum 
geführt haben. 6 ) 

*) v. Liszt, Z. I. 1 ff. v. Öttingen Z. I S. 414. Mischler, Die Krimi- 
nal-Statistik als Erkenntnisquelle, HGW. I S. 56. D. Aschrott, Erbebung 
und Verwertung stat. Daten auf dem Gebiete der Strafrechtspflege. Z. V. 
S. 337 ff. 

•) Vgl. E. Sichart, Insbesondere die Rückfälligkeit in v. Holtzend. 
u. v. Jagemann, Handbuch des Gefängniswesens. II. Bd. S. 615. 

Der Beschlufs der dritten Hauptversammlung der „Internationalen 
kriminalistischen Vereinigung" lautet: „Im Interesse einer bessern, für 
die Gesetzgebung absolut notwendigen Belehrung über den Charakter und 
die Gefahr der Gewohnheitsverbrecher, namentlich die sogenannten Un- 
verbesserlichen, beauftragt die Vereinigung ihren Ausschufs, sich an die 
verschiedenen Regierungen zu wenden, um das hohe Interesse an einer 
detaillierten, präzisen, uniformen und zur Vergleichung geeigneten Reci- 
divisten-Statiatik zu betonen." Vielleicht kann diese Forderung am besten 
durch die Gefängnisstatistik erfüllt werden: „Die soziale Gefängnis- 
statistik hat der JKriminalstatistik gegenüber unleugbar den Vorteil, dafs 
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Zu dem MaDgel der Statistik im allgemeinen kommt n( 
die vollständige Unmöglichkeit einer Vergleichung der Da 
der verschiedenen Länder. Die Verschiedenheit des geltem 
materiellen Strafrechtes, der Mangel einer einheitlichen Nom 
klatur der Delikte, sind ein Hindernis für den Vergleich. 

Bei dem Rückfall selbst ist die Verschiedenheit nc 
mannigfaltiger. In einigen Staaten gibt es einen Rückfall i 
im weiteren Sinne, in anderen nur im engeren; in dem eir 
ist die Verjährungsfrist nicht grofs, in dem anderen dage$ 
grofs, in dem dritten existiert sie überhaupt nicht. Alles c 
spiegelt sich natürlich in der Statistik des Rückfalles. I 
deutsche Kriminalstatistik z. B. hat nur Verbrechen und V« 
gehen — Landstreicherei und Bettelei sind dabei nach d< 
Strafgesetzbuch Übertretung, nach der französischen Gese 
gebung sind sie dagegen Vergehen. Eine Folge solcl 
Verschiedenheit ist zum Teil der niedrige Prozentsatz der Rü( 
fälligen in der deutschen Statistik in Vergleich mit d 
Daten der andern Länder. Nur dann, wenn die Sammlu 
der Stoffe der verschiedenen Länder auf Grund eines e 
heitlichen Prinzipes veranstaltet worden wäre , wenn c 
Gruppierung, die Definition, die Merkmale der Strafthat nie 
so von einander abweichen würden, nur dann vermöchte m 
eine wissenschaftliche Vergleichung anzustellen: vorläufig kai 
man nur Wünsche aussprechen für Vervollkommnung und Ei 
heitlichkeit der Statistik der verschiedenen Länder. 

Zugleich mit dem Studium der Ziffer soll man auch d 
Untersuchung des Verbrechens nach seinen anthropologische 
psychologischen und pathologischen Eigenschaften vornehme 

Hinter dem Verbrechen, hinter der Abstraktion steht e 

ihre Beobachtungen exakter sein können; sie erstrecken sich auf eii 
längere Zeit, beruhen auf sorgfaltiger Untersuchung und werden dun 
geübte und nicht so überbürdete Organe vorgenommen." Mischler, D 
Kriminalstatistik als Erkenntnisquelle HGW. I S. 59. 
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lebendiges "Wesen, der Autor derjenigen Strafthat, welche die 
Grundlage zur Schaffung der Abstraktion war. Den Mechanis- 
mus der geistigen Erscheinungen begreifen, zu zeigen, wie sich 
in dem Verbrecher die Bedingungen des Verbrechertums ent- 
wickelt haben, wie er zum verhängnisvollen Moment der Ver- 
Übung der That schritt, mit andern Worten, den Verbrecher 
zu verstehen, das ist die Aufgabe für die, welche auf ihn 
wirken wollen: ihm die Möglichkeit zu nehmen, der mensch- 
lichen Gesellschaft zu schaden, ihn abzuschreken oder zu 
bessern. 

Das dunkle Gebiet der verbrecherischen, psychischen Er- 
scheinungen erhellt sich nach und nach dank den Arbeiten 
der Mediziner, der Psychiater und der Anthropologen. Es 
ist eine Menge von Thatsachen gesammelt, welche sich auf 
Pathologie und Psychologie des Verbrechens beziehen, die auf 
das Ziehen von Schlüssen hindrängen. Aber diese ersten Schritte 
der wissenschaftlichen Untersuchung geben nur das Recht zum 
Aufstellen von Hypothesen, aber nicht zum Aufstellen von be- 
stimmten, unerschütterlichen Sätzen. Wenn zum Studium der 
Verbrecher auch das Gefängnispersonal hinzugezogen wird, in- 
dem man für seine Ausbildung Seminare gründet mit obliga- 
torischem Kursus in der Psychologie und Psychiatrie, 9 ) so wird 
das Gebiet der Forschung ausgedehnter werden und gröfsere 
Glaubwürdigkeit der Thatsachen darbieten: bis jetzt hat das 
halbgebildete, im besten Falle nur juristisch gebildete Beamten- 
tum der Gefängnisse das reiche Material, welches in seinen 
Händen war, nicht zu benutzen vermocht: die unmittelbar mit 
dem Verbrecher in Verkehr getretenen Personen haben tausend 
Mittel und Wege, in die Seele desselben einzudringen; selbst 
seine heimlichsten Gedanken teilt er als Bandbemerkungen in 

*) Vgl. Vorschlag Witterte Z. II S. 495. Dagegen v. Jagemann, 
Organismus der Gefängnis -Verwaltung, HGW. II S. 21 Note 7. Vgl. 
tffk. XXI. 109, ebenda XXIV S. 326 ff., XXV S. 99. 
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Büchern oder in Inschriften auf Mauern und Thtiren mit. "0 
wenn auch diese Aussprüche nicht immer die reine Wahrb 
atmen, und wenn auch mitunter darin viel Affektation e 
halten ist, ist nicht schon die Affektation und die Lüge an u 
für sich Zeichen eines bestimmten psychologischen Zustande 
Die Kriminalisten sollten die Biographie und Psychographie c 
Verbrecher so studieren, wie Literarhistoriker die Biographie d 
Schriftsteller. Lombroso und seine Anhänger in Italien sai 
melten und sammeln das hierher gehörige Material. Wer au 
nur flüchtig seinen Blick auf diese „Palimpsestes des prisons 
auf diese Bekenntnisse und Briefe richtet, der wird anerkenne 
dafs sie ein eigenes Studium verdienen. 7 ) 

Hieraus ergibt sich, dafs die Kriminalpolitik bisher i 
Dunkeln herumgetappt ist, da sie weder ihren Feind no( 
dessen Kräfte kannte, noch die Bedingungen, welche ihn g 
schaffen haben. Daraus besonders erklärt sich der nicht au 
hörende Zuwachs der Zahl derjenigen, welche wieder in ein Ve 
brechen zurückfallen. 

Weil die Frage über den Rückfall alle Fragen des Stra 
rechts und Gefängniswesens in sich enthält, so spiegeln sich i 
ihr alle Mängel derselben. „La recidive est la pierre de touch 
tout ä la fois des lois penales et du Systeme penitentiair 
(Bonneville de Marsangy)." Hier wie überall steht die speziell 
Frage in enger Verbindung mit der allgemeinen: die vei 
bessernde Neugestaltung der Paragraphen, welche von den 
Rückfall handeln und die Abfassung eines — selbst des best« 
Kapitels über denselben Gegenstand allein — würde nicht ge 

*) cf. Archivio di psichiatria, scienze penali e antropologia orimi 
nale 1889 ff. Zum Studium der Verbrecher können die Sammlungen dei 
alten und neuen Fitaval dienen. Die neusten Erscheinungen dieser Ar! 
sind : Das Tribunal, herausgegeben von Dr. A. Belmonte. Hambarg seil 
1884. Deutscher JHtaval, herausg. v. Dr. Blum 1886. Vierteljahrschrifl 
für merkwürdige Fälle der Strafrechtepflege im In- und Ausland. Dr. 
K. Braun, Pandämonium, Hamburg 1886. 
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nügen. Es ist notwendig eine vollständige Revision des Systemes 
der Gesetzgebung und der Mittel, welche im Kampfe mit dem 
Verbrechen angewandt sind, vorzunehmen. 

Heutzutage kann man bereits einen Grundmangel der Ge- 
setzgebungen erweisen, ohne dessen Beseitigung von einem Er- 
folg im Kampfe mit dem Verbrechertum keine Rede Bein kann. 
Die Gesetzgebungen haben bis jetzt im grofsen und ganzen 
einen abstrakten, sich selbst gleichenden Typus des Verbrechers 
im Sinne, welcher in Wirklichkeit nicht existiert. 8 ) Die gegen- 
wärtige strafrechtliche Mafsmethode taugt nicht für die Mannig- 
faltigkeit der lebendigen Typen, welche vor Gericht und in der 
Strafanstalt erscheinen. Bei der Bestimmung des Strafmafses 
darf man nicht vergessen, dafs die Repression gegen den persön- 
lichen Zustand des Verbrechers gerichtet ist, und dafs die 
Verschiedenheit dieses Zustandes so grofs sein kann, wie die 
Zahl der übertretenen Rechte selbst. 

Die Verübung einer und derselben That von zwei Per- 
sonen, der Verstofs gegen ein und dieselbe Norm in einem und 
demselben Umfang 'gibt uns noch kein Recht, auf die Iden- 
tität der Schuldgröfse zu schliefsen : „jedes Wirkliche hat seinen 
selbständigen, teils nach seinem eigenen Gehalt, teils nach 
seiner Wirkung zu schätzenden Wert." •) Si duo faciunt idem 

8 ) Die Versammlung der Internat kriminal. Vereinigung hat fol- 
gende Erklärung einstimmig angenommen: „Die Vereinigung ist der An- 
sicht, dafs das gegenwärtig in Ansehung der Rückfälligen herrschende 
System mangelhaft und völlig ungenügend zu wirklicher Bekämpfung 
des Kück falls ist. 

Als Hauptmängel dieses Systems bezeichnet sie insbesondere: 
. 1. Die mangelnde Klassifikation und die gleichmäfsige Behandlung der 
Gewohnheits- und der Gelegenheitsverbrecher. 
2. Die mifsbräuchliche Anwendung zu kurzzeitiger Freiheitsstrafe, welche 
den Erfolg hat, dafs die Rückfälligen in die Gesellschaft wieder ein- 
treten, ohne dafs diese genügend gesichert ist." 
Hitteilungen der Internationalen kriminalistischen Vereinigung. 
I. Jahrg. S. 199. 

•) Wundt, System der Philosophie. Leipzig 1889. 
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non est idem. Das Ungleiche gleich behandeln, sagt v 

s tot ele 's, ist ein durch die Gerechtigkeit verurteilter Mifsg 

wie die Menschen nicht von Natur gleich sind, so sollen si 

auch nicht vor dem Gesetz sein. In der Medizin sagt mai 

gibt keine Krankheiten, es gibt nur Kranke. — in der Ji 

prudenz mufs man von dem Satz: es gibt kein Verbrec 

es gibt Verbrecher, weitergehen und behaupten : es gibt nur 

Verbrecher (Lacassagne). An die Spitze des Strafensystems 

man das Prinzip der Individualisierung stellen, welches zugh 

eine Basis für gesetzgeberische, richterliche und vollstreckbare 

walt zu sein hat. „Der Grundsatz der Individualisierung st 

nicht im Widerspruch zur Gerechtigkeit, sondern ist erst de 

wahre Erfüllung" (t). Holtzendorf). 10 ) Die Aufgabe der vollen 

vididualisierung kann nicht dem Gesetzgeber auferlegt werd 

weil eine aprioristische Aufstellung aller Formen des verbrec 

rischen Charakters und ihnen entsprechender Mafsregeln unm 

lieh ist. Nur der, welcher durch unmittelbare Erfahrung ( 

Missethäter kennen lernt, ist im stände, Quantität und Quali 

der Repressivraafsregeln zu bestimmen. Das Bewufstsein die: 

Wahrheit hat wieder den längst dagewesenen Streit auf < 

Szene gerufen : über die Grenze der gesetzlichen Bestimmung 

des Strafmafses und des richterlichen Ermessens. Die ne 

Richtung drückt sich in ihren radikalen Formen in der voll 

Abschaffung des Strafmafses aus, und in der Einführung d 

indeterminierten Strafe. n ) — Anerkennend die Logik d 

,0 ) v. Holtzendorf, Die rechtlichen Prinzipien des Strafvollzugs HG" 
I S. 389. Litteratur der Individualisierung: Wahlberg, Prinzip der In 
vidualisierung 1869 u. seine and. Schriften, v. Holtzendorf, Verhandlu 
des VI. Deutschen Juristentags I S. 635. d'Alinge, Die Besserung auf d< 
Wege der Individualisierung. Lpz. 1865. Sichart. Über Rückfalligln 
1881, öl ff. Vgl. auch r. Ihering, Geist des römischen Rechts, zweit 

Teil I. Abteil. § 29: „die Freiheit und Gleichheit — einst das Losunj 

wort der Edelsten und Besten, dann das Feldgescbrei gerade der wild 
Masse." 

") Kröpelin, Die Abschaffung des Strafmafses. Vgl.r. Liszt, Krimini 
politische Aufgaben. Z. Bd. IX S. 496. 
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Beweises der Verteidiger dieser Richtung, und indem wir im 
Prinzip uns ihr anschliefsen, in Anbetracht des heutigen Zu- 
standes des Strafvollzuges und der Bildung der Strafvollzugs- 
beamten, finden wir, dafs für die jetzige Zeit es notwendig 
ist, das Prinzip beizubehalten, welches in der Resolution des 
Stockholmer Geföngniskongresses anerkannt wurde: Le mode 
(Vexicution de la peine doit etre determine' par la loi dans Uta 
points essentiels, sauf aux rfylements d'administration publique a 
regier les däaih. 1S ) 

Der Prozefs der Individualisierung, welche jetzt den Kern- 
punkt der Reformen bilden soll, dessen Spuren im Strafrecht 
und Strafvollzuge bemerkbar sind, ist das Resultat einer langen 
historischen Evolution. In Epochen roher Unkultur wurde die 
schädliche Thätigkeit der einzelnen Persönlichkeiten als Schuld 
ihres Familienstammes betrachtet. Die Reaktion wurde gegen 
Schuldige wie Unschuldige mit gleicher Härte gerichtet: man 
kannte weder Mafs noch Unterschiede. In den darauf folgenden 
Epochen sonderte man den Verbrecher ab von der Umgebung, 
in welcher er sich befand, aber die Störer der öffentlichen Ord- 
nung bildeten noch eine einförmige Masse. Der Prozefs der 
Gruppierung, der Sonderung der Schuldigeren, schritt langsam 
vorwärts : „erst mit der wachsenden Einsicht in die Beschaffen- 
heit des Willens- und Thatmomentes der sich differenzierenden 
Verbrechen werden die Grade der Energie des widerrechtlichen 
Willens, die Reife des Vorbedachtes, die leichtere oder schwieri- 
gere Vermeidlichkeit eines Irrtums, die Stufen der Unvorsich- 
tigkeit und Fahrlässigkeit gemessen." lS ) Die Skala der Taxierung 
der Schuld ändert sich, es werden mehr Stufen der Gradation 
auf ihr aufgetragen und sie wird empfindlicher in Bezug 

»») Le congres penitentiaire international de Stockholm t. I p. 188. 

,s ) Wahlberg, Das Mafs und der mittlere Mensch im Strafrecht. 
Wien 1878 S. 8. G. Simmel, Über soziale Differenzierung. Soziologische 
und psychologische Untersuchungen. 1890. 
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auf das Schwanken der Bedingungen, welche die Schuld 
stimmen. 

Die Ursache der langsamen und allmählichen Differenzie 
liegt darin, dafs in der ursprünglichen Epoche und iii 
Epoche mit unentwickelter Kultur in Wirklichkeit gröfsere 
formigkeit zwischen den Mitgliedern ein und derselben Gn 
oder desselben Stammes vorhanden war. Die Mitglieder 
Gemeinde, welche unter denselben Bedingungen leben, wi< 
in ihren Charaktereigenschaften wenig von einander ab. 
ein breites und intensives Leben hat eine grofse Indivi« 
lisierung der Leidenschaften, Wünsche, Begierden, Charak 
hervorgerufen : mit der allgemeinen Differenzierung schritt a 
der Prozefe der Differenzierung der Missethäter vor. Währ 
ein Individium dem anderen Individium unähnlicher zu wer 
anfing, fing auch ein Verbrecher an, dem anderen unähnlic 
zu werden. 

Der Mangel an Gruppierung lag auch darin, dafs < 
jenigen, welche richteten, die Mafsregeln gegen den Verbrec 
trafen, nicht analysieren konnten : ihnen fehlte die Möglichk 
den Schuldigen von dem Unschuldigen, das mehr Schuld 
von dem weniger Schuldigen zu scheiden: die Nebelfle« 
konnte man nur mit dem Teleskop von Berschel auflösen. 

Vor das entwickelte Bewufstsein der Gesellschaft, wek 
von der Idee der Gerechtigkeit und Zweckmäßigkeit dur< 
drungen ist, stellt sich die Aufgabe, das Kriterium für d 
Grad der Zurechnungsfähigkeit zu finden auf Grund der I 
kenntni8 des psychischen Lebens des Menschen. Wir könn 
noch nicht „die Ärmel aufstreifen, um die Vivisektion d 
menschlichen Herzens nach wissenschaftlicher Methode vorz 
nehmen" 14 ) und eine genaue Abschätzung des psychisch 
Lebens des Verbrechers zu geben, aber die Versuche, die ve 
schiedenen Kategorieen und Gruppen von Verbrechen aufz; 

") Mosao, La peur. Paris. Alcan p. 10. 
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stellen, können schon heute auf Grund der wissenschaftlichen 
Daten gemacht werden. 

Es gibt hinlänglich viele und verschiedene Klassifikationen. 1 ') 
Weisen wir auf einige hin: Lombroso teilt die Verbrecher in 
drei Kategorieen: 1. Delinquent nati, geborene Verbrecher, 
circa 40°/ 0 der Gesamtzahl, 2. Gelegenheitsverbrecher — circa 
60 °/ 0 — , hierher gehören die Verbrecher aus Leidenschaft, aus 
dem Sichhineinreifsenlassen , aus besonderen Umständen und 
3. Alkoholisten (i rei pazzi, d'occasione, per passione, alcoolisti). 

Benedikt nimmt 4 Gruppen an: 1. Gelegenheitsverbrecher, 
2. gewerbsmäfsige, 3. infolge von Krankheit, infolge von zeit- 
weiliger oder permanenter Vergiftung (par intoxication tem- 
poraire ou permanente), 4. Entartete. 

Marro 19 ) teilt sie in 3 Gruppen, nur auf Grund der or- 
ganischen Merkmale: die erste Klasse umfafst die Verbrecher 
mit vorwiegend atavistischen Merkmalen (caratten attavict), zu 
welcher die Mörder gehören, Ehrenräuber, Strafsenräuber u. s. w. ; 
die zweite Klasse diejenigen mit vorwiegend atypischen Merk- 
malen {caratteri atipici, o teratalopici) z. B. Brandstifter; die 
dritte die mit vorwiegend pathologischen, oft in Verbindung 
mit atavistischen und atypischen. Garofalo sagt in der letzten 
Auflage seiner Criminologie: „Si nous n'avons pas le type 
anthropologique du criminel, nous avons bien certainement trois 
types physionomiques : Tassassin, le violent, le voleur". 17 ) 

Ferri teilt die Verbrecher in 5 Kategorieen: 1. geborene 
oder instinktive Verbrecher, 2. solche aus Leidenschaft, 3. Ge- 
legenheits-, 4. Gewohnheitsverbrecher und 5. Verrückte (crimi- 
nels alienes), die der Strafe nicht zu unterwerfen sind. 18 ) 

,5 ) Actes du congres international d'anthropologie criminelle, Rome 
1885 p. 116—146. 

M ) Marro, I caratteri dei delinquenti 1887 p. 439, 440, 441. 
17 ) Garofalo, La criminologie p. 75, 141. 

") Ferri t Nuovi orizonti del diritto e della procedura penale 1884 
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Wir werden uns liier nicht in eine Kritik aller c 
Gruppen einlassen ; noch sind sie nicht festgestellt und b: 
wie wir schon oben gesagt, nur einen Versuch zur Herste 
der richtigen Abteilungen der Verbrecher. Weiter werder 
über das Prinzip reden, welches bei der Klassifikation d 
zuführen ist, jetzt gehen wir zu der Einteilung über, w 
die Sympathie vieler für sich hat und als herrschend betra 
werden kann : das ist diejenige von G ewohnheits- 
Gelegenheitsverbrecheru. Iw ) 

Die allgemeine Charakteristik der Gelegeuheitsverbre 
führt dahin, dafs der Gelegenheitsverbrecher in ein D 
fällt unter Einflufs äuiserer Umstände, aus plötzlich hei 
gerufenen Antrieben, sowie aus unerwarteten Konflikten äulV 
Umstände und innerer geistiger Zustände. Er ist fern da 
die Gelegenheit zur VerÜbung eines Verbrechens zu sud 
er würde ihr aus dem Wege gehen, denn im Grunde se 
Herzens verabscheut und verurteilt er den Verbreeher. Dergleü 
Verbrecher sind solche aus Leidenschaft, die im Augenblick 
Zomausbruches sich nicht beherrscht haben, Personen, die ei) 
starken Geschlechtstriebe unterlagen und infolge dessen 
zucht oder Notzucht verübt haben. Dergleichen sind diejenij 

p.214. Vgl. weiter Colajanni, Socialismo e sociologia crirainale t I p. 3 
Ellis, The criminel. London 1890. Introductiou. 

,w ) Litteratur : v. Valentini, Das Verbrechert um in den Preufs. Staa 
Lpz. 1869. Starke, Verbrecher und Verbrechen in Preufsen. Berlin 
S. 220 ff. Wahlberg, Gesammelte kleinere Schriften u. Bruchstücke i 
Strafrecht. Bd. III 55. 101. 213. v. Liszt, Der Zweckgedanke im St 
recht. Z. III 1 ff. Lehrbuch S. 13. Prins, Criminalite et repres* 
Du Cane, The punishment and preveution of crime 1885. BennecL 
VI S. 187 ff. Aschrott Z. VIII S. 1 ff. Medcm Z. VII S. 135. Kro, 
Lehrbuch der Gefängniskunde S. 216. Kirn, Criminal-Psvchologie in i! 
Beziehung zum G.wesen. HGW. I 72. r. Holtzendorft', ebenda I S. • 
Inspektor Byrnes, Professional Criminals of America, u. viele andere. 1 
noch die Litteratur bei Ferri, Nuovi orizonti p. 267 ff. In England 
die Scheidung zwischen Gewohnheit«- und Gelegenheitsverbrechern bc 
im Jahre 1864 (Habitual criminel Act) durchgeführt; in Frankrt 
durch das Gesetz vom 27. Mai 1886. 
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welche aus Not, aus Rache, aus Affekt handelu, mit einem 
Wort alle die, welche keine Neigung zum Verbrechen zeigen, 
sondern durch aufser ihnen liegende Umstände dazu Anlafs 
finden. Nach ihrer Verhaftung zeigen sie Reue, bedauern das 
Vorkommnis, legen ein Geständnis ab und entlassen kehren sie 
zum ehrlichen Leben zurück. 

Der Gewohnheitsverbrecher ist der Typus eines andern 
Charakters, in ihm herrschen vorwiegend innerliche Motive: 
Faulheit, Arbeitsscheu, Trunksucht, Genufssucht, Neiguug zu 
üppigen Genüssen bei möglichst geringer Anstrengung. Ihn 
treiben die antisozialen Impulse. Er wächst unter Verbrechen 
auf, er verwächst mit dem Verbrechen, er freut sich über die 
sich ihm darbietende Gelegenheit. Bei ihm gibt es keinen 
Kampf, keinen Versuch, seine verbrecherischen Wünsche zu zügeln: 
die böse Gewohnheit ist an die Stelle des Vorsatzes getreten; 
bei ihm ist das Verbrechen nicht mehr Mittel zum Zwecke, 
denn es ist Selbstzweck. Er nimmt seine Zuflucht zur Lüge, 
gibt sich Mühe, mit allen Mitteln der Gerechtigkeit aus dem 
Wege zu gehen, und zeigt weder Reue noch Bedauern über das 
Vorkommnis. 

Als Unterart der Gewohnheitsverbrecher erscheint der ge- 
werbsmässige Verbrecher, welcher aus dem Verbrechen die 
Quelle seiner Existenz macht: er sucht die Gelegenheit zur 
Vorübung des Verbrechens mit Eifer und Überlegung — es 
sind dies die Verbrecher gegen das Vermögen, welche die Art 
des Diebstahls, des Raubes und des Erpressens so studieren, 
wie der Handwerker sein Handwerk. In ihrem Organismus 
gibt es nichts Anormales, sie sind, wie Ellis sagt, die Aristo- 
kratie der Verbrecher. 20 ) 



*°) »The professional criminal , though not of modern development, 
adapts himself to modern conditio d.h. In intelligence , and in anthro- 
pological race generally, he represents the criminal aristocracy." Ellis, 
The criminal. London 1890 p. 22. 
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Diese Einteilung der Gruppen hat, wie bemerkt, fast all{ 
meine Anerkennung gefunden. Als besonders eifriger Vert 
diger der Unterschiede zwischen Gelegenheits- und Gewohnhei 
Verbrecher ist Wahlberg in verschiedenen seiner Schriften a 
getreten, im Gewohnheitsverbrecher findet er Anomalieen 
Denken, Fühlen, Wollen und Handeln. Gewohnheitsverbrecl 
ist für ihn der Ausdruck einer zuständlich gewordenen, psyc 
moralischen Entartung des Übelthäters. Er und viele 
dere haben Versuche gemacht, die Gewohnheitsmäfsigkeit 
definieren und die Merkmale aufzuweisen, nach welchen sie 
vorhanden angesehen werden kann. „Ein Delikt gewohnhe 
mäfsig begehen sagt Binding, „heifst es begehen inf( 
einer durch Übung ausgebildeten bewufsten oder unbewufs 
Neigung zu Wiederholung von Delikten gleicher Art." tl ) 

Aber alle bis jetzt aufgestellten Definitionen sind prakt: 
nicht brauchbar. Dochow**) findet, dafs der Begriff der 
wohnheit etwas vage und schon aus diesem Grunde für 
Gebrauch des Strafrechts nicht besonders verwendbar 
Hälschner **) bemerkt, dafs ein Hang zur Gewohnheit frei 
nicht unmittelbar und als solcher erkennbar ist, und es 1 
der Richter immer nur nach Prüfung der näheren Umstü 
der That die Frage zu beantworten vermögen, ob sie eine 
wohnheitsmäfsige, aus einem verbrecherischen Hange entsprui 
sei, oder nicht. Eine genaue Kritik der verschiedenen De 

fl ) Binding, Handbuch des Strafrechte I S. 550. Olshausen, 1 
ment&r zum Reichsstrafgesetzbuch 1890 Bd. II § 260 N.3. Merkel, Lehr 
S. 327. Hälschner, Das gemeine deutsche Strafrecht Bd. IS. 543. v. j 
Lehrbuoh S. 242 und andere. So auch in der Französischen Litter 
„L'habitude est un faxt complexe qui consiste dam une Berit d'aet 
une pratique rHteree du meme acte. Chauveau et Faustin Helie. Th 
du Code penal N. 1542, Bd. IV p. 267. Vgl. Garraud, Traite theoriq 
pratique du droit pänal francais 1891, t. IV p. 513 N. 491. 

M ) Dochow, Zur Lehre von dem gewerbs- und gewohnheitsmä! 
Verbrechen, S. 19. 

M ) Hälschner, System I S. 544. 
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tionen der Gewohnheitsmäfsigkeit gibt von Lilienthal, 24 ) aus 
welcher man siebt, dafs eine genügende Begriffsbestimmung 
derselben, welche dem Richter eine feste Norm gebe, auf 
Grund deren er feststellen könne, dafs er es mit einem Ver- 
brecher zu thun habe, welcher seine That gewohnheitsmäfsig 
betrieb, noch fehlt. 

"Was die anthropologischen Merkmale anderseits betrifft, 
welche den gewohnheitsmäfsigen von dem Gelegenheitsverbrecher 
unterscheiden sollen, so sind sie nicht so festgestellt, um nach 
ihnen zu richten beim Fällen des Urteils: „Man schickt nicht 
einen Menschen in das Gefängnis, weil er ein schlecht gebautes 
Kinn oder unregelmäfsige Ohren hat". 25 ) 

Es unterliegt keinem Zweifel, dafs der, bei welchem die 
verbrecherische That als eine vereinzelte Erscheinung, als eine 
Episode, als ein Vergehen, welches nie wieder vorkommt, sich 
zeigt, eine andere Behandlung verdient, als derjenige, welcher 
vielmals mit dem Strafgesetz in Kollision geraten, dessen Leben 
mit Thaten gefüllt ist, die in der Übertretung der Rechtsord- 
nung bestehen. Aber indem wir auf die praktischen Hindernisse 
hinweisen, welchen diese Einteilung begegnet, haben wir zu be- 
merken, dafs sie eine nicht ganz genaue und nicht ganz voll- 
ständige ist. Nicht ganz genau ist der Unterschied . welcher 
der Einteilung in Gelegenheits- und Gewohnheitsverbrecher zu 
Grunde gelegt ist. Der erste, sagt man, ist das Produkt der 
äufseren Umstände, der zweite ist prädisponiert zum Verbrechen 
wegen innerlicher Ursachen. Aber es ist unmöglich, eine That nach 
ihren inneren oder äufseren Ursachen so zu unterscheiden : jede 
Handlung, sei es eine verbrecherische oder nicht, ist das Äqui- 
valent von zwei Kräften: innerlichen und äufseren. Die Ver- 



**) v. Lilienthal, Beiträge zur Lehre von den Kollektivdelikten. 
Leipzig 1879, S. 33 ff., 39 ff., 88 ff. 

m ) Liveillc, Mitteil, der Intern. Kr.Ver. II. Jahrg. S. 222. 

Abhandlangen des kriminalistischen Seminars. III. 2 
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brechen , welche man gewöhnlich als gelegentliche bezeichnet 
sind nicht ein Resultat der Gelegenheit. Niemand begebt ei 
Verbrechen, weil sich dazu eine Gelegenheit darbietet. Ein g( 
wohnlicher Käufer stiehlt nicht Sachen im Laden, nur weil de 
Verkäufer sich umdreht. Es gibt eine Klasse von Verbreche] 
die man Gelegenheits- oder besser Zufallsverbrechen nenne 
könnte — das sind diejenigen, deren Vorkommen unerwarte 
ohne Willen und Wissen der Verübenden geschieht: so die fah 
lässigen Vergehen. Alle anderen, deren Begehen mit Bewufstse 
stattfindet, enthalten in sich irgend welches Motiv. Stieb 
jemand im ersten oder im zehnten Fall, so stiehlt er imni' 
entweder aus Gewinnsucht oder irgend welcher anderer erwartet 
Vorteile halber : stehlen ohne Motive, stehlen nur um zu stehle 
aus dem Diebstahl den Zweck, nicht das Mittel machen, d 
kann nur ein Kleptomane, welcher nach Instinkt handelt, na' 
erblicher Gewohnheit — ein Kranker. — Es ist deshalb d 
Einteilung, welche die Motive nicht berücksichtigt, nicht vo 
ständig. Jede menschliche Handlung soll nach ihren äufser 
Erscheinungen und den Motiven, welche sie hervorgerufen hab< 
geschätzt werden. Deshalb wird die Häufigkeit der Wied« 
holung nur die eine Hälfte für die Schätzung sein, die zwe 
— das Motiv. 

Aber das Gebiet der Motive berüliren, heifst nach A 
sieht vieler Juristen das Gebiet der Jurisprudenz überschreit 
und in dasjenige der Moral übergehen, oder zwei Sphären v 
wechseln, welche im Anfang der geschichtlichen Entwicklu 
kongruierten und kraft des Fortschritts jedes einzelnen Gebi 
sich voneinander trennten. Die gesetzgeberische Kunst j 
dem Gebiete des Strafrechtes besteht, ihrer Meinung na 
darin, diejenigen Handlungen auszuwählen, welche ohne Rü 
sieht auf Zweck und Beweggründe unter Strafe gestellt wert 
können. 28 ) Dem Rechte ist das Gebiet der äulseren Verhl 

8<J ) Vgl. z. B. Meyer, Lehrbuch des deutflohen Strafrechte S. 20* 
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nisse überlassen, es steht in keiner Beziehung zu dem innern — 
wo dieses in Betracht kommt, ist das Gebiet der „Souveränität 
des Einzelgewissens", das Reich der Moral. Wenn als Beweis 
für die Richtigkeit dieser Theorie die geschichtlichen Daten dienen 
könnten, 87 ) so könnte sie die Bestätigung in den Gesetzgebungen der 
neuen und alten Zeit finden, in welchen man die subjektive Seite, die 
Beweggründe der Handlung fast gar nicht berücksichtigte, uud 
wenn man uns sagt, dafs „das positive Recht die Bedeutung des 
Zweckes oder der Motive der Handlung in der negativen Be- 
handlung von jeher anerkannte, dafs es ihm niemals die die 
Schuld der verbrecherischen That tilgende Kraft beigelegt," 28 ) 
so heifst das nichts anderes, als dafs das positive Recht von 
jeher die Bedeutung der Motive nicht anerkannt hat. Später 
werden wir auf die Bedeutung der Motive für die Lehre des 
Rückfalls hinweisen , hier, obzwar es nicht der Ort ist , in die 
Frage der Verhältnisse der Moral und des Rechtes eingehend 
uns einzulassen, müssen wir, da wir ein sehr grofses Gewicht 
auf die Berücksichtigung der Motive legen, die enge Verwandt- 
schaft der beiden betonen. 

* 

Zweck der sittlichen und juristischen Normen ist, das 
soziale Verhalten, dessen Zweck seinerseits das höchste Glück 
der Gesellschaft ist, zu regulieren. Die Ethik der Neuzeit be- 
rücksichtigt nicht nur die Motive der Handlung , sondern auch 

27 ) Allen denjenigen gegenüber, welche ihre Theorieen über das, was 
aein soll, nur auf geschichtliche Entwicklung aufbauen, antworten wir 
mit den trefflichen Worten von Stammler: „ob etwas Recht sein soll, das 
lafst sich niemals an der Hand eines Mafsstabes ausmachen, der nur durch 
empirische Forschung gefunden wäre ; weder durch eine solche bezüglich vor- 
handenen Rechtes, noch auch anderer geschichtlicher Thatsachen. Ziel- 
punkt und Richtmafs für das Sollen, auch bezüglich der Kritik be- 
stehenden Rechtes, müssen in einer anderen Art und Weise der wissen- 
schaftlichen Untersuchung festgestellt werden, wie auf dem Wege 
historischer Erkenntnis und nur empirischer Forschung." Über die 
Methode der geschichtlichen Rechtstheorie (Festgabe zu ß. Windscheids 
fünfzigjährigem 'Doktorjubiläum) S. 26 — 27. 

■J) HMsckner, System I S. 404. 

2* 
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deren Erfolg: sie schreibt nicht nur der Gesinnung, sondei 
auch den objektiven Gütern einen selbständigen Wert zu, s 
betont , dafs der Wille nicht allein durch das Wollen gut i 
(Kant), sondern „nur dann, wenn er mit Aufgebot aller Krc 
den Erfolg herbeizuführen sich bemüht, in der That also 
das wirksame Handeln übergeht." Von solchem Standpun 
aus ist der Unterschied zwischen Moral und Recht nur < 
quantitativer, nur ein Unterschied im Umfange. S9 ) 

In ihrem Bestreben zur Verwirklichung des mehr int< 
siven, extensiven und sozialen Lebens bedient sich die Mo 
des Rechtes. Man hat das Recht ein „Kapitel der Moral", 
man hat es „das ethische Minimum" genannt, 81 ) aber am best 
damit nicht nur seine Stellung zur Moral, sondern zugle 
sein Verhältnis zur Würdigung der menschlichen Handlung 
zeichnend, könnte man es Pädagogik der Moral nennen, 
solche kann es die Motive der Handlung nicht aufser a 
lassen, und nachdem die Ethik der Neuzeit dem Rechte ge£ 
über einen grofsen Schritt gemacht hat durch Anerkennung 

w ) „Die Staatsgewalten bestimmen Rechte und Pflichten nu 
weit, als das öffentliche Landes- und Ortsinteresse ins Spiel kommt. 
Moral, die Sitte der guten Gesellschaft, die Mode usw. greifen 
ihren Vorschriften zum Teil über die Staatsgrenzen fort und arb» 
an den ersten Fäden allgemein menschlicher Solidarität. u E. Laas, 1 
Hsmus und Positivismus II. Teil S. 245. Leibniz nennt die Ethik seh 
naturalis. Richtiger wäre es, sie scientia juris universalis zu nenn« 

Noch ein Unterschied zwischen Moral und Recht sei hervorgeh« 
Ganz richtig bemerkt Sigtcart (Vorfragen der Ethik S. 25) : „Der Gl 
satz „Der Zweck heiligt die Mittel" ist durch den Misbrauch in V 
gekommen, in der That aber kann ihn kein ethisches System entbe 
und die Frage ist nur, welche Zwecke welche Mittel rechtfertigen, 
in welchen Fällen und nach welchem Prinzip ein Gut einem an« 
aufgeopfert, eine Pflicht um der andern willen versäumt werden n 
Der genannte Grundsatz pafst nicht für das Recht: das Recht beg 
die Thätigkeit, schreibt die Mittel vor, schliefst einige aus. 

*°) Schopenhauer, Sämtl. Werke. Leipzig 1890, II S. 400. 

") Jellinek, Die sozial-ethische Bedeutung von Recht, Unrech 
Strafe S. 42. 
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Wertes der objektiven Güter, soll die Jurisprudenz ihrerseits 
einen Schritt, aber in grade entgegengesetzter Richtung, nach der 
Ethik hin thun, und viel mehr die subjektive Seite der Handlung, 
die Motive zur Anerkennung bringen. Die Übertretung der 
Norm, die Rechtsverletzung soll — wie die Übung für die Ge- 
wohnheit — Erkenntnisgrund der verbrecherischen Thätigkeit 
sein. Die Thätigkeit selbst soll durch die Bedingung ihrer 
Existenz bestimmt, erklärt und gewürdigt werden. Die Hand- 
lung von ihren Motiven trennen, heifst ein Untrennbares trennen 
wollen. Treffend sagt Hegel: „Mord und Brand z. B. sind 
als Allgemeines noch nicht der positive Inhalt meiner, als 
des Subjektes. Hat jemand dergleichen Verbrechen begangen, 
so fragt man, warum er sie verübt hat. Es ist nicht der Mord 
des Mordes wegen geschehen, sondern es war dabei noch ein 
besonderer positiver Zweck. Würden wir aber sagen, der Mord 
geschah aus Mordlust, so wäre die Lust schon der positive 
Inhalt des Subjekts als solcher, und die That ist alsdann die 
Befriedigung des Wollens desselben." 82 ) Die Strafe, welche die 
Motive nicht berücksichtigte, würde nur die Reaktion gegen den 
Leib, gegen die physische Seite sein, ohne die psychische, die 
moralische, ohne die Triebe zu berühren, welche die Grundphä- 
nomene sind, von denen alle geistige Entwicklung ausgeht. 

Der Staat soll sich bestreben, die Motive zum Verbrechen 
wegzuschaffen , und um das erfüllen zu können , hat man sie 
kennen zu lernen. Wir werden nicht nur mit JeUinek sagen, 
dafs „jede Theorie, welche das Juristische vom Ethischen son- 
dern will, an der Begründung der Schuld scheitern muls", 88 ) 
sondern noch hinzufugen, dafs solche Theorie die Erreichung 
des Strafrechts unmöglich macht. Deshalb stellt sich die Be- 
rücksichtigung der Motive der verbrecherischen That als theo- 

M ) F. Hegel, Grundlinien der Philosophie des Rechts § 121. Zusatz. 
**) JeUinek, Die sozialethische Bedeutung von Recht, Unrecht und 
Strafe, S. 58. 
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retische und praktische Notwendigkeit heraus. Die Jurisprude 
darf nicht Veranlassung zu dem Witzworte (Schlegel) gehe 
dafs die ethische Theorie, welche die individuellen Momen 
der Handlung nicht berücksichtigt, auf den innern Teil geschl 
gene Jurisprudenz sei. Mag der Schwerpunkt der ethisch« 
Würdigung auf den Motiven liegen , der juristischen auf d 
Handlungen, so soll doch die eine wie die andere beide lt 
rücksichtigen. 

Von Seite derjenigen, welche die Notwendigkeit der B 
rücksichtigung der Motive anerkennen, stellt sich als Hinderr 
zur praktischen Verwirklichung die Unmöglichkeit auf, in d 
Geheimnisse der menschlichen Charaktere, in die Beweggrtinc 
welche die Handlungen leiten, einzudringen. Die Umstand 
dafs die Motive derselben oft komplizierter Art, schwer übt 
sehbar sind, bringt man als Argument vor gegen die Zulassui 
der Klassifikation der Handlung den Motiven nach, bei ihr 
juristischen Würdigung. Wir glauben, dafs diese Einwän 
übertrieben sind. In konkreten Fällen ist es dem scharfsinnig 
Forscher nicht schwer, die Motive der Handlung festzustelU 
Derjenige, welcher viele Daten, viele Zeugnisse über den Cr 
rakter des Subjektes, von seiner Art und Weise des Lebei 
vor sich hat, wird nur selten nicht imstande sein, die Triebfed 
welche dasselbe in Bewegung gesetzt, zu erklären. Wenn 
richtig ist, dafs — „wie ein Botaniker an einem Blatte die gan 
Pflanze erkennt, wie Cuvier aus einem Knochen das ganze T 
konstruierte, man aus einer charakteristischen Handlung eii 
Menschen eine richtige Kenntnis seines Charakters erlang 
kann", 84 ) dann ist noch richtiger der umgekehrte Satz: A 
ganzen Reihen der charakteristischen Züge und Bedingung 
des Lebens kann man die Beweggründe neuer Handlungen 1 
stimmen. Der menschliche Charakter ist in den meisten Fäll 

* I I ab* 

* 

f * 

**) Schopenhauer, Sämtliche Werke. Leipzig 1891 VI. Bd. S. S 
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■ein einheitlicher; bei ihm handeln ein und dieselben Beweg- 
gründe, die seinen physischen und moralischen Gehalt bestimmen. 
Diese Zerstückelung und Mannigfaltigkeit unseres Ich, auf 
welche die Psychologie und Psychiatrie hinweist, ist in ihren 
aufseren Erscheinungen ein krankhafter Zustand — im übrigen 
kommt sie verhältnismässig selten vor und hauptsächlich 
bei Individuen, welche auf einer höheren Stufe der geisti- 
gen Entwicklung stehen, deren Anteil am Verbrechertum nicht 
grofs ist. Je mannigfaltiger das geistige Leben ist, je mehr 
Vorstellungen man hat, desto bewegter und mannigfaltiger ist 
das Gefühls- und Begehrungsleben. Die meisten Verbrechen 
stammen aus nicht komplizierten Motiven her : die Verbrecherklasse 
ist arm an allem — Gedanken, Vorstellungen, Gefühlen, Mo- 
tiven. — Der Umstand, dafs die verbrecherische That mitunter 
Folge der komplizierten Motive ist , kann nur noch dringender 
auf die Notwendigkeit ihrer Untersuchung hinweisen. Von 
emer solchen Aufgabe absehen, heifst die ernste Pflicht nicht 
erledigen. 

Dafs bei solcher Untersuchung Fehler möglich sind, geben 
wir zu, aber überall operieren wir mit der Möglichkeit, bei 
welcher diese nicht ausgeschlossen sind. Das richtige Verdikt 
z. B. wird dasjenige sein, welches nach wirklichen Wahr- 
scheinlichkeiten die Schuld oder Unschuld des Thäters 
annimmt. 85 ) Deshalb ist es besser, bei der Bestimmung der 
Strafe eine Richtschnur anzunehmen, bei welcher Fehler vor- 
kommen können, als sich an eine solche zu halten, welche ganz 
und gar falsch ist. Als dergleichen betrachten wir die Taxie- 
rung der Strafe nur nach der objektiven Seite der Handlung. 

Bei der Beurteilung der Rückfalligen wird es dem Richter 

*•) Vgl. PoUson, Recherches sur la probabilite* des jugemens. Paris 
1837. v. Krics, Wahrscheinlichkeit und Möglichkeit im Strafrechte. Z. IX 
S. 586. Derselbe, Die Prinzipien der Wahrscheinlichkeitsrechnung. Frei- 
burg 1886, S. 260. 
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noch leichter, als hei der Beurteilung des ersten Verbrechen 
die Motive der That zu ermitteln. Das Strafregister, dess* 
wir unerläfslich bedürfen, und worin alle Thatsacheo der Pe 
sönlichkeit einzutragen sind, wird dem Richter die vita ant 
acta mitteilen, und er kann dieselbe bei Fällung des Urtei 
berücksichtigen. 

Diese Aufgabe ist nicht den Kräften derjenigen Rieht 
entsprechend, welche mit vollem Bewufstsein sagen: „meii 
Thätigkeit ist eine rein arithmetische ; u se ) aber der, dessen Au 
gäbe es ist, die menschliche Handlung zu beurteilen, soll i 
gleich Philosoph, Psychologe und Moralist sein. Eine ei 
formalistische Auffassung ist nirgends am Platze, am wenigst« 
bei dem Richter.* 7 ) 



Wir sehen nach alledem, dafs es die Aufgabe der Wisse 
Schaft vom Strafrecht ist, die Merkmale zu finden , welche a 
geringere oder gröfsere Verdorbenheit des Thäters zeigen , d 
Verbrecher in Gruppen zerteilen und ihnen entsprechende B 
handlung angedeihen lassen. Diese Aufgabe kann noch hei] 
zutage nicht in ihrem vollen Umfange gelöst werden , d 
öffentliche Leben aber kann nicht auf diese Lösung warten, d 
Gesellschaft fordert die unmittelbare Annahme der Mitt< 



Jc ) Kulemann, Erste Landesversammlung der Gruppe Deutsch. Reit 
Halle a. S. 21. bis 27. März 1890. 

37 ) „Der Rechtsgelehrte, aber nur der philosophische Rechtsgelehr 
ist zum Katgeber für den Gesetzgeber des Staats berufen," sagt Feuerbat 
Wir gehen noch weiter und sagen: nur der philosophische Kechtsgeleh 
ist berufen, den Willen des Gesetzgebers auszulegen und ihn zur Anw« 
dung zu bringen. 

Vgl. Gutachten von Pr. Dr. Bmneke und die Debatten über < 
.Frage: „Empfiehlt es sich, in den juristischen Vorbereitungsdienst < 
theoretische und praktische Ausbildung für den Strafvollzug (Psycholog 
Gefängniswesen, Kriminalpol.) aufzunehmen ? " Erste Landesversammlu 
der Gruppe Deutsches Reich. Halle, 26. u. 28. März 1890 S. 82 ff. 
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welche zu seiner Existenz notwendig sind : ein ruhiges Abwarten 
der Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchung, der Ver- 
zicht auf Thätigkeit bis zum Erhalten der festen und unum- 
stöfslichen Gewifsheit widerspricht ihren Interessen. Sie fordert, 
dafs die "Wissenschaft sofort ihr antwortet, wie man in der 
jetzigen Zeit bei dem jetzigen Wissen zu handeln hat 
gegen die, welche ihrem Rechtsleben sich nicht anpassen, welche 
antisoziale Neigungen zeigen. Zur Verfügung der Wissenschaft 
steht jetzt ein Mittel, mit welchem sie die Bedürfnisse der Ge- 
sellschaft teils erfüllen kann, und zugleich dem erwünschten 
Zweck — richtige Schätzung der Verbrecherindividualität — 
sich zu nähern vermag : dieses Mittel ist sorgfältige Bearbeitung 
der Lehre von dem Rückfall. Hier können wir mit grösserem 
Recht und gröfserer Sicherheit denen entgegentreten, welche 
die normale und ruhige Entwicklung der Gesellschaft hindern. 
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Der Rückfall als soziale Erscheinung. 

Geben wir zuerst einige statistische Daten über den Rück- 
fall,. nicht um zu sehen, „wie die Ziffern die Welt re- 
gieren", sondern umgekehrt — um zu wissen, wie die Welt 
die Ziffern regiert. 

Die deutsche Kriminalstatistik bietet folgende 
Tabelle: 



Im 

Jahre 


Zum erstenmal 
Verurteilte 


Schon früher (wegen ir- 
gend eines Verbrechens 
oder Vergehens gegen 
Reichsgesetze) Verurteilte 


überhaupt 


auf 100,000 
straf münd. 
Einwohner. 


überhaupt 


auf 100,000 
strafmünd. 
Einwohner. 


1882 


247 612 


782 


82 45H 


261 


1883 


244 611 


768 


85517 


268 


1884 


254 708 


798 


91274 


284 


1885 


249 055 


770 


94032 


291 


188H 


253 885 


778 


99116 


304 


1887 


253 512 


771 


102 845 


318 


1888 


247 747 


746 


102 918 


310 


1889 


253958 


757 


115 686 


345 



Im 
Jahre 


Von je 100 Verurteilten hatten vor Begehung der 
strafbaren Handlung auf Grund vorgängiger Verur- 
teilungen) wegen Verbrechen u. Vergehen gegen 
Keichsgesetze Freiheitsstrafe verbüfst 


1882 


23,0 


1883 


24,1 


1884 


24,6 


1885 


25,4 


1886 


26,0 


1887 


26,6 


1888 


26,3 


1889 


28,3 
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Frankreich. 



Im Jahre 


uie Ju&ui aer 
ivecia. von a. 
Jury v e r - 

n nf AI 1 r an 


Flio 7.oVil r?pr 
LJlti £jüui uer 

T? aoirl iintpr 
XVCUIU. UI11CI 

il Art 
Hell 

nr^vonill 

prcvuuus» 


1826—1830 


1107 


4101 


1831—1836 


1386 


6 810 


1836—1840 


1727 


11733 


1841—1845 


1768 


14736 


1846—1850 


1948 


20 212 


1851-1855 


2314 


32 618 


1856—1860 


1923 


40 332 


1861—1865 


1728 


47 162 


1866—1870 


1753 


56 332 


1fi71 

lO #1 - - lOlcl 


lOOO 




1876—1880 


1656 


70 731 


1883 


1590 


82 732 


1884 


1608 


87 561 


1885 


1698 


89 634 


1886 


1770 


91055 


1887 


1683 


92 204 


1888 


1784 


94137 



Italien. 



Im 


Pretori 


Tribunali 


Corti d'assiso 


Jahre 


über- 


auf je 100 


über- 


auf je 100 


über- 


auf je 100 


haupt 


Verurt. 


haupt 


Verurt. 


haupt 


Verurt. 


1880 








19.45 


1684 


21.63 


1881 








20.24 


2041 


26.56 


1882 








21.12 


1749 


28.84 


1883 


14428 


6.20 




22.61 


1680 


29.46 


1884 


17 207 


6.75 




23.65 


1663 


32.86 


1885 


19 521 


7.14 


19 502 


27.64 


1784 


34.71 


1886 

* 


121848 


7.80 


19 270 


27.86 


1547 


34.05 



In England fanden sich unter je 100,oo Verurteilten 
Rückfallige: im Jahre 1857—61 — 80,49, im Jahre 1878 — 40,oo 
Von den im Jahre 1885/86 zur Gefängnisstrafe Verurteilten. 



Digitized by Google 



deren Gesamtziffer 149104 war, waren 77068 Personen bereits 
vorbestraft. 

In Schottland waren im Jahre 1861—70 im Durch- 
schnitt alljährlich 49 J / 2 °/ 0 Rückfällige. 

Belgien. 

1850—1860 auf 100 Verurteilte 39 Rückfällige 
1861-1867 „ „ „46 „ 

Schweden. 

1868 auf 100 Verurteilte 36,8 Rückfällige 

1869 „ „ „ 49,0 

1870 „ „ „ 38,8 

In Rufsland macht der Prozentsatz der Rückfälligen 
20,5 aus. 1 ) 



Die Ziffern haben uns nur den Zuwachs der Rückfälligen 
gezeigt, nicht aber deren spezifische Gefährlichkeit; indes der 
Teil der Rückfälligen , welcher aus den gewerbsmäfsigen be- 
steht, stellt eine Macht dar, weil sie eine Organisation bilden, 
antüocietas in societate. Es möchte scheinen, dats diejenigen, 
welche in sich antigesellschaftliche Elemente tragen, nicht eine 
Gesellschaft bilden können, für welche Solidarität notwendig 
ist. Man glaubte, auf die Statistik sich berufend, in der Ab- 
nahme der Zahl der Verbrecherbanden, corporativer Verbrecher, 
auch das Schwinden des Geistes der Association unter ihnen 
zu erblicken. Hier sollte man sich nicht auf die Statistik ver- 
lassen. Sie weist uns nur auf die Thatsache hin. dafs der Ver- 

') Statistik des Deutschen Reichs. Herausgegeben vom kaiserlichen 
statistischen Amt. Nene Folge, Bde. 45 ff. Compte gener. de l'admi- 
nistrat. de la justice crim. en France. Paris. Annuario Statistico italiano. 
Leon Levi. A Survey of iudictable and summary Jurisdiction offen- 
ces in England and Wales,. Journal of stat. soc 1880 Sep. p. 448. Bulletin 
de la soc. generale des prisons 1878 p. 262, 864, 254. v. Oeffingen, Die 
Moralstatistik in ihrer Bedeutung für eine Sozialethik S. 464 ff. 
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brecher allein verhaftet war, dafs er selbst die verbrecherische 
That begangen hat. Für die Gerichtsgewalt kommen nur An- 
stifter, Mitthäter, Beihelfer in ihren legalen Definitionen in Be- 
tracht. Deshalb zeigt die Statistik nicht, wer die Mitgenossen, 
die Lehrer des Lasters, der That waren. Die Entscheidung, 
das Verbrechen zu verüben, ist oft das Resultat nicht des per- 
sönlichen Beschlusses, sondern der kollektiven Beratung. Die 
gegenwärtigen Diebsbanden sind sieher nicht das, was frühere 
blutige Verbände, solche von Räubern, waren. Die Polizei- 
thätigkeit des Staates macht die früheren festen Organisationen 
unmöglich, aber die Vagabunden, Bettler, Diebe, Einbrecher 
und dergleichen sind noch fest verbunden. Das ist verständ- 
lich: für sie gilt dasselbe Gesetz, welches auch bei der Asso- 
ciation der Menschen gegolten hat : ein gemeinschaftlicher Feind, 
eine gemeinsame Gefahr und dieselbe Sache fügen die Individuen 
zusammen. Bei ihnen ist der Feind — die Polizei, die Gesell- 
schaft; gemeinsame Sache — das Verbrechen. Verrat, Treu- 
losigkeit sind jedoch bei ihnen nicht selten : ein fester Geist 
der Solidarität kann nur bei hochentwickeltem Bewufstsein vor- 
kommen, was bei ihnen nicht der Fall ist. Die festesten Organi- 
sationen sind diejenigen der italienischen Camorra und der 
sicüianischen Maffia. Die Mitglieder der Camorra schwören, 
ihren Genossen treu und Feinde der Staatsgewalt zu sein, keine 
Verbindung mit der Polizei einzugehen, keinen Dieb zu denun- 
zieren, ihm vielmehr in Liebe zugethan zu sein, weil sie allezeit 
ihr Leben auf das Spiel setzen. In Neapel ist die Furcht vor 
den Camorristen so grofs, dafs es fast unmöglich ist, von 
einem Geschworenengerichte ein Verdikt auf Schuldig zu 
zu erlangen. In Sicilien gehorchen die Geschworenen der 
Maffia. l ) 

In der Argot-Sprache der Gauner kommen französische, 



») üeber Maffia vgl. Al<mgi, La Maffia. 
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englische, russische, polnische, ungarische und andere Worte 
vor, was auf einen internationalen Verkehr hinweist. „Öster- 
reichische Diebesbanden kommen nach Paris, um nach 

* 

amerikanischer Weise die italienischen Emigranten zu 
bestehlen." 9 ) Das in London ausgesonnene Verbrechen wird 
in Berlin ausgeführt. Sie streben nach Vervollkommnung, be- 
lehren einander, schreiben Lehrbücher. C.***, welcher an der 
Spitze einer Bande von Strafseuräubern stand, hat die Mufse- 
zeit im Gefängnis dazu benutzt, ein Manuel du parfait voleur 
dam les envirom de Paris, formulaire en ringt lecons, zu schrei- 
ben. 8 ) Sie studieren die Gesetze, um sie zu umgehen. Die 
Vagabunden in Frankreich haben das Gesetz vom 2 7. Mai 
188 5 studiert und Mittel gefunden, eine Strafthat zu verüben, 
die sie in das Gefängnis, nicht in die Kolonieen (wie es eigent- 
lich nach diesem Gesetz sein sollte) führt. Sie verüben eine 
That, welche Degradation des monuments publks heilst ; sie be- 
steht im Zerbrechen des Glases der Laternen an der Thür des 
Kommissars der Polizei. Bis zum 27. Mai 1885 war dieses 
Delikt nicht bekannt ; im Jahre 1886 ward es 32mai begangen, 
im Jahre 1887 — 52mal. Es ward deshalb ersonnen, um 
in das Gefängnis nach Belieben zurückzukehren. Einige thun 
es am Abend desselben Tages, an welchem sie entlassen waren. 
Sie gelten nicht für Vagabunden, weil sie die Merkmale des 
Vergehens, welche sie der Relegation unterwerfen würden, zu 
umgehen verstehen. 4 ) 

Die Einbrecher arbeiten nach einem bestimmten Stil, und 
erfahrene Kriminalbeamte wissen, zu welcher Schule dieselben 
gehören, nach welchem Muster sie ihre Ausführungen gemacht. 
Zu Experimenten schaffen sie Laboratorien, Werkstätten. So 



«) H. Joly, Le Crime. Etüde sociale. Paris 1888. Ch. V. L'association 
criminel. 

*) Corte, Crime et suicide p, 19. 

') H. Joly, La France criminelle. Paris 1880, p. 126. 
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z. B. als die Fabrikation neue Verbesserungen in Bezug auf 
Geldschränke ersann, welche für die Gauner ein harter Schlag 
waren, und sehr langer Studien bedurfte, die neuen Hindernisse 
zu beseitigen, haben die Geldschrankeinbrecber in Nordberlin 
bei einem Komplizen, welcher früher das Schlosserhandwerk 
betrieb und äufserst geschickt war, eine förmliche Werkstatt 
eingerichtet. Hier lagerten Eisenplatten und Panzerungen in 
Menge und an diesen wurden die vielseitigsten Bohr- und Spreng- 
versuche gemacht. Nach unsäglichen Mühen hatte man die 
Aufgabe gelöst. 5 ) 

„Sie bilden sich fort durch eifriges Studium der Referate 
über Gerichtsverhandlungen und wohnen persönlich den Ver- 
handlungen als Zuhörer (Kriminal-Studenten) bei. Sie disku- 
tieren mit ihresgleichen über vorgekommene Verbrechen und 
suchen im gegenseitigen Meinungsaustausch immer neue Ge- 
danken anzuregen, deren Ausführung für künftige Geschäfte 
nutzbringend werden könnte." 6 ) 

Die oben erwähnten Beispiele, deren Zahl man vergröfsern 
könnte, zeigen, dafs die Gesellschaft ihr Vermögensinteresse zu 
hüten hat, aber sie soll auch die Mafsregeln gegen diese Delin- 
quenten im Namen der Familie treffen, deren Mitglieder die 
Verbrecher sind. Verdorben, mit groben Instinkten ausge- 
rüstet, kehren sie aus den Strafanstalten zurück zu ihren Fami- 
lien und tragen dort noch gröfsere Sittenverderbnis hinein. Sie 
machen diejenigen, welche in ihrer Gewalt sind, zu Teilnehmern 
ihrer Verbrechen, oder sie quälen und tyrannisieren sie. „Die 
Weiber, sagt einer von ihnen, sind gut, um sich auszuleeren, 
wenn man dessen bedarf; ich hebkose sie mit meinen Stiefel- 
hacken." 7 ) 

Während sie durch ihre Gegenwart diejenigen demoraii- 

*) Klausmann- Weisen, Verbrechen und Verbrecher S. 61. 

•) SJ r, Die Verbrecherwelt von Berlin 1886. S. 191. 

*) Laurent, Lea habitues des prisons de Paris 1890 p. 536. 
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Bieren, mit denen sie in Berührung kommen, vererben sie zu- 
gleich eine Summe von depravierenden Einflüssen auf die Nach- 
kommenschaft. Sie, die durch Erbschaft die Neigung zur 
Trunksucht, zum Laster, ein zerrüttetes Nervensystem, Charaktere 
die nicht im Gleichgewicht sind, bekommen haben, werden oft 
auch Väter von in Trunkenheit gezeugten Kindern — moralisch, 
physisch und geistig entarteten Naturen. 



Die Reihe der schädlichen Handlungen und Folgen, deren 
Ursache der Rückfall ist, ist nicht das Resultat des bösen 
Willens, sondern des kranken Willens. Verbrecherischer Wille 
steht nicht in der Macht des Subjektes, sondern ist derselben 
unterworfen. Das Wesen des Rückfalles ist die Wiederholung 
des Verbrechens, — die Wiederholung führt meist zur Gewohn- 
heit, deren Kraft grofs ist. 1 ) Gewohnheit ist die zweite Natur, 
hat Aristoteles gesagt, besser wäre zu sagen, sie ist die Natur 
selbst, die erste Natur. Das Leben ist die Anpassung, An- 
passung ohne Gewöhnung ist unmöglich. Die Erkenntnis wäre 
undenkbar, wenn die Kraft der Gewohnheit nicht die Vergan- 
genheit mit der Gegenwart verbinden würde. Die erworbene 
Neigung hat das Streben, nicht nur in einem und demselben 
Individuum zum Vorschein zu kommen, sondern geht durch 
Erblichkeit auf dessen Nachkommen über. Indem sie von Ge- 
schlecht zu Geschlecht übergeht, kräftigt sie sich, bekommt 
gröfsere Beharrlichkeit, wird zum Instinkt. In jeder Gewohn- 
heit gibt es zwei Seiten : eine passive und aktive. Passive Ge- 
wohnheit entwickelt sich kraft dessen, dafs die Widerstandskraft 
sich vermindert. Je öfter sich eine Handlung wiederholt, desto 

') Uber d. Gewohnheit vgl. die Psychologie, bes. Yolkmann, Lehr- 
buch der Psychologie 2. Aufl. I S. 428. Lion Dumont in Revue philo- 
sophique 1 p. 821 ss. Alfred Fouülee, L'evolutionisme des Idees-forces 
p. 199 ss. Rö ff ding, Psychologie u. a. 
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leichter wird sie bei jedem folgenden Male wiederholt, sie legt 
einen Fahrweg, einen gebahnten Weg an in den Nervenfasern. 
Das Mafs der innerlichen Arbeit, welche notwendig war zur 
Beseitigung der auf diesem Wege sich ausdehnenden Erregung, 
vermindert sich, die Regung läuft schnell, leicht und frei, 
es genügt ein kleiner Impuls, um ein Resultat herbeizu- 
fuhren. — 

Je öfter eine Vorstellung vorkommt, desto standhafter wird 
sie: das, was früher eine Muskel, eine Nervenanstrengung, be- 
wufste Arbeit forderte, wird fast unbewufst ausgeführt. Mangel 
an Anstrengung macht den Vorgang angenehm. Aktive Bewe- 
gungen und Geschicklichkeiten werden durch Wiederholung ver- 
vollkommnet, mit gröfserer Sicherheit ausgeführt und mit stets 
wachsendem Trieb, sie wiederholt zu verüben. Handeln nach 
Gewohnheit heifst, immer nach der Linie der kleinsten Mühe 
und gröfsten Annehmlichkeit handeln. Der Gewohnheitsver- 
brecher kämpfte vielleicht oft lange und hartnäckig, bevor er 
zum Verbrechen sich entschlofs : wer weifs, was für ein Trauer- 
spiel in der Seele dessen vorging, welcher einerseits nicht auf 
dem ehrlichen Wege bleiben konnte, andererseits auf den Weg 
des Verbrechens geführt wurde! Bevor sie dahin gekommen, 
indifferent zu werden und ruhig das Verbrechen anzusehen, 
dasselbe als ein Gewerbe zu betrachten, hatten einige den 
Wunsch und haben den Versuch gemacht, nicht zu stehlen, 
nicht zu rauben, nicht zu betrügen. Der erste Schritt des 
Verbrechers, wie der erste Schritt des Kindes, ist oft nicht 
sicher, erfordert Aufwand des Willens und Mut, ihn auszu- 
führen. Die weiteren sind kühner, sicherer, fordern weniger 
Willenskraft. 

Während der Verbrecher zum Gewohnheitsverbrecher ge- 
worden ist, geht die Verstärkung der verbrecherischen Thätig- 
keit nach zwei Richtungen hin: nach einer in Verminderung 
«ler Achtung der Gesetze, der Sitten und des Staates, in Ver- 

Abhandlungea des kriminalistischen Seminars. III. 3 
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achtung der Interessen der andern, in Abstumpfung des Ge- 
fühls. Gesetz , Glück der Gesellschaft, Verpflichtungen des 
Bürgers sind für ihn leere Worte. Er ist gewohnt, sie zu 
verachten und niederzutreten. Nach der andern: in immer 
wachsender Intensität der verbrecherischen Neigung, in gröfserer 
Leichtigkeit der Verübung der Akte, deren Ausübung früher 
innerlichen Kampf erforderte. 

Das eben ist der Fluch der bösen That, 
Dafs sie fortzeugend Böses muls gebären. 

Später werden wir die Frage berühren, ob dieses Unter- 
worfensein des rückfalligen Gewohnheitsverbrechers ein Motiv 
zur Erhöhung der Strafe sein kann; hier beschränken wir uns 
mit dem Hinweis darauf, dafs die Thatsache der Sklaverei des 
verbrecherischen Willens für sich eine gröfsere Begründung hat, 
als die Thatsache der Willensfreiheit, und gröfsere Aufmerk- 
samkeit verdient, als bis jetzt der Fall war. 

Gehen wir nun auf die Untersuchung der Ursachen 
über, welche diesen Willen erzeugen, die den Rückfall hervor- 
bringeu. 



Welches sind nun aber die Ursachen des Rückfalls ? Liegen 
dieselben aulserhalb des Delinquenten, in äufseren Umständen, 
oder in dem Delinquenten selbst? Siud in ihm die Samenkörner 
schon aufgekeimt, welche ihn zu der Strafthat geführt? Kom- 
men sie schon in diese Welt mit Neigung zum Diebstahl, zum 
Betrug, mit allen Merkmalen der verbrecherischen Natur? 

Bejahende Antwort geben die Vertreter der italienischen 
anthropologischen Schule: Ferri, Lombroso, Garofalo. „Reci- 
diva e la manifestazione ultima delle tendenze htdividuali e quindi 
della diversa potenza criminosa nei deUnquenti" sagt Fern, *) 

J ) Fem, I Nuovi Orizonti p. 215. 
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Lombroso seinerseits behauptet, dafs das Vorkommen des frühen 
Rückfalligwerdens schon an sich für die angeborene Verbrecher- 
natur spricht, und dafs die Ziffern der Rückfalligen seitens der 
Rechtswissenschaft das Siegel auf seine Theorie von dem ange- 
borenen Verbrechen drücken, welche erst durch den Nachweis der 
Rückfälligkeit ihre praktische Begründung erhält. 2 ) 

Es unterliegt keinem Zweifel, dafs unter mehrfach Verur- 
teilten die Personen, welche, ihrer geistigen Organisation nach, 
zur Gruppe der Zurechnungsunfähigen zu zählen sind, ihren 
Platz in Anstalten für Geisteskranke, in Asylen oder ihnen 
entsprechenden Einrichtungen, aber keineswegs in Gefängnissen 
und Zuchthäusern finden sollten. Die Arzte, welche die Straf- 
anstalten besuohen, wundern sich über den niedrigen Maisstab 
der Richter und Geschworenen, welchen sie beim Messen der 
normalen geistigen Thätigkeit und Zurechnungsfahigkeit an- 
legen, sobald es sich um Krimiualfälle handelt. 8 ) 

Die Idioten mit kretinoidem Habitus, mit einer hochgra- 
digen geistigen Abschwächung, mit der Unfähigkeit zu selb- 

*) Lombroso, Der Verbrecher usw. S. 387, 395. 

3 ) Die Schuld liegt auch auf Seiten der Juristen, welche nicht von 
der Expertise Gebrauch machen können: „Während der Arzt die Ge- 
samtheit der Erscheinungen zu einem wissenschaftlich begründeten 
Krankheitsbilde zusammenfaßt und mit dem ähnlichen Bilde in andern 
Fällen vergleicht, greift der Staatsanwalt usw. irgend einen der erwähn« 
ten Umstände heraus und stellt Fragen an den Sachverständigen, die 
man unter Umständen als naiv bezeichnen könnte, die aber ein eigen- 
tümliches Licht auf die Ausbildung unserer Juristen werfen, Fragen, 
auf die der Sachverständige manchmal ganz anders antworten würde, 
wenn er nicht Anstand genug besäfse, zu überlegen, dass hinter dem 
Juristen die staatliche Autorität steht, in deren Namen die Rechtspflege 
ausgeübt wird, und die nicht erschüttert werden darf." Sander und 
RicJiter, Die Beziehungen zwischen Geistesstörungen und Verbrechen, 
Berlin 1886, S. 175. Vgl. Dr. Knecht, Uber die Verbreitung psychischer 
Degeneration bei Verbrechern. Allg. Zeitsch. f. Ps^ch. XL 594. Kirn, 
Die Psychosen in der Strafanstalt in ätiologischer, klinischer und foren- 
sischer Hinsicht, Berlin 1888. Sonderabdruck aus der Zeitschrift für 
Psychiatrie 45 Bd. S. 80. 

3* 



36 

ständigem Denken, und als Folge dessen mit herabgesetztem 
sittlichen Bewufstsein, mit vollem Indifferentismus, schickt man 
oftmals in die Strafanstalt. Deshalb soll man sich nicht wundern, 
dafs in Fällen, wo der Unterschied zwischen Gesunden und 
Kranken, Normalen und Anormalen, sich schwerer feststellen 
läfst, die Gerichte fast immer die Personen verurteilen, welche 
der Strafe nicht unterworfen sein sollten. Epileptiker mit vor- 
schreitender geistiger Entartung, Erregbare und leicht in Zorn 
Geratende kollidieren oft mit dem Strafgesetzbuch, erscheinen 
als Gewohnheitsverbrecher, während sie bald Diebstahl verüben, 
bald Körperverletzung, sogar Totschlag, durch unabwendbaren 
Impuls der Gefühle oder stark gesteigerte Erregbarkeit des 
Nervensystems dazu geführt. Diese geistig Anormalen fordern 
eine vorsichtige Beurteilung — die medizinische Untersuchung 
ist hier stets erforderlich. 

Die Kategorieen der Verbrecher, welche oft vor Gericht 
als erfahrene, energische, schlaue Ubelthäter ohne irgend einen 
merkbaren Defekt erscheinen, zeigen sich schliefslich mit sitt- 
lichem Irrsinn — Moral imanüy — belastet, mit erblicher patho- 
logischer Schwäche, oder, besser gesagt, Mangel sittlichen Ge- 
fühls. Sie zeigen starken Egoismus — ein Zug, welchen sie 
mit andern Geisteskranken gemeinsam haben — und setzen den 
Richter durch ihre Gefühllosigkeit in Erstaunen, welche nichts • 
anderes als Erscheinung einer weit vorgeschrittenen geistigen 
Degeneration ist. In der gerichtlichen Registratur notiert man 
sie auf, bald als Landstreicher, Diebe, Brandstifter, Mörder, 
bald als Übertreter der Sittlichkeitsgesetze, Not- und Unzucht 
Verübende. 

Ausübung der That bei Bewufstsein, voller Mangel der 
äufseren Merkmale der Anormalität überzeugen den Richter, 
dafs er es hier mit einem verstockten Übelthäter zu thun hat, 
und er in diesem Falle, mehr als irgend sonst wann sein ver- 
urteilendes Verdikt mit ruhigem Gewissen ausspricht. Indessen 
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diese Strafe ist machtlos, sie von dem Wege des Verbrechens 
abzuwenden. Nach ihrem Austritt aus dem Arbeitshaus, Ge- 
fängnis, Zuchthaus geben sie sich wieder den sie treibenden 
Impulsen hin, sie stehen wieder unter der Gewalt ihrer Organi- 
sation, wieder werden sie das, was sie früher waren. Diese 
geistig und sittlich Degenerierten können nicht als Zurechnungs- 
fähige betrachtet werden. Bis bei ihnen die Zurechnungsunfähig- 
keit zuerkannt wird, werden sie Rückfällige bleiben. 4 ) — 

Es gibt noch mit anderer Neurose Behaftete, von der 
geistigen Norm Abweichende, welche immer dem Rückfall ver- 
fallen ; indes diese Modifikationen werden wir hier nicht weiter 
behandeln. — Schliefsen wir diese anormalen Fälle aus, deren 
Zahl nicht zu grofs ist im Vergleich mit der allgemeinen Zahl 
der Recidivisten, 5 ) so kann man im Rückfall die Bestätigung 
der Theorie des angeborenen Verbrechen nicht finden. 

Als nächsten Einwand gegen die Vermischung des Rück- 
falles mit dem geborenen Verbrechertum kann man den er- 
heben, dafs die Delikte, aus welchen hauptsächlich die Thätig- 
keit der Rückfalligen besteht, sogenannte kleine Delikte, Ver- 
brechen und Vergehen gegen das Vermögen sind. Der charak- 
teristische Zug des geborenen Verbrechers dagegen ist die 
gegen Leib und Leben gerichtete verbrecherische Thätigkeit, 
welche ein Ausflufs unmittelbarer physiologischer Eigenschaften 
ist, nicht früher überlegte und geplante Absicht. Sie verüben 
das Verbrechen nicht zur Beschaffung materiellen Vorteils, nicht 
um der Verbesserung ihres Lebens willen — wer so handelt, 
der handelt unter dem Einflüsse von uns allen gemeinsamen Nei- 
gungen — d. h. im Streben nach besserem und bequemerem 
Leben. So handeln die Rückfälligen. Sie liefern die gröfste 
1 

*) Vgl. Kirn, Die Kriminal-Psychologie in ihrer Beziehung zum Ge- 
fängnis wesen, in HGW. I 8. 364. v. Kraft-Ebing, Lehrbuch der ger. 
Psychopathologie S. 155 (dort die Litteratur). 

») Vgl. Sander und Richter S. 1846. Ziino, La fisio-patologia p. 487. 
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Zahl von Räubern, räuberischen Erpressern. Betrügern. Kupp- 
lern, mit andern Worten von Personen, welche gegen das Ver- 
mögensinteresse der andern und für das ihre handeln. 

Nach der Statistik des deutschen Reiches haben von je 
hundert Verurteilten, vor Begehung der strafbaren Handlung, 
auf Grund vorgängiger Verurteilung(en) wegen Verbrechen 
und Vergehen gegen Reichsgesetze Freiheitsstrafen verbüfst: 

1882 1883 1884 1885 1886 1887 1888 1889 
gegen das Vermögen 29* 30, ; 31, 4 32„ 32* 33* 33, 7 35* 

darunter : 

Münzverbr. und Münzvergehen 28. ft 29, 5 33,« 45* 31 „ 33„ 33,, 44, a 

Diebstahl und Unterschlagung 32 ?1 32, p 33, 6 34„ 35, 4 35„ 35, 4 36,, 

Raub und Erpressung 44, 4 43 u 45„ 49„ 45* 60, 5 48, 4 50 }6 

Betrug und Untreue 92, 9 34,., 38,, 37„ 38* 40 tl 40 t7 4l„ 

indessen gegen die Person . . . 16 )5 18, 0 19 )# 19* 21, t 22,, 22, 7 24, # 

In Frankreich, wo es statistische Daten für einen grofsen 
Zeitraum gibt, merkt man den proportionellen Zuwachs der 
Rückfälligen bei allen Deliktsarten, aber besonders beim qualifi- 
zierten Diebstahl. Von 1856 bis 1860 z. B. ist der qualifizierte 
Diebstahl von 49% bis 71% gestiegen, der einfache Diebstahl 
und Vertrauensbruch von 28% bis 40%. In den Delikten 
gegen Personen ist die Steigerung weniger bedeutend. Für 
die letzten Jahre merkt mau einen noch gröfseren Zuwachs 
der Rückfälligen bei den Delikten gegen das Vermögen. So 
betrug 

1887 1888 
Qualifizierter Diebstahl 77% 77% 
Hausdiebstahl 4l°/ rt 42°/« 

Münzverbrechen 48% 59% 

Urkundenfälschung 47% 47% % 

In England waren im Jahre 1885/86 von 1027 zur 
penal servitude — Strafknechtschaft — Verurteilten 330 
vorbestraft. Die höchste Ziffer fällt dabei auf die Delikte : 



\ 
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Diebstahl und Hehlerei mit 180, dann folgt Einbruch mit 53, 
Münzverbrechen mit 16 bereits vorbestraften Subjekten. 6 ) 

Und das ist nicht nur in Deutschland. Frankreich, Eng- 
land so, es ist überall so — in der ganzen Welt. 

Die ökonomischen Bedingungen, welche die Grundlage für 
die Verbindung der Menschen bilden, bilden auch die Grund- 
lage für die Trennung derselben. Es gibt viele Thatsacheu. 
welche beweisen, dafs das Steigen oder Fallen der Lebensmittel, 
z. B. des Weizens und Roggens — der wichtigsten Pflanzen 
für die ganze Flora der Kriminalität — indem sie eine Änderung in 
der Gröfse der Deliktsarten gegen das Vermögen hervorgerufen, 
ihren entsprechenden Einflufs auf die Zahl der Rückfalligen in 
denselben Delikten ausüben. Anstatt vieler entnehmen wir die 
Daten der deutschen Kriminalstatistik für die Periode von 
1882-1889. 

Die vergleichende Tabelle des einfachen und schweren Dieb- 
stahls in wiederholtem Rückfalle mit den Lebensmittelpreisen 
zeigt folgende Gestalt: 

1882 1883 1884 1886 1886 1887 1888 1889 
Einfacher ) überhaupt uou um ums U276 mos 10901 ioibs um 
Diebstahl im * uf f 100 ™> 

wiederholten < »trafmundige 38 38 37 35 35 33 31 33 



Rückfalle f Per», der Civil- 
) bevolkerung 

Schwerer ) überhaupt 2946 2672 2669 2675 2373 2324 2160 2412 



auf 100000 

^iederiiolten } *™ f ™ndige 9>3 8 ,4 8,3 8,3 7,3 7,1 6,5 7 r 2 
Pers. der Civil- 



Biebstahl im 
nederholte 
Rückfalle 



bevolkerung 
Preise: 



Weizen | Preis für 100 208 185 173 162 157 164 174 183 
Roggen / kg in Mark 161 147 147 143 134 125 135 156 

Die Abnahme der Zahl des wiederholten Rückfalles in den 
oben bezeichneten Deliktsarten in der Periode von 1882 — 1888 
erklärt sich aus der Verminderung der Lebensmittelpreise. Die 



•) AtchrotU Strafensystem und Gefängniswesen in England S. 127. 
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Jahre 1887 und 1888 zeigen die Verminderung trotz der Steige- 
rung der Preise auf Weizen, weil der Preis der anderen Lebens- 
mittel — des Roggens — (im Jahre 1887) — der Kocherbsen, 
Speisebohnen, von Rindfleisch, Schweinefleisch und dergl. sich 
vermindert hatte. Die ersichtliche Zunahme im Jahre 1889 
dagegen erklärt sich aus der Steigerung der Preise für alle 
Produkte zur Befriedigung der wichtigsten Bedürfnisse. 

Bemerkenswert ist, dafs bei einzelnen Arten der Verbrechen 
und Vergehen gegen das Vermögen die Fristen kürzer sind. 

So wurden im deutschen Reiche begangen: 

innerhalb eines innerhalb dreier 

Jahres nach der Monate nach der 

Straf- Straf- 

im Jahre verbüfsung verbüfsung 

1886 Diebstahl 42,4% 15,8°/, 

Raub und räuber. Erpressung 60% 81,3% 

Betrug und Untreue .... 44,4% 17,5% 

1887 Diebstahl 42,6% 16% 



Raub und räuber. Erpressung 49,9% 17,9 - 



0 



Betrug und Untreue .... 46,6% 18,4% 

während überhaupt die Zahl der Rückfälligen aller Delikte, 
die innerhalb eines Jahres begangen wurden, 33 bis 36%, inner- 
halb dreier Monate 11 bis 12°/ 0 ist. 

Es ist leicht zu sehen, dafs ohne Präsumption der Anlage zu 
diesen Verbrechen dieThäter kraft der sozialen Verhältnisse wieder 
hinfällig werden. Nach dem Austritt aus der Strafanstalt, mittel- 
los, sollen sie irgendwie existieren, und da sie keine andere 
Quelle finden, nehmen sie ihre Zuflucht zu Diebstahl, Betrug, 
oder obdachlos, ohne Beschäftigung, ohne Mittel, werden sie 
verhaftet auf Grund der Gesetze über Vagabundage, Bettelei. 
Wenn ihnen die Gesellschaft zu Hilfe kam, haben viele von 
denselben ihre verbrecherische Thätigkeit aufgegeben : Lieferung 
von Arbeit und die Möglichkeit, sich Mittel zum Leben zu 
verschaffen, haben die angeborene verbrecherische Natur ausge- 
rottet. „Mehr als 2000 entlassene Strafgefangene, berichtet 
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2 1\ wenden sich jährlich an das Bureau des Vereins für Besse- 
rung der Strafgefangenen, und in etwa drei Viertel der Fälle 
gelingt es diesem, ihnen Arbeit zu verschaffen. Auch die Er- 
fahrung, welche mit solchen Arbeitern während ihres Dienst- 
verhältnisses gemacht werden, sind keineswegs ungünstig. Weit 
mehr als die Hälfte führt sich gut und arbeitet fleifsig ; nur ein 
geringer Prozentsatz wird im Verbrechen rückfällig." 7 ) Es ist 
zu weit gegangen, wenn Reinach ausruft: „Chaque foht, qu'un 
comite de patronage a pris un UberS, eile Va sauve", eile en refait 
un komme, 8 ) aber unzweifelhaft behütete nicht nur die Thätig- 
keit der verschiedenen Fürsorge -Vereine viele vor der Begehung 
einer neuen Missethat, indem sie ihnen die Möglichkeit, auf 
eine andere Art zu existieren gegeben, sondern sie hat auch 
die moralische Umbildung erwirkt. Rukowitschnikoff, eiuer 
von den Begründern des Asyles für die jugendlichen Verbrecher 
in Rufsland, hat dem römischen Kongrefs das Album der Photo- 
graphieen dieser Verbrecher, welche er bei ihrem Eintritt und 
bei ihrem Austritt aufgenommen hatte, vorgelegt. Er wies 
auf die Milderung des Gesichtsausdruckes hin, welche der Mil- 
derung ihres Verhaltens entsprach. Ihre Gesichtszüge hatten 



7 ) £2 2, Die Verbrecherwelt S. 196. 

•) Reinachy Lea Recidivistes p. 69. Vielmehr findet man in den 
Berichten der Patronatsgesellschaften auch Sätze, wie diesen : „La societe 
n'a pas eu que des succes ä enregistrer." cf. Bulletin de la societe generale 
des prisons 1891 N. VIII 1157 88. Die Rheinisch -Westfälische Gefängnis- 
Gesellschaft zu Düsseldorf, Jahresbericht 1886/6 S. 28 ff. 147 ff. Immer- 
hin sind bedeutend mehr Erfolge, als Mifserfolge zu verzeichnen; leider 
ist nur die Thätigkeit der Fürsorgevereine nicht besonders grofs. In 
Italien z. B. waren es 

Entlassene in F. Verein angen. 

1882 \ ß8güi 848 8 
1004 / Case di pene 3118 110 

1883 \ BagDi 880 7 
lWÖ f Case di pene 3265 141 



Bagni 874 10 

Oase di pene 3781 71 

Actes du Congres pen. intern, de Borne (1886) t. II, 2 p. 579. 



1884-85 \ 
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bei den meisten den drohenden, verwegenen, wilden Ausdruck 
verloren. Bei rationeller Pädagogik und langer, richtiger Be- 
handlung kann man in vielen Fällen günstige Resultate erzielen. 

"Wenn die Rückfälligen uns aulfallen durch ihre physische 
und psychische Ähnlichkeit, durch die verhältnismäfsige Gleich- 
förmigkeit ihrer Gesichter.*) so mufs dies durch das allgemeine 
Gesetz erklärt werden , durch den Prozefs der Differenzierung, 
welche die Annäherung der sozialen Typen in Bezug auf die 
anthoprologischen Merkmale herbeigeführt hat. In der modernen 
Zivilisation bildet sich kraft der Verbesserung der Technik der 
anthropologische Unterschied zwischen Gruppen von Individuen, 
welche ihre Kraft einem besonderen Zweige der Arbeit zu- 
wenden. Es bildet sich der anthropologische Unterschied zwi- 
schen Personen einer und derselben Nation, auf Grund der Ver- 
schiedenheit des Berufes, und zugleich wird der Unterschied 
zwischen Personen derselben Nation ausgeglichen durch die 
Ähnlichkeit der Lebensweise, der Thätigkeit. Die Landarbeiter 
scheiden sich von den Stadtarbeitern in der schwarzen Rasse 
wie in der weifsen. Die Fabrikarbeiter bilden ihren Formen 
nach eine besondere Gruppe im Vergleich zu den Handwerkern. 
Derselbe Prozefs der Annäherung der Personen in Bezug auf 
die anthropologischen Merkmale gilt auch bei den Verbrechern, 
kraft gleicher Formen des Lebens und der Thätigkeit. Ihre 
Vergangenheit ist dieselbe: Ungesunde Atmosphäre der Kind- 
heit, Lasterhaftigkeit, Unmoralität der Eltern, das Leben in 
degenerativen Kreisen, ein und dieselbe Gesellschaft, ein und die- 
selben Gedanken, Gespräche. Sie sind die Pflanzen gleichen 
Bodens, gleichen Klimas. Die Strafanstalt hat das beendet, 

•) „Der Charakter der sog. Verbrecherklasse ist fast überall der 
gleiche. Es sind dieselben Entartungen, dieselben Leidenschaften, die- 
selben psychischen und sozialen Verbrecher Ursachen, denen man überall 
begegnet. Die Völker unterscheiden sich mehr durch die Eigenschaften 
Derer, die Gesetze machen, als durch den Charakter Solcher, die sie 
übertreten." v. Holtendorf. HGW. I S. 25. 
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was das Leben in Freiheit nicht gethan hatte. Gleichför- 
mige, gemeinsame Kultur gleicht die Unterschiede aus, welche 
noch bis zur Strafanstalt geblieben sind. Das Gefängnis er- 
füllt die Aufgabe, welche Lombroso der Natur aufbürden 
wollte — sie schafft den verbrecherischen Menschen — Tuomo 
delinquente — als Typus. „Man erwirbt im Schatten des G e- 
fangnisses und unter Einflufs der Gefängniszucht das Aussehen 
des Gefangenen, wie sonst durch einen andern Umstand das Aus- 
sehen des Geistlichen. . . (Gautier.)" 10 ) 

Deshalb haben diejenigen unrecht, welche das Vorhanden- 
sein des Rückfalles aus biologischen Bedingungen, aus der 
Organisation der Verbrecher erklären. Aufser den speziellen 
Ursachen, über welche wir noch handeln werden, erzeugen ihn 
dieselben, welche das Verbrechen gebären. Die Atmosphäre, welche 
die Krankheit verursacht, verursacht auch ihre "Wiederkehr. — 

In der entferntesten Vergangenheit, in der toten, unorga- 
nischen Natur wurde der Grund für die Gestaltung der organischen 
Welt, als deren Resultat das menschliche Leben erschienen ist, 
gelegt. Der langsame Übergang von der Monere zum heutigen 
Europäer hat Millionen von Jahren gewährt, und jeder vorher- 
gehende Organismus hat einen Teil seines Stoffes dem nächst- 
folgenden als Erbschaft Übermacht: aber zugleich spielten eine 
nicht weniger wichtige Rolle die Kräfte, welche die neu ent- 
stehenden Wesen umgaben , durch den Einflufs auf ihre Or- 
ganisation. 

Jede Generation ist heres necessariuis der Vergangenheit, 
bekommt deren Erbschaft ohne, ja gegen ihren Willen, aber 
einige Glieder dieser Generation bekommen mehr Schulden, als 
Vermögen, mehr Passiva, als Aktiva. Bei Forderungen, welche 

,0 ) Tarde, La Criminalite comparee. Paris 1890, p. 51. Corre, 
Crime etc., p. 81 ss. Gautier, Le monde des prisons (Archives d'Anthro- 
pol. crim. 1888, p. 641, 543.) Colajanni I, 358 ss. u. a. 
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die Gesellschaft an sie stellt, erweisen sie sich als zahlungs- 
unfähig, und man schickt sie als Schuldner in das Gefängnis. 
„Chaque komme de genie, de talent," sagt Renan, „est un capüal 
accumuU de plusieurs gtnSrations." Viele Verbrecher ihrerseits sind 
nichts anderes als capital defense" vieler Generationen. Man darf die 
Bedeutung der Erblichkeit nicht unterschätzen, man darf sie aber 
auch nicht übertreiben. Man darf nicht vergessen, dafs jede orga- 
nische Form auch gleichzeitig das Erzeugnis äufserer und innerer, 
in fortwährender Wechselbeziehung stehender Bedingungen ist, 11 ) 
und wenn „jedes Wesen gewisse innerliche Triebe als ein an- 
geborenes Besitztum zur Welt mitbringt", 12 ) dann zeigen sich 
diese Triebe als undeutliche, unbestimmte, welche unter dem 
Emflufs der äufseren Umstände sich ändern. Den äufseren 
Umständen sich unterwerfen, das heifst leben ohne Kampf, ohne 
Zusammenstofs, ohne Wanken, ohne Bewegung. Anderseits 
gibt es auch kein Thun ohne Trieb als Motiv der Handlung. 

Hier ist nicht der Ort, sich in eine genauere Untersuchung 
über die Ursachen des Verbrechens einzulassen. Die Arbeiten 
der verschiedenen Gelehrten haben mit genügender Klarheit 
hingewiesen auf die Abhängigkeit des Verbrechers von kos- 
mischen, sozialen und anthropologischen Bedingungen. Die 
Ziffern der Delikte schwanken nach fallender oder steigender 
Temperatur, nach den verschiedenen Preisen der Lebensmittel, 
infolge der wirtschaftlichen Krisen, Kriege, Revolutionen. Die 
Frage ist nur, wie grofs ist die Rolle jedes von diesen Ele- 
menten, wie grofs ist die Beziehung zwischen diesen Faktoren 
und der Veränderung oder Vergrößerung des Verbrechens, 
aber dafs eine bestimmte Beziehung da ist, unterliegt keinem 
Zweifel, und ergibt sich selbst a priori für die, welche, Willens- 
unfreiheit annehmend, den Einflufs der äufseren Umstände auf 



n ) Wundt, System der Philosophie 8. 624. 

>•) Wundt, Grundzüge der physiol. Psychol. II. Bd. S. 411. 
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die innere Welt, auf das Thun des Menschen als zweifelloses 
Faktum anerkennen. Hier, zur gröfseren Klarheit unseres 
Standpunktes, merken wir an, dafs ein normales Subjekt eine 
bestimmte Quantität von Egoismus und altruistischen Gefühlen 
besitzt. Wenn selbst der Mensch nicht f<£ov. nolir ixov 
war, so ist er es im Laufe der geschichtlichen Entwicklung ge- 
worden. Ein gesellschaftliches Wesen sein, das heifst einen Vorrat 
von Sympathie besitzen, die Möglichkeit, mit zu leiden, nicht 
teilnamlos zu bleiben bei dem Leid und der Freude der 
andern. 

Bringen wir unter den Ausdruck „normaler Mensch" die 
Elemente, aus welchen er zusammengesetzt ist, so finden wir 
den Satz, welcher der Anschaulichkeit wegen folgendermafsen 
aufgestellt werden kann: 

physische Gesundheit 

moralische Gesundheit / = Egoismus -f- Altruismus, 
intellektuelle Gesundheit , 
Jede Verminderung des ersten Teiles der Gleichung führt 
Veränderung des zweiten herbei, durch die Vergrößerung der 
Quantität des Egoismus und die Verkleinerung des Altruismus. 
Der Kranke, der Alte z. B., da er keinen Überflufs an Kraft 
mehr hat, strebt das schwindende Leben zu erhalten und wird 
dadurch Egoist. Geistige Störung führt mit sich die Schmä- 
lerung der humanen Gefühle , Moral Insanity , welche die voll- 
kommene Vernichtung der zweiten Hälfte des zweiten Teiles 
unserer Gleichung — die volle Herrschaft des Egoismus ist. 
Mit einem Worte, alles das, was die Entwicklung der Persön- 
lichkeit hindert, alles das fordert das Verbrechen. Alle die Fak- 
toren, welche ungünstig auf die physische, moralische und intel- 
lektuelle Entwicklung wirken, sind die Faktoren, welche das 
Verbrechen begünstigen. Für dieLebensthätigkeit ist das Gleich- 
gewicht der Natur des Individuums erforderlich, der nötige 
Vorrat von Kräften für den Kampf um das Dasein. Die 
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Verminderung des physischen, sittlichen und geistigen Wohlbe- 
findens ist nichts weiter als Verminderung dieser Kräfte. Wer 
sie nicht besitzt, der strebt danach im struggk for life den 
Weg der mindesten Widerstandskraft, den gebahnten Weg zu 
wählen. Selbst im Kampf zweier Athleten übertritt der minder 
Starke oft die Regeln des Kampfes und erlaubt sich soge- 
nannte ..falsche Griffe". Verübung des Verbrechens ist auch ein 
Ringen um das Dasein — nicht nach von der Gesellschaft fest- 
gestellten Regeln. In der modernen Kultur finden wir eine be- 
sondere Schicht, bei welcher diese Neigung zu falschen Griffen, 
zu leichterem Erwerb der Lebensweise einen fruchtbaren Boden 
findet, das ist die Schicht, welche hauptsächlich die Rück- 
fälligen liefert. Hier gebraucht man am meisten Branntwein, 
und andere alkoholische und narkotische Mittel , hier üben 
Onanie und geschlechtliche Excesse ihre schlimmste Wirkung, 
indem sie die Verarmung des Organismus und mit ihr das ver- 
minderte Gleichgewicht beeinflussen. Alles das vergröfsert die 
Neigung, sich nach dem Wege der mindesten Widerstandskraft 
zu bewegen, alles das wirkt auf die verbrecherische Thätigkeit, 
welche „nicht der Anfang sondern das Ende, nicht die Ursache 
sondern das Resultat, nicht das Debüt sondern die Folge" J8 ) ist. 

Diese Thätigkeit wird durch den Willen geschaffen. Ein 
kräftiger Wille strebt nach Kampf: er verlangt Hindernisse. 
Ihre Träger sind die Heroen, Pioniere und Genies. Der poli- 
tische Vorkämpfer tritt der Richtung der Gesellschaft entgegen, 
führt mit ihr einen offenen Krieg; der religiöse Reformator 
fürchtet nicht den Disput, er stellt seine Thesen und verteidigt 
eifrig seine Überzeugung. Das Genie tritt ganzen Generationen 
und Jahrhunderten entgegen. Alles das bedarf kräftigen 
Willens, Energie. Wenn man dagegen von einem Kampf des 
Verbrechers mit der Gesellschaft spricht, so ist das nicht ganz 



') Iiibot, Maladies de la volonte, p. 4. 
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richtig : der Verbrecher kämpft nur gegen einzelne Personen — 
die Gesellschaft als solche, als Ganzes fürchtet er. Er hat dazu 
weder Willen noch Energie. 

Die Bestätigung hierfür finden wir in der Charakteristik 
der typischen Verbrecher bei den Rückfall igen. Es sind das 
kleine Diebe, Betrüger, welche nie wagen ein bedeutendes Ver- 
breeben zu begehen, das Mut, Willen und Energie erfordert. 
Je länger sie in ihrem Thun verharren, desto matter wird ihr 
Wille, und er ist selbst dann nicht im stände, Widerstand zu 
leisten, wenn auch nur eine geringe Anspannung nötig ist. 
Die Cours d'appel bezeichnen die Rückfälligen als feige und 
faule Naturen, als faibles, irresolus, stupides* indifferente 
et abr utis, welche nur ein materielles Begehren haben. 14 ) 
Aus Mangel an eignem Willen unterwerfen sie sich demjenigen 
anderer sehr leicht. Es ist einem jeden erfahrenen Anstalts- 
beamten bekannte Thatsache, dafs gerade die Gewohnheitsver- 
brecher sich am besten führen : sie sind die fleifsigsten und füg- 
samsten Subjekte. Sie haben eiserne Waffen in ihren Händen, 
wie Hammer, Axt und Messer und benutzen sie fast nie dazu, 
um in einem allgemeinen Aufstand sie zur Geltung zu bringen. 
Einige Aufsichtspersonen genügen, um eine sehr grofse Masse 
von Gefangenen in Ordnung und Zaum zu halten. 16 ) 



Diese Willensverarmung hängt, wie wir schon oben bemerkt 
haben, von verschiedenen Ursachen ab: von frühzeitiger ge- 
schlechtlicher Ausschweifung, individuellem und erblichem Alko- 
holismus, überhaupt von frühzeitiger Entwicklung jeder Neigung 

") Enquete parlementaire t. V. vgl. Joly, Le Crime p. 213. Ferrys, 
Des prisonmers, de l'emprisonnement et des prisons, p. 187. Laurent, 
Les degener6s dans lea prisons. Archives d'anth. crim. 1888 p. 575 ff. 

,s ) Vgl. z. ß. Sichart in Gfk. XX 30 7. Wirth ebenda XX11I 227 
Gautier 1. c. 
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zum Laster. Und alle diese Bedingungen der Bildung des 
schwachen, zum Kampf nicht geeigneten Willens kommen am 
häufigsten hei den Rückfälligen vor, weil da, wo ein Laster 
ist, auch die andern sind. Bei dem Menschen gibt es nicht 
das Laster, sondern die Laster, ebenso wie nicht nur eine 
Tugend, sondern Tugenden. Der Zustand der Lasterhaftigkeit ist 
ansteckend, und bei seinem Entstehen erzeugt er um sich eine 
verdorbene Atmosphäre: das ist die Atmosphäre, in welcher die 
Rückfälligen wachsen. Sie haben entweder keine Familie, oder 
ihre Familie ist ungebildet, roh. . . . Verlassene Kinder, Kinder, 
die, nach dem Wort von Jules Simon, Waisen sind bei Leb- 
zeiten ihrer Eltern — Kinder überhaupt kehren nach Ver- 
büfsung ihrer Strafe nicht an den heimischen Herd zurück, 
sondern in die Strafanstalt. Als Illustration zur Lage von 
vielen verbrecherischen Kindern kann das Bild dienen, welches 
la Loi im Jahre 1881 gegeben hat: „eines Morgens fanden 
zwei Inspektoren der Sicherheitspolizei am Louvre auf dem ab- 
schüssigen Ufer der Seine zwei Knaben von 16 bis 17 Jahren, 
welche ihren Verdacht erweckten. Diese zerlumpten Gestalten 
bargen sich in einen Winkel des Ufers, afsen dort Sardellen 
und Würste und tranken Wein. Die Inspektoren stiegen hinab 
und bemerkten als dritten Teilhaber des Pikniks ein junges, 
hübsches Mädchen im Alter von 16 Jahren. Alle drei wurden 
verhaftet und dem Ortskommissar übergeben. Es erwies sich 
darauf, dafs die Knaben Cannes und Dinard Rückfällige und 
schon vielmals wegen Diebstahl bestraft waren. Die letzten 
zwei Monate hatten sie unter freiem Himmel verbracht und von 
Diebstahl , hauptsächlich von den vor den Läden ausgestellten 
Waren gelebt. Das Mädchen , welches mit ihnen verhaftet 
war , erwies sich als ihre gemeinsame Liebhaberin." *) 

') Citirt nach D. Drill, Jugendl. Verbrech, (russisch). Angesiohts 
solcher u. ähnlicher Fälle (vergl. Joly, Jeunes criminels parisiens, Arch. 
d'Anthr. 1889 p. 1741) ist die Frage: „empfiehlt es sich, die Zwängler- 
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Solche Fälle sind nicht vereinzelt ; 8ie sollen oft vorkommen in 
Zentren der Art wie. Paris, London, Berlin. 

Hier ist der Platz, an die schönen Worte des amerika- 
nischen Senators Raudal zu erinnern: „Sauvez Venfant et il n'y 
aura plus d'homme ä corriger et ä punir. u 

Im Rückfall der Jugendlichen glaubte die anthropologische 
Schule gleichfalls die Bestätigung ihrer Theorie finden zu können. 
Aber ist es nicht natürlich, dafs bei den heutigen gesellschaft- 
lichen Zuständen die Kinder eher verloren gehen? Wir würden 
nur dann von der angeborenen Neigung der Kinder zu Ver- 
brechen und Vergehen gegen die Keichsgesetze sprechen können, 
wenn nicht die Verbrechen der Eltern gegen ihre Kinder vor- 
handen wären. In der Familienerziehung, in der Unfähigkeit, 
das geistige Leben des Kindes zu regulieren, liegt zukünftiger 
Wankelmut, der zu der antinormalen und antisozialen Lebens- 
weise führt. Aufser den moralischen, oder besser gesagt unmo- 
ralischen Einflüssen des Familienstandes ist es auch die Notwen- 
digkeit, von Kindheit an am Ringen um Erwerb teilzunehmen, 
für sich selbst zu sorgen, was das Kind nach Abbüfsuug der 
Strafe aufs neue auf den Weg des Verbrechens führt. Von 
den vorbestraften Jugendlichen kommen auf die, welche binnen 
Jahresfrist nach Abbüfsung der Vorstrafen eine neue Straf- 

ziehuog von der Begehung einer strafbaren Handlung abhängig zu 
machen" — entschieden zu verneinen. Treffend verfügt das Gesetz des 
Königreichs Sachsen vom 26. April 1873 über das Volksschulwesen in 
§ 3 Abs. 6: „Kinder, welche sittlich verwahrlost oder der Verwahrlosung 
ausgesetzt sind, sollen, sofern die der Schule zu Gebot stehenden Zuchtmittel 
ohne Erfolg bleiben, von der Obrigkeit . . . der Erziehung der Eltern oder 
deren Stellvertreter entnommen und in anderer geeigneter Pflege nach 
Befinden mit Privatunterrichtserteilung oder auch in einer Besserungs- 
anstalt untergebracht werden." Vgl. Gutachten von E. von Jagemann 
in Mitteil. der Inter. Kr.-Verein. II. Jahrg. S. 61 ff. Das neue Gesetz 
in Frankreich vom 28. August 1889 beschränkt die väterliche Gewalt, 
was seit lange schon notwendig war. Vgl. Bulletin de la Societe gen. 
des pris. 1881, p. 756. Vgl. auch v. Holtendorf, HGW. I» S. 402, 405 
Note I. v. Liszt, Kriminalpolitische Aufgaben Z. XII, S. 161 ff. 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminar«. III. 4 
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that begangen haben , rund zweidrittel , und auf die , welche 
länger als ein Jahr zwischen Verbüfsung der Vorstrafe und der 
Begehung der neuen Strafthat verstreichen lassen, eindrittel, 
während unter den Vorbestraften überhaupt erstere rund 
eindrittel, letztere zweidrittel betragen. So beträgt nach der 
Statistik des deutschen Reiches für 1889 von 5590, welche Vor- 
bestrafung erlitten, die Zahl derer, die binnen einer Frist von 
einem Jahr und darunter eine neue Strafthat begangen haben : 
3311 (3 Monate und darunter: 1350, mehr als 3 Monate bis 6 
Monate : 788, mehr als 6 Monate bis 1 Jahr : 1040 Personen.) 
Es sind hauptsächlich die gegen das Vermögen gerichteten 
Delikte, in welche Jugendliche, obwohl schon Vorbestrafte, in 
grofser Zahl wieder verfallen. 

So kommen von oben erwähnten 5590 Verbrechen auf 





2222 


einfachen Diebstahl im Rückfall . . 


639 




511 


schweren Diebstahl im Rückfall . . . 


184 


nach 2 




504 


. 3 


Vorbestellungen wegen 


207 


. 4 


Diebstahl, Raub oder 


71 


« 5 


Hehlerei 


26 


» 6-10 




15 



Unter den Deliktsarten, an denen die Jugendlichen verhält- 
nismäfsig stark beteiligt sind (mindestens halb so stark, wie die 
Erwachsenen), merkt die Statistik des deutschen Reiches ein- 
fachen Diebstahl auch im wiederholten Rückfall an, und 
schweren Diebstahl auch im wiederholten Rückfall. Für die 
Periode von 1882 bis 1889 haben wir folgende Tabelle: 
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Die von 12 bis 18 Jahr alten Verurteilten machen °/ 0 
der Verurteilten aus 



Im 
Jahre 


Einf. Dieb* 
stabl auch im 
wiederholten 
Rückfall 


Schwerer 
Diebstahl 
auch im 
wiederholten 
Rückfall 


Raub u. raub. 
Erpr.auchim 
wiederholten 
Rückfall 


Hehlerei 
auch im 
wiederholten 
Rückfall 


1882 


17, 0 


21„ 






1863 


17,4 


22» 


U» 


9,o 


1884 


18a 


22* 


14« 


»* 


1885 


18» 


23, 0 


12» 


io» 


1886 


18» 


24, 5 


14,, 


9» 


1887 


20,, 


26,„ 


15* 


12» 


1888 


20» 


27» 


19,« 


12» 


1889 


26 51 


28,, 


17,« 


13» 



Dagegen kommt auf 100 überhaupt wegen Verbrechen und 
Vergehen Verurteilte von jugendlichen Verurteilten im Alter 
von 12 bis unter 18 Jahren in den entsprechenden Jahren folgen- 
der Prozentsatz : 

9,3 9,1 9,1 8,9 8,9 9,3 9,4 10,0 

Aus diesem Vergleiche kann man die besondere Hinnei- 
gung der Kinder zu Vermögensdelikten ersehen, welche sich 
aus ihren wirtschaftlichen Bedingungen erklären lälst. Es 
wird das durch den Vergleich der männlichen und weiblichen 
jugendlichen Verurteilten bestätigt. Die Zunahme der einen 
und andern ist nicht gleich: die männlichen sind stärker ver- 
treten und zeigen einen gröfseren Zuwachs. So machten bei 
dem einfachen Diebstahl und bei Diebstahl im wiederholten Kück- 
fall im Jahre 1882 die männlichen jugendlichen Verurteilten — 
17,9 °/ 0 der männlichen Verurteilten, im Jahre 1889 — 22 aus; 
weibliche jugendliche Verurteilte im Jahre 1882 — 16,9 °/ 0 der 
weiblichen Verurteilten, im Jahre 1889 — 18,9. Der Grund 
ist nicht nur, wie der Berichterstatter der deutschen Statistik 

glaubt, dafs die Mädchen länger im Hause bleiben und nicht so 

4* 



Digitizetfby Google 



52 



früh zum Erwerb angehalten werden, wie die Knaben, welche im 
Handel und Verkehr wie in der Industrie als Laufburschen, 
Handlanger und in der Landwirtschaft als Hirten früher den 
Gefahren und Verlockungen einer Erwerbsthätigkeit ausgesetzt 
sind, sondern darin, dafs die Mädchen für Uberschufs der Ver- 
mögensdelikte der männlichen jugendlichen Verbrecher ein Er- 
satzmittel in frühzeitiger Prostitution finden. Über das weibliche 
Verbrechertum werden wir unten noch ausführlicher handeln. 

Nach der ungarischen Statistik kommen vor 
unter den Gefangenen elternlos kinderlos gattenlos 

im allgemeinen 52,6 62,0 55,9 

die rückfallig wurden 61,0 66,5 56,9 

„Die Rückfälligen waren daher, bemerkt Földes, in ge- 
ringem Mafse jener wohlthätigen Einflüsse teilhaftig geworden, 
welche der Vater, die Mutter, das Kind, die Gattin ausübt.« *) 



Die Statistik zeigt auch das Faktum der gröfsten Zahl der 
Rückfälligen in den Zentren der heutigen Zivilisation. Nach 
Ivernte kommt in den Städten mit 30000 Einwohner ein 
Rückfälliger auf 207 Verurteilten, in den Städten mit kleinerer 
Einwohnerzahl 1 nur auf 712. In Frankreich sind es Paris, 
Lyon, Lille, Bordeaux, Arras, Marseille, die grofsen Manufaktur- 
städte des Nordens, in welchen sie konzentriert sind ; in Deutsch- 
land ist die Häufigkeit der Verbrechen und Vergehen gegen 
das Vermögen in den Städten im Verhältnis zum übrigen Reich 
wie 3 zu 2; ihre Ziffer ist ungünstiger, wenn man nur den 
Rückfall in Betracht zieht. Im Jahre 1885 waren es 90 
Rückfällige auf 100000 strafmündige Einwohner der Städte 
(die älter als 12 Jahr sind) und 42 im übrigen Reiche. 1 ) 

») Földes Z. XI, S. 572. 

') Vgl. Würzburger, La atatistique crim. de l'Empire Allemand, 
p. 62, 63. 
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Die Ursache der Konzentrierung der Rückfälligen in den 
grösseren Zentren ist fast dieselbe, welche überhaupt ein grösseres 
Verbrechertum der heutigen Herde der Zivilisation hervorruft. 
„Das Leben in den gröfseren Städten" sagt Henry George, „ist 
nicht das naturgemäfse Leben des Menschen. Er mufs unter 
solchen Verhältnissen physisch, geistig und moralisch entarten." *) 
In den grofsen Ansammlungen der Menschen entwickeln sich viel 
leichter alle Laster, wie Bettelei, Vagabondage, Prostitution, 
Faulheit ... Sie sind bei dem heutigen Zustande „le foyer 
naturel et fatal de la crim inalite\ u 8 ) 

In den grofsen Städten ist das ganze Leben intensiver: 
wo das Kapital rascher sich umsetzt, setzt sich auch das Ka- 
pital des Verbrechens rascher um, d. h. gibt es einen gröfseren 
Prozentsatz der Rückfälligen. Das städtische Leben wirft auf 
jeden Schritt den Köder aus, welcher selbst standhafte Leute 
anlockt. Die Schnapslokale, Bierschänken, Restaurants mit 
weiblicher Bedienung bieten überall Vergnügungen und reizen 
die Nerven. Diese Möglichkeiten zu Ausschweifungen von der 
einen Seite und die Notwendigkeit, den Lebensunterhalt zu er- 
werben, die Härte der Konkurrenz, die Anstrengung des Rin- 
gens um das Dasein von der andern Seite, umschliefsen den 
Menschen mit ihren Fesseln, und wer einmal in deren Gewalt 
geraten ist, der macht sich nicht so leicht davon los. Der 
entlassene Gefangene fällt in diesen schäumenden Wasserwirbel 
und wird von ihm ausgeworfen zu neuer Verhaftung. Viele 
Entlassene streben nach den grofsen Manufaktur- und Industrie- 
städten, in der Hoffnung, schneller dort Arbeit zu finden, zu 
dem ehrlichen Wege durchzudringen. Es wird ihnen das nicht 
gelingen: entweder gibt es keine Arbeit, oder man versagt 
ihnen dieselbe; in redlicher Weise können sie also sich das 
Brot nicht verdienen, sie thun das auf illegitime Art. Hier 

*) Henry George, Social probleme Oh. XXI: City and Country, p. 222. 
*) Prins, Criminalite p. 16. 
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machen wieder die sozialen Bedingungen aus dem Verbrecher 
den Rückfälligen. Andere von den Rückfalligen — Gewohn- 
heits- und gewerbsmäfsige Verbrecher — sehen in der Stadt ein 
gröfseres Feld für ihre Thätigkeit, die Möglichkeit gröfseren 
Gewinnes, die Möglichkeit, der Polizei sich zu entziehen, ein 
bequemeres Leben zu führen und dort mehr Vergnügen zu 
finden. Fast jedes Schnapslokal, jede Schänke sind Zufluchts- 
orte, wohin sie kommen zu Festgelagen, zu Verschwörungen, 
zu gemeinsamer Überlegung ihrer Pläne. Eine gut organisierte 
Polizei könnte die Zahl der städtischen Rückfälligen bedeutend ver- 
mindern; „sie furchten die Polizei mehr als den Strafrichter." 4 ) 

Die Rückfälligen finden, wie die Börsenspekulanten, selbst 
im Risiko etwas Anziehendes. Diese wie jene sind optimis- 
tisch gesinnt und hoffen auf gutes Glück. Die Rückfälligen 
wissen, dafs nicht alle in die Hände der Polizei kommen, dafs 
man sich vor derselben verstecken kann, und je öfter sie in 
den Strafanstalten waren, desto mehr haben sie Hoffnung, weil 
sie mehr Erfahrung, mehr Bekanntschaft, mehr Hilfe haben. 

So lange ein groiser Prozentsatz von Verbrechen und Ver- 
brechern unentdeckt bleiben wird, so lange diese im stände 
sein werden, sich der Gerechtigkeit zu entziehen — und jetzt 
bleibt mehr als die Hälfte aller kleinen Verbrechen unentdeckt 
— so lange wird die Hoffnung auf Straflosigkeit nicht erlöschen 
und als überschüssiger Antrieb zum Begehen eines neuen Ver- 
brechens dienen. 

Selbst verhaftet und angeklagt kann der erfahrene Ver- 
brecher sich als nicht Rückfälligen gerieren. Er weifs, dafs 
seine Vergangenheit zur Erhöhung der Strafe dienen kann, und 
deshalb bemüht er sich, sie zu verdecken. Er wechselt oft 
seinen Namen, nimmt manchmal den Namen des von ihm be- 
raubten Opfers an und gibt sich zuweilen selbst für dasselbe 



*) Sichart, Rückfälligkeit, S. 41. 
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aus. Die Art und "Weise, welche zur Feststellung der Identität 
jetzt herrscht, ist nicht genügend. ' Lavater selbst würde sich irren, 
wenn er die Ähnlichkeit der Physiognomie auf Grund der heutigen 
Steckbriefe feststellen sollte. Es ist deshalb nicht wunderbar, dafs 
die stereotypen Angaben — rundes Kinn, ovales Gesicht u. s. w. — 
wohl noch nie zu der Erkennung des Verbrechers geführt, aber die 
Polizei oft genug auf eine falsche Fährte gebracht haben. In den 
früheren Zeiten verrieten verstümmelte oder gar abgeschnittene 
Glieder, eingebrannte Male und Marken den Verbrecher. Die 
Identität festzustellen war dann nicht schwer. Jetzt behalten 
die Polizeiämter durch die Verbrecheralbums für immer die 
Erinnerung an den einen oder andern Verbrecher, aber die 
Beamten derselben werden diesen oft nicht wiedererkennen. 
In Frankreich z. B. sind während 10 Jahren 100000 photo- 
graphische Bilder von Missethätern angehäuft worden. Bei 
jeder Verhaftung hatte man diese ganze Masse durchzusehen, 
die entsprechende Physiognomie zu finden, was selbstverständ- 
lich unmöglich war. Die kürzlich aufgestellte Methode von 
Bertillon gibt die Möglichkeit, diesen Mangel zu beseitigen. Sie 
gründet sich auf Messung der verschiedenen Knochenlängen, 
die immer dieselben bleiben. Solche sind die Länge und Breite 
des Kopfes, die Länge des Fufses und des Mittelfingers u. s. w., 
und sie gibt demzufolge eine sichere Basis für die Feststellung 
der Identität, welche weder durch Simulation, noch Verstellung 
vermieden werden kann. Die Anwendung der Methode von 
Bertillon dient nicht nur repressiven, sondern auch präventiven 
Zwecken. In Frankreich hat sich die Ziffer derer bereits etwas 
vermindert, von denen man die Vergangenheit früher nicht er- 
mitteln konnte. Eine grofse Zahl von Missethätern hat auf 
das Leugnen verzichtet, weil sie dasselbe als erfolglos aner- 
kannt hat. 6 ) 



•) Vgl Bertülon. Archives de l'anthrop. I. 198 ff. Das anthropo- 
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Gehen wir zu einer andern Quelle des Verbrechens und 
der Rückfälligkeit über. 

Die Beziehung zwischen Bettelei, Landstreicherei und 
Kriminalität ist mehrfach erwiesen: sie sind eine der gefahr- 
lichsten Quellen des Verbrechertums. Die grofse Masse der 
Obdachlosen, der Leute ohne Beschäftigung und Mittel, geht 
von einem Ort zum andern und bildet seit der ältesten Zeit 
ein Reservoir, aus welchem das Verbrechertum hervorgeht. 1 ) 
Die Gefährlichkeit dieser Masse ist eine doppelte. Von der 
einen Seite liefern sie den Verbrecher, erscheinen als Beihelfer, 
kundschaften — „baldotvern" , nach der Sprache des deutschen 
Gaunertums, — für gewerbsmäfsige Diebe die Einrichtungen 
der Wohnungen aus und machen ihnen alle notwendigen Mit- 
teilungen; von der andern Seite nehmen sie diejenigen auf, 
welche das Verbrechen begangen, verbergen dieselben, und ver- 
gröfsern ihre so wie so schon grofse Herde. Es ist wie ein 
ewiger Zauberkreis vom Vagabonden zum Verbrecher und zurück. 
Man könnte sagen, dafs Vagabondage eine Ergänzung des Ver- 
brechens ist. wie das Verbrechen die Ergänzung der Vagabondage. 

Nach Sichart kommen aus der Zahl der von ihm unter- 
suchten Verbrecher 2 ) 

auf 100 Diebe 44,2 Landstreicher, 35,0 Bettler 

, ? 100 Betrüger 11,1 „ 20,2 „ 

„ 100 Sittlichkeitsdelikte 14,0 „ 17,3 „ 

„ 100 Bandstifter 15,1 „ 15,5 „ 

.. 100 Meineidige 4,2 „ 4,7 „ 

metrische Signalement von A. BertiUon, Berlin, Fischer 1890. lieber die 
Strafregister vgl. Art. von Seutfert in v. StengeVs Wörterbuch des deut- 
schen Verwaltungsrechts, S. 565 ff. v. Liszt, Z. IX S. 460. 

') Man kann nicht mit Sicherheit die Zahl der Landstreicher und 
Bottier, selbst im gesetzlichen Sinne des Wortes, feststellen, da die Kri- 
minalstatistik des deutschen Reiches darüber schweigt; aber man wird 
nicht weit fehlen, wenn man diese Zahl auf 200000 und darüber 
schätzt. 

2 ) Über individuelle Faktoren des Verbrechens, Z.X S. 41. 
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In Paris haben von 250 Rückfälligen diejenigen, welche 
fünfmal verurteilt wurden, fast alle mit Vagabondage ange- 
fangen. 3 ) Weder Arbeitshaus noch Strafanstalt wirken auf 
sie, sie geben den gröfsten Prozentsatz der Rückfälligen, welche 
70 — 80 °/ 0 und darüber überschreiten. 4 ) 

Dem Juristen stellt sich die Frage: hat man die Vaga- 
bondage und Bettelei zu bestrafen, lediglich um andere Delikte 
zu hindern, können sie selbst als Delikte angesehen werden? 5 ) 

Der Zweck der Strafe, oder, besser gesagt, der repressiven 
Mafsregeln, ist die Verteidigung der Gesellschaft gegen die, 
welche an ihrer Rechtsordnung rütteln. Sie ist Mittel zur Selbst- 
erhaltung und zur Möglichkeit der Selbstentwickelung. Die 
subjektive Seite des Verbrechers, eine gröfsere oder mindere 
Zurechnungsfähigkeit, seine psychischen Eigenschaften bedingen 
den Charakter der reagierenden Mafsregeln, aber die Mafsregeln 
sind immer da und sollen immer da sein, wo nur Verletzung 
oder naheliegende Möglicheit der Verletzung — Gefährdung 
— da ist. Bei der Gefährdung ist der Grund der Bestrafung 
die Wahrscheinlichkeit der Verletzung. Ohne Recht, auf Grund 
solcher Wahrscheinlichkeit zu bestrafen, könnten wir selbst den 
Versuch des Verbrechens nicht bestrafen. 6 ) 

8 ) Prim, (Jriminalite p. 44. 

*) In der deutschen Arbeitskolonie Friedrichswille war die 
Häufigkeit der Bestrafung der aufgenommenen Kolonisten folgende: von 
806 Kolonisten 678 d. h. 84,1 % bereits bestraft, 63,4 % mehrfach be- 
straft. Vgl. Berthold, Die Entwickelung der deutschen Arbeiterkolonieen. 
Nach v. Wintzingeroda-Knorr entfielen annährungsweise auf 100 Einge- 
lieferte 187 9 : 57,02, 18 8 2 : 53,29, 18 8 3 : 53,00 Rückfällige. Die deut- 
sehen Arbeitshäuser, ein Beitrag zur Lösung der Vagabunden-Frage. 
Halle 1885, S. 16. 

*) Vgl. darüber Rapport de M. S. Rubenson, Rom. Intern. Congress 
Actes t. I p. 507. Garaud Tratte t. IV p. 81. 

*) „Verletzung und Gelährdung sind die beiden einzigen Formen, 
in denen Rechtsgüter angegriffen, und durch die der Rechtsschutz, in 
welcher Gestalt auch immer, begründet werden kann." Wach, Feststel- 
lungsansprucb, S. 52, 53. Vgl. Binding, Normen 2. A., S. 360. 
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Aber hier wie überall soll man die Masse der Landsteicher, 
Vagabunden und Bettler auf Grund der Ursachen, die sie her- 
vorgerufen, scheiden, man soll das Laster vom Unglück trennen 
und dem Charakter jeder Erscheinung entsprechend handeln: 
für die ersteren sind Strafanstalten als abschreckende und 
bessernde Einrichtungen da. für die zweiten Armen-Arbeits- 
häuser, Depots und andere Mittel, welche im stände sind, ihnen 
das zu geben, was ihnen fehlt, ja, was viele wünschen, — die Arbeit. 

Bei der Untersuchung der Ursachen von Bettelei und 
Yagabondage wird es klar, dafs verschiedenartige Bedingungen 
sie erzeugen, die bald im Individuum selbst, bald aufser ihm 
liegen, — wie auch bei den Verbrechen. Industrielle, wirt- 
schaftliche, Handelskrisen begünstigen einen grofsen Zuwachs 
der Obdachlosen, werfen ganze Familien auf die Strafse, nehmen 
ihnen die Möglichkeit, jemals ein Obdach zu finden ; ja es gibt 
ganze Familien von Bettlern, Landstreichern, es gibt erbliche 
Bettelei, welche von einer Generation auf die andere übergeht. 
Die Apathie, die Armuth der Energie wie auch die Mittel- 
losigkeit gehen erblich über und geben nicht die Möglich- 
keit, aus dem chronischen Zustand des Pauperismus her- 
auszukommen. „In dem "Wesen aller dieser unglücklichen Ab- 
trünnigen der Gesellschaft, bemerkt Dr. Boens, ist ein kapitaler 
Mangel, ein herrschendes, konstitutionelles Laster, welches aus 
ihnen das macht, was sie geworden sind : dieser konstitutionelle 
Mangel oder Laster ist nichts anderes als Trägheit — physische, 
moralische und intellektuelle." 7 ) Bei einigen Subjekten ist der 
Mangel an Wille so grofs, die Energie so gering, dafs jede 

T ) Bulletin de la socidte gener. des pr. 1879, p. 109. In der Natur- 
forscher-Versammlung in Berlin 1886 hat Prof. Mendel gesagt: vielleicht 
der gröfste'Teil der Vagabunden steht unter einem innern Zwange, wel- 
cher alle philanthropischen Bestrebungen, Verfolgungen unwirksam macht. 
Vgl. auch Dr. IAsmer, Die Arbeitsfähigkeit der Arbeitshäuser, ein Bei- 
trag zur Vagabundenfrage. Gfk. Bd. XXIII S. 1 ff. Fregkr, Des classes 
dangereuses. Moeurs des vagabonds. 
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Muskelarbeit undenkbar ist. Diese Unfähigkeit drückt sich in 
der vollen Unthätigkeit aus, in den äufserlichen Formen der 
Landstreicherei. In Arbeitshäuser, Depots kommen die Subjekte, 
welche unzählige Male nur wegen Landstreicherei verhaftet 
waren. Einige sehen sich als zu einer besonderen Kaste Ge- 
hörige an, deren Schicksal es ist, immer ohne Brot, Kleidung 
und Wohnung zu sein. Einer von ihnen sagte zu Marro : „Um 
etwas Böses zu thun, mufs man Willen haben, ich dagegen 
bin so arm, dafs ich manchmal vor Schrecken zittere, dafs ich 
mich allein in einer Zelle befinde." 8 ) 

Bei einigen beruht diese Neigung zu Landstreicherei auf 
Arbeitsscheu, welche die Folge von angeborener oder erworbener 
Neurasthenie ist, oder auf spezifischer organischer Störung — 
Klaustrophobie (Engenanst) — welche sich darin ausweist, dafs 
die Subjekte, die damit belastet sind, impulsive, sie zwingende 
Antriebe bekommen, aus einem engen geschlossenen Raum 
fortzugehen und von einem Ort zum andern zu wandern. •) 

Es gibt solche, welche wegen Siechtum oder Verstümmelung 
arbeitsunfähig sind, und diese müssen deshalb, anstatt Lohn zu 
erwerben, Almosen erbitten. 

Die Schuld an der Entwickelung der Unglücklichen liegt 
auch auf Seite der Gesetze. Selbst Spencer, dieser strenge 
Gegner der Unthätigkeit und Vagabondage, der ihre Verteidi- 
gung nicht zuläfst aus dem Grunde, dafs sie keine Arbeit haben, 
gibt zu, dafs die Gesetzgeber ein beständiges Heer von Vaga- 
bunden hervorgebracht, welches von einer Association zur 
andern übergeht, und dafs sie gesetzlich verantwortlich sind 
für das Vorhandensein der beständigen Masse der Missethäter, 
weil sie ihnen die Rückkehr in Verhältnisse gestatten, welche 
sie fast zwingen, ein neue« Verbrechen zu verüben. 10 ) 

■ 

•) Marro, I caratteri p. 393. 

•) Benedikt, Die Vagabondage und ihre Behandlung, Z. XI S. 710. 
>•) Spencer, L'individu contre l'ötat, p. 28-29. 
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Gegen Mülsiggiinger und Bettler ist mehr als irgendwo 
sonst eine rationelle, vorsichtige Behandlung nötig: sie gehen 
nicht nur den gröfsten Prozentsatz der Rückfälligen, sondern 
auch der Unverbesserlichen. Ihre Organisation ist erschüttert, 
die ganze Art und Weise ihres Lebens ist das Gegenteil von 
derjenigen, welcher sie folgen sollten. Ohne Arbeit kann der 
Mensch nicht existieren, der arbeitlose Zustand ist die Ver- 
nichtung des Menschen, deshalb ist es klar, dafs die, welche 
ihr ganzes Leben nichts gethan haben, vernichtete Leute sind, 
und aus diesem Grunde ist es sehr schwer, sie zu bessern. Sie 
sollen zur Arbeit angelernt werden. 

Napoleon glaubte mit einem Dekret der Bettelei den letzten 
Schlag zu versetzen. 11 ) Die Geschichte hat gezeigt, dafs er 
sich geirrt, und dafs nicht nur ein, sondern viele Dekrete nicht 
im stände waren, die Bettelei und Landstreicherei aus der 
Welt zu schaffen. Nur die solidarische Thätigkeit der Gesell- 
schaft und des Staates, die Errichtung der Altersasyle, der 
Arbeitshäuser, der Arbeitsnachweisbüreaus , der Naturalver- 
pflegungsstationen und anderer wohlthätige Anstalten, sowie auch 
Malsregeln repressiver Art, Deportationen — etwa nach Art der 
französischen Relegationen — Auswanderungen und Ansiede- 
lungen in den Eolonieen können das Eontigent der Müfsiggänger 
und Bettler, wenn nicht vernichten, so doch stark vermindern. — 



Sehen wir jetzt den Weg an, welchen der Missethäter vom 
Augenblick der Verhaftung durchwandelt, verfolgen wir ihn 
auf allen Stadien seines Gefängnislebens, betrachten wir, wie 
grols die Schuld der heutigen Gefängnisorganisation in Bezug 
auf Unverbesserlichkeit und Rückfälligkeit des Missethäters ist. 



n ) Huertie de Pommeuse de colonies agricoles p. 248. 
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— Der Schritt aus der Freiheit selbst in die Untersuchungs- 
haft ist ein Schritt nach der Verbrecherklasse hin. Hier kom- 
men die Gelegenheits Verbrecher mit erfahrenen, eingewurzelten, 
in verschiedenen Gefängnissen gewesenen Missethätern zusam- 
men. Hier ist „die Propaganda der Gefangenen unter sich" 
nach dem Ausspruch von Valentini, hier, im Gespräch, in der 
Unterhaltung, welche sich um Erlebtes bewegt, werden die 
Heldenthaten und die Geheimnisse des Glückes mitgeteilt, die Er- 
fahrungen, die Bekanntschaften gemacht, so dafs der Verhaftete 
nach seiner Freilassung einen grofsen Vorrat von Kenntnissen, 

• 

eine Menge von Freunden und Kameraden hat, an welche er 
sich im Notfalle wenden kann. Für einige — Unverdorbene 

— ist die Untersuchungshaft eine Strafhaft, was sie ihrem 
Prinzip nach nicht sein sollte; für andere ist sie eine passende 
Gelegenheit zur Vervollkommnung. Das Untersuchungsgefängnis 
nennt man Präventivgefängnis: für dasselbe pafst diese Benen- 
nung am wenigsten. Die Verbrecher selbst sagen, dafs sie dort 
zum Verbrechen angelernt sind und nennen das Gefängnis die 
Akademie des Lasters. 

Die Aufgabe des Staates sollte darauf gerichtet werden, 
die Individuen von geringerer, moralischer Standhaftigkeit von 
den Lasterhaften zu scheiden, weil die Unmoralität ansteckend 
ist. Unter Unmoralischen ist es schwer, moralisch zu bleiben. 
Bei dem Zusammenstofs des Guten mit Bösen trägt oft den 
Sieg nicht die Qualität, sondern die Quantität davon. Selbst 
Plato und Aristoteles verteidigen und rechtfertigen die Sklaverei, 
weil alle ihre Mitbürger in derselben ein vollkommen moralisches 
und rechtmäfsiges Institut sahen. 1 ) 

Die Neigung zur Nachahmung ist selbst in der Freiheit 
stark, wenn jeder mit seinem eignen Thun beschäftigt ist, und 

') Uber die sociologische Rolle der Nachahmung, vgl. das interessante 
Werk von Tarde, Les lois de l'imitation, Paris 1890. 
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wenn er nur dann und wann den andern beobachten kann. 
Hier, in der Haft, beim Nichtsthun mufs diese Neigung zur 
Nachahmung sich schärfer entwickeln, und sie entwickelt sich. 
Deshalb sollte diese Vermischung, die noch jetzt, von der 
Untersuchungshaft an, herrscht, die Vermischung von Schuldigen 
und Unschuldigen, von weniger und mehr Schuldigen, im Namen 
der Gerechtigkeit, Moralität und Zweckmäfsigkeit nicht zuge- 
lassen werden. 



Ein anderer kapitaler Mangel der gegen die Missethäter 
ergriffenen Mafsregeln sind die kurzzeitigen Freiheits- 
strafen. In allen Ländern waltet bei den Richtern die Nei- 
gung vor, bei jedem Thatbestand das Strafmafs möglichst in der 
Nähe des gesetzlichen Strafminimums zu suchen, und doch 
besitzt die kurzzeitige Strafe keine der Eigenschaften der guten 
Strafen — derjenigen, welche im stände sind, aus dem Gefangenen 
nicht einen Verbrecher — , aber alle, um aus dem Verbrecher 
einen Rückfälligen zu machen. 

Die kurzzeitige Strafe drückt von der einen Seite dem 
Menschen den Stempel der Verurteilten, im Gefängnis Gewesenen 
auf, streicht ihn aus der Zahl der unbescholtenen Bürger, ent- 
fernt ihn von denselben ; von der andern Seite nähert sie ihn 
den stetigen Besuchern der Strafanstalten, impft ihm deren 
Sitten ein, macht aus ihm ihren vollen Genossen. In früheren 
Zeiten verfuhr man hart und deshalb „il y avait peu de reci- 
vidistes alors que la loi disait, comme au XVI Siecle: Au 
premier vol, le coupable sera pilare, au second il sera pendu." *) 
In den heutigen Zeiten, der Zeit des Humanismus, aber zugleich 
der Zeit des Fehlers der falschen Anwendung desselben, rekrutiert 
sich der grölste Prozentsatz der Rückfalligen fast ausnahmslos 

*) Bonnevilk de Marsanyy De ls reoidive. Introduction. 
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aus denen, welche zu kurzzeitiger Freiheitsstrafe verurteilt 
werden. „ C'est lackisse des Uberes de courtes peines d'emprisonnement, 
qui contribue exchmrement ä Vaccroissement de la recidive. u *) 
Auf Grund der Berichte der französischen Statistik für das Jahr 
1888 waren die Rückfälligen vorbestraft 

mit Zwangsarbeit 0,2 auf 100 

„ Zuchthaus 1,1 „ „ 

- Freiheitsstrafe mehr als 1 Jahr .... 15 „ „ 
„ Freiheitsstrafe auf 1 Jahr und weniger . . 70,7 „ „ 
„ Geldstrafen 13 „ „ 

Die folgende statistische Tabelle veranschaulicht das Vor- 
wiegen der verbüfsten kurzzeitigen Freiheitsstrafen in der Armee 
der deutschen Rückfälligen: 



Auf Grund vorgängiger Verurteilung hatten an Freiheitsstrafe 

verbüfst 



und zwar zuletzt eine solche von 



Jahre 


über- 
haupt 


weniger 
als 

3 


3 

bis unter 
12 


1 

bis unter 
5 


5 
und 
mehr 


unbe- 
kannter 
Dauer 


Monaten 


Jahren 




1882 


75 852 


54 167 


12 817 


6231 


299 


2 348 


1883 


79 690 


58 118 


13 641 


6370 


261 


1 300 


1884 


85 060 


58 214 


16 268 


9548 


506 


524 


1885 


87 041 


60 287 


16 207 


9754 


520 


273 


1886 


91 769 


63 984 


17 390 


9704 


582 


109 


1887 


94 715 


66 880 


17 547 


9660 


548 


80 


1888 


94 230 


66 574 


17 583 


9429 


562 


82 


1889 


105 195 


74 771 


19 351 


10 316 


707 


50 


'Vi '•■> ■. 















Also circa 70% der Rückfälligen verbüfste eine Strafe 
von weniger als 3 Monaten Einschliefsung ! Einen Kommentar 



*) Compte generale de l'adminiat. de la justice crim. en France. 
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zu diesen Daten zu machen ist fast überflüssig. Geben wir 
einige konkrete Beispiele, welche von der einen Seite die Straf- 
milde — „beinahe die sträfliche Milde u — wie sich von 
Holtzendorff ausdrückt 8 ) — der Richter, von der andern Seite 
die Effektlosigkeit von kurzzeitigen Strafen zeigen. In den 
preufsischen Strafanstalten war ein wegen Diebstahl 9 mal und 
darunter 3 mal zu Zuchthausstrafe verurteilter Verbrecher. Er 
wurde beim zehnten Diebstahl zu 8, beim elften zu 9 und beim 
zwölften Diebstahl zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt. Ein 
zweiter Verbrecher, der vorher bereits einmal wegen Mifshand- 
lung bestraft worden war , 1 mal wegen Unterschlagung 
und 9 mal wegen Diebstahls (darunter 4 mal mit Zuchthaus), 
aufserdem wegen Betteins und Landstreichens zu vielen Malen, 
wurde beim zehnten Diebstahl zu 9, beim elften Diebstahl zu 
4 Monaten Gefängnisstrafe verurteilt. Ein dritter, der wegen 
Diebstahls gleichfalls bereits 9 mal bestraft worden war (darunter 
2 mal mit Zuchthaus), aufserdem lmal wegen Hehlerei und 
8 mal wegen Holzdiebstahls, wurde beim neunten Diebstahl zu 
4 Monaten Gefönguisstrafe verurteilt; eine Magd beim vierten 
Diebstahl zu 6 Wocheu, beim siebenten Diebstahl zu 4 Monaten 
Gefängnisstrafe. Ein wegen Diebstahls bereits 7mal mit 
Zuchthaus Bestrafter beim achten Diebstahl zu einem Jahr 
Zuchthausstrafe. 4 ) 

So ist die Milde der Richter des Preufsenlandes — in 
andern Ländern dieselbe Erscheinung. In Irland hat eine 
Frau im Jahre 1888/89 34 mal Gefängnisstrafe verbüfst: vorher 
hatte sie schon 146 Vorbestrafungen erlitten. In demselben 
Jahre findet mau Beispiele, dafs eine Frau 52 mal zu Gefäng- 
nis verurteilt war und 265 Vorbestrafungen gehabt hatte, ein 
Mann 19 Gefängnisstrafen und 187 Vorbestrafungen usw. 6 ) 

») HGW. 1 S. 440. 

*) Illing, Die Zahlen der Kriminalität in Preufeen für 1854— 84 S. 870. 
*) Bulletin de la gociete generale des prisons 1891 p. 528. 
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Solche Beispiele sind nicht vereinzelt, es ist eine allgemein 
verbreitete Erscheinung, welche der Praxis und Theorie Anlafe 
gegeben hat, Klage gegen solche Richtung in der Anordnung 
der Freiheitsstrafe zu erheben. 8 ) Und in der That öffnen sich die 
Thüren der Strafanstalten zum Einlafs und zum Hinauslasseu zu 
leicht. Je schwerer sie sich öffnen werden, desto seltener wird 
es nötig sein, sie zu öffnen. Man soll diejenigen nicht zulassen, 
welche in der Freiheit gebessert und im Gefängnis verschlechtert 
werden können. Nachsicht und Milde bei Gelegenheitsver- 
brechern, Anwendung des Ersatzes von Freiheitestrafen, Zu- 
lassung der bedingten Verurteilung und Friedensbürgschaft 
sind eine starke Hilfe im Kampfe mit den Rückfälligen. 



In die Strafanstalten treiben auch unsere ökonomischen und 
gesellschaftlichen Zustände, welche einer ganzen Klasse von 
Menschen die Möglichkeit geben, das Leben in den Gefängnissen 
demjenigen in der Freiheit vorzuziehen. Es gibt solche, welche 
vorsätzlich ein Verbrechen begehen, um nur in die Strafanstalt 
zu gelangen und damit einem Leben zu entgehen, welches in 
der Freiheit noch schlimmer ist, als das Leben des Sträflings. 

Es ist eine Thatsache, dafs in materieller Beziehung die 
Lage der Insassen der Gefängnisse oft viel besser ist. als sie 
bis zur Einschliefsung war. 1 ) Viele opfern nichts, wenn sie ein 
Verbrechen begehen — für ein erträgliches Essen geben sie 
ihren ehrlichen Namen hin, und waren sie einmal dort, so geben 



Ä ) Gegner der kurzzeitigen Freiheitsstrafe : v. Liszt, Valentini, Illing, 
Sichart, Fulda, Rosenfeld u. a. In Frankreich: Bonneville de Marsangy, 
Berenger, E. Gautier u. a. Italien: Alimena, r'erri, Lombroso, öarofalö, 
Lucchini u. a. Belgien: Prins etc. 

*) Vgl. z. B. BeltranUScalia. La rifonna penitenziaria in Italia p. 294. 

Abhandlungen des kriminaliatitchen Seminar*. III. 5 
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sie selbst den nicht mehr hin, so dafs für sie die Rückkehr in 
das Gefängnis wirkliche Verbesserung ihrer Lage sein kann. 
Auf sie passen in etwas veränderter Gestaltung die berühmten 
Worte des sozialistischen Manifestes von Marx und Engels: 
Sie haben nichts zu verlieren — sie haben eiue Welt . . . des 
Gefängnisses zu gewinnen. 

In Paris lassen sich die Landstreicher vorzugsweise des 
Mittwochs und Sonnabends verhaften, weil Donnerstags und 
Sonntags das Menu des Depots eine Schüssel Fleisch hat. „Es 
gibt dort." sagte ein Pariser Arbeiter — indem er auf eine 
Centralanstalt zeigte, — „Missethäter, denen es an gar nichts 
fehlt. Ich und meine Familie, wir sind ehrliche Leute,, und 
wir haben kaum zu leben.** *) 

Wir dürfen uns deshalb nicht wundem, dals einige frei- 
willig nach dem Gefängnis streben. Das Leben zu erhalten 
ist ein so natürlicher Wunsch, dafs wer das nicht in der Frei- 
heit vermag, sich deswegen selbst Fesseln anlegt. Wenn in 
dem Kampf zwischen erbärmlichem Dasein und der Strafe, 
welche zum Gefängnis führt, der letzteren der Vorzug gegeben, 
wird, so haben wir darin eine Äufserung der Lebenskraft, das. 
Vorhandensein normaler Bedürfnisse, den Trieb zur Selbst- 
erhaltung, oder, nach der Terminologie von Schopenhauer, deu 
Willen zum Leben zu erblicken. Colajanni bietet die Ta- 
belle dar, aus welcher man ersieht, dafs die schwächste und 
kraftloseste Bevölkerung die geringste Criminalität gibt. 3 ) Bei 
ihr reicht die Kraft und Energie nicht hin, um ein Verbrechen zu 
begehen. Die Natur, nachdem sie ihr alles entzogen hat, hat der- 
selben nicht einmal die Möglichkeit gegeben, auf unredliche Weise> 
das Leben zu erringen. Von dem Standpunkt des Anthropo- 
logen ist dieses ehrliche Leben ein bedauerliches Faktum 



•) Beinach o. c. p. 196. 
») Colajanni I p. 315, 817. 
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eine erfreulichere Erscheinung die VerÜbung einer Missethat, 
zur Befriedigung der primärsten Bedürfnisse. Man hat den 
Instinkt der Erhaltung des Menschengeschlechts gepriesen, 
welcher „den trügerischen Begründungen unserer Vernunft nicht 
anvertraut werden konnte," 4 ) man hat behauptet, 5 ) dafs jede 
ethische Theorie nicht mehr vom menschlichen Willen verlangen 
soll, als was derselbe zu leisten im stände ist. Stehen wir hier 
• nicht auf der Grenze dessen, was wir vom Menschen nicht ver- 
langen können — Vernichtung seines Erhaltungstriebes? Ist 
es nicht Notstand, nicht im Sinne des Strafgesetzbuches, son- 
dern im Sinne der Natur? Und ist es nicht der Grund der 
mifslungenen Besserungsversuche denen gegenüber, welche wegen 
schlechter ökonomischer Verhältnisse eine Missethat begangen 
haben? Man kann nicht verbieten zu hungern, die Kälte zu 
fühlen, Bedürfnisse zu haben. 6 ) 

Ein Gefangener erzählte, dafs sein erster Diebstahl der 
eines Revolvers war, mit welchem er sich das Gehirn zer- 
schmettern wollte — es fehlte ihm an Mut und sein weiterer 
Weg war der in das Gefängnis. Der Gefängnisdirektor von 
Clairvaux hat die statistischen Daten aufgestellt, aus welchen 
man sieht, dafs von 655 gefangenen Rückfälligen 506, die 
wegen Verbrechen und Vergehen gegen das Vermögen und 
Landstreicherei verurteilt waren, sich aufs neue vergangen haben 
zu dem ausschliefslichen Zweck, wieder in das Gefängnis zu 
kommen und dort ein sicheres Leben zu finden. 7 ) Sie gehen 

*) Humc, Eine Untersuchung in Betreff dei menschlichen Verstan- 
des, v. Kirchmann'sche Ausgabe, S. 57. 

ft ) Sigwart, Vorfragen der Ethik, & 43. 

•) Dr.deMesuü, auagehend von einer armseligen Hütte, sagte: „Ce 
n'est pas de la vertu, c'eat le heroisme qu'il faudrait a tous ces hommes 
pour ne pas contractar dans ces bouges la haine de la societe." et*. Con- 
cepcUm Arefial IV. Congres Pen. intern. „Un grand norabre de suicides 
ne sont pas tyue des orimjnels, modifies par le milieu social" (Lacassayne, 
Congree de Korne, p. 207). Umgekehrt ist es auch richtig! 

^ Homberg, De la repression du vagabondage p. 40. 

5* 
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dort hin, um das zu bekommen, was sie außerhalb nicht haben. 
Einer der Insassen sagte zu Ferri : „ich habe mich nie so wohl 
befunden, wie im Gefängnis, ich habe nie einen so ruhigen 
Schlaf geschlafen, wie hier." •) 

Sollen wir nach diesen Thatsachen behaupten, wie das 
einige thun, dafs die Ursache der Wiederkehr im Gefängnis 
darin liegt, dafs es zu gut ausgestattet ist, dafs dasselbe zu viel Be- 
quemlichkeiten hat, vielleicht selbst zu viel Anlockendes? Nein. 
Wir haben nicht zu vergessen, dafs das Streben nach dem Ge- 
fängnis herausgefordert wird nicht durch die anziehende Kraft 
desselben, sondern durch die abstofsende Seite des Lebens. Der 
Beiz des Gefängnisses ist nur die subjektive Wahrnehmung der- 
, jenigen Unglücklichen, deren Minimum der Bedürfnisse das wirk- 
liche Leben nicht befriedigt.*) 

Neben denjenigen, welche die Freiheit für die Einsperrung 
aufgeben, finden sich solche, welche das Gefängnis verwünschen. 
„Wehe demjenigen," schrieb einer von den Sträflingen, „welcher 
diese Zelle erproben mufs : es ist besser zu sterben. Man mufs 
alles thun, sich derselben zu entziehen, denn es ist besser, wie 
ein Wilder in Wäldern oder in der Wüste zu leben." 10 ) 

Dostojewsky, ein feiner Psychologe, der, dank bedauerlicher 
Umstände, die Verbrecherwelt gut kannte, fragt: „. . . und was 
ist für den sibirischen Sträfling höher als das Geld? — Die 
Freiheit, oder doch ein Traum von Freiheit." n ) 



*) Le Remord chez les coupables. Bullet, de la sociötö des pris. 1886. 

*) „Wer eine noch weiter gehende Einschränkung und Sparsamkeit 
verlangen wollte, würde damit den Wunsch zu erkennen geben, dafs 
unsere Gefangenen hungern und frieren sollen." Sichart, .Rückfällige 
S. 47. 

lv ) Lombroso, L'anthropologie criminelle et ses reoents progres 
p. 109. 

u ) Dostojewsky, Memoiren aus einem Totenhaus, Reclam r sche Ausg. 
S. 110. 

An einer andern Stelle gibt er ein melodieenreiohes Lied der 
Zwangsarbeiter: 
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Das Gefängnis ist schrecklich, aber mitunter ist die Natur 
leider härter als der Mensch — sie macht den Lebensweg noch 
schrecklicher. Dort, wo die Wiederholung der Not die Wieder- 
holung des Verbrechens schafft, soll man, um die zweite aus- 
zurotten, die erste vernichten. 



Oben haben wir von dem Mangel der kurzzeitigen Freiheits- 
strafen gesprochen, haben auf die Unmöglichkeit, in kurzer 
Zeit auf den Sträfling zu wirken, hingewiesen, aber indem der 
Staat selbst auf längere Zeit verurteilt, benutzt er dieselbe 
nicht, um den Sträfling zu bessern. Der heutige Zustand der 
Gefängnisse ist weit davon entfernt, den Forderungen zu ent- 
wicht mehr sieht mein Auge jene Gegend, 

Die mir Heimat war, 

Schuldlos Qualen mufs ich dulden 

Wohl auf tausend Jahr. 

Auf dem Dachfirst schreiet laut die Eule 

Fliegt die Wand entlang, 

Und es trauert ihr voll Sehnsucht 

Nach mein Herz so bang. 

„Es zerrifs einem das Herz," fugt er hinzu, „wenn man es horte." 

Dies Lied kann als Gegenstück zum bekannten von Lombroso mit- 
geteilten dienen: Carcere vita muz, casa felice etc. deutsch: 

O Kerker, teurer mir vor allem, 
Wie mufs in dir das Dasein mir gefallen; 
Den hänge man, der Übles von dir spricht 
Und denkt, er fände hier den Frieden nicht, 
Da wo mir Brüder, Freunde sind beschieden 
Und gutes Essen, Geld und süfser Frieden. 

Vgl. weiter Conception Arehal: „Je n'ai ni*connu, ni entendu dire, 
qu'aucune reclnse ni reclus espagnol ne desire sortir de la prison, et quHl 
ne le d&ire avec anziete. Quand on leur demande combien de temps ü 
leur reste pour recevoir la liberte, ila repondent generalement tant d'anndes, 
tant de mois et tant de jours; j'ai vu un moribond demander avec 
instance, comme nne gräce supreme, qu'on le fit sortir pour mourir en 
liberte. Bullet de la Societe des prisons 1886, p. 647. 
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sprechen, welche an die Besserungsanstalten zu stellen sind. 1 ) 
Das Gefängnis übt einen Einflufs — wer wird das leugnen ? — 
aber nicht den , welchen es üben sollte. Dasselbe, anstatt zu 
retten, richtet oft zu Grunde, und deshalb nimmt unter den 
Ursachen des Rückfalls „das Gefängnis 44 eine wichtige Stelle 
ein. Es gibt nicht dem seine Mauern Verlassenden die mora- 
lische Kraft, welche ihm dann mehr als sonst nötig ist. Alles 
dient bei unserer heutigen Organisation des Gefängnisses der 
Unterdrückung der Persönlichkeit, ihrer Gedanken, ihres Willens. 
Die, welche lange Zeit darin waren, sind nicht zum Leben 
aufserhalb desselben geschaffen. 

In der jetzigen Zeit, wo sich bei uns mehr und mehr das 
Gemeinwesen entwickelt, da wir dahin streben, das Band zwi- 
schen den einzelnen Gliedern der Gesellschaft zum klaren Be- 
wulstsein zu bringen, zeigen wir die Neigung, in der Geföngnis- 
frage nach der andern Richtung zu gehen. Wir schliefsen den 
Sträfling in eine gesonderte, enge Zelle und verengen mithin 
seinen Verstand und sein Herz. Sich selbst überlassen, denkt 
er nicht nach, er gibt sich der Apathie hin und wünscht nur 
die Ruhe. 

Die Einzelhaft als Strafmafsnahme besitzt die Eigenschaft 
abzuschrecken — die Rückfälligen furchten sie in hohem Grade : 
und in der That, sollen sie dieselbe nicht furchten, da diese 
sie als Persönlichkeiten vernichtet? 8 ) Einer der mächtigsten 



*) Statt vieler Zeugnisse weisen wir auf das sog. Album des römischen 
Kongresses hin — Pensees et tnaximes sur la Reforme ptnitentiaire, rt- 
cueillies ä Voccasion du congrbs de Honte, wo „in kurzen Fernsätzen die 
kriminalistische Lebenserfahrung von beinahe zweihundert Männern, 
deren Beruf mit Strafjustiz oder dem G-efängniswesen zusammenhangt, 
niedergelegt ist" „Nach dem gegenständlichen Inhalt des Albums darf 
man als festgestellt annehmen, sagt t?. Holtzendorff, dafs das praktische 
Endresultat der heutigen Strafreohtspflege ein durchaus unbefriedigendes 
genannt werden mufs." Die Richtung des Strafvollzugs und der gegen- 
wärtige Stand der Sachverständigen-Meinungen. Bd. XXIX, S. 8. 

*) Aber diese Furcht bewahrt nicht vor dem Bückfalle. Die Re- 
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Triebe ist der soziale Trieb, absolute Isolation ist unmöglich; 
der Mensch kann nicht ganz allein sein. Treffend sagt Guyau : 
„l'indmdu physique est une sociüe de cellules ; Vindividu psychique 
est um conscience collective." 3 ) Man darf nicht dein besten mensch- 
lischen Instinkt die Zügel anlegen. Das Gefängnis strebt das 
zu vernichten, was man nicht vernichten sollte — und erreicht 
leider seinen Zweck: die, welche lange Zeit in Einzelhaft ver- 
brachten, wünschen nicht in das Leben zurückzukehren und 
ziehen vor, in diesem lebendigen Grabe zu bleiben. 

Der Zweck, welchen man hauptsächlich mit der Einzelhaft 
zu erreichen glaubte — den Gefangenen seinen eignen Gedanken 
zu überlassen, wird nicht erreicht. Nicht ihn seinen Gedanken 
zu überlas sen, sondern ihm Gedanken zu geben — das 
ist die Aufgabe der Gefängnispädagogik. Aber heutzutage ist 
die bedauerliche Thatsache zu bemerken, dafs die Notwendig- 
keit der intellektuellen Bildung nicht allgemein anerkannt ist, 
dafs es noch Gegner gibt, welche behaupten, dafs für den Er- 
folg der Besserungsaufgabe der Gefangnisthätigkeit die rein 
intellektuelle Bildung eine untergeordnete Rolle zu spielen, und 
dafs man an die erste Stelle die religiöse Bildung zu setzen 
hat — die Bibel und ihre Zweige. Die europäischen Gefäng- 
nisse, da sie nur einige Stunden der weltlichen Bildung zuteilen, 
sanktionieren eine solche Ansicht über die Erziehung. 4 ) Ein 



stütate der Einzelhaft sind für den Rückfall ungünstiger, als die Gemein- 
haft. Die aus der Einzelhaft Entlassenen kehren eher in das Gefängnis 
zurück. Es haben nene Delikte begangen in Holland 
innerhalb 1 Jahr nach der Verbüfsung der Strafe 61,2 °/ 0 in Horsens 13,2 
in Vredslöselille (Zellengef.) (Gemeinh.) 
n 2 „ n n 36, „ „ 37 

„ 8 „ „ „ 8 „ „ 25 

„ 4 „ „ „ 4,6 „ „ 4,4 

„ 5 „ „ „ 0 „ „ 8,4 

* 10 „ n » 0 

Brmn, Über die Vollziehung der Strafarbeit S. 103. 
*) GLuyau, fiducation et hereditä p. 60. 

*) In Russland bekommt der Verurteilte wöchentlich 12 Stunden 
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grofser Teil der in das Gefängnis Eintretenden verläfst das- 
selbe so ungebildet, wie sie waren, mit greiserer Abstumpfung 
der Sinne, die notwendig sind zur Wahrnehmung der Eindrücke 
der äufseren Welt. 

Als Motiv gegen die Bildung hat man auch den Satz auf- 
gestellt, dafs der Mensch nicht nach Überlegung handelt, son- 
dern nach Instinkt, während es dem Missethäter an Instinkt fehlt. 
Diesen organischen Mangel durch die Bildung zu ergänzen ist 
nicht möglich: er wird das Gute sehen, wiederholen die Vertei- 
diger dieser Theorie, aber er wird das Böse thun, wenn das 
Böse ihm passen und Vergnügen machen wird. 

Video meliora, proboque, 
Deteriora sequor. 

Diese Ansicht ist nicht richtig: der Gedanke, das Gefühl 
und der Wille sind untrennbar miteinander verbunden, jeder 
geistige Zustand wird begleitet von bestimmten physischen Er- 
scheinungen. Der Gedanke ist schon bei seinem Entstehen das 
Wort oder die Handlung, d. h. der Anfang der Muskelthätigkeit. 
Besseres sehen — ist halb nach ihm streben. Besseres sehen 
und es billigen — ist auf dem Wege nach ihm sein. „Ich 
will heifst am Ende: ich werde" (Drobiseh). Die Erkenntnis 
entwickelt sich schneller, als das Gefühl und der Wille; ent- 
wickelt man das erste: das zweite wird sich sodann ent- 
wickeln. Die Ausdehnung der Gebiete des Gedankens ist die 
notwendig vorausgehende Stufe in der Entwicklung des sym- 
pathischen Gefühls. Die Entwicklung des Hirnschädels — des 
Intellektes, ist zugleich die Entwicklung des Herzens — des 
Gefühls. 



Unterricht, Oesterreich 10, Baden 6, Ungarn 5-8, Schweix: Kantone: 
Waadt 2, Tessin 5, Wall« 3, Belgien 5, Italien 6. cf. Biponses faxte* 
par les administrations des differents pays an questionnaire de la Com- 
mission pinitentiaire internationale. Actes du Gongret pdn. intern, de 
Rome 1885, t. II, 2 p. 686. 
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Die Anhänger der moralischen Theorie von Kant könnten 
sagen, dafs dem Missethäter die gröfste Möglichkeit, moralisch 
zu sein, gegeben ist: während der Instinkt, die Wünsche ihn 
auf die eine Seite ziehen, können „der kategorische Imperativ", 
das Gefühl der Pflicht ihn zwingen, moralisch zu handeln. 

Man soll den Missethäter seine Pflichten erst kennen 
lehren, um ihn entsprechend handeln zu lassen. Die Er- 
fahrung zeigt, dafs die Verbrecher nicht solche Egoisten 
sind, bei welchen jedes Gefühl, das im Altruismus sich ent- 
wickeln kann, erstickt ist. „Sie sind," sagt Joly von den fran- 
zösischen Verbrechern, „nicht unzugänglich dem, was die Ge- 
schichte ihres Landes berührt, ihre Vaterlandsliebe ist nicht 
tot und die Erinnerungen an die grofsen Thaten ihres Volkes 
finden bei ihnen noch ein Echo." . . . 5 ) 

Als Mittel zur Moralisierung gibt es in den Händen der 
heutigen Gesellschaft eine mächtige Waffe — die Bücher. Der 
Dichter führt in eine andere Welt, er zwingt das Leben der 
Heroen mitzuleben, dessen Gefühle mitzufühlen. Schiller hat 
mit seinen Räubern fast zum Verbrechen geführt, Goethe durch 
Werther zum Selbstmord. Die Verbrecher lieben die Werke 
der Einbildungskraft: man soll diese Liebe utilisieren und sie 
in den Kreis der klaren und reinen Persönlichkeit führen. Es 
gibt schon eine grofse Litteratur über die Verbrecher, und 
selbst von Verbrechern, es sollte auch eine für die Verbrecher 
da sein. 6 ) 

•) Joly, Les lectures dans les prisona. Archive d'anthr. crim. 
1880 p. 109. 

•) v. Holtzendorff bat den Gedanken gehabt, eine Zeitschrift für die 
Gefangenen zu gründen, welche sie des Sonntags lesen könnten. Diesen 
Oedanken hat ein früherer Sträfling der Elmira ausgeführt, vgl. Elmira 
von A. Winter S. 103. Von moralischen Katechismen, die verschiedene Philo- 
sophen für die Bürger vorschlagen (Leibniz, Kant), halten wir nicht be- 
sonders viel. Vgl. Laos Idealismus und Positivismus. II S. 868. Die 
Bücher, welche sich durch Hervortreten des Dogmatischen und Mangel 
an packender und fesselnder Erzählung charakterisieren, bringt man in 
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Wir haben noch auf einen Mangel der Gofangaisse hinzu- 
weisen : es entwickelt den Willen gar nicht. Der Mensch denkt 
nicht nur, er wünscht nicht nur, sondern er handelt auch. 7 ) 
Leben — das heifst handeln, Verminderung der Thätigkeit, das 
ist Verminderung des Lebens. Bei den Delinquenten, besonders bei 
den Rückfalligen, ist, wie wir gesehen haben, der Wille geschwächt. 
Man hat diesen zu erhöhen durch Thätigkeit, man hat ihnen mehr 
Freiheit im Handeln zu geben, die Initiative bei ihnen zu entwickeln. 
Seneca's Behauptung, von Schopenhauer verteidigt, dafs velle 
non discitur, dafs Wille nicht gelernt werden kann, ist nicht 
richtig: der starke Wille entwickelt sich auch durch Beispiel 
und Erziehung. Die energischen Rassen sind mit starkem 
Willen ausgestattet, nicht nur dank der Erblichkeit, sondern 
auch dank der überall bei ihnen herrschenden Thätigkeit. 
Man kann deshalb die Resolution des römischen Gefangnis- 
kongresses nur begrüfsen, welcher den Wunsch ausgesprochen 
hat, dafs an Sonn- und Festtagen den Gefangenen die Freiheit 
der Auswahl der Beschäftigungen zu überlassen sei. Es sind 
die ersten Keime der Ausdehnung der Sträflingsfreiheit, eine 
Ausdehnung, welcher die Gefangenen so bedürfen! 8 ) 



Gefängnissen ungelegen zurück. Vgl. Unterhaltungslitteratur für Ge- 
fangene. Fünfter Jahresbericht der Gefangengesellschaft für die Provinz 
Sachsen und das Herzogtum Anhalt 1889, S. 24. 

') „Sentire e bene . . pensare e meglio ancora . . ma volere e la ottima 
di tutte le cose, e nel campo dell' azione un piccolo pensiero che vaole e 
piu utile, pui efficace di cento pensieri, che non vogliono mai o vogliono 
solo e serapre debolmente." Mantegazza, Le Estasi umane II p. 282. 

•) Beschlufs des römischen Kongresses: „Le congres emet le voeu 
que chaque ddtenu des deux sexes, le dimanche et les jouro feines, soit 
libre de choisir Toccupation qui lui convient entre Celles, qui sont raisei 
ä sa disposition. Les occupations devront etre suivant les pays : la lecture, 
la musique, le dessin, la sculpture en bois, la participation de bonnes 
oeuvres, l'assistance aux Conferences sur les elements de la morale, du 
droit et d'autres sciences, selon les circonstances speciales du lieu. a Vgl. 
auch Donna Conceptum Areflal, Des moyens educatifs in Bullet, de la. 
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Cedente causa non cedit effectus: die schlimmen Folgen der 
Strafanstalt bleiben — mitunter für immer — für den Sträfling 
nach seinem Austritt aus derselben. Nur sehr wenigen gelingt 
es, während ihrer Strafzeit einen Nebenverdienst zu erreichen, 
der ihnen bei der Entlassung ausgehändigt wird, und regel- 
mäf8ig nur dann, wenn sie, was bei den herrschenden, kurz- 
zeitigen Freiheitstrafen sehr selten vorkommt, sehr lange 
Zeit in der Strafanstalt zugebracht hatten. Das heutige Straf- 
system ermöglicht nicht nur den notwendigen Übergang des 
aus dem Gefängnis Entlassenen in geordnete bürgerliche Ver- 
hältnisse nicht, es unterstützt ihn nicht, sondern selbst auf dem 
Wege zu redlichem Erwerb steht eine von den Institutionen 
unseres Strafsystems — die Polizeiaufsicht. Die gröfste Zahl 
der Entlassenen wiederholt die Delikte, wie die Statistiker 
zeigen, in den ersten Monaten nach dem Verlassen der Straf- 
anstalt. Sie gehen zu Grunde — wie auch die neugeborenen 
Kinder, deren Mortalität sehr grofs ist — weil sie die Mög- 
lichkeit noch nicht besitzen, sich dem Leben anzupassen. Diese 
Möglichkeit zu erschweren hat die Polizeiaufsicht auf sich ge- 
nommen. Hier wiederholt sich die bedauerliche Thatsache, 
dafs das, was zur Verhütung von weiteren Verbrechen dienen 
sollte, als Ursache seiner Entstehung sich erweist. Es ist zu 
betonen, dafs die Polizeiaufsicht in ihrer heutigen Anwendung 
und Ausübung die soziale Rehabilitation erschwert: materielle 
Existenz macht sie oft unmöglich und die moralische unerträg- 
lich. Die Polizeiaufsicht ist die gegenwärtige aquae et ignis 
interdictio. *) 

■ • 

societä gen. des prisons 1885 p. 66 ff. Bruun, bekannter Gefängnis- 
direktor in Kopenhagen, schrieb im Album des R.C.: „Unerreichbar ist 
der Zweck solcher Erziehung, wo die Gefangenen in dem Znstande der 
Passivität erhalten werden" S. 696. 

*) „Pour le delinquant eternellement poursuivi par le souvenir de 
cette condamnation qui lui ferme toutes les portes et le suit partout, 
dans quelque lieu qu'il soit, le casier judiciaire est devenu une viritable 
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Um die genauen Resultate der Polizeiaufsicht in Deutsch- 
land festzustellen, fehlt es an statistischen Daten. In Italien 
erklärt sich das Vorwiegen der Rückfalligen der nördlichen 
und mittleren Provinzen im Vergleich mit den südlichen durch 
die grössere Zahl der Personen, welche der Polizeiaufsicht unter- 
worfen sind. Die Rückfälligen vermindern sich gemäfs der 
Verminderung der Polizeiaufsicht. Diesen Schlufs kann man 
auch aus dem Vergleich der Zahl der Jahre ziehen, in denen 
die Aufsicht ausgeübt ist. So haben wir folgende Ziffern:*) 

Case di pene 

Bagni • — _ ' 

y " ^ Manner Weiber 

»uf all« »ufKttck- auf alle auf Bück- auf alle auf Bttck- 

lm Jahre Verurteilten fallige Verurteilten fallige Verurteilten fällige 

1875 35 % 43°/ 0 37*' 0 48% 21% 38% 

1876 29 % 39% 30% 42% 18% 85% 

Diese schlechte Wirkung der Polizeiaufsicht findet ihre 
Erklärung darin, dafs die Gesellschaft nicht mit dem zu thun 
haben will, der in einer Strafanstalt gewesen war: die Haus- 
wirte versagen ihm die "Wohnung, die Miteinwohner des Hauses 
die Bekanntschaft, und der Arbeitgeber die Arbeit. Das Er- 

peine, pire que la peine principal, plus dure, que la prison qu'il a sabie 
et dont jamais il ne pourra s'aft'ranchir. La peine veritable a eu un terme. 
Celle-lä n'en aura jamaii." Diacours de M. B6renger au Senat. BuL de la 8oc 
des pris. 1890 p. 778. Vgl. auch den Brief von einem unter Polizeiaufsicht 
Gestandenen, welcher an Professor v. Liszt adressiert und in den Mit- 
teilungen der JKV. I. Jahrg. S. 129 abgedruckt ist. Wir entnehmen 
nur die folgende Stelle: „Unsere polizeilichen Listenführungen über 
jugendliche Ausschreitungen — man nennt sie kurzweg Verbrecher! — 
sind unmenschlich. Der schlechteste Kerker, die empfindlichste Prügel« 
strafe ist in Anbetracht der lebenslänglichen (und darüber hinaus) Auf* 
Zeichnung des Makels, Liebkosung." . . . „Welche Mühe, Not, welche 
Bitterkeiten zu durchkosten sind, um ferner unbestraft zu bleiben, vermag 
ich und niemand zu schildern. Die erste aller Fragen : „Sind Sie be- 
straft?" Welches Niederschmettern, welche Demütigung! Antwort „Ja!" 
Ein verächtliches Achselzucken, man kann mit gerötetem, verschämtem 
Gesicht abziehen, Arbeit gibt es nicht". . . Vgl. weiter einen ähnlichen 
Brief bei Braun: Wider die Polizeiaufsicht! Z. X S. 828. 

*) Luccini. Gli iatituti de polizia preventiva in Italia. Torino 1884 
p. 188, 124. 
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scheinen des Polizisten zu einer Hausuntersuchung wirft den 
Observaten aus dem Hause, das Erscheinen des Polizisten in 
der Fabrik treibt den Entlassenen aus derselben. Der Observat 
ist gezwungen, von einem Ort zum andern, von einem Menschen 
zum andern zu wandern, bis er zu denen kommt, welche auf die 
Verfolgung der Polizei keine Rücksicht nehmen — zu seinen 
Genossen. Diese Absonderung der Gesellschaft schafft eine Klasse 
von spezialisierten Verbrechern. Auf Grund der Statistik kann 
man die Thatsache verfolgen, dafs der Zuwachs der ver- 
brecherischen Handlungen nicht dem Zuwachs der Misse- 
thäter entspricht. Der ersten ist mehr als der zweiten, und sie 
wachsen schneller als die zweiten. Mit andern Worten : in der 
Zeit der Herrschaft der Arbeitsteilung und Spezialisierung — 
spezialisiert sich auch das Verbrechen. Die Ursache dafür ist 
— wir wiederholen es — das Verhältnis der Gesellschaft zu 
dem Delinquenten. Die Glieder derselben furchten einerseits in 
Berührung mit dem Missethäter zu kommen, sie sorgen für ihre 
Interessen, die durch die Anwesenheit der Missethäter der Ge- 
fahr ausgesetzt sind , andererseits zwingt sie die Entwicklung 
des moralischen Gefühles, sich von denen fern zu halten, welche 
ihrer Meinung nach unmoralisch sind. Die Gesellschaft ist 
strenger, als die organisierte Gewalt. Das Lynchgesetz ist strenger, 
als ein geschriebenes Gesetz. „La loi ne condamne que pour 
un t&nps; Vopinion eile condamne ä perpÜuitL" 8 ) Weil wir 
die Schuld des Missethäters nicht vergessen, vergifst er sein 
Verbrechen nicht. Die Entfernung von der Verbrecherklasse 
ist der erste Schritt zum Fortschritt — die Annäherung 
zu ihr soll der zweite sein. 

Während die Umstände, welche den Austritt aus dem 
Gefängnis begleiten — die Polizeiaufsicht, das Aufdrücken 
der Brandmarke, welche zwar nicht so roh wie in früheren 

•) Michaux, Etudes eur la question des peines 1872. 
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Zeiten, aber nicht weniger real ist — , das redliche Fort- 
kommen hindern, bewirken sie zugleich einen deprimierenden, 
moralischen Einflufs. Der Entlassene sieht sich der Verbrecher- 
klasse zugerechnet, und, bei der feindseligen Stimmung der 
Gesellschaft gegen ihn, wird er in seinen eignen Augen ein 
Verbrecher, dessen Schicksal vorausbestimmt ist. L'homme est 
aimi fait, hat schon Pascal gesagt, qu'ä force de lui dire qu'il 
est un sot, il le croit, et ä force de se dire ä soi-meme, on se le 
faxt croire. Es wird nicht übertrieben sein, wenn wir hinzu- 
fügen, dafs in vielen Fällen on se le fait faire. Können ist 
oft — sich seiner Kräfte bewusst sein. Wer von seiner Untaug- 
lichkeit überzeugt ist, der taugt in Wirklichkeit auch nicht. 
Für jede Thätigkeit ist Glaube und Hoffnung notwendig. Die 
Hoffnung auf die Möglichkeit, ehrlich zu werden, gibt die Ge- 
sellschaft dem Verbrecher nicht. Der Missethäter soll sowohl 
die moralische wie die materielle Unterstützung erhalten. Der 
gute Rat , die Aufmunterung , die Mitempfindung sind ihm so 
notwendig, wie die Zuweisuug von Arbeit, die Zuwendung von 
Mitteln zur Befriedigung der Lebensbedürfnisse. Die frucht- 
bare Thätigkeit vieler wohlthätigen Vereine zeigt, dafs die 
korporative Bemühung nicht wirkungslos ist, und dafs die weitere 
Entwicklung und Verbesserung des Schutzwesens eine von den 
besten Waffen im Kampfe mit dem Verbrechertum sein kann. 
Recht und Pflicht der Gesellschaft ist es, den Verbrecher zu 
strafen, aber ihr Recht und ihre Pflicht ist es auch, ftir ihn 
zu sorgen. — 



Bis jetzt haben wir den Rückfall ohne Unterschied der 
Geschlechter behandelt. Indem wir zur Rückfälligkeit der 
Weiber übergehen, haben wir zu bemerken, dafs hier dieselben 
Ursachen, aber in gröfserer Intensität, gelten. Es ist eine von 
allen Statistikern festgestellte Thatsache, dafs der Anteil der 
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Frauen an der Kriminalität geringer ist, als derjenige der 
3Iänner. Der Grund ist klar. Das Verbrechen ist der Zu- 
sammenstofs der Interessen auf dem sozialen Boden. Die Zahl 
der Frauen, welche den Kampf auf diesem Boden zu führen 
haben, ist kleiner als diejenige der Männer. Viele Verbrechen 
können sie, kraft der sozialen Bedingungen, nicht verüben. 
Vergleichen wir die statistischen Daten der weiblichen Rück- 
fälligen mit denen der männlichen, so werden wir zu dem 
Schluls geführt, dafs die Tenazität — die Beständigkeit der 
Frauen — wenigstens in der Kriminalität — viel gröfser ist, 
als diejenige der Männer. 

Zu den allgemein bekannten Daten l ) fügen wir einige 
hinzu. 

In England stellen sich die Verhältnisse von Männern und 
Frauen, welche mehr als 10 mal bestraft wurden, folgender- 
mafsen dar : ä ) 



Jahr 


Männer 


Weiber 


Männer 


Weiber 


1879 


3706 


5673 




22, 4 


1880 


3691 


5800 


8,3 


23, tt 


1881 


3618 


6773 


8>8 


27, 8 


1882 


4148 


7496 


8* 


27, 9 


1883 


4391 


8946 


8,o 


29„ 


1884 


4734 


9316 


9u 


30* 


1885 


5188 


9451 


10,o 


81* 


1886 


5074 


8981 


10„ 


33,g 


1887 


5686 


9764 




34* 



In den preufsischen Strafanstalten kommen auf im Jahre 
1888/89 eingelieferte 4839 Männer und 932 Weiber — die 
Vorbestrafungen erlitten hatten — 13 Männer und 12 Weiber, 
welche 31 mal und mehr bestraft waren. Dieses Vorwiegen der 
Weiber im Rückfall zeigt sich auch in Rufsland: 

») v. Otttingen 8. 527 ff. v. Valentini S. 68 f. Aschrott S. 127. 
") EUi* S. 215. 
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Jahr 


Zum 2ten Male 
verurteilt 

Männer Weiber 


Zum 3ten Male 
▼erurteilt 

Männer Weiber 

> 


Zum 4 ten Male und 
mehr verurteilt 

Männer Weiber 

i 


1874 
1875 
1876 
1877 
1878 


62*«% 
63,„% 

°^>a6 o 
60, 71 % 


47,«,% 
49, l0 % 
42 ° 

34,#9°/ 0 

4U% 


81,«% 41, u % 
3iv;, , 40, :t % 
29 Ä j° 0 41, M % 
29*.% 60, M % 

21*,% 44. tl % 

i 


7,04% 

6„o% 

fi 0 

A 0 

io„ 2 % 


iUt% 

10, Ig 0 /o 
l»,it% 
15,«% 
14,,,% 



Wie erstaunlich und grofs der Anteil der Weiber am Rück- 
falle auch ist — er könnte noch gröfser sein: einige verlassen 
das Verbrechertum, um sich der Prostitution hinzugeben. 1 ) 
Dr. Pauline Tarnoteskaja führt die Analogie zwischen rückfäl- 
ligen Diebinnen und Prostituierten durch : 4 ) sie weist auf die 
Ähnlichkeit hin, welche zwischen ihnen existiert, auf die Iden- 
tität der Umstände, unter denen das Leben der einen wie der 
andern verläuft: „parents alcooliques, pthmques, epileptiqtm; 
enfance livre'e ä eile meme; diniiment, tnisfoe, privatiotts de toutes 
sortes; rapports sexuales precoces] oisivete', inconduite et vols." 

Lassen wir den Vergleich der Kriminalität mit der Pro- 
stitution, welcher an sich sehr interessant ist, 5 ) beiseite und 
wenden wir uns zur Erklärung der oben erwähnten Thatsache, 
dem Vorwiegen der Weiber im Rückfalle. 

Es gibt einen doppelten Ursprung für diese Ursachen: 
der eine liegt in der Frau selbst, der andere in der socialen 
Umgebung, in welcher sie lebt. Den Weibern ist es schwerer, 
den Weg des Verbrechens, welchen sie betreten haben, zu ver- 
lassen, weil die weibliche Organisation sich schneller entwickelt, 
aber früher mit der Entwicklung aufhört. Sie unterwerfen sich 

*) „Fille8 mineurs, qui par suite d'une condamnation ont fait an se- 
jour en prison, si court füt-il, sont vou6es ä la prostitution." Rapp. de 
Geville-Reache. L'Enquete Roussel II CLII. 

*) Etüde anthropometrique sur les prostituecs et les voleusea. Pari 
1888 p. 129-130. cf. p. 102, 109. 

•) cf. Fere, Degenerescence et Criminalite p. 77. 



Digitized by Google 



81 

der Gewohnheit schneller, dem Beispiel — dem guten und dem 
schlechten — sie verharren darin länger als die Männer. Das 
Gefängniswesen mit seinen ganzen Einrichtungen mufs aui 
sie eine schlimmere Wirkung ausüben, als auf die Männer. 

Und außerdem der Austritt aus dem Gefängnis! Den 
Männern verzeiht man alles leichter — Frauen gegenüber ist 
man strenger. Die Verletzung der Gesellschaftsnorm von Seiten 
des Mannes gilt für entschuldbarer als von Seiten der Frau: 
L'homme peut braver l'opinion publique, la femme s'y doit 
soumätre! 

Wir haben oben die Nachteile der Polizeiaufsicht gesehen, 
die weitverbreitete Abneigung der Gesellschaft gegenüber der 
Person, welche unmittelbar aus dem Gefängnis gekommen ist 
— aber alle diese Nachteile fallen für den Mann leichter aus, 
als für die Frau. Der Mann hat eine mannigfaltigere Thätig- 
keit. Er kann auf allerlei Hantierung und Gewerbe ausgehen, 
bei dringenden Arbeiten nimmt man jeden Unbekannten an. 
Die Brau dagegen hat einen beschränkteren Kreis von Thätig- 
keit, sie kann ihre Beschäftigung nicht frei wechseln, um zu 
einer andern überzugehen. Am öftesten erscheint sie als Dienst- 
bote, und wenn man sie nicht wieder zur früheren Arbeit an- 
nimmt, so wird sie entweder eine Prostituierte, oder wendet 
sich wieder dem Verbrechertum zu. Die Emancipation der 
Frauen wird die Kriminalität derselben vergrößern, aber zu- 
gleich die Rückfälligen vermindern. . . . 



Wenden wir uns zu der Frage, welche den Politiker ebenso 
wie den Moralisten interessiert — das ist die Frage, ob es Ver- 
brecher gibt, welche ihr ganzes Leben in dem Verbrechertum 
zubringen müssen, gegen welche Strafgesetze und Strafanstalten 
machtlos sind, Verbrecher, welche „unverbesserlich" sind, 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. III. 6 
♦ 
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Die Verteidiger des Vorhandenseins der Unverbesserlich- 
keit bringen zur Unterstützung ihrer Meinung statistische Daten, 
die beweisen sollen, dafs es solche giebt. welche das Gefängnis 
verlassen, um es wieder zu betreten. Die Zahl solcher Personen 
haben wir schon oben kennen gelernt. Zur Unterstützung der- 
selben Ansieht zieht man auch die anthropologischen Unter- 
suchungen herbei, welche .,bei strengster wissenschaftlicher 
Kritik" behaupten, dafs ,,bei einer Klasse von Verbrechern zum 
Teil vererbte, pathologische, körperlich bedingte Zustände vor- 
handen sind, welche in einem ursächlichen Verhältnis zu der 
bei ihnen vorhandenen Neigung zur Verübung gesetzwidriger 
Handlungen stehen." 1 ) Aber diese beiden Zeugen — der eine 
der statistische, der andere der medico - anthropologische — 
können das Vorhandensein von Unverbesserlichen (im mora- 
lischen Sinne des Wortes) nicht beweisen. Die Statistik 
kann nur die Thatsache konstatieren, dafs es Nichtgebesserte 
gibt, aber nicht behaupten, dafs es Unverbesserliche gibt. Und 
die Anthropologie hat kein Recht, das zu behaupten, sie kann 
nur auf die Anormalität der Organisation, auf die Störung des 
Nervensystemes , auf eine oder die andere Abweichung vom 
normalen Typus hinweisen. Ob das Subjekt verbesserlich oder 
unverbesserlich ist. kann man nur danu entscheiden, wenn man alle 
Bedingungen seiner Organisation, seiner Umgebung und die 
Mittel, mit welchen man auf ihn wirken kann, in Betracht zieht. 

Als Gegengewicht gegen die oben angeführten Zeugen gibt 
es die Zeugnisse der Personen, welche dem Verbrechertum nahe 
stehen, die sie in den Gefangnissen auf Grund persönlicher Er- 
fahrung studiert haben. M. F. Ammitzböll, der Direktor 
des Vridslöselille-Gefängnisses (in Dänemark), der 2'/ 2 Jahr 
Direktoratsgehilfe in einem Gefängnisse von 500 Insassen, lO 
Jahre in Anstalten mit Einzelhaft und während 8 Jahre Mit- 

') Dr. Kim, Die Kriminal-Psychologie in ihrer Beziehung zum Ge- 
fängniswesen. fl(*W. I S. 50. 
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glied der Patronatsgesellschaft bei diesem Gefängnis war, sagt : 
„pour moi je n'oserais pas taxer d'incorrigible un seid des trois mille 
criminell qui ont Hi confifa ä mes soins. u *) Kapitän Macanochie, 
welcher Vorsteher der Kolonie der Insel Norfolk war, die nur 
aus Rückfälligen im wiederholten Rückfalle bestand, aus dem 
schlimmsten Kontingent der Verbrecher, an deren Besserung 
niemand glaubte, hat erreicht, dafs bei ihm der Rückfall nur 
2—3% betrug. „Es wäre gut," sagt er, „wenn er überall so 
gering wäre." 

Es ist wahr, dafs nicht alle so günstige Berichte geben, 
aber je talentvoller und begabter die Person ist, welche an 
der Spitze der Strafanstalt oder Kolonie steht, desto bessere 
Resultate erzielt man. 

Gleichviel, was man auch für Schlüsse aus den Sätzen der 
Verteidiger und Gegner des Vorhandenseins der Unverbesser- 
lichen zieht, das eine ist unzweifelhaft, dafs heutzutage es 
solche gibt, bei denen die starke Möglichkeit vorliegt, dafs sie 
wieder und wieder in das Verbrechen verfallen werden. Wenn 
man uns als Grund für die Unverbesserlichkeit der Verbrecher, 
besonders des Diebes, die Anschauung des Volkes anführt, 
welche seit Jahrhunderten dessen Unverbesserlichkeit und die 
Nutzlosigkeit der Gefängnisse betont, wenn man darauf hin- 
weist, dafe es z. B. sagt: M baston nt prison non fa Vhuomo 
bon s ) — weder Stock noch Gefängnis bessern den Menschen 
— so können wir einwenden, dafs das nicht zur Bestätigung 
der Unverbesserlichkeit dient, sondern zeigt, dafs nach der 
Volkserfahrung Stöcke und unsere Gefängnisse die 
Misse thät er nicht bessern. 

Wir müssen offen sein und sagen, dafs es oft unsere Fehler, 

*) Ammitzböll. Rapport. IV« Congres pinit intern, de St. P6tersb. 
6">« Queation Il«8ection, p. 3. cf. B. Raux, directeur de la 26« circ. 
pänitent. Bullet, de la Societe des prisons 1891 p. 506. 

*) Lom8bro80. Der Verbrecher u. s. w. cf. Arch. di Psich. III p. 451. 

6* 
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unsere Mängel sind, welche den Verbrecher zu einem unver- 
besserlichen machen. Die Unverbesserlichen sind oft nicht sie, 
die Unverbesserlichen oder besser die Ungebesserten sind wir, 
welche durch die soziale, gesetzliche Grefängnisorganisation Be- 
dingungen schaffen, deren notwendige Folge die Unverbesser- 
lichkeit des Verbrechers ist. Aber wenn man diesen Umstand 
als Motiv zur Nachsicht, ja mitunter Straflosigkeit, der Unver- 
besserlichen aufstellt, wenn man sagt, dafs es ungerecht wäre 
von Seiten der Gesellschaft, dem Verbrecher die Strafe aufzu- 
legen wegen ihrer Fehler, Mängel und Ohnmacht, so antworten 
wir, dafs, was es auch für Ursachen der Verbrecherklassen 
geben mag, wenn sie einmal da sind, so hat die Gesellschaft 
das Recht, sich gegen sie zu verteidigen, und wenn das Mittel 
zu dieser Verteidigung die Strafe ist, so ist die Strafe gerecht- 
fertigt. Wenn die Gesellschaft auf die Bestrafung der Ver- 
brechenverzichten sollte, an deren Vorübung sie nicht ohne 
Schuld ist, so hätte sie auf das ganze Strafrecht zu verzichten. 

Nachdem wir das Vorhandensein der Unverbesserlichkeit 
im juristischen Sinne anerkannt haben, bleibt noch die Frage, 
wie ihr Begriff gesetzlich zu bestimmen und welche Mafsregeln 
gegen dieselbe zu ergreifen sind. 4 ) Diese Frage werden wir in 
einem andern Zusammenhang berühren. 



Bei der Behandlung der Ursachen des Rückfalls haben wir 
ihre Kompliziertheit und Mannigfaltigkeit gesehen: die Schuld 
für ihr Vorhandensein ist auch auf der Seite der früheren Ge- 

4 ) Die Versuche solcher Definitionen s. Mitt d. Krimin. Ver. II 
Jahrg. S. 64/7. Sichart Z. Bd. XI S. 486. Das schwedische StGB, bestimmt 
für Diebstahl in mehr als drittem Rückfall eine lebenslängliche Strafe. 
In der Stadt Ohio kann der Richter auf Grund der Akte vom 4. Hai 
18S5 denjenigen, welcher zweimal verurteilt war, zu lebenslänglicher 
Freiheitsentziehung verurteilen. Auf Grund des § 690 des StGB, für 
New- York kann der Richter den Verurteilten für unverbesserlich erklären. 



■ 
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neration, welche ihren Nachkommen eine schwache, krankhafte 
Organisation mitgegeben hat, die dem Kampf um das Leben 
nicht angepafst ist. Die Schuld der früheren Generation liegt 
auch darin, dafs sie nicht die zweckentsprechenden Mafsregeln gegen 
die Entwicklung des Verbrechertums ergriffen hat. Und in 
der heutigen gesellschaftlichen Ordnung, in den Gesetzen, in 
der Organisation der Strafanstalten trägt die Gesellschaft die 
Verantwortlichkeit und Schuld auch jetzt dafür, dafs es heut- 
zutage noch eine so grofse Masse von Menschen gibt, welche 
gezwungen sind, ein Antikulturleben zu führen. Man hat ge- 
sagt, dafs jeder Rückfall eines entlassenen Sträflings eine leben- 
dige Anklage gegen das Gefängnis ist — nein, er ist viel mehr : er ist 
eine lebendige Anklage gegen unsere ganze bestehende Ordnung. 
Das Vorhandensein der Verbrecherklasse zeigt, dafs die Aufgabe 
der Zivilisation — die Herabsetzung bis zum Minimum des 
Kampfes um das Dasein, des Kampfes zwischen den Individuen, 
die Steigerung der Solidarität, die Herstellung der Harmonie — 
noch nicht beendet ist. Auf vollkommene Vernichtung dieser 
Verbrecherklasse kann man in der nächsten Zukunft nicht 
hoffen : der Prozefa der Zivilisation ist der Kompromifs zwischen 
Altem und Neuem, zwischen dem Ideal und seiner praktischen 
Verwirklichung. In diesem Kampf des Alten und Neuen fallt 
aber auf die bewufsten und fortschreitenden Individuen die Auf- 
gabe, möglichst viel Untaugliches von der Vergangenheit zu 
nehmen, und möglichst viel Neues — Ideales zu geben. 
An die Gesellschaft kann man sich mit den Worten des 
Mark Aurel wenden — „ävccv&v oeavTov" — „Erneuere dich 
selbst," erneuere dich, weil das Verbrechen dein Produkt ist! 

Wenn in kollektiven Affekten und kollektiven Vorstellungen 
von Gefahr, von der Notwendigkeit, die eine oder die andere 
•That gemeinschaftlich zu unternehmen, eine feste Basis zur 
gesellschaftlichen Solidarität lag, so mufs das Bewufstsein von 
der Notwendigkeit dieser Solidarität dieselbe noch stärker 
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machen, und sie ausdehnen auf einen möglichst grofsen Kreis. 
In dem feindlichen Verhältnis zum Verbrechen liegt noch heute 
ein grofser Teil der Ursachen von dem Vorhandensein der Ver- 
brecherklasse. Dann, wann anstatt Hafs dem Verbrechen gegen- 
über eine zweckbewufste Thätigkeit für die Verteidigung der 
Gesellschaftsinteressen und der Rettung derjenigen, welche 
zu retten sind, eintreten wird, wird die Todesstunde für die 
Verbrecherklasse schlagen. 

Mit der Präventivthätigkeit der Gesellschaft hat zu- 
gleich die zweckbewufste Repressivthätigkeit des Staates sich 
zu bethätigen. 

Der Umfang, die Gestalt dieser Repressivthätigkeit sind 
in einem der wichtigsten Bücher des Staates — im Gesetz- 
buch — dargelegt. Auf ihm liegt eine grofse Verantwort- 
lichkeit — man liest es nicht nur, man lebt mit ihm. Seine 
Fehler drücken sich auf das Leben, auf Menschen, auf Ge- 
nerationen ab. Es ist deshalb eine strenge Korrektur jedes 
Blattes notwendig. Die Korrektur eines dieser Blätter werden 
wir nun vornehmen. 
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Dogmatik des Rückfalls 



Wir haben bereits auf die praktische Notwendigkeit der 
Bestimmung des Rückfalls hingewiesen, aber auch theoretisch 
hat man dieselbe zu begründen. Es erheben sich Stimmen, 
dafs die gesetzliche Bestimmung des Rückfalls „völlig ent- 
behrlich und ohne wesentlichen Nutzen ist", dafs die Vor- 
schriften über denselben „im einzelnen leicht zu zweckwidrigen 
Ergebnissen führen", *) und dafs ohne solche „ihr Zweck 
ebenso gut erreicht werden könnte" ; ferner dafs der Rückfall 
„in die Reihe der übrigen Strafzumessungsgründe aufzunehmen 
sei, oder besser noch, derselbe im Strafgesetz gar nicht zu 
erwähnen, und folglich dem richterlichen Ermessen anheim zu 
geben", *) ja sogar dafs der Rückfall aus der Reihe der gesetz- 
lichen Strafschärfungsgründe zu streichen sei, weil er eine 
„Eigenschaft des Thäters, nicht der That ist. Persönliche Eigen- 
schaften aber bestraft man nicht: sie sind weder Delikte noch 
Erschwerungsgründe von solchen — sie können nur Anlafs 
geben zu Präventiv- und Erziehungsnaafsregeln". 8 ) 

Weiter unten werden wir die juristische Konstruktion 
des Rückfalls behandeln und genauer auf diese Ansichten 
eingehen ; hier beschränken wir uns auf die Bemerkung, dafs, 



») Brauer, Gerichtssaal 1869 S. 875. Stemann, Gerichtssaal 1871 
8.404 f. 

*) Hellweg, Gerichtssaal 1870 8. 55, 68. 

*) Merkel in v. Holtzendorff, Handb. dei deutsch. Strafr. II. 1871 
S. 560, 567. 
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selbst wenn der Rückfall ein einfacher Zumessungsgrund wäre, 
die gesetzlichen Vorschriften als notwendig erscheinen: man 
ist noch nicht mit sich einig, oh der Rückfall ein Erhöhungs-, 
Schärfungs- oder Milderungsgrund sein soll, und wenn der 
Richter z. B. der letzten Ansicht wäre, so würde der In- 
halt des Urteils im Gegensatz zu den Ansichten und der 
Richtung des Staates sich befinden, welcher den Rückfall als 
Strafschärfungsgrund annimmt. In einer so komplizierten 
und wichtigen Frage, bei welcher die Ansichten der Gesetz- 
geber und Rechtsgelehrten weit auseinander gehen, soll der 
Staat dem Richter einen Anhaltspunkt, eine Richtschnur 
geben. 

Wir geben zu, ja wir behaupten auch unsererseits, dafs 
als Folge der positiven gesetzlichen Definitionen und Bestim- 
mungen aller Gesetzgebungen man in der praktischen An- 
wendung des Urteils bei dem Rückfalle gegen die Grund- 
prinzipien des Strafrechtes gesündigt hat, aber man soll die 
Hilfe gegen diese Zustände nicht in der vollen gesetzlichen 
Beseitigung des Rückfalls, nicht in unbeschränkter Erweite- 
rung des richterlichen Ermessens, sondern in richtigen ge- 
setzlichen Bestimmungen suchen. 

Die Behandlung des Rückfalles soll eine andere sein, als 
diejenige des einfachen Verbrechens, und die Bestimmung 
dieser Behandlung ist Sache der Gesetzgebung. Gegen 
eine andere Behandlung des Rückfalls vom prinzipiellen 
Standpunkt aus kann nur die Theorie sich erheben, für 
welche die Strafe Selbstzweck ist, für welche die Strafe das 
Verbrechen deckt, wie die positive Gröfse die negative, für 
die nach Verbüfsung der Strafe keine Spur von der verbreche- 
rischen Handlung bleibt. Alle anderen Theorieen, gleichviel, 
was für Zwecke sie der Strafe zuschreiben — Abschreckung, 
Besserung oder Verteidigung — , müssen auf die Frage: Läfst 
sich aus ihren Prinzipien bei der Strafzumes- 
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sung die Berücksichtigung der Vorbestrafungen 
rechtfertigen? eine bejahende Antwort geben. 4 ) Wenn 
Ton Seiten der Anhänger dieser Theorieen Einwendungen gegen 
den Rückfall aufgestellt werden, so entstammen dieselben 
sekundären, nicht prinzipiellen Gesichtspunkten, oder dem 
falschen Begriff vom Rückfall, welcher durch die positiven, 
gesetzlichen Definitionen geschaffen ist. Bei der wissenschaft- 
lichen Konstruktion des Rückfalles haben diese Einwendungen 
zu entfallen. Bevor wir zu einer solchen Konstruktion über- 
gehen, werfen wir einen Blick auf die geschichtliche und theore- 
tische Gestaltung des Rückfalls. 



Die Vorstellung von der grösseren Gefährlichkeit des 
Menschen, der nicht nur einmal ein Verbrechen begangen 
und dadurch den Willen kundgegeben hat, gegen die gesellschaft- 
lichen Forderungen zu handeln, ist so natürlich, dafs die 
Völker in verschiedenen Epochen gegen denselben strenger 
waren, als gegen den, welcher nur einmal sich vergangen hat. 
Der Begriff des Rückfalls in seiner heutigen Bedeutung hat 
sich verhältnismässig spät gebildet, aber die Wiederholung 
bildete schon früh einen verbrecherischen Thatbestand, dessen 
Folge strengere Beurteilung war. Schon im Alten Testament 
finden wir die Spuren, welche auf Strafschärfung bei der 
Wiederholung der Verbrechen weisen. 1 ) Nach moslemi- 
schem Rechte unterliegt der, welcher dreimal körperlich 
bestraft ist, bei dem vierten Vergehen der Todesstrafe. 2 ) 



4 ) Vgl. Hochbach, Uber den Rückfall. N. Arch. II S. 106. Münch- 
hausen. Uber die Strafbarkeit des Rückfalles nach allgemeinen Grund- 
sätzen and positivem Rechte. Halle 1870. 

») 3. Moses 26 V. 18. 

■) Tornau, Das moslemische Recht Post, Bausteine für eine all- 
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Die Straferhöhung findet aber nicht bei allen, sondern nur 
bei einigen Delikten statt. Die Gesetze des Manu betrachten 
das Fallen in ein neues Verbrechen als Grund zur Straf- 
erhöhung. 8 ) Im Zendavesta kommt die Stelle vor, nach 
welcher für den Versuch sowohl wie ftir das vollendete Ver- 
brechen der Realinjurie im Rückfall die gesetzlich eintretende 
Prügelstrafe entsprechend gesteigert wird. Im chinesischen 
Strafrecht wird der Rückfall berücksichtigt beim Diebstahl: 
auf dem zweiten Rückfall steht Todesstrafe. 4 ) Nach dem 
Bericht des Herodot untersuchten die Perser das frühere 
Leben des Angeklagten, und die Art der Vergangenheit konnte 
auf Verminderung oder VergrÖfserung der Strafe Einflufs 
haben. Von den griechischen Schriftstellern erwähnt Plato 
in der Schrift : de Legibus den Rückfall. Auch Aristoteles ist 
der Meinung, dafs die Wiederholung eine gröfsere Bestrafung 
verdient. Was die Römer betrifft, so haben diese scharfen 
Juristen den Rückfall in seiner technischen Bedeutung im 
Sinne des Wiederbegehens eines Deliktes nach schon erfolgtem 
Urteile oder verbüfster Strafe nicht gekannt. Wir finden 
bei ihnen keine allgemeine Theorie über denselben, sie haben 
selbst kein Wort gehabt für die Bezeichnung des Rückfalles, 
und recidivium criminis, was einige Autoren gebraucht haben, 
ist durchaus neuer Bildung. 5 ) Der Begriff selbst war ihnen 
unklar, und sie, wie die anderen Völker, haben den Unter- 
schied zwischen Rückfall und Wiederholung nicht festgestellt 
Bei der Untersuchung der Stellen, •) wo von der vielmaligen 



gemeine Rechtswissenschaft 1880 S. 254. Friedländer, Der Bückfall im 
gemeinen deutsch. Recht I 187S S. 2. Eoorebcke, De la remdiye 1876 
p. 25 ss. 

») Buch VII aa 129, 130, 276 Bd. XI a 177. 
*) Kohler, Das chinesische 8trafrecht. 

») Zuerst hat diesen Ausdruck Wendt „de delictis recidivis", Er- 
langae 1824 S. 4 gebraucht. 

•) 1. 28 § 8 u. 10 D. de poenis 48, 19. 
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Wiederholung des Verbrechens die Rede ist, kann man höch- 
stens behaupten, dafs den Körnern das allgemeine Gefühl 
von der Strafschärfung bei wiederholtem Verstofs gegen die 
Gesetze nicht fremd war, aber dafs sie bei einer Strafschär- 
fung für wiederholt begangene Verbrechen niemals die Vor- 
aussetzung einer früheren Verurteilung ausgesprochen haben. 
In allen diesen Stellen finden wir vielmehr den Begriff der 
Konkurrenz, der Fortsetzung von Verbrechen, nicht des Rück- 
falles. Sie rechtfertigen das Urteil, welches Berner gefällt 
hat: „ Alles was man aus dem römischen Recht entnehmen 
kann, beschränkt sich auf den vulgären Gedanken, dafs man 
neue Verbrechen derselben Personen mitunter strenger strafen 
dürfe«. 7 ) 

Das kanonische Recht mit seiner theoretischen An- 
sicht von dem Verbrechen als Sünde hat, mehr als ein anderes 
Recht, Gewicht auf die subjektive Seite des Verbrechens ge- 
legt. Obzwar das kanonische Recht an mehreren Stellen von 
der harten Bestrafung wiederholter Vergehen spricht, so haben 
wir hier doch wieder nicht den scharfen Begriff des Rück- 
falles. Die folgenden Stellen, welche sich auf die speziellen 
Fälle beziehen, geben keinen allgemeinen Begriff des Rück- 
falles, aber man sieht in ihnen denselben klarer, als im römi- 
schen Recht: C 2 X de Oer. excommun. (5,27); 0 2 X de 
purgat. can. (5,34); C 4 de haer. 6 (5,2) ; C 9 de haer. (5,4). 8 ) 



1. 8 § 1 C. ad leg. Jul. de vi 9, 12. 

1. 8 § 9 D. de re mil. 49. 16. 

1. 28 § 3 D. de poenis 48, 19. 

1. 4 G. de serv. fug. 6, 1. 

Const. an. C. de superesact 10, 20. 
*) Btrntr, Grundsätze des preufs. Strafe*. S. 130, vgl. Friedländer, 
Der Rückfall S. 25 ff, Ortolan, Elements de droit penal 1. 1 n. 1206 u. 1206. 
Lippmann, Historisch-dogmatische Darstellung der Lehre von der richter- 
lichen Strafanderungsbefugnis S. 5. 

•) V%1 Früdländer, Der Rückfall 8. 36. Hochbach, N. Arch. IX 
8. 19 ff. Über die verschiedenen Ansichten von Kirchenväter vgl. Com- 
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Die privatrechtliche Lehre vom Gewohnheitsrecht hat 
den italienischen Juristen die Veranlassung gegeben, verhält« 
nismäfsig ausführlich die Lehre vom gewohnheitsmäfsigen 
Verbrechen (consuetudo delinquendi) zu entwickeln.*) Wie die 
zweimalige Wiederholung eines Rechtssatzes auf ein vor- 
handenes Gewohnheitsrecht schliefsen liefs, so liefs ein zwei- 
maliges Begehen eines Deliktes eine verbrecherische Gewohnheit 
bei dem Thäter erkennen. Duae autem vices faciunt consuetu- 
dinem. I0 ) Der legislative Grund der Bestrafung dieser Ge- 
wohnheit ist die Gefahr, welche sie mit sich bringt, indem 
sie aus dem Verbrecher einen Unverbesserlichen macht. De- 
lictorum frequentia delinquentis incorrigibilitatem denotat. 11 ) 
Man bestrafte die Wiederholung am häufigsten bei dem Ver- 
brechen des Diebstahls und Raubes, aber auch bei Kuppelei, 
Gotteslästerung, Wucher u. a. Die Bestrafung war nicht 
beschränkt auf eine Art : man machte den Ubergang von einer 
Art der Strafe zur andern, von der Geldstrafe zur Leibes- 
strafe, von dieser zur Todesstrafe. Die Gewohnheit wandelt 
ein nicht kapitales Verbrechen um in ein kapitales : Consuetudo 
delinquendi facti delirium alias non capitole — capitale reputari. 
Diese Strenge der Auffassung erklärt sich aus der Ansicht, 
dafs humanuni est peccare, angelieum se emendare 7 et diabolicum 
perseverare. Die Lehre der italienischen Juristen hat einen 

- 

pleto trattato di Diritto penale publicato da F. Cogliolo 1891 p. 800 es. 
(Ä. Qarofalo u. L. Carelli), Über die Ansichten des Trid. Concil.: Conc. 
trident., sess. XIII, cap. I de reform.; sess. XXV, de ref., cap. HI, § 
Excommunicatus; sess. XXV, de reform. Gap. XIV § qnod si ; sess. XXIV 
de ref. cap. XXI, § Praeterea. 

9 ) Dochow, a. a. 0. S. 35 ff. 

,0 ) Jacobus de BeUovim, Practica Judiciaria. Rubr. de lenonibus 
12. cf. Bonifatius de Vitalinis, Tract. de malef. Rubr. de furtis robariis 
et latrociniis. 

n ) Farinacim, Praxis et Theoricae criminalis libri dno. Lib. I 
Tit. III qu. XXIII; n. 21. Bonifcuius, Tract, novus § qnod jure natu- 
rali n. 34, 87. Farinacius, Praxis 1. c. n. 4. 
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grofsen Einflufs auf Deutschland gehabt, besonders in Be- 
ziehung auf Bestrafung des dritten Diebstahles. 

Aber schon vor den Italienern findet man, trotz der vor- 
wiegenden Berücksichtigung des objektiven Gesichtspunktes 
bei der Beurteilung des Verbrechens, im ältesten deutschen 
Recht in den Rechtsquellen einige Spuren, welche auf das 
Vorhandensein der Bestrafung der gewohnheitsmässigen Ver- 
brecher bei den alten Germanen hinweisen. 12 ) Sie sind nicht 
weiter gegangen, als andere Völker der früheren Zeit, und 
beschränkten sich auf die Verschärfung der Strafe bei der 
am meisten verbreiteten Deliktsart, dem Diebstahl. Erst 
nach und nach sind auch die andern Eigentumsdelikte 
hinzugefügt worden, aber alle diese gesetzlichen Bestim- 
mungen waren auf die fernere Entwicklung einflufslos, 
und die Behandlung des Rückfalls in der Karolina, welche 
die Grundlage für das gemein - deutsche Strafrecht ge- 
worden ist, hat diese von Italien übernommen. Die Frage, 
ob die Karolina den Rückfall in seiner technischen Bedeutung 
kannte oder nicht, ist noch bis jetzt nicht endgültig gelöst. l8 ) 
In Artikel 161, 162 wird der zweite Diebstahl ohne früher 
erfolgte Bestrafung — jedenfalls nicht ausdrücklich — als 
die Bedingung der erhöhten Strafe bezeichnet. Auf den 
dritten Diebstahl — für den merer verläumbten Dieb — 
setzt die Karolina die Todesstrafe — dem Weib das Wasser, 
dem Mann den Strang. Der legislative Grund dafür lag hier 
wie auch bei der Lehre der Italiener in der Anschauung, 



19 ) Vgl. Osenbrüggen, Das Strafrecht der Langobarden (1863) S. 124. 
Wilda, Das Strafrecht der Germanen S. 882. Derselbe in Grundriss der 
germanisch. Philologie Bd. II 2. Ab. S. 173. John, Das Strafrecht in 
Norddeutschland zur Zeit der Rechtsbücher S. 338 ff. Friedländer, Der 
Rückfall S. 44 f. Hochbach, Beiträge zum Strafrecht und Strafverfahren 
S. 226 f. Hellweg im Gerichtssaal 1870 S. 57 ff. 

") Vgl. Friedländer, Rückfall S. 72 ff. Wächter, Lehrbuch des 
römisch-deutschen Strafrechts § 193 Bd. II u. a. 
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dafs der Thater durch die Wiederholung des Diebstahls seine 
Gewohnheit und Unverbesserlichkeit gezeigt hat. (Vgl. Bam- 
hergensis a. 188 und das I. Projekt vom Jahre 1521 a. 169). 

Diese harte Strafe hatte gegen sich die Opposition erweckt, 
und sie wurde durch den Gerichtsgebrauch in Freiheitsstrafe 
umgesetzt. u ) Die Opposition stützte sich auf die Auslegung 
der betreffenden Artikel, und ihre Unklarheit gab derselben 
die Möglichkeit, ihre Ansicht durchzuführen. Im 18. Jahrh. 
haben sich vereinzelte Stimmen erhoben, für die Strafe des 
Rückfalles seine vorausgegangene Bestrafung als Bedingung 
zu fordern. Diese Ansicht ist in das preufsiscbe Landrecht 
übergegangen und erlangte allgemeine Verbreitung. Die 
Partikular-Gesetzgebungen haben kein neues Prinzip aufge- 
stellt, aber die Grenze zwischen den Begriffen Konkurrenz, 
Fortsetzung von Verbrechen und Rückfall festgestellt. Das 
deutsche Reichsstrafgesetz, welches die Rückfallstheorie auf 
vereinzelte Fälle beschränkt, sank, wie einige sagen (ßerner, 
Hälschner u. a.), auf den Standpunkt der Karolina. 

In Frankreich 15 ) fühlte man schon früh die Notwendig- 
keit, Mafsregeln gegen Gewohnheitsverbrecher, immerwährende 
Landstreicher u. a. zu ergreifen. Vom 13. Jahrh. an zieht 
sich bis jetzt eine Reihe ununterbrochener Hinweise, dafs die 
Wiederholung des Verbrechens die Schärfung der Strafe nach t 
sich zog. Die römische Lehre, welche im Aphorismus „con- 
suetudo aggravat delirium" ihren Ausdruck gefunden hat, ist 
nach Frankreich übergegangen und hat den Satz gebildet, „la 
coutume en delit aggrave le p^cht." Aber der Unterschied, 
welcher von den alten Gesetzgebern so oft nicht berücksichtigt 
war, fand in Frankreich Anerkennung: zwischen Erstlings- 



'*) Vgl. Hälschner, System S. 421. 

") Litteratur : Bonneville, De la recidive. Oarraud, Tratte du droit 
penal Francis Paris 1888 II Nr. 182. Chauveau et Hüie, Theorie du Code 
penal Paris 1887 t. I Ch. X Nr. 195. 



Digitized by Googl 



95 



Verbrechern und Rückfälligen stand die Klasse der Wieder- 
holungSYerbrecher (les reiterateurs). Der allgemeine 
Charakter der damaligen Strafe ist ihre Härte. Unbedeutender 
Diebstahl, Landstreicherei, Tragen verbotener Waffen wurden 
zu grofsen Verbrechen erhoben und führten bei der zweiten 
oder dritten Wiederholung zur Todesstrafe. 

Indem die Regierung den Richtern verbot, die Strafe, 
welche speziell gegen Rückfällige bestimmt war, zu mildern, 
und indem sie den letzteren das Recht auf Begnadigung ent- 
zog, sie des Bürgerrechtes beraubte, ihr Vermögen konfiszierte 
und sie aus dem Lande wies, glaubte sie diejenigen zu zügeln, 
welche nach dem Ausdruck der Ordonnance von Franz I 
1523 opprimeursy mangeurs et därousseurs du pauvre peuple 
waren. Erst mit der Milderung der Sitten fängt die Ver- 
schärfung an gelinder zu werden. 

Vom Ende des 16. Jahrh. findet der Ubergang vom 
speziellen zum allgemeinen Rückfall statt. Alle Verordnungen 
und Bestimmungen des alten französischen Rechtes haben 
unter dem Rückfall die Wiederholung der gleichen Delikte 
verstanden. Das Gesetz vom 4. März 1724 bestraft nicht nur 
den speziellen, sondern auch den allgemeinen Rückfall. Die 
französische Revolution hat an der Lehre vom Rückfall nicht 
viel geändert. Die Gesetze vom 18. bis 22. Juli 1791 des 
düits de police municipale ou de police correctionelle und des dttits 
punis de peines afflidives et infamardes und die Spezialgesetze, 
welche zwischen 1791 und 1810 gegeben sind, haben manche 
Veränderungen gebracht, aber der allgemeine Charakter blieb 
derselbe. 

Man findet als herrschendes Prinzip die absolute Not- 
wendigkeit der Verschärfung, d. h. die obligatorische An- 
wendung der Strafschärfung für den Rückfälligen. Das Mafs 
und die Art und Weise der Anwendung dieser Strafschärfung 
erinnern an die barbarischen Formen des ältesten Strafrechtes. 
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Nach dem Gesetz vom 23 Floreal an X hatte man den von 
Verbrechen zum Verbrechen Rückfalligen auf die linke Schul- 
ter den Buchstaben R einzubrennen. Das sollte zur Fest- 
stellung der Identität dienen. Die Strafen wurden wie früher 
verdoppelt, verdreifacht, vervierfacht usw.; im Prozefs 
waren die Rückfälligen einer höheren Instanz unterworfen, 
man konfiszierte ihr Vermögen, die Werkzeuge des Ver- 
brechens, man verbot ihnen die Profession, welche sie mifs- 
braucht hatten, man veröffentlichte das über sie gefällte Ur- 
teil. Für einige Arten der Delikte wurde Transportation 
bestimmt, welche jedoch nicht angewendet werden konnte, 
weil es noch keinen Ort für sie gab. 

Der Code von 1810 hat einige Veränderungen herbeige- 
führt. Der Rückfall wurde nicht mit einer speziellen Strafe 
belegt, er führte nur zur Schärfung der Strafe, welche für 
das zweite Delikt gesetzt war. Alle diese Bestrebungen und 
Mafsreseln haben nicht geholfen. Der Zuwachs der Rück- 
fälligen steigerte sich fortwährend. In der heutigen Zeit hat 
man die Notwendigkeit gesehen, zu dem alten System zurück- 
zukehren und gegen sie spezielle Mafsregeln zu ergreifen. 
Man ist zu der Uberzeugung gekommen, dafs das heutige 
Repressionssystem nicht hilft — deshalb hat man dasselbe 
zu ändern. 

Als Folge der Bestrebungen, den Rückfall zu bekämpfen, 
ist das Gesetz vom 5. Juni 1875 sur le regime des prisons 
departementales entstanden, aber die Reformen, welche man 
durch dieses Gesetz hatte herbeiführen wollen, konnten nicht 
mit einem Male durchgeführt werden. Das Surrogat desselben 
ist das Gesetz vom 27. Mai 1885, welches eine Strafe für 
hartnäckige Rückfällige geschaffen hat, deren prinzipieller Zweck 
ist, diejenigen, welche aus dem Verbrechen ein Gewerbe 
machen, aus dem continentalen Frankreich fortzuschaffen. 
Die Ergänzung zu diesem Gesetz bilden la loi sur le moyen 
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de prkenir la recidive vom 14. August 1885 (Liberation con- 
ditionelle, patronage, rShabilitation) und la loi sur VatUnuatim 
et l'aggravation des peines (vom 26. März 1891). 16 ) 



Während zu Anfang des XIX. Jahrh. in den Gesetz- 
gebungen der Grundsatz festgestellt war, dafs die Vorbe- 
strafung die Verschärfung der Strafe beim zweiten Delikt 
mit sich briuge, begannen von Seiten der Theorie sich Stim- 
men gegen die Anerkennung der Richtigkeit dieser An- 
schauung zu erheben. In Frankreich erhob sich zuerst der 
Commentator des Code penal — Carnot. „Kann man sagen", 
fragt er, „dafs es in den Prinzipien einer strengen Gerechtig- 
keit liegt, gegen die im Rückfall Verurteilten eine strengere 
Strafe anzuwenden, als diejenige, welche sie sich zugezogen 
haben durch die Art des Verbrechens, dessen sie sich schul- 
dig gemacht haben ? Wenn sie ein erstes Verbrechen begangen 
haben, sind sie dafür bestraft worden ; ihnen eine neue Strafe auf 
Grund dieses Verbrechens auflegen, heifst das nicht in Bezug 
auf sie offenbar das Prinzip non bis in idem verletzen, das 
Prinzip, welches eine der Grundlagen jeder Gesetzgebung ist? • 
Die Strafe, welche für das Verbrechen bestimmt ist, kann 
nur auf Grund der Bedingungen verschärft werden, die sich 
an das Verbrechen selbst knüpfen, welche mit ihm so eng 
verbunden sind und ein unteilbares Ganze bilden/ 41 ) 

Dieselben Ansichten haben auch Anklang gefunden in 
der deutschen Litteratur. Gesterding sagt: 2 ) Durch die 

,e ) Vgl. v. lAszt, HGW. I S. 272. Bulletin de la Societe generale 
des prisons 1886 p. 676, ebenda 1882 p. 83, 84. Bregeault, Coramentairo 
de la loi du 26. Mai 1891 sur l'attenuation et l'aggravation des peines. 
Paris 1891. 

x ) Carnot, Comm. I p. 162. 

5 ) Gesterding, N. Arch. V S. 481, 482. 

Abhandlangen des kriminalistischen Seminars. III. 7 
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erste Strafe ist das erste Verbrechen abgebüfst und kann 
nicht weiter in Rechnung kommen. Die Schuld, die der Ver- 
brecher durch Begehung der That auf sich geladen, hat er 
getilgt, dem Strafgesetze ist genug geschehen, und der belei- 
digte Staat ist mit dem Verbrecher wieder ausgesöhnt. Sollte 
man nun, bei Wiederholung des Verbrechens, das Andenken 
an die frühere Missethat erneuern und die Strafe geschärft 
werden, so würde ein schon bestraftes Verbrechen aufs neue 
bestraft werden und der Staat eine Forderung zum zweiten- 
mal geltend machen, derentwegen er bereits völlig befriedigt, 
die durch Zahlung erloschen ist. 

Man hat auch darauf hingewiesen, dafs wir im Rückfall 
die schlechte Organisation unserer Gefängnisse, unseres Straf- 
systems und unserer Zustände bestrafen. 8 ) Man behauptet, dafs 
durch die Berücksichtigung des Rückfalls das Strafrecht sein 
Gebiet verläfst und in dasjenige der Moral übergeht, dafs nur 
der geoffenbarte verbrecherische Wille, nicht die allgemeine 
Lasterhaftigkeit des Subjektes von der Strafe berücksichtigt 
werden darf. Im Rückfalle trifft man, dieser Meinung nach, 
das, was nicht ein Delikt ist, was nicht zu seinem Wesen ge- 
hört — den innern Zustand des Verbrechers. Andere aber 
haben die Gewohnheit, welche sich in der Wiederholung 
kund gibt, als Milderungsgrund angenommen. 4 ) Einige sind 



*) Alauzet, Essai sur les peines et le systöme penitentiaire. 1863 p. 95 ss. 
Tissot, Le droit penaletudiedans les principe«. Mittermeier, § 132 a z.Feuerb. 
Lehrb. n. 8—10. Kostlin, System des deutschen Strafr. S. 622. Merkel 
in von Holtzend. Handb. d. d. Str. II 1871 S. 568. 

*) Kleinschrod, Systematisohe Entwicklung der Grundbegriffe und 
Grundwahrheiten des peinlichen Rechts I § 59 3. Aufl. S. 139 f. Michelet, 
Dissertatio de doli et culpae in jure criminali notionibus. Vgl. auch Fried- 
reichs Blätter für gerichtliche Anthropologie 1857 S. 3 »Von der Ge- 
wohnheit". Die entgegengesetze Ansicht vertrat besonders energisch 
Fauerbach. Er sagt: „Je stärker, herrschender und fester die Triebfeder 
war, durch welche ein gegebenes Verbrechen hervorgebracht wurde, desto 
stärker, herrschender und fester ist diese Triebfeder in dem Menschen; 
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noch weiter gegangen und haben dieser Gewohnheit, welche 
die Freiheit des Willens, die Überlegung annulliert, aufhebende 
Kraft für die Zurechnungsfähigkeit zugesprochen. Die psy- 
chische Organisation der Rückfälligen ist demnach innormal, 
sie sind nicht verantwortlich für die schädliche Folge ihrer 
Thätigkeit, sie sind antisoziale Subjekte und in gleiche 
Reihe mit Personen zu stellen, welche mit irgend welcher 
geistigen Störung belastet sind. Die strafrechtlichen Mittel 
passen für sie nicht. 5 ) 

Auf dem entgegengesetzten Standpunkt stehen diejenigen, 
welche in der Strafschärfung für den Bückfall ein heiliges 
Prinzip, ein Axiom, eine triviale Wahrheit des Strafrechts 
sehen. 6 ) Das Gesetz hat durch die Abschreckung den Schul- 
digen vor dem Verbrecherweg zu bewahren. Die Vollstreckung 
der Strafe hat ihm Achtung vor den Gesetzen einzufiofsen. 
Der Rückfall bedeutet für den Verbrecher eins von beiden: 
entweder, dafs der Beschuldigte nicht genug gebessert war, 
oder dafs er überhaupt unverbesserlich ist. Im ersten Falle 
war die Strafe, welche man dem Thäter auferlegte, nicht der 
Schwere des Verbrechens oder der Verderbtheit des Ver- 



desto gefährlicher ist er also für die Zukunft, desto gröfser ist seine Straf- 
barkeit." Revision der Grundsätze und Grundbegriffe des positiven pein- 
lichen Rechts II S. 335, 336, 344. Einen ähnlichen Satz finden wir bei 
M. Benedikt: „Je mehr psychologischer Zwang — desto gröfser die Ge- 
fährlichkeit und desto ausgiebiger soll die Repression sein. Dieses 
Postulat mufs eine Grundmaxime der Strafgesetzgebung sein." Der neue 
italienische Strafgesetz-Entwurf und die exacte Wissenschaft. Z. f. das 
Privat- u. öffentl. R. der Gegenwart Bd. XVI S. 212. 

*) Buccellati, Istituzioni di Diritto e Procedura penale. Poletti, 
L'azione normale oome base della responsabilita dei delinquenti 1889, 
p. 133. 

e ) Bonnevüle, De la recedive. Derselbe. De l'amelioration de la loi 
criminelle t. II. Bauer, Abhandlungen aus dem Strafrechte und dem 
Strafprozesse t. II, S. 101 ff. Hochbach, Beiträge S. 210 ff. Hoorebekc, 
De la recedive. Bertauld, Cours de Code p6nal p. 381. Scheurlen, N. 
Archiv XI, S. 649 u. a. 

7* 
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brechers entsprechend, im zweiten Falle zeigt die Unverbesser- 
lichkeit seine Hartnäckigkeit und Verstocktheit, die überlegte 
Auflehnung gegen sein Gewissen und die Gesetze des Landes. 
In beiden Fällen hat man Grund dazu, die Vorbestrafung 
auf die Verschärfung der späteren Strafe Einflufs üben zu 
lassen. Für diese Theorie ist es gleich, aus welchen Motiven 
das zweite Verbrechen geflossen: die beträchtliche Erhöhung 
der zweiten Strafe ist für sie die Forderung der Gerechtigkeit, 
welche durch die Forderung der öffentlichen Sicherheit unter- 
stützt wird. 

Aufser diesen Theorieen, die entweder das Recht des 
Staates auf Strafschärfung verneinen, oder dasselbe als 
unbedingt, absolut anerkennen, das immer anzuwenden ist, 
gibt es noch verschiedene andere, welche die Strafschärfung 
als fakultatives Recht des Richters auffassen, das nur dann 
anzuwenden ist, wenn im konkreten Falle eine gröfsere sicht- 
liche Verschuldung, eine gröfsere Gefahr — temibilitä nach 
dem Sprachgebrauch der heutigen Italiener — oder Unver- 
besserlichkeit gezeigt ist. Die allgemeine Präsumtion, das 
Vorhandensein solcher Verschuldung, Gefahr oder Unverbesser- 
lichkeit, ist nicht zuzulassen. 7 ) 

Diese Theorieen weichen von einander ab, in speziellen 

7 ) Vgl. folgende Litteratur: Berner, Grundriss d. preufs. Straf- 
rechts S. 128 ff. Derselbe, Kritik des Entwurfs 1869 S. 38 ff. Köstlin, 
System des deutschen Strafrechtes 1865, S. 624. Geib, Lehrbuch des 
deutschen Strafrechtes 1862 Bd. II, S. 97. John, Entwurf mit Motiven zu 
einem Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund S. 306 ff. Hälschner, 
System I S. 415. Derselbe, Beurt. des Entw. 1870 S. 69. Hellweg, Ge- 
richtssaal 1870, S. 54. v. Stemann ebenda 1871 S. 407. Carrara, Stato 
della dotrina sulla recidiva. Opuscoli vol. II. Opusc. XIV p. 129. Z)er- 
selbe, Programma vol. II, sec. II cap. XI. Carmignani, Teoria delle 
leggi della sicurezza sociale, lib. II, cap XI § 2. Pessina, Elementi di dir. 
penale, 1. II c. VI. Ugo Conti, La recidiva e il progetto Zanardelli. 
Bologna 1889. Puglia, Diritto penale p. 301. Haus, Principes generaux 
du droit penal beige t. II liv. 3 tit. II sec. 2. Oarraud, Traite du droit 
penal franoais t. II, p. 299 u. v. a. 
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Punkten wie in der Begründung der Strafschärfung. Einige sehen 
diese in der Steigerung des Willens zu lasterhafter Gewohnheit, 
welche eine Schuld des Willens sei, in der gröfseren Intensität 
der sittlichen Verschuldung, indem der Verbrecher, wie Rossi 
sagt, une culpabilitt speciale, morale et politique ä lafois zeigt. 8 ) Die 
anderen betonen besonders die Mifsachtung den Gesetzen 
gegenüber, welche klar zu Tage tritt durch Begehung des 
neuen Verbrechens trotz Verurteilung oder Verbüfsung der 
Strafe. Diejenigen, welche den letzten Grund annehmen, 
lassen den eigentlichen und uneigentlichen Rückfall — bei 
gleichen und verschiedenartigen Verbrechen — zu. Im ersten 
Falle zeigt der Rückfällige einen intensiv gröfseren ver- 
brecherischen Willen und Gefährlichkeit, im zweiten ex- 
tensiv gröfsere Gefährlichkeit und Willen. Sie meinen, dafs 
der Rückfallsbegriff am notwendigsten auf die entarteten Ver- 
brecher, welche die Delikte am häufigsten wechseln, zu er- 
strecken ist. Diejenigen, welche den Grund für die Straf- 
schärfung in der lasterhaften Gewohnheit sehen, lassen logischer- 
weise den Rückfall nur bei solchen Verbrechen und nur dann 
zu, wenn diese Gewohnheit sich auszubilden vermochte. Sie 
sind geneigt, ihn nur bei gleichartigen Delikten anzunehmen 
und fordern in jedem Falle die Konstatierung des Vorhanden- 
seins dieser eingewurzelten Gewohnheit. 



Wir haben auf die Mannigfaltigkeit, welche in den An- 
sichten, über die Strafbarkeit des Rückfalles vorkommen, hin- 
gewiesen. Sie alle werden durch den Unterschied der An- 
sichten über Grund und Zweck der Strafe bedingt. Und in 
der That ist jede Begründung der Strafbarkeit nur durch die 

»; Bo88i, Traite de droit pönal t, III p. 114. 
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Zurückfuhrung auf Grund und Zweck derselben möglich. 
Bevor wir die Strafbarkeit und den Begriff des Rückfalls be- 
stimmen , haben wir demnach den Zweck der Strafe zu 
definieren. 

Der Zweck der Strafe ist nur ein einziger: die Rechts- 
ordnung, hinter welcher die Lebensordnung steht, zu schützen. 
Die Mittel dazu sind verschieden, sie bestehen — nach allbe- 
kannter Formel — in Abschreckung, Besserung und Unschäd- 
lichmachung der Übertreter der Rechtsordnung. Durch die 
Notwendigkeit des Schutzes der Gesellschaft hervorgerufen, 
in dem Moment der Verletzung des Rechtes entstehend, richtet 
sich die Strafe auf den Verletzer, auf den Verbrecher. Bestrafen, 
das heifst nicht mit dem Verbrechen kämpfen, selbst nicht 
mit dem Verbrecher, sondern nur mit dem verbrecherischen 
Zustand des Verbrechers. 1 ) Wir stehen also auf entgegen- 
gesetztem Standpunkt, als diejenigen, welche behaupten, dafs 
man den Rückfall nicht bestrafen kann, weil er eine Eigen- 
schaft des Thäters, nicht der That ist. Die Strafe bestraft 
nur die Eigenschaften des Thäters, denn nur diese kann man 
bestrafen. Das Verbrechen ist die juristische Entität, und 
wie die andern Gelehrten, selbst „wenn sie von physi- 
schen, chemischen oder mechanischen Kräften sprechen, in 
diesen Namen nur Namen sehen," *) müssen die Juristen auch 
dahin gelangen und ihrerseits die Worte nur für Worte 
halten. 

Durch den Umstand, dafs die Strafe den persönlichen 
Zustand, die Eigenschaften des Thäters zu ihrem Objekt hat, 
bedingt sich die Verschiedenheit und Mannigfaltigkeit der 
Mafsregeln, welche sie anwenden mufs, um sich den verschie- 
denen Typen der Verbrecher und ihren Modifikationen an- 

*) Vgl. Foinitzky, Lehre von der Strafe in Verbindung mit der Gefäng- 
niawias. Vgl. Wanitch in Z. X S. 447. Sliosberg, Z. XL 
•) S. Taine, Der Verstand, L Band S. 274. 
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zupassen. Abschrecken oder bessern, wo dieses zu erreichen 
unmöglich ist, würde sowohl vergeblich, als irrationell sein. 
Es würde eine überflüssige Verschwendung der staatlichen 
Energie, eine vergebliche Ausgabe sein. Andrerseits würde 
das für immer Unschädlichmachen derjenigen, für welche Ab- 
schreckung oder Besserung am Platze ist, eine Überschreitung 
des zulässigen Strafmafses sein. Die Strafe ist soweit gerecht- 
fertigt, als sie notwendig, und notwendig dann, wenn sie 
zweckmäfsig ist. Das Grundprinzip des Strafmafses ist: das 
Minimum des gesellschaftlichen Schutzes mit dem 
Minimum individuellen Leidens. 

Die Strafe, haben wir gesagt, ist der Kampf mit dem 
verbrecherischen Zustand. Als solche verfolgt sie nicht die 
volle moralische Besserung, sie strebt nicht danach, alle 
lasterhaften oder rechtswidrigen Neigungen zu unterdrücken, 
sie hat den Zweck, nur die verbrecherische Neigung, welche 
im gegebenen Falle hervorgetreten ist, zu beseitigen: indem 
sie für die Gewinnsucht, welche sich in einem Betrüge ge- 
zeigt hat, bestraft, hat sie nicht die Aufgabe, den Geschlechts- 
trieb, welcher in der Notzucht sich manifestiert, zu unter- 
drücken. Sie strebt dahin, für einen und denselben verbreche- 
rischen Hang nicht zweimal zu strafen. In solchem Sinne 
kann man die chinesischen Worte wiederholen : der Zweck der 
Strafe ist ihr Ende. Wenn sie die Möglichkeit des Wieder- 
eintretens der gegebenen Neigung beseitigt hat, so ist ihr 
Zweck erreicht, — wenn nicht , so entsprach ihr Mafs oder 
ihre Eigenschaft nicht der GrÖfse des verbrecherischen Zu- 
standes. In dem einen oder andern Falle hat man sich wie- 
der zur Strafe zu wenden — sie zu verschärfen oder zu ändern. 
Das Mafs der notwendigen Strafe kann nicht vorausbestimmt 
werden, und bei der Unvollkommenheit unseres Straf- 
zumessungssystems dient der Rückfall als Grund für die Ver- 
besserung des Fehlers. Es ist deshalb nicht ganz unrichtig, 
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wenn Brusa den Grund für die höhere Strafbarkeit des 
Rückfalls in dem sentimento ddV eguaglianza di dirüto Bucht. 
„Non e una vera aggravante", sagt er, „lo aggravio di pena, la 
aggiunta che si fa alla pena ordi Daria, in causa di recidivanza ; 
essa invece e in sostanza una parificante, una unificante delle 
condizioni personali dei rei in facia alla legge. u *) 

Durch das wiederholte in ein Verbrechen- Verfallen über- 
zeugt sich der Staat, dafs seine Mafsregeln den Zweck nicht 
erreicht haben, aber aus dem oben Gesagten ergibt sich, dafs 
nicht jeder Rückfall das Recht auf einen solchen Schlufs gibt. 
Nur da, wo die Strafe ihren Zweck nicht erreicht, wo sie das 
bestimmt gegebene Motiv nicht vernichtet hat, kann sie ihre 
Aufgabe nachholen, um das zu erreichen, was sie erreichen 
sollte. Um zu wissen, ob sie zu diesem Zwecke gelangt ist 
oder nicht, ist es notwendig, in die subjektive Seite des Ver- 
brechens einzudringen und zu untersuchen, ob der verbreche- 
rische Wille einen Rest des früheren Willens in sich hat. 
Damit man der neuen Strafe ein plus geben kann, hat der 
alte verbrecherische Zustand dem neuen ein plus zuzuführen. 
Dieses plus kann nur auf Rechnung der früheren Motive ge- 
geben werden. 

Das neue Verbrechen kann das Produkt von neuen Um- 
ständen und Ursachen sein, die mit den früheren nichts ge- 
mein haben. Vor dem Gericht kann ein ganz neuer Mensch 
stehen, nicht der, welcher früher dort stand. Unter dem Ein- 
flufs der Zeit oder der Erziehung durch die Strafe sind bei 
ihm die dagewesenen Leidenschaften geschwunden, und aus 
dem aufbrausenden Liebhaber, der aus Eifersucht seiner Ge- 
liebten die Körperverletzung zugefügt, wird ein gewerbs- 
mäfsiger Hehler. Wenn in solchen Fällen das Gesetz den Rück- 
fall annimmt, haben dann Carnot und andere nicht das Recht, 



») Bru»a, Studi Bull» recidiva p. 15. 
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zu behaupten, dafs das Gesetz das Prinzip non bis in idem 
verletzt ? Noch mehr : in solchen Fällen straft der Staat nicht 
zweimal für dasselbe, er straft für nichts — der neue Strafzusatz 
ist durch nichts begründet. 

Rückfall kann man deshalb nur da annehmen, wo die Hand- 
lung denselben Motiven entsprungen ist. 

Und von anderer Seite gelangen wir zu denselben Schlüssen. 
Der Staat ist veranlafst, den Rückfall zu strafen seiner Ge- 
fährlichkeit wegen. Aber nicht die Wiederholung an sich, 
nicht die Strafthat sind gefährlich, sondern der verbreche- 
rische Hang des Charakters, der wiederholt in der VerÜbung 
der verbrecherischen That seinen Ausdruck findet. Nur da, 
wo die Standhaftigkeit dieses Hanges, dieses Charakters sich 
manifestiert, ist auch die Gefahr. 

Hier ist noch zu betonen, dafs man den Rückfälligen 
nicht wegen seiner gröfseren sittlichen Verschuldung höher 
zu bestrafen hat, sondern weil sein veränderter subjektiver 
Zustand die veränderte objektive Seite der Handlung herbei- 
geführt hat. Man hat den Verbrecher nicht als Vernünftigen 
zu ehren (Hege 1), oder als bösen Geist zu verdammen, son- 
dern als Rechtsverletzer zu zügeln. Der Rückfallige ver- 
letzt nicht nur das Recht, er erschüttert in höherem Grade als 
ein anderer Delinquent die Daseinsgewifsheit, er zeigt das Ge- 
fühl der Unsicherheit, weil sein Hang zum Verbrechen, wel- 
cher in der Wiederholung zu Tage tritt, zu der Vermutung 
Anlafs gibt, dafs das Delikt wiederholt werden wird: die Sta- 
tistik erweist, dafs das Begehen des zweiten Deliktes zumeist 
ein drittes verspricht. Diese Sicherheit, welche durch die Wieder- 
holung erschüttert wird, ist eins der wichtigsten Güter der Men- 
schen, die Bedingung ihrer Entwicklung. Die Gesellschaft 
hat das Recht, ihretwegen Mafsregeln zu ergreifen. 

Aufserdem bricht die Wiederholung nach der Verurteilung 
oder Verbüf8ung der Strafe mehr als das Erstlingsverbrechen 
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die Autorität des Staates, sie zeigt die Machtlosigkeit nicht 
nur der Strafdrohung, sondern auch ihrer Vollstreckung. 
Durch die subjektive Seite des Rückfalls wird also auch die 
objektive verändert, und darum ist der Rückfall nicht nur eine 
Eigenschaft des Thäters. Diese objektiven Folgen der Wieder- 
holung sind wirklich vorhanden nur dann, wenn die Handlung 
als Ausflufs derselben Motive entstanden, wenn sie der frü- 
heren homogen ist. 

Das erste Merkmal des Rückfalls soll deshalb nicht Be- 
gehung irgend eines Deliktes oder Begehung eines gleich- 
artigen Deliktes sein, sondern VerÜbung eines Deliktes, 
welches denselben Motiven entspringt. Man hat 
nicht auf den Charakter der Straf that, sondern auf den der 
Handlung die Aufmerksamkeit zu richten. Dort, wo es 
keine Wiederholung derMotive gibt, gibt es auch 
keinen Rückfall. Wer eine andere Wiederholung als 
Rückfall bestrafen will, der bestraft unter der Flagge des 
Rückfalles das, was nicht zu demselben gehört. 

Bei dem dargelegten System werden auch die „Encyclo- 
pädistischen Delinquenten" — diejenigen, welche von einem 
Verbrechen zum andern übergehen, vom Diebstahl zu 
Brandstiftung, Urkundenfälschung, Raub, Erpressung, Heh- 
lerei usw. — , welche bei den herrschenden Systemen oft der 
Bestrafung nicht unterworfen sind, zumeist des Rückfalls wegen 
bestraft, weil jene Verbrechen fast immer die Resultate der- 
selben Triebfedern sind. 

Dort jedoch, wo diese das Resultat verschiedener Trieb- 
federn sind, zeigen sie keine Gefahr, und damit entfällt die 
Begründung der höheren Strafbarkeit. 

Viele entschliefsen sich nicht als Kriterium der Gleich- 
heit der Delikte die Motive anzunehmen, weil man dadurch 
den festen Boden verlieren würde, während das äufserliche 
Merkmal, die Verletzung der gleichen Rechtssphären oder 
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Rechtsgüter, sich leicht feststellen läfst. Ein sonderbares 
Argument I — etwas deshalb zulassen, weil seine Feststellung 
keine Schwierigkeiten macht. Noch leichter wäre es, den Bück- 
fall gar nicht zu berücksichtigen. . . . Aber die Behauptung 
selbst, dafs die Gleichartigkeit der Delikte nach der Natnr 
des verletzten Bechtsgutes festzustellen leichter ist, ist nicht 
richtig. Die Strafgesetzgebungen, welche eine kasuistische 
Aufzählung der gleichartigen Verbrechen versuchen, weichen 
erheblich von einander ab. 4 ) Hier schwankt der Boden, und 
das System der Gleichartigkeit wechselt von Gesetzgebung zu 
Gesetzgebung. Den letzten Versuch des neuen italienischen 
StGB, darf man als mifslungen charakterisieren. Und so 
müssen alle Versuche sein, welche als Kriterium der Gleich- 
artigkeit das verletzte Bechtsgut annehmen werden. Die 
Theorie, welche den Bückfall nur bei Gleichheit der Motive 
anerkennt, kann nicht a priori feststellen , welche Delikte als 
gleichartige zu betrachten sind. Das zu wollen, das heifst 
nicht Vereinbares vereinen wollen: selbst ein und dasselbe 
Delikt kann aus verschiedenen Beweggründen hervorgehen. 
Nur der Bichter ist im stände, in jedem Einzelfall, in Anbe- 
tracht aller Umstände, zu entscheiden, ob die Handlung der 
früheren homogen ist oder nicht. Diese Aufgabe soll man 
deshalb dem Bichter auflegen — sie ist Sache seiner richter- 
lichen Kunst. Wird er den Bückfall in unserem Sinne sta- 
tuieren , so hat er obligatorisch die vom Gesetz bestimmte 
Strafe anzuwenden. Die Feststellung des Bückfalles steht in 
dem Ermessen des Bichters, die Anwendung der Strafe ist 
seine obligatorische Pflicht. 5 ) 



4 ) Vgl. Braunschweig § 59, Baden § 183, Hessen a 94, Sachsen- 
Altenburg a 59, Nassau a 90, Thüringen a 47, Schweizerkantone: Waadt 
a 68, Schaffhausen a 77, Luzern a 78, Obwalden a 81, Freibarg a 78, 
Nuenburg. Entw. a 97, Ital. StG.B. a 83. 

•) Folgende St.G.B. fordern obligatorische Scharfang: Deutich., 
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Die Gesetzgebung kann zwei Wege wählen: entweder 
dem Richter die ganze Freiheit in der Feststellung der gleich- 
artigen Motive überlassen, oder selbst solche Gruppen auf- 
stellen. Ungeachtet der Mannigfaltigkeit der Beweggründe, 
welche die Handlung des Menschen bestimmen — man hat 
sich nur an die Darlegung in dem III. Teil der Ethik von 
Spinoza zu erinnern — können sie in Gruppen geteilt werden. 
Die Mannigfaltigkeit der Pflanzen und Tiere hindert den Bo- 
taniker und Zoologen nicht, sie zu klassifizieren — die Man- 
nigfaltigkeit der Beweggründe darf den juristischen Psy- 
chologen nicht hindern, sie zu gruppieren. Unserer Meinung 
nach hat der Gesetzgeber solche Gruppen für den Rückfall 
festzustellen. 

Vom Standpunkt der Entstehung der Beweggründe kann 
man sie in Empfindungs-, Wahrnehmungs-, Gedankentriebe ein- 
teilen. 6 ) Der Unterschied zwischen ihnen ist nur ein relativer 
— sie sind alle Gefühlstriebe: „der Mensch handelt nicht 
das eine Mal nach unmittelbarem Gefühl, ein anderes Mal 
nach Reflexion, sondern immer nach Gefühlen' Der Unter- 
schied zwischen den obgenannten Trieben wird also durch 
das Verhältnis bedingt, welches zwischen den niedrigen Be- 
weggründen und den Vorstellungen existiert. Der Ubergang von 
einer Gruppe zur andern hat sich in der Entwicklung der 
Menschheit vollzogen, er vollzieht sich auch jetzt bei der 
Entwicklung des Kindes zur Reife. Diese Einteilung ist zu 
unbestimmt für unsere Zwecke, aber sie kann als Unterlage 
dazu dienen. 

Man kann folgende Gruppen aufstellen: 

I. Zur ersten Gruppe gehören diejenigen Beweggründe, 

Franz., Ungar., Sardo-Ital (1860), öster., Russ. Entw., Wallis, Freiburg, 
Tessin. Japan. Entw., Ital., Bayer., Oldenb., Sachsen -Altenb., Württ., 
BraunBchweig., Hann., Hessen, Nassau, Baden., Thür., Sachsen, Hamb. 
•) Schneider, Der menschliche Wille, Berlin 1882, S. 104. 
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welche aus dem Selbsterhaltungstriebe hervorgegangen 
sind. Ihre Sphäre umfafst die verschiedenartigsten Delikte 
von Verletzung des Eigentumsrechtes bis zum Drama des 
Mordes. 

H. Zur zweiten Gruppe gehören die, welche man unter 
dem Namen Genufssucht zusammenfassen kann. Aus 
solchen entsteht — wie der passive Zustand: Abneigung 
gegen Anstrengung, Arbeitsscheu, Wunsch nach Ruhe — so 
auch die aktive Thätigkeit, welche zur Vergrößerung des 
Genusses durch Laster, gewinnsüchtige Unternehmungen und 
verschiedene andere Mittel, welche Vergnügungen und Be- 
quemlichkeiten des Lebens schaffen können, führen. 

III. Zur dritten Gruppe gehören diejenigen, welche der 
Leidenschaft entstammen, wie Rache, Hafs z. B. Der Ge- 
schlechtstrieb, dieser sechste Sinn des Menschen, wie ihn Voltaire 
genannt hat, gehört nur dann hierher, wenn er wirklich als 
Trieb, als Leidenschaft auftritt, sonst zu den genufssüchtigen. 

IV. Die vierte Gruppe bilden die Delikte, welche aus 
der wissenschaftlichen, moralischen, politischen, 
religiösen Überzeugung hervorgegangen sind. 

V. Zur fünften gehören die fahrlässigen Delikte. 
Einige Gesetzgebungen scheiden diese aus dem Gebiete 

des Rückfalls aus, aber diese Scheidung ist unbegründet. Die 
Fahrlässigkeit kann eine grofse Gefahr mit sich bringen, und 
der Staat hat durch energische, repressive Mafsregeln Be- 
achtung der Pflicht einzuflöfsen. 



Was die Frage betrifft, ob bei jeder Straf that ein Rück- 
fall zuzulassen ist, oder ob man denselben von der Gröfse 
ihrer Strafe abhängig zu machen hat, so kann man vom 
theoretischen Standpunkt aus nichts darüber sagen. Es hängt 
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davon ab, wie hoch der Staat das Rechtsgut schätzt, welches 
von der Strafthat verletzt wird. Wenn der Staat für die 
wiederholte Verletzung des Rechtsgutes einen strengen Schutz 
bedarf, so hat er das Recht, die Strafthat, durch welche diese 
Verletzung sich vollzieht, unter diejenigen zu bringen, welche 
den Rückfall bilden können: „Der Tarif der Strafe ist der 
Wertmesser der sozialen Güter." 1 ) 

Von dem prinzipiellen Standpunkt aus, welchen wir an- 
genommen haben, lösen sich einige Fragen sehr leicht. Wenn 
die Strafthat unter der Herrschaft der schon beseitigten Ge- 
setze verübt war, so kann sie den Rückfall bedingen, falls 
nicht etwa die Motive, welche diese Strafthat hervorbrachten, 
als juristisch irrelevant anzusehen sind. Dasselbe darf man 
von dem Falle sagen, wenn das neue Gesetz die Strafe für 
die Strafthat vermindert hat. Ist diese Verminderung zu- 
gleich die Anerkennung der Mindergefahr der Beweggründe, 
so hat der Richter diesen Umstand als strafmildernden Grund 
anzusehen. 

Es ergibt sich auch, dafs es gleichgültig ist, ob das 
frühere Delikt Teilnahme, Versuch oder vollendete That war. 
Wenn andere Bedingungen vorliegen, so kann hierdurch der 
Rückfall bedingt werden. 

War die frühere That im jugendlichen Alter begangen, 
die folgende nicht, so «ist ein Rückfall möglich. Zwei Fak- 
toren — Vorübung der That im jugendlichen Alter und 
Wiederholung derselben wegen gleicher Motive — weisen auf 



') v. Ihering, Zweck im Rechte I S. 491. In folg. Nebengesetzen des D.Ii, 
wird der Rückfall angenommen: Salzsteuergesetz vom 12. Oktober 1867 
§ 12; Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 §§ 140—143; Postgesetz vom 
28. Oktober 1871 § 28; Brausteuergesete vom 81. Hai 1872 §§ 33, 34; 
Tabaksteuergesetz vom 16. Juli 1879 §§ 37 — 39; Stempelabgabengesetz 
vom 29. Mai 1885 § 19; Brauntweinsteuergesets vom 24. Juni 1887 
§ 23; Zuckersteuergesetz vom 9. Juli 1887 § 45. 
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die Beständigkeit dieser Motive hin. Deshalb ist die An- 
wendung der Mafsregeln hier am Platze. 

Was ferner die Frage betrifft, ob zur Begründung des 
Rückfalls ein rechtskräftiges Urteil oder Verbüfsung der Strafe 
erforderlich ist, so erklären wir uns für den zweiten Stand- 
punkt. 2 ) Wir leugnen die Notwendigkeit der strengen Mafs- 
regeln für diejenigen, welche eine neue Strafthat wiederholen, 
nicht, wir haben selbst schon darauf hingewiesen, dafs der 
Kampf gegen solche eine der wichtigsten Aufgaben des Straf- 
rechtes ist, aber so lange wir nicht ein bestimmtes Kriterium 
der verbrecherischen Natur haben, müssen wir uns zu deren 
scharfen Symptomen wenden. Indem man die strengen Mafs- 
regeln für den Rückfall einführt, soll die Vermutung der 
Gefahr, welche die politische Verderbtheit des wieder vor 
dem Gericht erscheinenden Verbrechers mit sich bringt, streng 
untersucht und begründet werden. Derjenige, welcher ein 
neues Delikt begangen hat, ohne vorbestraft zu sein, läfst die 
Hoffnung zu, dafs die normale Strafe auf ihn gewirkt haben 
würde. Das ganze Gewicht auf die Verurteilung legen, das 
heifst auf Anerkennung der zuchtgewaltigen Bedeutung der 
Strafe verzichten. Der Delinquent, welcher nicht bestraft war, 
war den repressiven Mafsregeln nicht unterworfen, welche ihn 
hessern sollten — im juristischen Sinne des Wortes — und 
deshalb gleich zu einem andern Mafs oder zu einer andern 
Art der Strafe überzugehen, ohne hinlängliche Beweise für die 
Notwendigkeit eines solchen Überganges, ist nicht begründet. 
Indem wir die Verbüfsung der Strafe fordern, halten wir die 
teilweise Verbüfsung für genügend. Derjenige, welcher im 

*) Die Verbüfsung fordern folgende St.G.B.: das Hannov., Thüring., 
Sachs., Braunschweig., Bern., Obwalden., Österreich., Dan., Niederlande 
Ungar, (in §§ 838 ff.), Schwedisch., Norw., Russ., Span., Öster. Entwfe u. a. 
Die Verurteilung: das Preufs., Bayer., Bad., Württemb., Deutsch., Wallis., 
Freiburg., Tessin., Glar., Zürich., Italien., Franz., Griech., Portug., New- 
Yorker u. a. 
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„toten Hause" war und es nicht fürchtete, wer gewagt hat, 
eine Handlung zu begehen, die ihn dorthin zurückführen kann, 
von wo er ausgegangen ist, der gibt Veranlassung, in ihm 
ein gefährliches Subjekt zu sehen, welches geneigt ist, sich 
wieder dem Weg des Verbrechens zuzuwenden. Dieses System 
der teilweisen Verbüfsung gibt auch die Möglichkeit, den 
Rückfall anzunehmen in Fällen der Begnadigung und der 
vorläufigen Entlassung. Die Begnadigung beseitigt nicht die 
strafbare Handlung oder die Strafe, sie beseitigt nur die 
weitere Vollstreckung derselben. Nur Amnestie tilgt die Er- 
innerung sowohl an die Strafe als an die Verurteilung — 
deshalb hebt sie den Rückfall auf. 

Die Möglichkeit, bei der teilweisen Verbüfsung die Be- 
gnadigung nicht als Aufhebungsgrund zu betrachten , zählen 
wir zu deren Vorteilen: bei dem System der vollen Ver- 
büfsung würde der Begnadigte mit dem nicht Vorbestraften 
auf gleiche Stufe gestellt : entlassen, selbst kurze Zeit vor Ab- 
lauf seiner Frist, könnte er den Gesetzen des Rückfalls nicht 
unterworfen werden. Indessen sollte der Einflufs der Strenge 
und Gnade, der Strenge und Milde, dieselbe Wirkung haben, 
wie die Strenge allein. Derjenige, welcher seine Frist in der 
Strafanstalt verbüfst hat, geht oft aus derselben mit Hafs 
gegen sie, gegen das Gesetz und die Gesellschaft. Entlassung 
und Begnadigung, wenn sie nicht im stände sind, die anti- 
soziale Gesinnung zu unterdrücken, sollen dieselbe wenigstens 
mildern, sie haben das Gegenmotiv zur verbrecherischen Thätig- 
keit abzugeben. Geben sie das nicht, so kann dies als Be- 
weis der Intensität der verbrecherischen Motive dienen. 

Das Verhältnis zur Rückfallsverjährung ergibt sich aus 
dem Grundprinzip, welches wir für den Rückfall festgestellt 
haben. 8 ) Die höhere Strafbarkeit haben wir nur dann für 

•) Rückfalls Verjährung erkennen folgende St. G.B. nicht an: das 
Franz., Österr., Spanisch., Schwed., Belgisch., Wallis, New- Yorker u. a. 
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den Rückfall angenommen , wenn er das Resultat eines und 
desselben Motives gewesen war. Die zweite Strafe hat die 
Züge des verbrecherischen Charakters zu unterdrücken, welche 
sowohl im ersten wie im zweiten Verbrechen hervorgetreten 
waren. Aber wenn dieser verbrecherische Zustand innerhalb 
sehr langer Zeit nicht hervorgetreten ist, wenn das neue De- 
likt viele Jahre nach dem alten begangen war, so ist zu ver- 
muten, dafs es einer andern Quelle sein Entstehen verdankt. 
Die Rückfälligen verfallen — wie die Statistik zeigt — sehr 
schnell wieder in ein neues Verbrechen : etwa 36 °/ 0 bereits 
im ersten Jahre, 12 % in den ersten 3 Monaten. Die lange 
Periode der Unthätigkeit ist das beste Zeugnis, dafs das Ver- 
brechen für den, welcher dasselbe begangen hat, nicht eine 
Gewohnheit, nicht ein Gewerbe, sondern eher das Resultat 
der äufseren Umstände ist. Selbst die Italiener, welche in 
der zweimaligen Wiederholung des Deliktes die verbreche- 
rische Natur sahen, waren der Ansicht, dafs wenn jemand 
per dictum tempus bene et laudabiliter vixerit, cessat praesumptio, 
quod semel malus iterum praesumüur malus. 4 ) Die erhöhte 
Strafe, welche jetzt eintreten würde, wäre ungerecht, sie wäre 
ohne Begründung. Sie könnte nur dort sein, wo die gröfsere 
Gefährlichkeit vorlag, sie hat nicht das Recht, dort zu sein, 
wo diese Präsumption fehlt. 

Es ist nicht notwendig, eine bestimmte Frist für Verjäh- 
rung zu bestimmen. Die Grundbedingung für dieselbe ist eine 
weht zu kurze Frist. Dieser Bedingung entspricht zumeist 
die Verjährung, welche für verschiedene Delikte gesetzt ist. 
Die Rückfallsverjährung kann deshalb in jedem einzelnen 



Die Rückfallsver jährung erkennen an: das Deutsch., Württemb., Sachs., 
Preufs., Oldenb., Bayer., Bern., Genf., Freibugj., Zürich., Italien., Russ. 
Entw. u. a. 

4 ) Farinacius, 1. c. Quaestio 23 u. 30. 
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Falle gleich derjenigen Frist sein, innerhalb welcher die 
urteilsmäfsig erkannte Strafe selbst verjähren würde. 

Der Lauf der Verjährung fängt erst mit der Verbüfsung 
oder dem Erlafs der Strafe an. Die Motive dazu sind klar: 
im entgegengesetzten Falle würde der z. B. zu 20 Jahren 
verurteilte Verbrecher die Rückfallsverjährung im Gefängnis 
verjährt sehen und könnte gleich nach dem Austritt aus dem- 
selben ein neues Verbrechen begehen, ohne rückfällig zu 
werden. 

Die Rückfälligen , indem sie aus einem Land in das 
andre Land gehen, haben für ihre Thätigkeit die nationale 
Grenze beseitigt, und deshalb erscheinen sie als internationales 
Übel, unter noch gröfserer Gefahr für das nationale Leben. 
Die repressiven Mafsregeln sollten dieses Faktum berücksich- 
tigen und den Rückfall nicht nur dann annehmen, wenn das 
Urteil von dem inländischen Gericht gesprochen ist. Aber 
dieser Wunsch kann jetzt nicht erfüllt werden. Nicht theo- 
retische, sondern praktische Hindernisse stehen dem im Wege. 
Erst dann, wenn die Strafregister die Motive der That ent- 
halten werden, und der Austausch von Land zu Land geregelt 
sein wird, wird man im stände sein, den Rückfall auch bei 
Verurteilung und Vorbestrafung im Ausland anzunehmen. 

Das Resultat unserer Untersuchung über Begriff und De- 
finition des Rückfalles lautet: Der Rückfall ist die Wieder' 
holung des Deliktes, welches denselben Motiven entspringt, nach der 
vollen oder teilweisen Verbüfsung der früheren Strafe. 

Der Umfang, die Form der Strafe und andere Mafsregeln 
gegen diejenigen, welche unter diesen Begriff fallen, werden 
die Aufgabe der Untersuchung des II. Teiles unserer Arbeit sein. 



G. Pat.'ache Buchdr. (Lippert * Co.), Naumburg a/S. 
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§ 1. Einleitung. 

Wohl selten hat eine Erfindung einen so tiefgreifenden 
Einfluss auf alle Verhältnisse des öffentlichen und des privaten 
Lebens ausgeübt, wie die Nutzbarmachung der Dampfkraft für 
die Zwecke des öffentlichen Verkehrs. Unschätzbare Vorteile 
und Erleichterungen aller Art sind es, die uns die Eisenbahn 
gebracht hat und die wir nimmermehr missen möchten, Vor- 
teile freilich, denen auf der anderen Seite mancherlei schwer- 
wiegende Nachteile auf wirtschaftlichem und sozialem Gebiete 
gegenüberstehen. 

Es konnte nicht ausbleiben, dass eine so epochemachende 
Neuerung auch auf die Gesetzgebung, die ja — wenn anders 
sie auf der Höhe der Zeit stehen soll — mit der Kulturent- 
wickelung des Volkes gleichen Schritt halten muss, eine Rück- 
wirkung äusserte. In der That sah sich der Staat durch das 
rasche Aufblühen des Eisenbahnverkehrs bald vor neue, zum 
Teü recht schwierige, gesetzgeberische Aufgaben gestellt. Vor 
allem galt es, die öffentlich-rechtlichen Verhältnisse der Eisen- 
bahnen zu ordnen, z. B. Bestimmungen über Anlage, Aus- 
rüstung, Konzessionierung, Tarifwesen, Bahnpolizei u. s. w. zu 
treffen. Weiterhin zeigte sich auf dem Gebiete des Privatrechts, 
dass für das Frachtgeschäft der Eisenbahnen die Sätze des 
bürgerlichen Rechts über die locatio conductio operis unzu- 
länglich waren : sie mufsten einem modernen Rechtsinstitut, dem 
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Eisenbahnfrachtvertrag, weichen. Endlich aber mnfste die ge- 
setzgebende Gewalt Mittel nnd Wege zu finden suchen, um die 
unheimliche Macht, die jede Erfindung und jeden Kulturfortschritt 
für ihre unlauteren Zwecke auszunützen strebt, das Verbrechertum, 
durch rücksichtslose Strenge von der neuen Verkehrsanstalt 
nach Möglichkeit fernzuhalten, um insbesondere die Sicherheit 
des Eisenbahnbetriebes vor Bosheit und Leichtsinn zu schützen. 
Die in der zuletzt angedeuteten Richtung seitens der deutschen 
Einzelstaaten und des jetzigen Deutschen Reiches ergangene 
Spezialstrafgesetzgebung bildet den Gegenstand der nachfol- 
genden Erörterungen. 

Es ist nun lehrreich zu beobachten, wie seit 1840, bald nach 
dem Bau der ersten Eisenbahnen in Deutschland (Nürnberg- 
Fürth 1836, Leipzig-Dresden 1837), fast alle deutschen Einzel- 
staaten sich beeilen, strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze 
des neuen Verkehrsmittels zu erlassen. Mafsgebend für diese 
gesetzgeberische Thätigkeit war der allenthalben in den Motiven 
zum Ausdruck kommende Gedanke, dafs die aufserordentlich 
gefährliche Natur des Eisenbahnbetriebes, die überaus schnelle 
Bewegung schwerer Wagen auf eisernen Geleisen und unter 
Durchschneidung zahlreicher öffentlicher Strafsen und Wege 
besondere strafrechtliche Bestimmungen zum Schutze gegen 
Betriebsgefahr als unabweisbar erscheinen lasse. 

Damit war auch sofort der richtige Gesichtspunkt der Ge- 
meingefährlichkeit gewonnen, der die Beschädigungen von Eisen- 
bahnen als so besonders strafwürdig darstellt. Es mufste sich 
jedermann die Überzeugung aufdrängen, dafs es hier bei der 
eigentümlichen Natur des Eisenbahnwesens und der möglicher- 
weise aus einer kleinen Verletzung der Bahn entstehenden 
furchtbaren Gefahr, notwendig war, sowohl die Eisenbahnan- 
lagen, als auch die Beförderungsmittel und das sonatige Zubehör 
vor jeder Beschädigung durch strenge Strafvorschriften mög- 
lichst zu sichern. 
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Merkwürdigerweise sucht die einzige bisher über diesen 
Gegenstand erschienene Monographie den Grund für die er- 
höhte Strafbarkeit der Eisenbahnverletzungen nicht sowohl in 
der Gefährlichkeit der verbrecherischen Handlung nach der 
objektiven wie subjektiven Seite hin, als vielmehr in der Wich- 
tigkeit der Eisenbahnen für den internationalen Verkehr, für 
die mannigfachen materiellen Interessen wie auch für Kultur 
und politische Bildung der Völker 1 ). Mit Recht weist Schwarze 
in seiner Kritik des Müller'schen Werkes 2 ) darauf hin, dafs 
eine Verletzung der Eisenbahn, welche imstande wäre, jene 
von Müller betonte Bedeutung der Eisenbahnen ernstlich zu 
gefährden, den eigentlichen Zweck des Eisenbahnwesens selbst 
dauernd zu benachteiligen, kaum jemals vorkommen wird. 
Das Schwergewicht ist also weniger auf jene wirtschaft- 
liche Funktion, als vielmehr auf die eigentümliche technische 
Einrichtung der Eisenbahnen, insbesondere ihre Geschwindigkeit, 
zu legen, vermöge deren jede scheinbar noch so unbedeutende 
Verletzung die schwersten Unglücksfälle in einem Mafse her- 
vorzurufen geeignet ist, wie wir es bei keiner anderen modernen 
Verkehrsanstalt auch nur annähernd wiederfinden. Die Recht- 
fertigung einer kriminellen Verfolgung schuldhafter Ver- 
letzungen der Eisenbahnen liegt somit hauptsächlich in der 
Gemeingefährlichkeit dieser Handlungen 3 ). 



*) Müller, Über die Verbrechen gegen die materielle Integrität der 
Eisenbahnen, 1846, S. 83—44. 

*) Kritische Jahrbücher für deutsche Rechtswissenschaft, Jahrgang 
1847, S. 7 ff. 

") Übereinstimmend Schwarze a. a, 0. 8. 10. Beschomer , Das 
deutsche Eisenbahnrecht, 1868, S. 190. Eger, Handbuch des preufsischen 
Eisenbahnrechts, Bd. II (1890), S. 5, 163. Gleim, Das Recht der Eisen- 
bahnen in Preufsen, Bd. I (1892), 8. 10. Hälschner, Das gemeine deutsche 
Strafrecht, Bd. II (1884. 1887), 8. 642. Schaper in v. Holtzendorffs Hand- 
buch des deutschen Strafrechts, Bd. III (1874), 8. 861. Urteil des Reichs- 
gerichts vom 14. Jan. 1886 {Eger, Eisenbahnrechtliche Entscheidungen, 
Bd. IV, S. 898). 

8* 
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Wenn 80 vom Standpunkte des Gesetzgebers aus der Ge- 
sichtspunkt der Gemeingefährlichkeit ftlr die gegen die Eisen- 
bahnen gerichteten Delikte in erster Linie malsgebend sein raufs, 
so wird auch im folgenden die Darstellung derjenigen Eisen- 
bahnyerbrechen, welche eine Gefährdung des Eisenbahn- 
betriebes in sich schliefsen, naturgemäfs den breitesten Raum 
einzunehmen und namentlich den Begriff der „Gefahr für den 
Transport" eingehend zu erörtern haben, da unser Strafgesetz- 
buch dieses Thatbestandsmerkmal als Kriterium für die Vollen- 
dung der in §§ 315, 316 bezeichneten Delikte aufstellt und bei 
der Strafzumessung zweifellos einerseits die Gröfse der für den 
Transport thatsächlich herbeigeführten Gefahr 4 ), andererseits, 
auf seiten des Thäters, die Intensität des Gefahrdungsvorsatzes 
(Gemeingefährlichkeit im subjektiven Sinne) 6 ) berücksichtigt 
wissen will. 

Von geringerer Bedeutung und demgemäfs kürzer zu be- 
handeln sind die reinen Verletzungsverbote, die lediglich den 
Schutz des Schienenweges als solchen (§§ 306, 90 Ziff. 2) 



4 ) So schon das Hannov. Ges. v. 8. Aug. 1846, betr. die Bestrafung 
von Verbrechen gegen die Sicherheit de8 Eisenbahnbetriebs, Art. I: 
„. . . ist nach dem Mafse der Gefahr ... zu bestrafen." 

StGB. f. d. Herzogt. Nassau v. 14. April 1849 Art. 414 Abs. 2: 
„Bei ZumeBsung der Strafe haben die Gerichte . . . auf den grösseren 
oder geringeren Grad der Gefährlichkeit für Leben oder Eigen- 
tum anderer Rücksicht zu nehmen." 

Grofsh. Hessisches Ges. v. 15. Mai 1862 Art 4: „. . . Überdies haben 
die Gerichte besonders auf die gröfsere oder geringere Gemeinge- 
fährlich keit der Handlung Rücksicht zu nehmen." 

Österreich. Strafgesetz v. 27. Mai 1852 § 86 : „nach der Gröfse der 
Bosheit und Gefahr". 

Vgl. Hälschner, Das gemeine deutsche Strafrecht, Bd. I (1881), 
S. 458. 

R ) Vgl, Hälschner a. a. 0. S. 460. Urteil des R.G. v. 10. April 
1880 (Eger, Eisenbahnrechtl. Entsch. , Bd. I, S. 147; Braun und Blum, 
Annalen, Bd. I, S. 559): „Die Schwere der Strafdrohung hat ihre Recht- 
fertigung darin, dafs der Thäter vorsätzlich die Handlung begeht, obgleich 
er sioh ihrer Gemeingefährlichkeit bewufst ist.** 
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oder der auf ihm beförderten Personen oder Güter (§§ 245 
Ziff. 4, 250 Ziff. 3) gegen verbrecherische Angriffe bezwecken, 
ohne Rücksicht auf das Merkmal der Gefährlichkeit, also gleich- 
viel, ob durch die strafbare Handlung der Bahnbetrieb eine 
Störung oder auch nur eine Gefährdung erlitten hat. 

Endlich werden die zum Schutze der Eisenbahnen er- 
lassenen Normen, welche gewisse Handlungen, auch ohne dafs 
sie eine Verletzung oder Gefährdung der Eisenbahn herbeige- 
führt hätten, schlechthin verbieten und unter Strafe stellen 
(„Ungehorsamsverbote"), einer kurzen Betrachtung zu unter- 
ziehen sein. 

Der dogmatischen Darstellung aber mag eine kurze Uber- 
sicht über die geschichtliche Entwickelung der einschlagenden 
Straf bestimmungen vorausgehen, welche manchen Anhaltspunkt 
für die von einigen Schriftstellern 6 ) noch immer bekämpfte 
Auffassung der Eisenbahnfrevel als gemeingefährlicher Ver- 
brechen ergeben dürfte. 

°) Vgl z. B. Temme, Lehrbuch des gemeinen deutschen Strafrechts 
1878, S. 381. 
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A. Geschichtliche Übersicht. 



§ 2. I. Die gemeinrechtliche Doktrin. 

Das ziemlich gleichzeitige Auftauchen besonderer straf- 
rechtlicher Bestimmungen zum Schutze der Eisenbahnen in fast 
sämtlichen deutschen Einzelstaaten und ihre auffallende, teil- 
weise wörtliche Ubereinstimmung unter einander würde sich aus 
dem für sie sicherlich vorhandenen starken Bedürfnis heraus 
allein nicht erklären lassen, wenn dieselben sich nicht zugleich 
in bequemer Weise an die bestehenden strafrechtlichen Systeme 
angeschlossen und in der Wissenschaft des gemeinen deutschen 
Strafrechts passende Anknüpfungspunkte gefunden hätten. 

In der That hatte sich in der gemeinrechtlichen Doktrin, 
bevor man noch an Eisenbahnen dachte, eine selbständige 
Verbrechenskategorie, ausgezeichnet durch das Merkmal der 
Gemeingefährlichkeit, ausgebildet 1 ), in die sich die neuen Eisen- 

') -Kkm, Grundsätze des peinlichen Rechts, 1796, § 481. Orot- 
mann, Grundsätze der Criminalrechtswissenscbaft , 1. Aufl, 1798, § 449, 

4. Aufl. 1825, § 301. Henke, Lehrbuch der Strafrechtewiassenschaft, 1815, 
§ 265 ; Handbuch des Criminalrechts, 1823 ff., § 205. Martin, Lehrbuch 
des teutschen gemeinen Criminalrechts, 9. Ausg. 1829, § 176. Ahegg, 
Lehrbuch der StrafreohtswisBenschaft, 1836, § 894. Hefter, Lehrbuch 
des gemeinen deutschen Strafreehtes , §§ 373 ff. MarexoU, Das gemeine 
deutsche Criminalrecht , 1866, § 156. Berner, Lehrbuch des deutschen 
Strafrechtes, 1. Aufl. 1857, § 202. 

Dagegen Mittermaier im Archiv des Criminalrechts, N.F. 1836, 

5. 614, und Note III zu Feuerbachs Lehrbuch, 14. Ausg., § 860 (S. 577). 
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bahnstrafgesetze unschwer einreihen liefsen, wie ja überhaupt 
gerade diese Gruppe von Verbrechen in der neueren Zeit einem 
steten Wandel unterliegt, weil sie in besonders starkem Mafse 
nicht nur von den Fortschritten der Technik, sondern von dem 
jeweiligen Stande der ganzen Volkskultur abhängig ist.*) 

Diese Auffassung der Eisenbahnfrevel als gemeingefähr- 
licher Verbrechen wurde durch die zweifellos zu weite Aus- 
dehnung des Begriffes der „gemeinen Gefahr" begünstigt. 
Eine solche nimmt z. B. Klein im wörtlichen Anschlüsse an 
das preufsische Allgemeine Landrecht (II, 20 § 1496) stets 
dann an: „wenn aufser dem zunächst Beleidigten zugleich das 
Publikum oder andere Bürger des Staates in Gefahr gesetzt 
werden", ähnlich Gh'olmann: „wenn sie (die Verbrecher) die 
Rechte mehrerer Bürger und ganzer Gemeinheiten verletzen 
oder doch aufser dem zunächst Beleidigten einem Teil des 
Publikums Gefahr drohen". Henke erblickt sie in allen Hand- 
lungen, welche „eine Störung oder Bedrohung der allgemeinen 
Sicherheit (in Beziehung auf Leben, Gesundheit und Eigentum) 
mit sich führen", Martin in denjenigen, welche „durch ihre 
nächsten Wirkungen Gefahr für eine Personenmehrheit herbei- 
führen, deren Zahl der Verbrecher, nach Vollendung seiner 
That, willkürlich zu bestimmen nicht mehr vermag". Ahegg 
definiert sie als „die mindestens eintretende Möglichkeit (!), dafe 
eine Gefahr für viele — deren Leben, Gesundheit oder Eigen- 



*) So hat z. B. der verbrecherische Gebrauch von Pulver und 
anderen Sprengstoffen (StGB. § 311, Reichsgesetz v. 9. Juni 1884) erst 
mit der allgemeineren Verbreitung derartiger Stoffe einen besorgnis- 
erregenden Umfang angenommen und ist demgemäfs erst in der Neuzeit 
in den Kreis der strafbaren Handlungen eingerückt (zuerst Code penal 
Art. 486, Bayern 1813 Art. 266); umgekehrt verschwinden andere ge- 
meingefährliche Delikte, die früher eine Rolle spielten, z. B. die Ver- 
giftung von Weiden oder Viehtränken, die noch in den Strafgesetz- 
büchern von Sachsen (1868) Art 219 und Hamburg (1869) Art. 179 
aultritt. 
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tum — entsteht",*) Berner als „einen gewissen Grad von Wahr- 
scheinlichkeit, entweder Personen, oder Güter, oder Personen 
und Güter zugleich, in einem gröfseren Umfange zu beschä- 
digen". Die Motive zum ersten Entwurf des preufsischen 
Strafgesetzbuches 4 ) umfassen unter den gemeingefährlichen 
Verbrechen alle diejenigen, „welche in ihrem Erfolge derart 
unbestimmt sind, dafs es nicht in des Verbrechers Willkür 
liegt, wen er dadurch beschädige, und wie weit der Schaden 
reiche". 

Von diesem Standpunkte aus mufste man selbstverständ- 
lich die gegen die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gerichteten 
Verbrechen den gemeingefährlichen anreihen; allein auch, 
wenn man sich im Anschlüsse an den Code penal und das 
bayerische Strafgesetzbuch von 1813 mit Recht auf die Ver- 
ursachung einer Beschädigung oder Herbeiführung einer ge- 
meinen Gefahr durch gemeingefährlichen Gebrauch von 
Naturkräften beschränkte, so pafste doch diese Begriffsbe- 
stimmung immer noch ausgezeichnet auf die Hauptmasse der 
Eisenbahnverbrechen. 5 ) 

Hiernach dürfte es begreiflich erscheinen, wenn der ge- 
meinrechtliche Richter auch mangels ausdrücklicher Straf- 
satzungen zum Schutze der Eisenbahnen sich befugt glaubte, 
die Strafdrohungen des römischen Rechts über die aggeres rupti*) 



•) Übereinatimmend Köstlin im Archiv des Criminalrechts, N.F. 1856, 
8. 292. 

*) Motive 1828, Bd. IV, 8. 391. 

•) So wird in den Motiven zum ersten „Entwurf des Criminal- 
gesetzbuches für die Preufsischen Staaten«, 1828, Bd. IV, S. 462, treffend 
bemerkt, dafs, wenn auch in anderen Strafgesetzbüchern aufser Brand- 
stiftung und Überschwemmung als gemeingefährliches Verbrechen nur 
noch die Zerstörung von Gebäuden und Schiffen durch eine Mine vor- 
kommt, es doch geboten erscheine, eine allgemeinere Fassung zu wählen, 
weil „mehr Naturkräfte existieren, welche, zur Zerstörung angewendet, 
nicht minder gefährlich als Pulver sind, z. B. Dämpfe" u. s. w. 

•) Tit. Cod. de Nili aggeribus non rumpendis 9, 38. 
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dem Grundgedanken des Gesetzes (ratio legis) folgend, auf die 
gemeingefährlichen Beschädigungen von Eisenbahnanlagen an- 
zuwenden und dementsprechend nach Mafsgabe der Umstände 
eine arbiträre Strafe zu verhängen. 7 ) Einer solchen Praxis 
kam überdies das Vorgehen mehrerer Strafgesetzbücher zu 
statten, welche die in Frage stehenden Delikte ganz nach 
Analogie der Überschwemmung behandelten, vgl. Sachsen (1838) 
Art. 180, 289, Braunschweig § 209.. Baden §§ 563 ff in Verbin- 
dung mit §§ 566ff., Nassau Art. 418, Thüringen Art. 169. 

So hat die gemeinrechtliche Doktrin in Anknüpfung an 
die geltenden Beatimmungen des gemeinen Rechts über Brand- 
Stiftung und Überschwemmung den richtigen Gesichtspunkt 
der GemeiDgefährlichkeit gefunden, der alle zum Schutze der 
Eisenbahnen erlassenen Strafgesetze in erster Linie beherrschen 
mufß, sie hat die Wege gewiesen, welche die Gesetzgebung auf 
diesem Gebiete zu wandeln haben würde — mehr aber ver- 
mochte sie nicht: die Ausarbeitung des Details mufste der 
Partikulargesetzgebung überlassen bleiben. 



§ 3. 2. Die deutschen Partikulargesetzgebungen. 

Ein Überblick über die einschlagenden Straf bestimmungen 
in den deutschen Einzelstaaten zeigt eine Verschiedenheit der- 
selben insofern, als sie teils in Form besonderer Gesetze oder 
Verordnungen erlassen, teils den allgemeinen Strafgesetzbüchern 
einverleibt wurden. Es erscheint indessen nicht angezeigt, auf 
diesen rein äufserlichen Unterschied hin eine durchgreifende 
Scheidung beider Gruppen eintreten zu lassen, zumal da gerade 
in dem wichtigsten deutschen Staate in dieser Beziehung ein 
Wechsel stattgefunden hat, indem die preufsische Verordnung 
vom 30. Nov. 1840 später in das StGB, von 1851 auf- 
genommen wurde. Im folgenden werden daher die einzelnen 

*) Vgl. Müller a. a. 0. S. 179 ff. 



* 
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Staaten in der Hauptsache einfach nach der zeitlichen Reihen- 
folge der von ihnen zum Schutze der Eisenbahnen erlassenen 
Straf be8timmungen geordnet, die preufsische Gesetzgebung je- 
doch wegen ihrer vorzüglichen Wichtigkeit für die spätere 
Reichsgesetzgebung in einem besonderen Abschnitte behandelt 
werden (s. unten § 4). 

Derjenige deutsche Staat, welcher zuerst eine über den 
blofsen Lokalverkehr *) hinausgehende Eisenbahn *) erbaute, war 
zugleich der erste, welcher der neuen Verkehrsanstalt einen 
kräftigeren strafrechtlichen Schutz, als ihn die auch anderwärts 
schon bestehenden „Bahnpolizeireglements" zu gewähren ver- 
mochten, angedeihen liefs; denn wenn man auch in dem 
„Criminalgesetzbuch für das Königreich Sachsen vom 30. März 
1838" das Wort „Eisenbahn" vergeblich suchen würde, so be- 
stand doch in Theorie und Praxis kein Zweifel darüber, dafs 
die Bezeichnung: „zum öffentlichen Gebrauch dienende Bau- 
werke" auch die mit Genehmigung des Staates angelegten Eisen- 
bahnen mit umfasste. 3 ) Gleichzeitig hat dieses Gesetzbuch 
den fraglichen Delikten auch sofort die richtige Stellung im 
System angewiesen, indem es die mit Gefahr für Leben oder 
Gesundheit anderer Personen verbundenen Beschädigungen 
unter die von ihm im Anscklufs an das preufsische Landrecht 4 ) 
in voller Klarheit aufgestellte Rubrik „von gemeingefährlichen 
Handlungen" bringt (Art. 180, 182), während es in anderen 
Fällen die leichtere Strafe der „Beschädigung fremden Eigen- 
tums" eintreten läfst. 6 ) 

») So noch Nürnberg-Fürth 1885. 
*) Leipzig-Dresden 1887. 

») Vgl. Prot. d. 1. Kammer (L.A. II. 1, 457), Prot d. 2. Kammer 
(L.A. III. 2, 762). 

*) Teil II, Tit. 20, Abschnitt 17: „Von Beschädigungen mit gemeiner 
Gefahr." 

») Das sächsische StGB, von 1888 wurde seinem Hauptinhalte nach 
1841 in Sachsen-Altenburg, 1845 in Schwarzburg-Sonders- 
hausen rezipiert: über „Eisenbahnen" vgl. Art. 180, 289. 
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Infolge der raschen Ausdehnung des sächsischen Eisenbahn- 
netzes machte sich bald das Bedürfnis nach einer genaueren 
Regelung dieser Materie geltend, welchem das ausführliche Gesetz, 
die Beschädigung von Eisenbahnen und Telegraphen betreffend, 
vom 11. August 1855, in genügender Weise Rechnung trug. 
Dasselbe stellt jede vorsätzliche (Art. 2) und fahrlässige (Art. 7) 
Beschädigung an Eisenbahn-Anlagen, deren Betriebs- oder 
Transportmitteln oder sonstigem Zubehör unter Strafe, sofern 
dadurch der Betrieb der Eisenbahn oder der Transport auf ihr 
behindert oder gefährdet worden ist, die vorsätzliche sogar dann, 
wenn ein Nachteil oder eine Gefahr für den Betrieb weder be- 
absichtigt noch eingetreten ist. Es zählt ferner (Art. 6) eine 
Reihe von Handlungen auf, die der Beschädigung gleich geachtet 
werden sollen, insbesondere auch die Verhinderung des ange- 
stellten Personals an seinen Verrichtungen und die Nötigung 
zu Amtsverrichtungen, welche dem ordnungsmäfsigen Betriebe 
zuwider sind (heute nur unter Umständen nach § 240 des 
StGB, strafbar!). Eine durch die strafbare Handlung verur- 
sachte Körperverletzung oder Tötung zieht Strafschärfung 
nach sich, abgestuft je nach dem Grade der subjektiven Ver- 
schuldung (Art. 3—5). Weiterhin enthält das Gesetz polizeiliche 
(Art. 8 ff.) und schliefslich einige ergänzende Bestimmungen, na- 
mentlich über Inbrandsetzung von Eisenbahnzügen 6 ), unterlassene 
Verhinderung vorsätzlicher Eisenbahnverbrechen 7 ), Rückfall und 
Verjährung. Bei der Revision des sächsischen Strafgesetzbuchs 
vom 11. August 1855 im Jahre 1868 wurde das Eisenbahn- 
strafgesetz mit einigen unbedeutenden Abänderungen aufrecht 
erhalten 8 ) und galt in dieser Gestalt bis zum Inkrafttreten des 
norddeutschen Strafgesetzbuches vom 31. Mai 1870. 



•) Vgl. StGB. § 806 Ziff. 3. 

*) Vgl. StGB. § 189: unterlassene Anzeige eines gemeingefährlichen 
Verbrechens. 

•) Pttblikationsverordnung v. 1. Okt. 1868 snb B. 
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Während aber das sächsische StGB, von 1838 den 
Eisenbahnen als „zum öffentlichen Gebrauch dienenden Bau- 
werken" strafrechtlichen Schutz zuteil werden liefs T ohDe sie 
doch im Gesetzestexte selbst zu nennen, findet sich die aus- 
drückliche Erwähnung der Eisenbahnen zum ersten Male in 
dem „Criminalgesetzbuch für das Herzogtum Braunschweig 9 ) 
vom 10. Juli 1840 u § 209: „Wer Eisenbahnen, Brücken, Kunst- 
strafsen, oder andere zum öffentlichen Gebrauche dienende 
Bauwerke oder Anlagen mit Gefahr für Menschen beschädigt 
oder unbrauchbar macht, soll, wenn nach den dem Thäter 
bekannten Umständen die Beschädigung mit augen- 
scheinlicher Gefahr für Menschen verbunden war, 
Zuchthausstrafe, in anderen Fällen Zwangsarbeit nicht unter ein 
Jahr erleiden." 

Es folgt jetzt eine Reihe von Staaten, deren Straf- 
bestimmungen zum Schutze der Eisenbahnen fast sämtlich der- 
selbe Gedankengang zu Grunde liegt: 10 ) strafbar ist jede vor- 

•) Dasselbe wurde 1843 auch im Fürstentum Lippe-Detmold 
eingeführt. 

»•) Baden: 8tGB. v. 6. März 1846 §§ 666 bis 669. Württem- 
berg: Gesetz v. 2. Okt. 1846, betr. die gerichtliche Bestrafung derjenigen, 
welche den Trausport auf Eisenbahnen gefährden (s. Neue Jahrb. f. 
sächs. Strafrecht, Bd. IV, S. 469 bis 471). Mecklenburg- Schwerin: 
Verordnung v. 31. Dez. 1846 (Mecklenburg-Strelitz dagegen erst 
23. Okt. 1866), s. S. 471 bis 472 a. a. 0. Hannover: Gesetz v. 8. Aug. 
1846 über die Bestrafung von Verbrechen gegen die Sicherheit des 
Eisenbahnbetriebes (s. S. 364 bis 366 a. a, O.). Kurhessen: Gesetz v. 
19. Okt. 1848 (s. Kersting, Das Strafrecht in Kurhessen, 1864, S. 915). 
Nassau: StGB. v. 14. April 1849 Art. 418, 419. Bremen: Verord- 
nung v. 26. Nov. 1849. Grofsherzogtum Hessen: Gesetz v. 16. Mai 
1862, betr. die den Eisenbahn- oder Telegraphenbetrieb gefährdenden 
Verbrechen oder Vergehen (Regierungsblatt 1852, Nr. 33). Thüringen: 
StGB. Art. 169 Abs. 2, 3, Art 171 Abs. 2, 3; eingeführt in Sachsen- 
Weimar-Eisenach am 20. März 1860 (unter Aufrechterhaltung der §§ 6, 7 
des Gesetzes v. 13. Nov. 1846, über die Bestrafung der Beschädiger der 
Eisenbahnanlagen), Schwarzburg-Sondershausen 25. März 1850, Schwarz- 
burg-Rudolstadt 26. April 1850, Sachsen-Meiningen 21. Juni 1850, Gotha 
12. Juli 1850 (wo, wie in Weimar, die §§ 6, 7 des Eisenbahnstrafge- 
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sätzliche und fahrlässige Beschädigung einer Eisenbahn, Be- 
reitung von Hindernissen auf der Fahrbahn oder sonstige 
Handlung, durch die Leben oder Gresundheit von Menschen 
(oder : „der Transport") in G-efahr gesetzt wird ; hat die Hand- 
lung die Tötung oder Körperverletzung eines Menschen 11 ) zur 
Folge, so tritt Strafschärfung ein (bei Tötung meist lebens- 
längliches Zuchthaus oder Todesstrafe); daneben finden sich 
in einigen Staaten 12 ) besondere Bestimmungen über die Rechts- 
folgen der Pflichtvefnachlä8sigung von .Eisenbahnoffizianten 
(entsprechend den §§ 316 Abs. 2, 319, 320 RStGB.). 

Eine völlig andere Auffassung der in Rede stehenden 
Verbrechen tritt uns im „Strafgesetz für das Kaisertum 
Österreich vom 27. Mai 1852" entgegen. Hier wird die 
„boshafte 1 8 ) Beschädigung an Eisenbahnen, diese mögen 
mit oder ohne Dampfkraft betrieben werden, oder 
an den dazu gehörigen Anlagen, Beförderungsmitteln, Maschinen, 
Gerätschaften oder anderen zum Betriebe derselben dienenden 
Gegenständen" als „Verbrechen der öffentlichen Grewaltthätig- 
keit" angesehen und mit schwerem Kerker von einem bis zu 
zehn Jahren bestraft. Wenn aber aus der Beschädigung wirk- 
lich ein Unfall für die Gesundheit, körperliche Sicherheit 

setzes v. 15. März 1847 aufrecht erhalten werden), Sachsen-Koburg 
29. Nov. 1860, Reufs j. L. 14. April 1852, später auch in Anhalt- 
Bernburg 1. Juli 1864 (an Stelle des dem preufsischen nachgebildeten 
StGB. v. 5. Febr. 1852), Reufs ä. L. 5. Sept. 1868 (an Stelle des 
sich an das sächsische von 1855 anschliefsenden StGB. v. 27. Nov. 
M61). 

ll ) Hannover (Art. IV) und Hessen (Art. 8) lassen auch eine ein- 
getretene Sachbeschädigung als Erschwerungsgrund gelten. 

") "Württemberg Art. 5. Mecklenburg-Schwerin § 3. Hannover 
Art. VI. Hessen Art. 12. Thüringen Art. 171 Abs. 3. Weimar §§ 6, 7. 
Gotha §§ 6, 7. 

u ) Aus einer vergleichenden Betrachtung der §§ 85 , 87, 89 StG. 
ergjebt sich unzweifelhaft, dafs im Bereiche der Sachbeschädigung die 
Ausdrücke „boshaft", „absichtlich", „vorsätzlich" identisch sind (vgl. 
Entscheidung des österr. obersten Gerichtshofes v. 21. Febr. 1889, Egtr, 
Entsch., Bd. VII, S. 82). 
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oder in gröfserer Ausdehnung für das Eigentum anderer ent- 
standen ist, so sollen die Schuldigen mit schwerem Kerker 
von zehn his zu zwanzig Jahren, bei besonders erschwerenden 
Umständen mit lebenslangem schweren Kerker bestraft werden; 
hatte endlich eine solche Beschädigung den Tod eines Menschen 
zur Folge und konnte dieses von dem Thäter vor- 
hergesehen werden, so soll derselbe mit dem Tode be- 
straft werden. Eben dieses Verbrechens macht sich auch der- 
jenige schuldig, welcher durch irgend eine andere vorsätzliche 
Handlung oder durch die geflissentliche Aufserachtlassung der 
ihm bei dem Betriebe von Eisenbahnen obliegenden Ver- 
pflichtungen eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit, 
körperliche Sicherheit von Menschen oder in gröfserer Aus- 
dehnung für fremdes Eigentum herbeiführt. Dagegen ist eine 
Beschädigung einer Eisenbahn nur aus Mutwillen, Leichtsinn 
oder entschuldbarer Nachlässigkeit als blofse Übertretung mit 
Arrest von einem bis zu drei Monaten zu bestrafen. 14 ) 

Die nächstfolgenden Strafgesetzbücher für Wal deck 
(15. Mai 1855) und für Oldenburg (3. Juli 1858) weisen 
im allgemeinen eine weitgehende Annäherung an das mittler- 
weile erlassene preufsische vom 14. April 1851 (s. unten § 4) 
auf; um so merkwürdiger erscheint es, dafs Waldeck die ein- 
schlägigen Stellen des preufsischen Gesetzbuches gänzlich 
(§§ 294—300) oder wenigstens, soweit sie die Eisenbahnen 
betreffen (§§ 283, 305), weggelassen, während sie Oldenburg 
(Art. 260, 271, 272, 276, 277, 282) fast unverändert über- 
nommen hat. 

Mittlerweile gelangte auch Bayern mit der Umarbeitung 
seines veralteten Strafgesetzbuches von 1813 zum Abschluss: 

") Österreich. StG. §§ 86 bis 88, 818. Vgl. §§ 319 , 386 , 886 c, 
387, 4jH bis 488. Übrigens nähern sich die Entwürfe eines neuen öster- 
reichischen StGB, aeit 1874 (Glaser) auch in dieser Materie dem deut- 
schen Reichsstrafgesetzbuch. 
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die Frucht der langjährigen sorgfältigen Arbeiten war das 
StGB, vom 10. Juli 1861. Dasselbe enthält in Art. 357, 
359 Strafdrohungen zum Schutze der Eisenbahnen, die denen 
des preufsischen ähnlich sind, aufserdem aber den sehr be- 
merkenswerten Art. 356 : „Wer widerrechtlich die Möglichkeit 
der Benützung einer zum öffentlichen Gebrauche bestimmten 
Eisenbahn aufhebt oder beschränkt oder einen Transport auf 
derselben ganz oder teüweise verhindert, soll mit Gefängnis 
nicht unter 3 Monaten bestraft werden, womit Geldstrafe bis 

* 

zu 500 Gulden verbunden werden kann. Der Versuch dieses 
Vergehens ist strafbar", den auch Ahegg 15 ) als Vorzug des 
Gesetzbuches hervorhebt. In der That kann der Mangel einer 
derartigen Bestimmung im Reichsstrafgesetzbuch als eine 
Lücke empfunden werden, denn es giebt zweifellos Störungen 
des Eisenbahnbetriebes, welche an und für sich, ohne dafs von 
einer Gefährdung des Transportes auf der Bahn die Rede wäre, 
Interessen aller Art, öffentliche wie private, in erheblichem 
Mafse zu beeinträchtigen geeignet sind, ja selbst als Vorbe- 
reitungshandlungen zum Hoch- oder Landesverrat oder zur 
Störung des öffentlichen Friedens inbetracht kommen können, 
wofür das bekannte Bestreben der Revolutionsparteien, sich 
in den Besitz der Bahnen zu setzen, solche für ihre Zwecke 
zu gebrauchen und anderen, vor allem der Staatsregierung, 
ihre Benutzung zu erschweren oder gar unmöglich zu machen, 
einen Beleg bietet. 18 ) 

Allmählich empfanden auch die drei Hansestädte das Be- 
dürfnis nach einheitlichen Strafgesetzbüchern. Zuerst er- 
reichte Lübeck das Ziel: sein Strafgesetzbuch vom 20. Juli 
1863 enthält in den §§ 247 — 253 die einschlagenden Be- 
stimmungen, welche keine Besonderheiten darbieten. 



u ) Beiträge zur Begutachtung deB Entwurfes von 1854, S. 174. 
M ) Ahegg a. a. 0. S. 174. Bayer. Motive 1864, S. 490. Bremische 
Motive 1868, S. 817. Rüdorff-SUnglein § 815 N. 4. 
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H ambu rg erliefs am 30. April 1869 das letzte partikular- 
rechtliche Strafgesetzbuch, welches in Art. 178 neben anderen 
„gemeingefährlichen Beschädigungen" auch die mit Gefahr 
für Menschen verbundene vorsätzliche Beschädigung oder Un- 
brauchbarmachung einer Eisenbahn oder eines Eisenbahn- 
wagens, im Art. 182 die durch Fahrlässigkeit verursachte ge- 
meingefährliche Eigentumsbeschädigung mit Strafe bedroht und 
im letzteren Falle eine Straferhöhung vorsieht, „wenn der- 
jenige, durch dessen Fahrlässigkeit der Schaden entstanden ist, 
zu besonderer Aufsicht oder Thätigkeit in betreff des beschä- 
digten oder zerstörten Gegenstandes verpflichtet war". 

Bremen dagegen hat uns zwar kein fertiges Strafgesetz- 
buch mehr hinterlassen, wohl aber einen trefflichen und auch 
für den vorliegenden Gegenstand sehr interessanten Entwurf 
mit Motiven vom Jahre 1868. Von den §§ 490 — 499, welche 
die „Störung des Gebrauchs von Eisenbahnen" behandeln, ver- 
dienen vorzugsweise Beachtung der dem Art. 356 des neuen 
bayerischen Strafgesetzbuchs nachgebildete § 494: „Mit Ge- 
fängnis nicht unter drei Monaten, in leichtern Fällen mit Gelde 
soll bestraft werden, wer gegen eine zum öffentlichen Gebrauch 
bestimmte Eisenbahnanstalt, nicht mit Gefährdung des 
Transports auf der Bahn (§490), vorsätzlich und wider- 
rechtlich eine Handlung verübt, welche die Benutzung der 
Baiin zu ihren Zwecken ganz oder zum Teil verhindert", und 
die in keinem andern Strafgesetzbuche auftretende Anerkennung 
der thätigen Reue als Strafmilderungsgrund für diese 
Fälle in § 491: „Hat der Thäter nach verübter That, bevor 
dieselbe entdeckt worden ist, durch Wiederaufhebung der Be- 
schädigung oder des Hindernisses die dadurch begründete Ge- 
fährdung des Transports auf der Bahn (§ 490) vollständig 
wieder beseitigt, so soll, unbeschadet sonst etwa durch die 
Handlung verwirkter Strafen, nur auf Gefängnis bis zu einem 
Jahre oder auf eine Geldstrafe bis zu 100 Thalern erkannt 
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werden" — ein Prinzip, das im 27. Abschnitte des Reichs- 
strafgesetzbuches ohne inneren Grund auf den Fall der Brand- 
stiftung (§ 310) beschränkt geblieben ist. 17 ) 



§ 4. 3. Fortsetzung. Insbesondere Preufaen. 

Besondere Beachtuug verdient die preufsische „Verordnung 
wegen Bestrafung der Beschadiger der Eisenbahnanlagen, vom 
30. Nov. 1840", *) weil dieselbe die Grundlage der Bestimmungen 
des preufsichen Strafgesetzbuchs und damit des Reichsstraf- 
gesetzbuchs bildet, wie folgende Gegenüberstellung zeigen mag : 



V. v. 30. Nov. 1840. 



Preufs. StGB. 



Reichsstrafgesetzbuch. 



§ 294 Abs. 1. Wer 
vorsätzlich an Eisenbahn- 
anlagen , deren Trans- 



§ 1. Wer vorsätzlich 
an Eisenbahnanlagen, an 
deren Transportmitteln 
oder sonstigem Zubehör 
solche Beschädigungen 
verübt, oder auf der 
Fahrbahn in irgend einer 
Weise, durch Aufstellen, 
Hinlegen oder Hinwerfen 
von Gegenständen, durch 
Verrückung der Schie- 
nen u. s. w. solche Hin- 
dernisse bereitet, durch Weise solche Hinder- 
weiche der Transport auf nisse bereitet, dafs da- 



§ 316 Abs. 1. Wer 
vorsätzlich Eisenbahnan- 
lagen, Beförderungsmit- 



diesen Bahnen in Gefahr 
gesetzt wird , hat Straf- 
arbeit oder Zuchthaus 
strafe von 1 bis zu 10 
Jahren verwirkt. 



portmitteln oder ande- tel oder sonstiges Zube- 
rem Zubehör solche Be- hör derselben dergestalt 
Schädigungen verübt, beschädigt, oder auf der 
oder auf der Fahrbahn Fahrbahn durch fal- 
durch Aufstellen, Hin- sehe Zeichen oder 
legen oder Hinwerfen 



von Gegenständen, oder 
durch Verrückung von 
Schienen oder auf andere 



durch der Transport auf 
der Bahn in Gefahr ge- 
setzt wird, hat Zucht 
haus bis zu 10 Jahren 
|verwirkt. 



Signale oder auf an- 
dere Weise solche Hin- 
dernisse bereitet, dafs 
dadurch der Transport 
in Gefahr gesetzt wird, 
wird mit Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren bestraft. 



,7 ) Die Motive (S. 216) bemerken zu § 491: „Die thätige Reue zu 
begünstigen, ist auch hier, im Blick auf die in Rede stehenden grofsen 
Gefahren, wenigstens eo gut wie bei der Brandstiftung, gerechtfertigt, 
ja durch den aufgestellten Begriff der Vollendung dieses Reats zu einem 
Gebot der Gerechtigkeit geworden. Ist den gefährlichen Folgen voll- 
ständig vorgebeugt, so kann die Handlung bald noch als Vermogens- 
beschädigung, bald als Vergehen, bald als Verletzung einer Dienstpflicht 
strafbar bleiben." 

Vgl auch Schaper e, a. O., Bd. III, S. 862. 

') Gesetzsammlung 1841, S. 9. 
Abhandinngen des kriminalistischen Seminare. IIL 9 



Digitized by Google 



I 



132 



(18) 



V. v. 30. Nov. 1840. 



Preufs. StGB. 



§ 2 Abs. 1. Ist infolge § 294 Abs. 2. Hat die | § 315 Abs. 2. Ist 



Handlung die schwere [durch die Handlung ei- 
Körperverletzung eines 'ne schwere Körperver- 
Menschen (§ 193) zur letzung verursacht wor- 
ffolge gehabt , so trittden, so tritt Zuchthaus« 
Zuchthausstrafe von 10 strafe nicht unteröJah- 
bis zu 20 Jahren, undren, und wenn der Tod 
hat infolge der Hand- eines Menschen verur- 
lung ein Mensch das Le- sacht worden ist, Zucht- 
ben verloren, die To des- hausstrafe nicht un- 
strafe ein. ter 10 Jahren oder 

lebenslängliche 
Zuchthausstrafe 
ein. 



einer solchen Handlung 
(§ 1) ein Mensch am 
Körper oder an der Ge- 
sundheit erheblich be- 
schädigt worden, so tritt 
4 bis 20jährige, und 
wenn ein Mensch das 
Leben verloren hat, 
zehnjährige bis le- 
ben swierige Zucht- 
hausstrafe ein. 

§ 2 Abs. 2. Ist die 
Tötung beabsichtigt wor- 
den, so finden die Straf- 
gesetze gegen den Mord 
Anwendung. 

§ 8. Die Strafe (§§ 1 
und 2) ist bei deren Zu- 
m essung besonders zu 
steigern, wenn der Thä- 
ter die flervorbringung 
einer Gefahr für die 
Transporte beabsichtigt 
hat. 

§4. Werfahrlässiger- 
weise durch Handlungen 
der im § 1 bezeichneten 
Art die Transporte auf 
Eisenbahnen in Gefahr 
setzt, soll mit dreimonat- 
licher bis zweijähriger, setzt, wird mit Gefäng-imit Gefängnis bis zu 



§ 295 Abs. 1. Wer 
fahrlässigerweise durch 
Handlungen der in §294 



§ 316 Abs. 1. Wer 
fahrlässigerweise durch 
eine der vorbezeichneten 



bezeichneten Art deni Handlungen den Trans- 
Transport auf einerport auf einer Eisenbahn 
Eisenbahn in Gefährtin Gefahr setzt, wird 



und wenn dadurch ein 
Mensch am Körper oder 
an der Gesundheit ei 



heblich beschädigt oderloren hat, mit Gefäng- ursacht worden ist, mit 



gar getötet worden ist, 
mit zwei bis vierjähri 
ger Gefängnisstrafe oder 
Strafarbeit belegt wer- 
den. 

§5. Diese Strafen (§4) 
finden auch auf die zur 



nis bis zu einem Jahr, einem Jahre, und wenn 
und wenn dadurch ein durch die Handlung der 
Mensch das Leben ver- Tod eines Menschen ver- 



nis von zwei Monaten 
bis zu drei Jahren be- 
straft. 



§ 295 Abs. 2. Eine 
gleiche Strafe haben die 



Gefängnis von einem 
Monat bis zu drei Jahren 
bestraft. 



§ 316 Abs. 2. Gleiche 
Strafe trifft die zur Lei- 
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V. v. 30. Nov. 1840. 



Preufs. StGB. 



Leitung der Eisenbahn- zur Leitung der Eisen- tung der Eisenbahn- 
fahrten und zur Aufsichtlbahnfahrten und zur Auf- fahrten und zur Auf- 



über die Bahn und den 
Transportbetrieb ange- 
stellten Personen und 
zwar auch alsdann An- 
wendung, wenn sie durch 
Vernachlässigung der 
ihnen obliegenden Pflich- 



sicht über die Bahn 
und den Transportbetrieb 
angestellten Personen 
(Eisenbahnbeamten) ver- 
wirkt, wenn sie durch 
Vernachlässigung der 
ihnen obliegenden Pflich 



ten einen Transport in ten einen Transport in 
Gefahr setzen. Gefahr setzen. 

§ 6. Eisenbahnoffi-j § 299. Eisenbahnbe- 
zianten (§5), welche sich jamte und Telegraphen- J in den §§ 316 und 318 
eines der in dieser Ver-jbeamte, welche wegen erwähnten Angestellten 
ordnnng bezeichneten eines der in den §§ '294 wegen einer der in den 



sieht über die Bahn und 
den Beforderungsbetrieb 
angestellten Personen, 
wenn sie durch Ver- 
nachlässigung der ihnen 
obliegenden Pflichten 
einen Transport in Ge- 
fahr setzen. 

§319. Wird einer der 



Verbrechen schuldig 
machen, sollen, ausser 
der verwirkten Strafe, 
zugleich ihrer Anstel- 
lang für verlustig und 
zu jeder ferneren An- 
stellung bei einer Eisen- 
bahn oder dem Trans- 
portbetriebe auf der- 
selben für unfähig er- 
klärt werden. 

§ 7. Die Vorsteher 
der Eisenbahn- oder 
Transportunternehmung, 
welche die Entfernung 
des verurteilten Offizian- 



bis 298 bezeichneten Ver- ! §§ 315 bis 318 bezeich- 
brechen oder Vergehen neten Handlungen ver- 
verurteilt werden, sol- urteilt, so kann der- 
len zugleich zu einer^elbe zugleich für un- 
Beschäftigung im Eisen- fähig zu einer ßeschäf- 



bahn- und Telegraphen 
dienste für unfähig er- 
klärt werden. 



§ 300. Die Vorsteher 
einer Eisenbahngesell- 
schaft, sowie die Vor-jschaft, sowie die Vor- 



tigung im Eisenbahn- 
oder Telegraphendienste 
oder in bestimm- 
ten Zweigen dieser 
Dienste erklärt wer- 
den. 

§ 320. Die Vorsteher 
einer Eisenbahngesell- 



steher der Telegraphen- 
anstalt einer Eisenbahn- 
ten (§ 6) nach der Mit-gesellschaft, welche die 



t eilung des Erkennt- 
nisses nicht gleich be- 
wirken, haben eine Geld- 
strafe von zehn bis ein- 



Entfernung des verur- 
teilten Beamten nach 
der Mitteilung des rechts- 
kräftigen Erkenntnisses 



hundert Thalern ver- nicht sogleich bewirken, 
wirkt. sollen mit einer Geld- 

bufse von 10 bis 100 
I Thalern oder mit Ge- 
fängnisstrafe bis zu 3 
.Monaten bestraft werden. 

Gleiche Strafe trifft] Gleiche Strafe trifft 



steher einer zu öffent- 
lichen Zwecken dienen- 
den Telegraphen anstalt, 
welche nicht sofort nach 
Mitteilung des rechts- 
kräftigen Erkenntnisses 
die Entfernung des Ver- 
urteilten bewirken, wer- 
den mit Geldstrafe bis 
zu 300 M. oder mit Ge- 
fängnis bis zu 3 Monaten 
bestraft. 

Gleiche Strafe trifft 
9* 
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den für unfähig erklärten 
Offiziauten, wenn er sich 

bei 



den für unfähig erklär-i denjenigen , welcher für 
ten Eisenbahn- oderjunfähig zum Eisenbahn- 
Telegraphenbeamten, |oder Telegraphendienste 

erklärt worden ist, wenn 

portbetriebe auf der-fbei einer Eisenbahn- oderjer pich nachher bei einer 



Eisenbahn- oder Tele- 
graphenanstalt wieder 



selben wieder anstellen Telegraphenanstalt wie- 
läfst, sowie diejenigen, der anstellen läfst, sowie 
Welche ihn wieder ange- diejenigen , welche ihn anstellen läfst, sowie die- 
stellt haben, obwohl den- wieder angestellt haben, jjenigen, welche ihn wie- 

"obwohl denselben diei der angestellt haben, ob- 



selben seine Unfähigkeit 
bekannt war. 



Unfähigkeitserklärung 
bekannt war. 



gleich ihnen die erfolg- 
te Unfabigkeitserklärung 
bekannt war. 



Wohl hatte man schon vorher erkannt, dafs die Natur- 
kraft des Dampfes, durch Verhrecherhand entfesselt, gleich 
Feuer und Wasser unabsehbares Unheil über Menschenleben 
und Eigentum bringen könne, 9 ) allein den unmittelbaren An- 
Stofs zum Erlafs eines Spezialstrafgesetzes gab erst die im 
Jahre 1838 erfolgte Eröffnung der Berlin-Potsdamer Eisenbahn. 
Sicherlich war es ein glücklicher Griff, den man mit dieser 
Verordnung that, dafür bürgt ihre Nachahmung in mehreren 
deutschen Einzelstaaten und der fast unveränderte Fortbestand 
der in ihr niedergelegten Prinzipien nun durch mehr als ein 
halbes Jahrhundert. 

Eine Verschärfung der in der Verordnung vorgesehenen 
Strafen brachte das „Gesetz, betr. die Stellung unter Polizei- 
aufsicht, vom 12. Febr. 1850",*) welches als obligatorische Folge 
der Verurteilung wegen vorsätzlicher Beschädigung von Eisen- 
bahnen die Stellung unter Polizeiaufsicht ausspricht, sobald 



*) Motive zum Entwurf von 1828, Bd. IV, S. 462. Vgl. Entwurf 
von 1838 § 638: „Die Vorschriften der §§ 626 bis 638 (Brandstiftung) 
finden auch gegen diejenigen Anwendung, welche, ohne Brand zu stiften, 
durch Gebrauch von.... Dampfmaschinen oder ähnlichen Gegen- 
ständen eine Beschädigung mit gemeiner Gefahr verursachen." 

*) Gesetzsammlung 1860, S. 49. 
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auf zeitige Freiheitsstrafe von sechswöchentlicher oder längerer 
Dauer erkannt wird (§ 1 sub m). « 

In dieser Gestalt wurden die Bestimmungen über Gefahr- 
dung von Eisenbahntransporten mit geringen Modifikationen 
in das „Strafgesetzbuch für die Preufsischen Staaten vom 14. 
April 1851" aufgenommen (§§ 294—300, 305); die hauptsäch- 
lichste Abweichung gegenüber dem bisherigen Rechte liegt in 
der absoluten Androhung der Todesstrafe an Stelle von min- 
destens zehnjähriger oder lebenslänglicher Zuchthausstrafe für 
den Fall der Tötung eines Menschen.*) Gleichzeitig aber er- 
folgte eine Erweiterung des strafrechtlichen Schutzes der Eisen- 
bahnen in der Richtung, dafs neben den Handlungen, welche 
unmittelbar eine Gefährdung des Eisenbahnbetriebes involvieren, 
eine Reihe anderer mit Strafe bedroht wurden, die gegen die 
Integrität der Eisenbahnanlagen sowie der zum Transport über- 
gebenen Gegenstände und damit indirekt gleichfalls gegen die 
Sicherheit des Betriebes gerichtet sind. Hierher gehören die 
Strafdrohungen gegen die vorsätzliche gänzliche oder teilweise 
Zerstörung einer Eisenbahn, 5 ) gegen den unter erschwerenden 
Umständen begangenen Diebstahl an Reisegepäck oder anderen 
Gegenständen der Beförderung auf einer Eisenbahn oder einem 
Eisenbahnhofe 6 ), sowie gegen den Raub auf einer Eisenbahn. 7 ) 

Eine neue strenge Strafbestimmung fügt das Strafgesetz- 
buch für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 1870, bezw. 
für das Deutsche Reich vom 15. Mai 1871 hinzu für den Fall 

4 ) Auf Antrag der Kommission der II. Kammer (vgl. Bericht 
S. 148 zu § 266 des Entwurfs). 

6 ) Preufsisches StGB. § 288. 
•) § 218 Ziff. 4 a. a. O. 

7 ) § 232 Ziff. 3 a.a.O. spricht allerdings nur von „Raub auf einem 
öffentlichen Wege", doch hat die preufsische Praxis mit Rücksicht auf 
§ 8 Abs. 2 Ziff. 5 des Eisenbahngesetzes v. 8. Nov. 1838 („Bahn als 
eine öffentliche Strafse") stets angenommen, dafs darunter auch die Eisen- 
bahnen zu verstehen sind, vgl. die Kommentare von Koch und Oppen- 
hoff (4. Aufl.), N. 4 zu § 232. 
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des Landesverrats, dafs ein Deutscher vorsätzlich während 
eines gegen das Deutsche Reich ausgebrochenen Krieges Eisen- 
bahnen zum Vorteile des Feindes zerstört oder unbrauchbar 
macht (§ 90 Ziff. 2). Im übrigen sind die Satzungen über 
Transportgefahrdung, Zerstörung einer Eisenbahn, Diebstahl 
und Raub 8 ) auf Eisenbahnen ohne erhebliche Abänderungen 
aus dem preufsischen Strafgesetzbuche übernommen worden. 
Erwähnenswert ist, dafs die Todesstrafe für den Fall der Trans- 
portgefährdung, durch welche der Tod eines Menschen verur- 
sacht worden ist, schon in sämtlichen drei Entwürfen (Fried- 
berg, Kommission, Bundesrat) verworfen und dafür lebensläng- 
liches Zuchthaus eingesetzt wurde; noch einen Schritt weiter 
ging der Reichstag in zweiter Lesung, indem er auf Vorschlag 
seiner Kommission beschlofs, neben lebenslänglichem Zucht- 
haus wahlweise zeitiges nicht unter zehn Jahren anzudrohen : 9 ) 
das Reichsstrafgesetzbuch ist damit nach mannichfachen Wand- 
lungen genau wieder auf den Standpunkt der preufsischen Ver- 
ordnung vom Jahre 1840 zurückgekehrt! 

Dagegen ist die Todesstrafe für dieses Delikt (§315 Abs. 
2) beibehalten und für die landesverräterische Zerstörung oder 
Unbrauchbarmachung von Eisenbahnen (§ 90 Ziff. 2) sogar 
neu eingeführt worden in dem Falle, wenn das Verbrechen in 
einem Teile des Reichsgebiets, welchen der Kaiser in Kriegs- 
zustand erklärt hat, oder während eines gegen das Deutsche 
Reich ausgebrochenen Krieges auf dem Kriegsschauplatze be- 
gangen wird; 10 ) jedoch kann im ersteren Falle auch auf 

•) Auch § 260 Ziff. 3 nennt jetzt die „Eisenbahn" ausdrücklich als 
Begehungsort, dagegen nicht auch — wie § 243 Ziff. 4 — den „Eisen- 
bahnhof wodurch eine neue Streitfrage hervorgerufen ist (vgl. hierüber 
unten § 8). 

•) Aktenstücke Nr. 92 (§ 312 Abs. 2). Stenograph. Berichte 
8. 742. 

10 ) Einführungsgeaetz zum StGB. v. 81. Mai 1870 § 4. Vgl. Reich a- 



Digitized by Google 



(23) 137 

Zuchtbaus nicht unter zehn Jahren, im zweiten auf mindestens 
fünf) ährige Festungshaft erkannt werden. 11 ) 



Verfassung Art. 61, 68; preußisches Gesetz v. 4. Juni 1861 (Gesetzsamm- 
lung 1861, S. 461 ff.). 

") Bestritten. Vgl. v. Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechta, 
6. Aufl., S. 269 Note 6. 
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B. Dogmatische Darstellung. 



L Verletzungsverbote. 

1. § 5. Der Begriff der Eisenbahn im allgemeinen. 

Aua der Betrachtung der geschichtlichen Entwickelung 
des Eisenbahnstrafrechts dürfte zur Genüge klar geworden sein, 
dafs der Schwerpunkt der überhaupt gegen die Eisenbahnen 
gerichteten verbrecherischen Handlungen in den gemeingefähr- 
lichen Angriffen gegen die Sicherheit des Bahnbetriebes liegt. 
Hinter ihnen treten daher alle diejenigen strafbaren Hand- 
lungen, welche die Herbeiführung einer Gefahr für den Trans- 
port nicht zur Voraussetzung haben, naturgemäfs zurück, zu- 
mal die einschlagenden Strafbestimmungen nicht, wie die §§ 
316 ff., ausschliesslich den Eisenbahnen gewidmet und der eigen- 
tümlichen Natur des Eisenbahnwesens angepafst sind, vielmehr 
das "Wort „Eisenbahn" in ihnen nur ein Glied in einer län- 
geren Kette von einzeln aufgezählten Gegenständen bildet. 
Eine erschöpfende Darstellung des Thatbestandes dieser Ver- 
brechen würde somit über den Baumen dieser Darstellung 
weit hinausgehen; wohl aber ist es unerläfslich, zu prüfen, 
welche Beweggründe den Gesetzgeber veranlafst haben mögen, 
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jene, teilweise schon längst vorhandenen, l ) Normen auch auf 
die Eisenbahnen auszudehnen, und welchen Sinn danach das 
Gesetz in jedem einzelnen Falle mit der vieldeutigen Bezeich- 
nung „Eisenbahn" verbunden wissen wolle. 

Sofort aber drängt sich hier die Frage auf, ob es über- 
haupt zulässig sei, in dieser Weise an der Einheitlichkeit des 
Begriffes der „Eisenbahn" 2 ) für die Reichsgesetzgebung, zum 
mindesten aber für das Strafgesetzbuch, zu rütteln ? Ein Blick 
auf die deutsche und preufsische Gesetzgebung wird zeigen, 
wie es mit dieser Einheitlichkeit bestellt ist. 

Die Verfassung des Deutschen Reiches nennt in Art. 4 
Ziff. 8 unter den der Beaufsichtigung seitens des Reichs und 
der Gesetzgebung desselben unterliegenden Angelegenheiten 
das Eisenbahnwesen „im Interesse der Landesver- 
teidigung und des allgemeinen Verkehrs". Aus 
diesem in Art. 41, 42. wiederholten Zusätze folgt, dafs den 
in der Reichsverfassung (Art. 41 ff.) enthaltenen und allen auf 
Grund derselben erlassenen reichsrechtlichen Normen nur für 
diejenigen Eisenbahnen rechtsverbindliche Kraft zukommt, die 
tür die Landesverteidigung oder den allgemeinen Verkehr von 
Bedeutung sind und somit integrierende Bestandteile des ein- 
heitlichen deutschen Eisenbahnnetzes im Sinne des Art. 42 
R.V. darstellen („Haupteisenbahnen" und „Nebeneisenbahnen", 
letztere früher auch „Sekundärbalinen" oder „Bahnen unter- 
geordneter Bedeutung" genannt) — nicht dagegen für die 
lediglich dem örtlichen Verkehr dienenden Bahnen („Klein-, 
Lokal-, Vizinal-, Tertiärbahnen, Bahnen unterster Ordnung" 
u. 8. w.). 8 ) Diese Auffassung wird bestätigt durch die vom 

') Z. B. findet sich die Bestimmung des § 243 Ziff. 4 schon in der 
Theresiana von 1768 und im A.L.R. II, 20, §§ 1178, 1179. („Post- 
diebstahl"). 

*) Wie sie z. B. Eger, Handb., Bd. II, 8. 156, für das gesamte Ge- 
biet des Eisenbahnstrafrechts behauptet. 

J ) Dies ist auch die Ansicht der Reichsregierung und der preu- 
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Bundesrat auf Grund der Art. 42 und 43 der Reichsverfassung 
erlassene Betriebsordnung für die Haupteisenbahnen Deutsch- 
lands und die Bahnordnung für die Nebeneisenbahnen Deutsch- 
lands vom 5. Juli 1892. *) Beide passen, wie aus zahlreichen 
Bestimmungen derselben erhellt, nur auf solche Eisenbahnen, 
die in einer Weise ausgerüstet sind, wie sie eben nur im „all- 
gemeinen Verkehr", nicht aber im rein örtlichen vorkommt. 
Insbesondere ergeben sich aus einer Betrachtung jener Ver- 
ordnungen folgende Merkmale als der Eisenbahn (Haupt- oder 
Nebeneisenbahn) im Sinne des Reichsstaatsrechts wesentlich: 

Bestimmung für den öffentlichen Verkehr 5 ), Be- 
trieb mit Dampfmaschinen (Lokomotiven) 6 ) und regel- 
mäfsiger Verkehr ganzer Züge'); dagegen ist ein selbstän- 
diger Bahnkörper nicht unbedingt erforderlich. 8 ) 

Die öffentlich-rechtlichen Verhältnisse der nicht in dieser 
Weise ausgerüsteten, blofs für den Orts- oder Nachbarverkehr 
bestimmten, ebenso der sämtlichen nur privaten Zwecken die- 
nenden Eisenbahnen („Industriebahnen") unterliegen also nicht 

fsischen Regierung, wie sie bei den dem Erlafs de« preufsischen Klein- 
bahnengesetzes v. 28. Juli 1892 vorangegangenen Erörterungen zu Tage 
getreten ist, vgl. Gleim, Das Gesetz über Kleinbahnen und Privatanschlufs- 
bahnen v. 28. Juli 1892, S. 7. 

A. M.Haenel, Deutsches Staatsrecht, Bd. I, S. 636, und <?. Meyer, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes, Bd. I, S. 496. welche die 
der Kompetenz des Reiches durch den erwähnten Zusatz gezogene 
Schranke nicht ab örtliche, sondern als gegenständliche ansehen, so dafs 
sich die Sätze des Reichsrechts auf alle deutschen Eisenbahnen ein- 
schliefslich der rein lokalen bezögen, jedoch nur hinsichtlich solcher 
Gegenstände, die für die Landesverteidigung oder den allgemeinen Ver- 
kehr ein Interesse darbieten. 

«) Reichsgesetzblatt 1892, S. 691 ff., 764 ff. VgL daselbst Signal- 
Ordnung für die Eisenbahnen Deutschlands v. 5. Juli 1892 (S. 783 ff.) 
und Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands v. 15. Nov. 
1892 (S. 923 ff.). 

») Betriebsordnung § 74 Abs. 1. 

•) Betriebsordnung §§ 7 ff., Bahnordnung §§ 10 ff. 

7 ) Betriebsordnung §§ 12 ff., Bahnordnung §§ 23 ff. 

•) Bahnordnung § 44. 
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der reichsrechtlichen Regelung. Die dadurch entstandene Lücke 
hat neuerdings für Preufsen das „Gesetz über Kleinbahnen 
und Privatanschlufsbahnen vom 28. Juli 1892"*) ausgefüllt, 
welches in § 1 die Kleinbahnen als „die dem öffentlichen Ver- 
kehr dienenden Eisenbahnen, welche wegenihrergeringen 
Bedeutung für den allgemeinen Eisenbahnver- 
kehr dem Gesetze über die Eisenbahnunternehmungen vom 
3. Nov. 1838 (Gesetzs. S. 505) nicht unterliegen" 10 ) bezeichnet 
und als solche diejenigen Bahnen hervorhebt, welche haupt- 
sächlich den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeinde- 
bezirkes oder benachbarter Gemeindebezirke vermitteln, sowie 
Bahnen, welche nicht mit Lokomotiven betrieben werden. 

In scharfen Gegensatz hierzu tritt nun der Begriff der 
Eisenbahn, wie er dem Reichshaftpflichtgesetz vom 7. Juni 1871 
zugrunde liegt. Nach der auf den Motiven des Gesetzes be- 
ruhenden feststehenden Praxis des Reichsgerichts ll ) und der 
in der Litteratur herrschenden Meinung fallen darunter nicht 
nur jene dem allgemeinen Verkehr dienenden eigentlichen 
Eisenbahnen, sondern überhaupt alle zum öffentlichen Verkehr 
bestimmten Schienenbahnen ohne Rücksicht auf den Umfang 
des Verkehrs und die Art der Triebkraft, also auch Drahtseil- 
und Zahnradbahnen, 12 ) Pferdebahnen, 18 ) ja nach Mafsgabe der 

•) Vgl. Gleim, Das Gesetz über Kleinbahnen und Privatanschlufs- 
bahaen, 1892. 

,0 ) Das Gesetz v. 8. Nov. 1838 findet nämlich gleich der Reichs- 
Verfassung nur auf Bahnen höherer Ordnung Anwendung, vgL Entsch. 
d - R.G. in Civils., Bd. XXVIII, S. 207 ff. ; v. Rönne, preufsisches Staats- 
recht, Bd. IV, S. 579, Note lb; Gleim a. a. 0. S. 2. 

Ebenso die zahlreichen Gesetze, welche Entsch. d. R.G. in Strafs., 
XII, S. 208 aufzählt — mit Ausnahme der dort fälschlich genannten 
Gewerbeordnung (vgl. unten Text zu Note 17). 

") Seit der Entsch. in Civils., Bd. I, S. 247 ff., vgl. daselbst (8. 252) 
die bekannte langatmige Definition des Eisenbahnunternehmens (kriti- 
siert von Eger t Haftpflichtgesetz, 3. Aufl., S. 68 ff.). 

'*) Eger, Reichshaftpflichtgesetz, 1876, S. 38. 

u ) Aktenstücke d. R.T. 1871, Nr. 16, S. 10. Eger a. a. 0., S. 36. 
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Gefährlichkeit des Betriebes selbst Arbeitsbahnen, 1 *) Privat- 
anschlufsbahnen, 16 ) Bahnen in Bergwerken zu Zwecken des 
Bergbaues. 1 *) 

Ebenso sind nach Ansicht der Reichsregierung unter den 
„Eisenbahnunternehmungen", welche § 6 der Reichsgewerbe- 
ordnung von der Anwendung dieses Gesetzes ausschliefst, nicht 
nur die eigentlichen Eisenbahnen im Sinne der Reichsver- 
fassung und des preufsischen Eisenbahngesetzes zu verstehen, 
vielmehr „sämtliche Schienenbahnen, gleichviel ob dieselben 
mit tierischer oder mit Maschinenkraft betrieben werden". 17 ) 

Dagegen schwebt dem Handelsgesetzbuch in seinem Ab- 
schnitt über das Frachtgeschäft der Eisenbahnen (Art. 422 bis 
431) wiederum jener engere Begriff vor, denn Art. 422 spricht 
ausdrücklich von einer „Eisenbahn, welche dem Publikum 
zur Benutzung für den Gütertransport eröffnet ist", 
und die weiteren Bestimmungen lassen in ihrem Zusammen- 
hange unzweifelhaft erkennen, dafs sie ausschliefslich die eigent- 
lichen Lokoniotiveisenbahnen im Auge haben. Das inter- 
nationale Ubereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr 
vom 14. Oktober 1890 bezieht sich sogar, wie aus der ihm 
anhangsweise beigefügten Liste (Reichsgesetzblatt 1892, S. 835 ff.) 
hervorgeht, überhaupt nur auf gewisse, meist bedeutendere 
Eisenbahnstrecken. 

Bei einem derartigen Schwanken des Sprachgebrauchs in 
unserer Gesetzgebung kann von einem einheitlichen Begriffe 
der Eisenbahn keine Rede mehr sein; damit rechtfertigt sich 
die oben aufgestellte Behauptung, dafs der Sinn des Wortes 

Endemann, Handbuch des Handelsrechts, Bd. III, S. 629. Loening, 
Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, S. 618. Entsch. d. R.O.H.G., 
Bd. XXI, S. 237. Entsch. d. R.G. in Civils., Bd. II, S. 9. 

") Entsch. d. R.G. in Civils., Bd. II, S. 38. 

,ft ) Entsch. d. R.G. in Civils., Bd. VII, 8. 40. 

") Entsch. d. R.G. in Civils., Bd. IUI, S. 18. 

") Gleim, Gesetz über Kleinbahnen, S. 7. 
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„Eisenbahn" für jede einzelne Gesetzesstelle „aus der Tendenz 
der Vorschrift, dem Zusammenhange und sonstigen Momenten 
unter Anwendung aller der Interpretation zu Gebote stehenden 
Mittel" 18 ) festgestellt werden müsse. 

Diese Untersuchung setzt jedoch zunächst die Begrenzung 
des Begriffes der Eisenbahnen im weitesten Sinne und eine be- 
stimmte Einteilung derselben nach den sich aus der Natur des 
Eisenbahnwesens und dem Sprachgebrauch der Reichs- und 
Landesgesetze ergebenden technischen, wirtschaftlichen oder 
juristischen Gesichtspunkten als Ausgangspunkt der weiteren 
Erörterungen voraus. 19 ) 

Uber den weitesten Begriff der Eisenbahn herrscht 
ziemliche Ubereinstimmung; man versteht darunter im allge- 
meinen jeden Schienenweg, auf welchem der Transport von 
Personen und Gütern mittels Fahrzeugen bewirkt wird, 80 ) ohne 
Rücksicht auf die treibende Kraft, sowie auf die Bestimmung 
für den öffentlichen Verkehr oder den privaten Gebrauch. 

Als Einteilungsprinzip nun verwertet v. Liszt 21 ) für das 
gesamte Gebiet des Strafrechts die Art der treibenden Kraft, 
indem er nur den mit toten (mechanischen) Naturkräften be- 
triebenen Bahnen den strafrechtlichen Schutz zubilligt. So zu- 
treffend dieser Gesichtspunkt zweifellos für die Hauptgruppe 
(§§ 315 ff.) der gegen die Eisenbahnen gerichteten Delikte ist, 
80 bedenklich erscheint es doch, ihn auch auf diejenigen Delikte 
zu übertragen, bei denen ganz andere Erwägungen als die 
Rücksicht auf die Gefährlichkeit der Handlung für den Eisen- 

*•) Mevts, Über die Stellung dea Reichaatrafrechts zum Eisenbahn- 
wesen, im Gerichtssaal, Bd. XXVI, S. 184. 

*•) Uber die möglichen Einteilungen vgl. Meili, Recht der modernen 
Verkehrs- und Transportanstalten, 1888, S. 8. 

™) Vgl- Eg^i Handbuch, Bd. I, S. 1. Loening, Verwaltungarecht, 
8. 618. H. Meyer, Verwaltungsrecht, Bd. I, S. 402. Olshausen § 815 
N. 3. Entsch. d. RG. in Strafs., Bd. XII, S. 371. 

n ) Lehrbuch S. 446, 464, 619, 669. 
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bahnbetrieb das Motiv zum Erlafs der Straf drohung abgegeben 
haben (§§ 90, 243, 250, 305 St. G. B.). Eine allgemeinere 
Bedeutung kann dieser rein technische Gesichtspunkt schwer- 
lich beanspruchen, zumal es dem gewöhnlichen Sprachgebrauch 
keineswegs entspricht, den engeren Begriff der Eisenbahn (der 
die Pferdebahnen ausschliefst) auf elektrische oder sonstige 
mit mechanischen Naturkräften betriebenen Bahnen auszudehnen. 
Vielmehr beschränkt man sowohl im täglichen Leben als auch 
speziell bei der wissenschaftlichen Behandlung des Eisenbahn- 
rechts den Begriff der eigentlichen Eisenbahn (E. im engeren 
Sinne, höherer Ordnung) auf diejenigen dem öffentlichen 
Verkehr 24 ) dienenden Eisenbahnen, welche mit Dampf- 
kraft betrieben werden und eine über den blofsen Lokal ver- 
kehr hinausgehende Wirtschaft licheBedeutung 28 ) haben, 
m. a. W. die dem allgemeinen öffentlichen Ver- 
kehr dienenden Lokomotiveisenbahnen. 

Indem wir so die Bestimmung für den grofsen öffentlichen 
Verkehr einerseits, den Lokomotivbetrieb anderseits als Kenn- 
zeichen der eigentlichen Eisenbahnen aufstellen, werden wir 
dem Charakter der Eisenbahn als der hervorragendsten öffent- 
lichen Verkehrsanstalt der Neuzeit gerecht, 24 ) nicht minder 
der geschichtlichen Entwickelung, vermöge deren hinter den 
für den öffentlichen Verkehr bestimmten Lokomotiveisenbahnen 
alle übrigen Arten von Eisenbahnen in technischer und wirt- 
schaftlicher Beziehung zurücktreten ; 26 ) vor allem aber befinden 



ff ) Vgl. Betriebsordnung § 74 Abs. 1. Eger, Handbuch, Bd. I, 
S. 2. v. Rönne, preufs. Staatsrecht, Bd. IV, S. 679 Anm. 1. 

»») Übereinstimmend: Gleim, Gesetz über Kleinbahnen, S. 28. 
Fritsch im Handwörterbuch der Staatswiss., Bd. III (1890), S. 159. 
v. d. Leyen in v. Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltungsrechts, 
Bd. I, S. 348. Sax in Schönbergs Handbuch d. polit. Ökonomie, 2. Aufl., 
Bd. I, S. 546 ff. 

•*) Vgl. Gleim, Recht der Eisenbahnen, Bd. I, S. 59 ff. 

••) Gleim a. a. O. S. 2. Eger a. a. O. S. 1. 
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wir uns dabei im Einklang mit der Auffassimg der Reichs- 
gesetzgebung,* 6 ) wie dies bereits oben des Näheren ausgeführt 
wurde. Dem etwaigen Einwände gegenüber, dafo die zum 
Haupteinteilungsprinzip erhobene wirtschaftliche Bedeutung der 
Eisenbahnen ein wegen seiner juristischen Unbestimmtheit un- 
brauchbarer Begriff sei, ist zu bemerken, dafs die Gesetzgebung 
selbst genügende Vorsorge getroffen hat, um in keinem Falle 
Zweifel über die wirtschaftliche und die daraus sich ergebende 
rechtliche Stellung der einzelnen Bahn aufkommen zu lassen: 
so hat beispielsweise in Preufsen das Staatsministerium zu ent- 
scheiden, ob eine Bahn als eigentliche Eisenbahn oder als 
Kleinbahn zu betrachten sei,* 7 ) während innerhalb der eigent- 
lichen Eisenbahnen über die Abgrenzung zwischen Haupt- und 
Nebeneisenbahnen die vom Minister der öffentlichen Arbeiten 
zu bestimmende Landesaufsichtsbehörde mit Zustimmung des 
Reichseisenbahnamtes Beschlufs fafst. 28 ) Es ist daher Gleim 29 ) 
Recht zu geben, wenn er Eisenbahnen im engsten Sinne die- 
jenigen nennt, „welchen nach dem Befinden der zu- 
ständigen staatlichen Organe eine solche wirtschaft- 
liche Bedeutung zukommt, dafs die Eisenbahngesetzgebung voll 
auf sie Anwendung finden mufs." 

Von diesem Standpunkte aus würde sich demnach etwa 
folgendes Schema entwerfen lassen: 



26 ) Vgl. auch Bayern : Vizinalbahngesetz von 1869. England : Gesetz 
ober light Railways 1868. Besonders aber Frankreich, welches 1865 zu- 
erst zwischen chemins de fer d'interet general und ch. de f. d'inte>et locat 
unterscheidet, von denen erstere wiederum in Linien des premier re- 
»eau (Hauptbahnen) und solche des second reseau (Nebenbahnen) zer- 
fallen; ebenso neuerdings im französ. Gesetz v. 11. Juni 1880 und im 
Italien. Gesetz v. 29. Juli 1879 (s. Schönberga Handbuch a. a. O.). 

S7 ) Gesetz v. 28. Juli 1892 § 1 Abs. 3. 

n ) Betriebsordnung § 74. Bahnordnung § 53. Normen für den 
Bau und die Ausrüstung der Haupteisenbahnen Deutschlands (Reichs- 
gesetzblatt 1892, S. 747 ff.) § 39 Abs. 4. 

M ) Recht der Eisenbahnen, Bd. I, 8. 4. 
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I. Eisenbahnen, die dem 
allgemeinen Verkehre 
dienen : eigentliche Eisen- 
bahnen, 80 ) E. höherer Ord- 
nung 

1. Haupteisenbahnen 

2. Nebeneisenbahnen 



) 

! 



A. Eisenbahnen, die dem öffentlichen Verkehre 
dienen. 

sie unterliegen der Reichsver- 
verfassung, der Verkehrsordnung 
(15. November 92), Signalordnung 
(5. Juli 92), dem preufsischen 
Eisenbahngesetz (1838) u. a. 
Betriebsordnung vom 5. Juli 
1892 

Bahnordnung vom 5. Juli 
1892. 

II. Eisenbahnen mit geringerer Be- 
deutung für den öffentlichen Verkehr: 
Kleinbahnen 8l ) 

1. mit toten Naturkräften betriebene (Dampfstrafsen- 
bahnen, elektrische Bahnen u. s. w.); 

2. mit Pferdekraft betriebene: Pferdebahnen. 

sie unterstehen mit Ausnahme der 
Privatanschlufsbahnen (Gesetz vom 28. 
Juli 1892 §§ 43 ff.) lediglich dem all- 
gemeinen Hechte. 

Unter Berücksichtigung der in dieser Einteilung zum Aus- 
druck kommenden Gesichtspunkte wird nun bei jedem einzelnen 



preufsißches Gesetz 
vom 28. Juli 1892. 



B. Eisenbahnen aus- 
schliefslich zu priva- 
ten Zwecken 



*°) Ihnen sind durch die Reichsverfassung rechtlich gleichgestellt 
die dem Interesse der Landesverteidigung dienenden Bahnen, auch wenn 
sie nicht für den allgemeinen öffentlichen Verkehr bestimmt sein sollten 
(vgl. unten § 7.) 

»*) Eine besonders wichtige Gruppe der Kleinbahnen bilden die 
„Tramways", d. h. „Beförderungsmittel von Personen im Innern von 
Städten oder grofsen Ortschaften oder zur Verbindung von Städten mit 
deren Vorstödten oder Ausgemeinden , bestehend aus in den Strafaen- 
körper eingelegten Schienen, die auf einmal nur von einem Fahrzeug 
befahren werden." 

Vgl. Huber, Tramwaystrafrecht , in der Zeitschrift für Schweizer 
Strafrecht, Bd. II, S. 471 ff. 
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Paragraphen zu prüfen sein, wieweit der durch ihn den 
„Eisenbahnen" gewährte Strafschutz nach der Intention des 
Gesetzgebers reichen soll. 

2. Die einzelnen Strafbestimmungen. 

§ 6. a. Schutz der Eisenbahn als Verkehrsanstalt 

(§ 305 StGB.) 

Die bisherigen Erörterungen haben die Eigenart der Eisen- 
bahnen nach zwei Seiten hin, der technischen und der wirt- 
schaftlichen, gezeigt: beiden haben die speziell auf die Eisen- 
bahnen bezüglichen Rechtsnormen Rechnung zu tragen. "Wah- 
rend nun im täglichen Leben und in den meisten Rechts- 
disziplinen die wirtschaftliche Bedeutung im Vordergrunde 
steht und den Mafsstab für die Klassifikation der Eisenbahnen 
abgiebt (oben § 5), hat das Strafrecht, wie sich aus der ge- 
schichtlichen Übersicht ergeben haben dürfte, von Anfang an 
mehr die technischen Eigentümlichkeiten und die aus ihnen 
resultierende Gefährlichkeit des Betriebes in den Vordergrund 
gestellt: so noch heute die §§ 315 ff StGB. Immerhin kommt 
daneben der andere Gesichtspunkt, dafs die Eisenbahn als die 
wichtigste öffentliche Verkehrsanstalt einen verstärkten strafrecht- 
lichen Schutz gegen verbrecherische Angriffe auf ihre materielle 
Integrität auch dann geniefsen müsse, wenn durch die Handlung 
keine Gefahr für den Transport entstanden ist, auch im Reichs- 
strafgesetzbuch zur Geltung. Er hat hier zu der Bestimmung 
des § 305 geführt, welcher die vorsätzliche und rechtswidrige gänz- 
liche oder teilweise Zerstörung einer Eisenbahn den schwersten 
Fällen der Sachbeschädigung anreiht und mit Gefängnis nicht 
unter einem Monat belegt. Es liegt hierin eine den modernen 
Anschauungen angepafste Fortbildung eines sowohl im ger- 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. IIL 10 
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manischen J ) wie im römischen 2 ) Recht hervortretenden Prin- 
zipes, welches Feuerbach 8 ) dahin formuliert: „Rechtswidrige 
Beschädigung von Sachen ist als Verbrechen einer öffentlichen 
Strafe unterworfen, wenn sie mit rechtswidrigem Vorsätze an 
einer Sache begangen wird, welche, aus Rücksicht auf 
das öffentliche Interesse, unter den besonderen 
Schutz des Staates gestellt ist." 

Dieser Gesichtspunkt und die Ausdrucksweise des § 305 : 
„eine Eisenbahn oder ein anderes Bauwerk, welche frem- 
des Eigentum sind," ziehen dem Begriffe der Eisenbahn 
im Sinne des § 305 eine dreifache Schranke. 

1. Hat die Strafdrohung des § 305 den Zweck, der Eisen- 
bahn als einer wegen ihrer Wichtigkeit für den Öffentlichen 
Verkehr „befriedeten" Sache erhöhten Schutz zu verleihen, so 
kann sie naturgemäfs nur auf solche Eisenbahnen Anwendung 
finden, welchen diese hohe wirtschaftliche Bedeutung zukommt, 
also die dem allgemeinen öffentlichen Verkehr dienenden 
Lokomotiveisenbahnen, nicht dagegen auf Kleinbahnen (vgl. 
jedoch unten unter 2 a. E.), private Industriebahnen 4 ) und 
solche eigentlichen Eisenbahnen, die noch nicht dem öffent- 
lichen Verkehre übergeben sind. 

2. Weiterhin aber ergiebt sich aus den Worten „Eisenbahn 
oder ein anderes Bauwerk" unzweifelhaft, dafs nur eine solche 
Eisenbahn nnter § 305 fällt, auf welche zugleich der Ausdruck 
„Bauwerk" pafst. Nun ist unter „Bauwerk" „jedes von 

') „Befriedete Sachen", z. B. Königsstrafsen (Sachsensp. Landrecht, 
Buch II, Art. 66). Vgl. Müller a. a. O. S. 159 ff. WUda, Strafrecht 
der Germanen, S. 233 ff. 

•) Res sacrae, sanctae (Stadtmauern !), religiosae; Popularklagen auf 
Erhaltung des öffentlichen Gebrauches gewisser Sachen, z. B. öffentlicher 
Wege. Vgl. § 10 J. de R. D. 2, 1; 1. 9. 11. D. de R. D. 1, 8; 1. un. 
§ 2 D. de via publ. 48, 10 ; 1. 1 D. de locis 43, 7. 

8 ) Feuerbach, Lehrbuch des peinliches Rechts, 14. Ausg., S. 497. 

4 ) Übereinstimmend v. Liszt, vgl. S. 464 a. B. mit 446. A. M. Meves 
im Gerichtssaal, Bd. XXVI, S. 195. 
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Menschenhand hergestellte, mit den Grund und Boden in festem 
Verbindung gebrachte, selbständige, dauernde Werk" 6 ) zu ver- 
stehen, wie ja auch in der That sämtliche in § 305 aufgezählte 
Gegenstände entweder thatsächlich Immobilien sind oder jenen 
wenigstens rechtlich gleichgestellt werden (Schiffe). 6 ) Man wird 
daher sagen können, dafs „Eisenbahn" in § 305 mit dem in 
§ 315 gebrauchten Ausdrucke „Eisenbahnanlagen" identisch 
ist, mithin alle unbeweglichen Teile der Eisenbahn, 7 ) d. h. den 
gesamten Unter-, Ober- und Hochbau, 8 ) nicht dagegen die in 
§ 315 als „Beförderungsmittel oder sonstiges Zubehör" bezeich- 
neten beweglichen Gegenstände umfafst. 9 ) Übrigens sind die 
Kleinbahnen hier auch aus diesem Grunde von dem Begriffe 
der Eisenbahn auszunehmen, da sie regelmäfsig keinen selb- 
ständigen Bahnkörper besitzen ; es steht jedoch nichts im Wege, 
sie als „gebaute Straften" anzusehen und so doch noch des 
Schutzes des § 305 teilhaftig werden zu lassen. 10 ) 

3. Endlich lehrt der mit der systematischen Stellung der 
Sachbeschädigung unter den Eigentumsvergehen in Einklang 
stehende Zusatz „welche fremdes Eigentum sind," 11 ) dafs die 
Zerstörung einer dem Angreifer selbst gehörigen Eisenbahn 
aus § 305 nicht strafbar ist, wogegen natürlich, sobald durch 
die Zerstörung der Transport in Gefahr gesetzt wird, leicht 
eine Bestrafung auf Grund der §§ 315 ff. eintreten kann. 

& ) v. IAszt S. 464. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XV, S. 263. 
•) Goltdammer, Materialien zum preufs. Strafgesetzbuche, Bd. II, 
S. 680. 

') Nicht nur die durch Schienenstränge gebildete Strafse (so Op- 
hausen § 305 N. 3 f.). 

8 ) Vgl. Eger, Handb., Bd. I, S. 427 f., Bd. II, S. 159. 

*) Ebenso Berner, Lehrbuch des deutschen Strafrechtes, 16. Aufl., 
S. 614. Eger a. a. O. Bd. II, S. 159. Meves a. a. O. S. 194. v. Schwärzt 
§ 305 N. 3. 

,0 ) Vgl. OUhausen § 805 N. 3 f. v. Schwarze § 305 Anm. 10. Ur- 
teil des O.A.G. Dresden v. 4. Jan. 1875 {Stengleins Zeitschr., Bd VI, 
S. 35). 

") Vgl. Entsch. d. R.ö. in Strafs., Bd. VIII, S. 399. 

10* 
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§ 7. b. Schutz der Eisenbahnen 
im Interesse der Landesverteidigung (§ 90 Ziff. 2 StGB.). 
Wie die Reichsverfassung (Art. 4 Ziff. 8) dem Interesse 
des allgemeinen Verkehrs das der Landesverteidigung zur Seite 
stellt, so findet sich auch im StGB, neben der die Eisen- 
bahnen als allgemeine öffentliche Verkehrsanstalt schützenden 
Norm noch eine zweite, welche die vorsätzliche Zerstörung 
oder Unbrauchbarmachung einer Eisenbahn durch einen Deut- 
schen während eines gegen das Deutsche Reich ausgebro- 
chenen Krieges zum Gegenstande hat. Die Strafe dieses 
schweren Verbrechens ist lebenslängliches Zuchthaus, 1 ) bei 
mildernden Umständen Festungshaft nicht unter 5 Jahren, 
neben der auf Verlust der bekleideten öffentlichen Amter, so- 
wie der aus öffentlichen "Wahlen hervorgegangenen Rechte 
erkannt werden kann. 

Aus der systematischen Stellung des Delikts inmitten der 
Bestimmungen über militärischen Landesverrat, aus der That- 
sache, dafs das Wort „Eisenbahn" erst durch den Reichstag 
der längeren Aufzählung eingefugt ist, endlich aus dem Zu- 
sätze „zum Vorteile des Feindes" geht hervor, dafs die Eisen- 
bahnen hier nicht in ihrer gewöhnlichen Funktion als Träger 
des Weltverkehres, auch nicht als ein durch gewisse technische 
Eigentümlichkeiten ausgezeichnetes Verkehrsmittel, sondern 
lediglich insoweit inbetracht kommen, als ihre Benutzung im 
„Interesse der Landesverteidigung" liegen, ihre Zerstörung „zum 
Vorteile des Feindes" gereichen kann. Es ist daher gegen die 
herrschende Meinung 2 ) Widerspruch zu erheben, welche den für 
die §§ 315 ff. gefundenen Begriff ohne weiteres auf § 90 über- 
tragen will, ohne der diametral verschiedenen Tendenz beider 
Straf bestimmungen zu gedenken. Insbesondere ist nicht ein- 

') Unter Umständen Todesstrafe (Einf.Gesetz § 4). 
*) v. Liszt S. 669 (446, 519). Olshausen § 90 N. 3 b. Rüdorff- 
Stenglein § 90 N. 3. v. Schwarze § 90 N. 4. 
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zusehen, welchen Einflufs die Art der Triebkraft, die v. IAszt 
und Olshausen a. a. 0. als Unterscheidungsmerkmal aufstellen, 
auf die Wichtigkeit der Bahn für die Landesverteidigung, auf 
den Vorteil, den ihre Zerstörung dem Feinde zu bringen ver- 
möchte, haben soll. Vielmehr ist auch die vorliegende Ge- 
setzesstelle lediglich aus sich selbst heraus, aus dem Zusammen- 
hange und der gesetzgeberischen Absicht zu erklären. Da 
nun diese Absicht, wie wir sahen, allein auf den Schutz von 
Gegenständen gerichtet ist, deren Integrität im Interesse der 
Landesverteidigung, deren Zerstörung oder Unbrauchbar- 
machung im Vorteile des Feindes liegt, so kann § 90 auch 
nur auf solche Eisenbahnen bezogen werden, bei welchen diese 
Voraussetzung zutrifft. Dies ist aber der Fall zunächst bei 
denjenigen Bahnen, die von vornherein aus rein oder vorwiegend 
militärischen Rücksichten erbaut wurden (vgl. R. V. Art. 41 
Abs. 1), gleichviel ob Voll- oder Kleinbahnen, 3 ) ob in Friedens- 
zeiten auch zum öffentlichen Verkehr oder überhaupt nur für 
militärische Zwecke (z. B. innerhalb einer Festung) bestimmt ; 
im übrigen aber nur bei solchen Bahnen, deren Transport- 
mittel ausreichen, um Truppen, Proviant, Waffen oder sonstige 
Kriegsbedürfnisse in gröfserem Mafsstabe zu befordern — wo- 
zu wiederum nur die dem allgemeinen Verkehr dienenden 
Haupt- und Nebeneisenbahnen, nicht aber die Lokalbahnen 4 ) 
imstande sein werden. So gelangen wir auf anderem Wege 
auch hier zu demselben Begriffe, der oben für die Reichsver- 
faesung, das preufsische Eisenbahngesetz und § 305 St. G. B. 
gewonnen wurde : eigentliche „Eisenbahn" als die dem Interesse 
des allgemeinen Verkehrs oder der Landesverteidigung die- 
nende Bahn. 

Weiterhin aber fragt es sich, ob der Ausdruck „Eisen- 
«) Vgl. oben § 5 Note 80. 

4 ) Übereinstimmend bezüglich der „Tramways" Huber a. a. 0. S. 480 
(s. oben § 5 Note 81). 
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bahn" hier wie in § 305 auf den Schienenweg und die zum 
Betriebe erforderlichen „Eisenbahnanlagen" beschränkt werden 
oder auch die „Beförderungsmittel oder sonstiges Zubehör" 
im Sinne des § 316 umfassen soll. Diese Frage verwandelt 
sich, sobald wir wiederum den erwähnten Zweck der Straf- 
drohung ins Auge fassen, sofort in die andere: stehen die 
(beweglichen) Transportmittel den (unbeweglichen) Eisenbahn- 
anlagen an Bedeutung für die Kriegsführung gleich, vermag 
ihre Zerstörung dem Feinde ähnlichen Vorteil zu gewähren wie 
die Unbrauchbarmachung jener? Hierauf ist mit Meves*) un- 
bedenklich mit Ja zu antworten, denn „nicht blofs der Schienen- 
weg, sondern auch die Transportmittel bilden für die Opera- 
tionen der Heere durch die Möglichkeit schleuniger und be- 
quemer Fortschaffung von Truppenmassen, Geschützen, Munition 
und sonstigen Kriegsbedürmissen eine wesentliche Hilfsquelle, 
deren plötzliches Versiegen im Augenblick ihrer Benutzung die 
Kombinationen der Kriegsführung stören und den Unterneh- 
mungen des Feindes unübersehbare Vorteile bieten kann. 
Beide, Schienenweg wie Transportmittel, sind in dieser Be- 
ziehung von gleicher Wichtigkeit und Bedeutung, beide gehören 
so eng zusammen, dafs sie getrennt kaum gedacht werden 
können, und dafs die zerstörende Einwirkung auf das Eine 
auch die Benutzung des Andern unmöglich macht." Wenn 
aber derselbe Schriftsteller gleich darauf meint,*) diese Aus- 
legung ex ratione legis müsse hinter der Erklärung des Ge- 
setzes nach seinem Wortlaut zurückstehen, so erscheint dieses 
Bedenken unbegründet. Denn bei der Fülle von verschieden- 
artigen, beweglichen und unbeweglichen Gegenständen, die § 90 
Ziff. 2 bunt durcheinander wirft, dürfte aus der blofsen Neben- 
einanderstellung der Brücken und Eisenbahnen schwerlich die 
bewufste Absicht des Gesetzgebers herauszulesen sein, die 

•) Gerichtasaal, Bd. XXVI, 8. 265. 
•) Meves a. a. 0. 8. 266 bis 267. 
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Eisenbahnen nur insoweit zu schützen, als sie ihrem Wesen 
nach den Brücken gleichen, also zu den unbeweglichen Gegen- 
ständen gehören und die Verbindung verschiedener Orte her- 
stellen. Vielmehr macht die Aufzählung in § 90 Ziff. 2 den 
Eindruck einer ziemlich planlosen, bei der die Brücken und 
Eisenbahnen ihre Sonderstellung wohl nur dem Umstände ver- 
danken, dafs das für die Festungswerke, Schiffe u. 8. w. ver- 
wertete Thatbestandsmerkmal des „Bringens in feindliche Ge- 
walt" auf Brücken und Eisenbahnen nicht recht pafst und 
deshalb auf sie nicht erstreckt worden ist, daher ihre abge- 
sonderte Stellung am Schlüsse der ganzen Aufzählung. 

Da demnach die Interpretation nach dem Wortlaut nicht 
zum Ziele führt, so bleibt das oben vermittelst freierer Aus- 
legung nach der Tendenz des Gesetzes gefundene Ergebnis be- 
stehen, dafs die Bezeichnung „Eisenbahn" im Sinne des § 90 
Ziff. 2 — abweichend von § 305 — aufser den unbeweglichen 
Eisenbahnanlagen auch die Transportmittel, vorzüglich also 
Lokomotiven und Wagen, sowie alles Zubehör umfafst, dessen 
Integrität zur gefahrlosen und ununterbrochenen Durchführung 
des Betriebes im Interesse der Landesverteidigung erforder- 
lich ist, 7 ) 

§ 8. c Die Eisenbahn als Strafschärfungsmerkmal 

(§§ 243, 250 St. G. B.). 
Der Vollständigkeit halber ist zu erwähnen, dafs bei ge- 
wissen Verbrechen die Begehung der That auf einer Eisen- 
bahn einen Strafschärfungsgrund bildet ; es liegt auf der Hand, 
dafs diese Fälle nur uneigentlich hierher gehören, weil der 
strafrechtliche Schutz hier nicht sowohl der Eisenbahn als 
solcher, als vielmehr den auf ihr beförderten Personen oder 

*) Ebenso Rüdorff-Stenglein § 90 N. 3. A. M. Olshauaen §§ 90 
K. 3 b, 243 N. 37 c. v. Schwarze § 90 N. 4. 
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Gütern zuteil wird. Es ist nämlich der Diebstahl als schwerer 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, bei mildernden Umständen 
mit Gefängnis nicht unter drei Monaten zu bestrafen, wenn 
auf der Eisenbahn oder auf einem Eisenbahnhofe eine zum Reise- 
gepäck oder zu anderen Gegenständen der Beförderung ge- 
hörende Sache *) mittels Abschneidens oder Ablösens der 
Befestiguugs- oder Verwahrungsmittel *) oder durch Anwen- 
dung falscher Schlüssel oder anderer zur ordnungsmäfsigen 
Eröffnung nicht bestimmter Werkzeuge •) gestohlen wird; eben- 
so der Raub mit Zuchthaus nicht unter fünf Jahren, bei mil- 
dernden Umständen mit Gefängnis nicht unter einem Jahre, 
wenn er auf einer Eisenbahn begangen wird. 

Aus dem Umstände nun, dafs § 243 Ziff. 4 nicht gerade 
ausdrücklich zwischen den verschiedenen Arten der Eisenbahnen 
unterscheidet, haben mehrere Schriftsteller 4 ) den Schlufs 
ziehen wollen, dafs auch die dem Lokalverkehr dienenden 
Bahnen, insbesondere Pferdebahnen, hierher zu rechnen wären. 
Allein mit derselben Berechtigung, mit der man allgemein 
aus dem Zwecke der Strafdrohung 6 ) die Polgerung zieht, dafs 
private Bahnen nicht unter § 243 fallen, 8 ) läfst sich aus den 
Worten „eine zum Reisegepäck oder zu anderen Gegen- 



') Vgl. hierüber OUhausen § 243 N. 38. v. Liszt S. 446. 
•) Vgl. Olshausen § 243 N. 89—42. 
•) Vgl. Olshausen § 248 N. 30—35. 

*) Meves a. a. 0. S. 264. Oppenhof § 248 N. 61 a. Vgl. ViUnow, 
Raub, S. 32. v. Buri im Gerichtssaal, Bd. XXIX, Beilageheft S. 41. 

•) Vgl. hierüber Urteil d. R. G. v. 17. Sept. 1886 (Eger, Entsch., 
Bd. IV, S. 808. Reichs- u. Staatsanzeiger 1885, S. 372 ff.): „Das Gesetz 
hat die Tendenz, im Interesse des Verkehrs allen Gegenständen, welche 
auf öffentlichen Wegen oder in den öffentlichen Verkehrsan- 
stalten behufs der Weiterverbringung sich befinden, und welche daher 
mehr als andere Sachen der Gefahr diebischer Wegnahme ausgesetzt 
sind, einen erhöhten Schutz zu gewähren. 11 

Ebenso Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. VI, S. 395. 

Ä ) v. Liszt S. 446. H. Meyer, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 
4. Aufl., S. 661. OUhauaen § 243 N. 87 c. 
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ständen der Beförderung gehörende Sache" eine weitere Be- 
schränkung auf diejenigen Eisenbahnen ableiten, auf welchen 
überhaupt Reisen zurückgelegt, Gepäckstücke mitgenommen, 
Güter befördert zu werden pflegen. 7 ) Unter „Reise" versteht 
aber der allgemeine Sprachgebrauch erst die Entfernung in eine 
andere Gegend, zum mindesten über das Weichbild des Ortes 
und die Nachbargemeinden hinaus : niemandem wird es ein- 
fallen, eine Pferdebahnfahrt innerhalb der Stadt oder in die 
Vorstadt, eine Fahrt mit der Dampfstrafsenbahn von Berlin 
nach dem Grunewald, mit der elektrischen Bahn von Halle 
nach Trotha als „Reise" zu bezeichnen. Schon deshalb also, 
weil auf den blofs lokalen Transportanstalten keine „Reisen" 
zurückgelegt werden, sind sie von dem Begriffe der Eisenbahn 
auch in dieser Materie ausgeschlossen. Aber auch ihre tech- 
nische Einrichtung ist in der Regel eine solche, dafs eine be- 
sondere Schutzbedürftigkeit der von den Passagieren mitge- 
brachten Sachen nicht anzuerkennen ist. Steht es doch demjeni- 
gen, der auf die Pferdebahn einen Koffer mitbringt, frei, seinen 
Platz neben demselben auf dem Vorderperron einzunehmen 
und ihn so stets im Auge zu behalten, während das Reise- 
gepäck auf den eigentlichen Eisenbahnen, sei es im Gepäck- 
wagen, sei es auf offenem Bahnsteig, sei es in der Packkammer 
lagernd, den Blicken des Reisenden fast immer entrückt und oft 
in der Eile und im Gedränge überhaupt von niemandem be- 
aufsichtigt ist! Ebenso also, wie das Reisegepäck den Be- 
stimmungen des Eisenbahnfrachtrechts 8 ) nur dann unterliegt, 
wenn es auf eigentlichen Eisenbahnen (mit Ausschlufs der 
Kleinbahnen) befördert wird, findet auch § 243 Ziff. 4 St. G. 



7 ) Bis hierher übereinstimmend Olshausen § 243 N. 37 c. 
•) Vgl. H.G.B. Art. 425. Verkehrsordnung v. 15. Nov. 1892 
§§ 30 ff. 
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B. nur auf die dem allgemeinen öffentlichen Verkehr dienenden 
Eisenbahnen Anwendung. 9 ) 

Uber eine weitere Einschränkung herrscht fast allgemeine 
Ubereinstimmung, dafs nämlich als Eisenbahn nicht die durch 
Schienenstränge gebildete Strafse als solche, sondern dieselbe 
nur insofern anzusehen ist, als sie in ordnungsmäfsiger Weise 
mit den für sie bestimmten Fahrzeugen befahren wird: der 
Schutz des § 243 Ziff. 4 St. G. B. bezieht sich somit im Grunde 
nur auf die sich auf den Schienen bewegenden „Beförderungs- 
mittel" im Sinne des § 315 St. G. B. 10 ) Innerhalb einer 
Station fallen daher unter den Begriff der Eisenbahn nur die 
„Hauptgleise", d. h. diejenigen Schienenstränge, „welche von 
geschlossenen Zügen im regelmäfsigen Betriebe befahren 
werden"; 11 ) die Nebengleise dagegen, welche regelmäfsig nur 
zu Verwaltungszwecken, namentlich zum Rangieren, benutzt 
werden, sowie der Balmsteig und sämtliche Stationsgebäude, 
soweit sie nicht dem Privatgebrauch überlassen sind, bilden 
zusammen den „Eisenbahnhof", 12 ) wie er in § 243 (nicht aber 
in § 250!) neben der Eisenbahn als Begehungsort hervorge- 
hoben ist. 

Abgesehen aber von der eben erwähnten Verschiedenheit, 
dafs nämlich die VerÜbung des Verbrechens auf einem Eisen- 
bahnhofe zwar beim Diebstahl, nicht dagegen beim Raube, 
einen Qualifikationsgrund bildet, wird der Begriff der Eisen- 
bahn, wie er für § 243 festgestellt ist, unverändert auch für 
§ 250 zur Anwendung gelangen können. Dafür spricht ausser 

•) Übereinstimmend Eger, Handb., Bd. II, S. 154. H. Meyer S. 661 
Anm. 5. Teilweise auch Olshausen § 243 N. 37 c. 

A. M. v. Liszt S. 446 (alle mit mechanischen Naturkräften betriebene 
Bahnen). Meves, Oppenhof, ViUnow, v. Buri (auch Pferdebahnen, vgl. 
oben Note 4). 

'*) Vgl. Olshausen § 243 N. 37 c und dort citierte. 

") Betriebsordnung v. 5. Juli 1892 § 74 Abs. 1. 

ia ) Meves a. a. O. S. 266. Olshausen § 243 N. 37 e. 
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der inneren Verwandtschaft beider Verbrechen vor allem 
wiederum die Gleichheit des Gesichtspunktes : stärkeres Schutz- 
bedürfnis, dort der Sache, hier der Person, hervorgerufen durch 
die Verkehrsöffentlichkeit der Eisenbahn (vgl. oben 
Note 5) als einer der allgemeinen . Benutzung unterliegenden 
Strafse, die so gut wie jede andere öffentliche Strafse eines 
verstärkten Schutzes gegen „Strafsenraub" 18 ) bedarf — aller- 
dings eine Anschauung, die wohl eher auf die Zeit der mittel- 
alterlichen Wegelagerer passen dürfte, denn auf unser Zeit- 
alter, 1 *) dessen modernes Raubrittertum jene offenen Gewalt- 
taten gegen ganz andere Verbrechensarten, ausgezeichnet 
durch List und Verschlagenheit und damit um so sicherer 
zum nämlichen Ziele — der Ausplünderung fremden Ver- 
mögens — führend, eingetauscht hat. 



IL Gefährdungsverbote. 

1. § 9. Der Begriff der Eisenbahn im Sinne der §§ 315 ff. 

StGB. 

Während bei den bisher besprochenen Strafbestimmungen 
die wirtschaftliche Bedeutung der Eisenbahn die Haupt- 
rolle spielte und die Einteilung der Bahnen in öffentliche und 
private, in Eisenbahnen höherer Ordnung und Kleinbahnen 
veranlafste, sind diejenigen Strafdrohungen, welche den eigent- 
lichen Kern des Eisenbahnstrafrechts bilden (§§315 ff.), völlig 
von dem Gesichtspunkte der Gemeingefährlichkeit beherrscht. 
Da aber dieser Gesichtspunkt mit der wirtschaftlichen Stellung 
der Bahn nichts zu thun hat, im Gegenteil lediglich einer Be- 

") Qoltd. Mat, Bd. II, S. 618 bis 519. Temme, Lehrbuch des 
preschen Strafrechts 1863, 8. 957. Vgl. A.L.K II, 20 §§ 1197 ff. 

M ) Vgl v. Buri im Gerichtssaal, Bd. XXIX , Beilageheft S. 40. 
Geyer in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft, Bd. II, 
S. 301. v. Schwarze § 250 N. 3 Anm. 1. 
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trachtung der technischen Eigentümlichkeiten der Bahn 
entspringt, so müssen natürlich in dieser Materie ganz andere 
Erwägungen für die Aufstellung des Begriffes der Eisenhahn 
raafsgebend sein als bisher. 

Vor allem sollte es billig nicht bezweifelt werden, dafs der 
Schutz der §§ 315 ff. auch solchen Bahnen zugute kommen 
mufs, welche rein privaten Zwecken (in Fabriken, Bergwerken 
u. 8. w.) dienen. 1 ) Die gegenteilige Ansicht*) befindet sich in 
völliger Verkennung der Absicht des Gesetzes, welches allein 
die Gefährlichkeit des Betriebes zur Grundlage seiner Straf- 
drohungen gemacht hat. Mit dieser Gefährlichkeit steht aber 
die Öffentlichkeit nicht im geringsten Zusammenhange, aufser- 
dem spricht gegen jene Annahme noch die ausdrückliche Her- 
vorhebung in §§ 317, 318 („eine zu öffentlichen Zwecken 
dienende Tolegraphenanlage"), woraus per argumentum e con- 
trario folgt, dafs §§315, 316 sich nicht nur auf öffentliche 
Eisenbahnen beziehen (vgl. auch § 320). 

Zweifelhafter könnte es erscheinen, ob auf die Art der 
Triebkraft in diesem Zusammenhange ein entscheidendes Ge- 
wicht zu legen sei. Erwägen wir jedoch, dafs der Grundtypus 
der gemeingefährlichen Delikte, wie er dem Reichsstrafgesetz- 
buch und schon dem preufsischem StGB. 8 ) vorschwebt, die 
Entfesselung elementarer Naturkräfte ist, welche, 



*) Übereinstimmend: Dochow in v. Holtzendorffs Hechtslexikon („Ge- 
meingefährliche Verbrechen"), Bd. II, S. 69 ff. Geyer, Grundriss, II. Teil 
(1885), S. IIB. Hälschner, Bd. II, S. 643. v. Liszt S. 519. H. Meyer 
S. 915. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. IX, S. 233; XIII, S. 380. 

*) Eger, Handbach, Bd. II, S. 156. Schaper in v. Holtzendorffs 
Handbuch, Bd. III, S. 895. Rüdorf- Stenglein § 815 N. 1. v. Schwarze 
N. 8 vor § 315. Urteil des O.A.G. Berlin v. 14. Juni 1878 in Stengleins 
Zeitschrift, Bd. III, S. 86. 

•) VgL schon den ersten Entwurf (1828) § 51: „Wer sonst durch 
gemeingefährlichen Gebrauch von Naturkräften eine Beschädigung 
verursacht oder gemeine Gefahr herbeiführt, ist gleich einem Brand- 
stifter (§§ 39 bis 47) zu bestrafen", und dazu die Motive, Bd. IV, S. 462. 
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einmal der Beherrschung durch den Menschen entzogen, zu 
unabsehbaren schädigenden Erfolgen führen können, 4 ) so werden 
wir den Schutz der §§ 315 ff. unbedenklich allen mit mecha- 
nischen Naturkräften betriebenen Bahnen, auch Drahtseilbahnen, 
Dampfstrafsenbahnen 5 ) und elektrischen Bahnen, 6 ) nicht dagegen 
Pferdebahnen, 7 ) zuerkennen müssen. 

Zu diesem ausschlaggebenden Argument treten unter- 
stützend noch zwei Gründe mehr äufserlicher Natur hinzu. 
Zunächst das Schweigen des norddeutschen und des deutschen 
Strafgesetzbuches, obwohl doch, wenn es wirklich in der Ab- 
sicht des Gesetzes gelegen hätte, die Pferdebahnen gleichfalls 
unter den Schutz der fraglichen Strafbestimmungen zu stellen, 
angesichts der damals schon beginnenden allgemeinen Ver- 
breitung dieses neuen Verkehrsmittels dringende Veranlassung 
vorhanden gewesen wäre, dieser Absicht in unzweideutiger 
Weise Ausdruck zu geben, nicht aber statt dessen eine Be- 
zeichnung zu wählen, mit der nach dem Sprachgebrauche des 
täglichen Lebens wie der Gesetzgebung eine engere, jedenfalls 
die Pferdebahnen nicht umfassende Bedeutung verbunden war. 
Ferner aber ist diese ablehnende Stellung des Reichsgesetz- 
gebers gegenüber den Pferdebahnen gelegentlich der Beratung 



4 ) Vgl. Geyer, Grundrifs, II. Teil, S. 111. Schaper a. a. O. Bd. III, 
S. 861. Schütze, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 2. Aufl., S. 506. 
Siebenhaar in der Ztschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. IV, 
S. 267. Entsch. d. R.G. v. 1. Dez. 1884 (Rechtspr. Bd. VI, S. 771; 
Eger, Entsch., Bd. IV, S. 20). 

Das italienische StGB. v. 30. Juni 1889 Art. 816 stellt den ge- 
wöhnlichen Eisenbahnen ausdrücklich jede mit einem mechanischen Be- 
wegangsmittel („motore meccanico") betriebene Bahn gleich. 

») Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XI, S. 33; XVI, S. 481. 

•) Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XII, S. 371. A. M. Eger, Hand- 
buch, Bd. II, S. 152 ff. 

7 ) Ebenso Berner S. 626. v. Liszt S. 519 (446). Meyer S. 914. 
Hälschner, Bd. II, S. 642. Ophausen § 315 N. 8. liüdorff-Stenglcin 
§ 315 N. 1. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XII, S. 205. A. M. Meves 
a. a. 0. S. 192. Schaper a. a. O. S. 895. v. Schwarze N. 3 vor § 315. 
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der Strafgesetznovelle vom 26. Februar 1876 klar zu Tage ge- 
treten, indem der vom Reichskanzleramte gerade mit Bezug auf 
die Pferdebahnen vorgeschlagene § 320a, dafs „unter Eisen- 
bahnen im Sinne dieses Strafgesetzes auch diejenigen Eisen- 
bahnen zu verstehen seien, auf welchen der Transport durch 
eine andere Kraft, als die Dampfkraft, betrieben werde," vom 
Bundesratsausschufs für Justizwesen und sodann vom Bundes- 
rat abgelehnt wurde. Mithin ist der Pferdebahnbetrieb zur 
Zeit nur durch §§ 360 Ziff. 11, 366 Ziff. 9 und 10 StGB, so- 
wie durch die allgemeinen BestimmuDgen über Tötung, Körper- 
verletzung und Sachbeschädigung geschützt. 8 ) 

Andererseits ist die von Eger 9 ) aufgestellte Behauptung 
dafs diese gegen die Pferdebahnen geltend gemachten Grründe 
im wesentlichen auch auf elektrische Bahnen u. 8. w. passen, 
unrichtig: wenn der im Jahre 1875 projektierte § 320a von 
einer „anderen Kraft, als der Dampfkraft" spricht, so konnte 
er dabei nur die tierische Kraft, nicht aber andere mechanische 
Naturkräfte im Auge haben — aus dem einfachen Grunde, 
weil die Benutzung der Elektrizität zu Zwecken des Öffentlichen 
Verkehrs damals noch unbekannt war. Gegenüber dem Be- 
denken aber, dafs in der Ausdehnung des Gesetzes von Loko- 
motivbahnen, an die der Gesetzgeber beim Erlafs desselben 
jedenfalls allein dachte, auf andere mit toten Naturkräften 
betriebene Bahnen eine unzulässige Analogie liege, sei auf die 
trefflichen Ausführungen des Reichsgerichts in dieser Frage 
verwiesen: „Das Strafgesetz enthält nirgends eine Andeutung, 
dafs man nur eine bestimmte Naturkraft im Auge hatte und 
nur den Dampfbetrieb sichern wollte. Daraus, dafs man bei 

•) Von mehreren Seiten wird neuerdings ohne zureichenden Grund 
und unter willkürlicher Gruppierung des statistischen Materials Gleich- 
stellung der Pferdebahnen mit den übrigen Bahnen für das gesamte Eisen- 
bahnstrafrecht verlangt, vgl. insbesondere ffitee, Schutzbedürfnis der 
Pferdebahnen im Strafrechtsgebiete, 1890. 

•) Eger, Handbuch, Bd. II, S. 166. 
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Abfassung des Gesetzes zunächst an diese Art der bewegenden 
Kraft dachte, folgt nicht, dafs man den gleich nötigen Schutz 
einer etwa künftig angewendeten elementaren Kraft versagen 
wollte. Völlig unrichtig ist die Behauptung, dafs das Gesetz 
nur auf die von dem Gesetzgeber direkt erwogenen Fälle 
angewendet werden dürfe, der Gesetzgeber vermag nicht zum 
voraus die reiche Mannigfaltigkeit des Lebens zu fixieren ; das 
Gesetz gilt für alle Fälle, auf welche es nach richtiger Aus- 
legung pafst, mag der Gesetzgeber an dieselben gedacht haben 
oder nicht, und es ist im letzteren Falle keine analoge, 
sondern eine direkte Anwendung des Gesetzes,, 
welcher der Grundsatz des § 2 RStGB. nicht entgegen- 
steht." 10 ) 

2. Der Begriff der Gefahr im allgemeinen. 

§ 10. a. Der sog. objektive Charakter der Gefahr. 

Der Begriff der Gefahr spielt im Strafrecht eine gröfsere 
Rolle, als es auf den ersten Blick wohl erscheinen könnte. 
Die Gefahr tritt vor allem als Thatbestandsmerkmal bei einer 
ganzen Reihe von einzelnen Delikten auf, weiterhin bildet sie 
nach der schon von Feuerbach *) vertretenen, neuerdings wieder 
siegreich vordringenden Anschauung den Merkstein für die 
Grenzlinie zwischen strafbarem und straflosem Versuch,*) schliefs- 
lich läfst sie sich im weiteren Sinne als das charakteristische 
Merkmal des Verbrechens überhaupt auffassen : „Verbrechen 
ist die von Seiten der Gesetzgebung konstatierte, nur durch 
Strafe abzuwehrende, Gefährdung der Lebensbedingungen der 



10 ) Entach. d. R.G. in Strafs., Bd. XII, S. 372. 
') Lehrbuch (14. Ausg.) § 42 Anm. 3. 

■) v. Liszt S. 211 : „Strafbar ist der gefährliche, straflos bleibt der 
ährliche Versuch." 
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Gesellschaft." 8 ) Kommt nun auch für unsere Aufgabe die 
Gefahr nur in jener ersten Bedeutung, nämlich als Thatbestands- 
merkmal der §§ 315, 316 StGB, inbetracht, so wird doch 
bei dem schroffen Widerstreit der Meinungen eine kurze grund- 
legende Erörterung über Begriff und Wesen der Gefahr im 
allgemeinen nicht zu umgehen sein. 

Zunächst wird mit einer Lebhaftigkeit, die sich nur aus 
dem engen Zusammenhange, in welchem der Gefahrbegriff mit 
dem schwierigsten und umstrittensten Probleme des Strafrechts, 
der Frage nach der Kausalität, steht, schon darüber gestritten, 
ob jener Begriff überhaupt in der objektiven Welt eine reale 
Unterlage habe oder ob er lediglich in unserer Einbildung, 
also rein subjektiv, existiere. 4 ) 



») Maring, Zweck im Recht, 2. Aufl., Bd. I, S. 491. Vgl. KösÜin, 
System (1855), § 17. 

4 ) Vertreter der objektiven Theorie: 

Binding, Normen, 2. Aufl. Bd. I (1890), S. 868 ff. 

J. v. Kries in der Ztachr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. IX, 
S. 528 ff. (Vgl. „Die Prinzipien der Wahrscheinlichkeitsrechnung", 1886. 
„Über den Begriff der objektiven Möglichkeit", 1888). 

OUhauaen § 62 N. 7. 

v. Rohland, Die Gefahr im Strafrecht, 2. Aufl. 1888, S. 12 ff. 
Schütze, Lehrbuch, S. 506. 

Vertreter der subjektiven Theorie unter Verwerfung des Gefahr- 
begriffes: 

v. Buri, Über den Begriff der Gefahr, Gerichtssaal, Bd. XL, 
S. 503 ff. 

Finger, Der Begriff der Gefahr, 1889, S. 1 ff., dolus indirectus, im 
Österreich. Zentralblatt für die juristische Praxis, 1887, S. 129 ff. 

Hertz, Das Unrecht und die allgemeinen Lehren des Strafrechts, 
S. 73 ff. 

Janka, Das Österreich. Strafrecht, 1. Aufl. 1884, S. 69. 
Lammasch, Das Merkmal objektiver Gefährlichkeit im Begriffe des 
Verbrechens Versuches, 1879. 

Eine dritte Ansicht (vgl. unten sub II) vertreten: 

Hälschner, Bd. II, S. 596 ff. 

v. Liszt S. 130, 131 (Note 5), 212. 

H. Meyer S. 87. 
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I. Die objektive Theorie lehrt, dafs die Gefahr ein durch 
objektive Momente bestimmbarer Zustand sei, ohne freilich 
diese Momente in genügender Weise näher zu bezeichnen. Erst 
neuerdings hat sich ein philosophischer Schriftsteller (J.von Kries) 
dieser schwierigen Aufgabe unterzogen. Er geht hierbei von 
dem Begriffe der Möglichkeit aus und meint, die Behauptung, 
es sei objektiv möglich, dafs unter gewissen Umständen ein 
Ereignis sowohl ausbleiben als eintreten könne, habe einen 
durchaus haltbaren und verständlichen Sinn, wenn die Bezeich- 
nung der bedingenden Umstände eine allgemeine, ungenaue, eine 
Anzahl verschiedener Verhaltungsweisen oder einen Spielraum 
einschlief sende sei. 8 ) Eine Gefahr nun, die er je nach ihrer 
Gröfse als die Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit eines schä- 
digenden Ereignisses definiert, ist nach v. Kries dann gegeben, 
wenn die Untersuchung der Bedingungen eines Geschehens nicht 
weiter als zu der Einsicht führt, „dafs ein Beispiel eines ge- 
wissen allgemeinen' Bedingungskomplexes vorliege und zwar 
eines solchen, der zufolge seines Gestaltungsspielraumes und 
gemäfs den faktischen Gesetzen des Geschehens eine grofse 
Möglichkeit des Schadens darstellt." 

Allein bei Lichte besehen löst sich diese anscheinend in 
der objektiven Welt begründete Möglichkeit und mit ihr die 
objektive Gefahr in ein subjektives Nichtwissen auf. In der 
objektiven Welt begründet ist nur der Begriff der Notwen- 
digkeit, indem alles, was geschieht, dem Gesetze der Kausa- 
lität unterworfen ist, einem Gesetze, welches die strengste Be- 
stimmtheit und den strengsten Zwang nach jeder Richtung hin 
aufstellt, welches lehrt, dafs alles, was jetzt geschieht, durch 
Verhältnisse, die früher da waren, bedingt ist und diese Ver- 

Siebenhaar in der Zeitschrift f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. IV, 
S. 249 ff. 

Nicht ganz klar Merkel, Lehrbuch, S. 43, 44. 

a ) Prinzipien, S. 87. Objektive Möglichkeit, S. 5. 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars III. 11 
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hältnisse wiederum durch noch frühere bestimmt sind u. 8. w. 
I >agegen ist schon der scheinbare Gegenpol der Notwendigkeit, 
die Unmöglichkeit, ein subjektiver und relativer Begriff. 
Die eherne Notwendigkeit bleibt dieselbe, solange wir überhaupt 
an eine aufserhalb unserer Vorstellung vorhandene Aufsenwelt 
glauben ; was aber unmöglich sei, wird jeder nach dem Stand- 
punkte seiner Erfahrung verschieden beantworten: manches, 
was unsere Ahnen — von ihrem Standpunkte aus mit vollstem 
R ec ht — für „unmöglich* 4 hielten, erscheint uns heute im Zeit- 
alter des Dampfes und der Elektrizität alltäglich — aber auch 
wiederum nur uns, die wir das Wirken jener Naturkräfte durch- 
schauen, hingegen nicht einem Zulukaffer oder Südseeinsulaner, 
der von Dampfmaschinen, Telegraph, Telephon u. 8. w. noch 
nichts gesehen und gehört hat. So ist die Unmöglichkeit ein 
schwankender Begriff, wechselnd in den verschiedenen Perioden 
der Entwickelung der Menschheit, ja in derselben Periode ab- 
hängig von der Erfahrung der einzelnen Individuen, demgemäfs 
ohne objektive Grundlage in der Aufsenwelt. Dasselbe gilt 
von dem noch viel weniger bestimmten und greifbaren Begriffe 
der Möglichkeit. Es existiert nicht, wie v. Kries meint, 
eine objektive Möglichkeit dafür, dafs mit einem Würfel bei 
einem gewissen Wurfe eine beliebige Zahl von 1 bis 6 geworfen 
werden kann ; vielmehr ist es durch unabänderliche Naturgesetze 
fest bestimmt, welchen Erfolg ein Wurf in einem gewissen 
Augenblicke vermöge der in diesem Augenblicke vorhandenen 
Bedingungen haben wird, es besteht für diesen einen Wurf eine 
objektive Notwendigkeit, für die übrigen fünf vom Zuschauer als 
möglich gedachten Würfe lediglich eine Ungewifsheit , hervor- 
gerufen durch die Unfähigkeit, die zu jenem Erfolge mitwir- 
kenden Bedingungen (Bau des Würfels, Neigung und Glätte 
der Unterlage, Schwerkraft,Muskelanspannung des Spielers u.s.w.) 
sämtlich zu erkennen oder doch in ihrer Gruppierung zu über- 
blicken : somit ist diese Möglichkeit eine rein subjektive — die 
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Unbekanntschaft mit den Umständen, welche die objektiven 
Verhältnisse bestimmen. 6 ) 

Mit der objektiven Möglichkeit fällt der objektive Gefahr- 
begriff, die Verletzung tritt entweder auf Grund des Kausal- 
gesetzes mit objektiver Notwendigkeit ein, weil sämtliche Be- 
dingungen des Erfolges gegeben sind, oder sie bleibt aus, weil 
eine oder die andere von ihnen ermangelte. Die Annahme 
einer Gefahr beruht ebenfalls nur auf einem Mangel genauer 
Kenntnis der Aufsenwelt, der uns verhindert, deutlich zu er- 
kennen, ob die von uns in Beziehung auf einen gewissen Er- 
folg für gefährlich gehaltenen Umstände für denselben, kausal 
sind oder nicht, ob demnach das gefurchtete Ereignis eintreten 
oder ausbleiben mufs ; jene Annahme entspringt somit wieder- 
um nur unserer Subjektivität. Dies trifft nicht nur dann zu, 
wenn wir, nachdem der Nichteintritt der Verletzung feststeht, 
die Gründe desselben genau festzustellen und uns damit von 
der Grundlosigkeit unserer Besorgnis zu überzeugen vermögen, 
sondern auch für die Fälle der „absoluten Gefahr" (v. Kries), 
wo wir jene Gründe nicht anzugeben wissen, im Wiederholungs- 
falle also auch genau dieselbe Beunruhigung empfinden würden. 
So werden wir z. B. die Lage eines Menschen, der sich in der 
Streufläche eines explodierenden Shrapnels befindet, stets als 
eine überaus gefährliche bezeichnen, auch wenn er thatsächlich 
nicht getroffen wird, da uns die Gründe, aus denen gerade 
auf den von ihm eingenommenen Punkt kein Sprengstück flog, 
verborgen sind. Ist aber durch diese nach dem heutigen Stande 
der Wissenschaft sicherlich begründete Besorgnis etwa die 
Gefahr selbst eine objektive geworden? Keineswegs! Nehmen 

") Vgl. Lammasch, Handlung und Erfolg, in Urünhuts Zeitschrift 
für das Privat- und öffentliche Recht der Gegenwart, Bd. IX, 1882: 
„Objektiv betrachtet besteht jene Relation, welche man als Möglichkeit 

bezeichnet, niemals Das Urteil, der Erfolg sei möglich, hat Beinen 

Entstehungsgrund nur in einer unzureichenden Kenntnis des Beurteilen- 
den über das Zutreffen oder Nicht-Zutreffen einzelner Bedingungen." 

11* 
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wir an, die fortgeschrittene Kenntnis des Baues der Geschosse 
und der Art und Weise der Wirksamkeit der Explosivstoffe 
würde uns in die Lage versetzen, genau berechnen zu können, 
an welchen Punkten der Streufläche die einzelnen Sprengstücke 
niederfallen, so würde uns die Stellung eines Menschen inner- 
halb der Streufläche des Geschosses, jedoch aufserhalb der 
durch jene Berechnung ermittelten Punkte, jedenfalls ganz ge- 
fahrlos erscheinen ; dieses Ergebnis wäre offenbar dann un- 
denkbar, wenn die geschilderte Situation objektiv einen Keim 
der Verletzung in sich trüge, es erklärt sich hingegen einfach 
und zwanglos, wenn wir die Gefahr mit Hälschner") als ein 

- 

„Kind unserer Unwissenheit'* betrachten. 

Einen zweiten, wenig glücklichen Versuch, eine objektive 
Wirkung der Gefahr zu entdecken, hat Binding gemacht. 8 ) 
Er bezeichnet diese Wirkung, welche die Gefahr auf den von 
ihr betroffenen Gegenstand angeblich ausübt, als „Erschütterung 
der Daseinsgewifsheit". Seltsam, dafs einem Geiste wie Binding 
der logische Widerspruch entgehen konnte, in den er verfällt, 
indem er ein durchaus subjektives Merkmal für eine objektive 
Wirkung der Gefahr erklärt! Oder ist es etwa zu bezweifeln, 
dafs der gewöhnliche Sprachgebrauch unter „ Daseiusgewifsheit" 
etwas Subjektives versteht? Wer anders hegt denn diese „Ge- 
wifsheit", diese feste Uberzeugung, als ein Mensch, sei es nun 
der Gefährdete selbst oder andere Personen ? Mag daher diese 
Gewifsheit durch den Anblick des gefährlichen Vorganges noch 
so sehr und bei noch so vielen Menschen erschüttert werden 
— immerhin bleibt die „Erschütterung 4 ' ein rein psychologischer 
Vorgang, der die Aufsenwelt, die objektive Welt des Ge- 
schehens, völlig unberührt läfst. Sollte aber Binding etwa mit 
der „Daseinsgewifsheit" eine objektive, im natürlichen Ver- 
laufe der Ereignisse begründete Ungestörtheit der Existenz 

7 ) Hälschner, Bd. II. S. 697. 
•) Normen, Bd. I, S. 372 ff. 
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meinen, so ist ihm entgegenzuhalten, dafs die objektive Inte- 
grität eines Gegenstandes durch eine blofse Gefahr, aus der 
sich keine Verletzung entwickelt, nicht beeinträchtigt werden 
kann. Ist doch das Ausbleiben der Verletzung in diesem Falle 
der sicherste Beweis dafür, dafs die von uns gefürchtete Ver- 
letzung objektiv gar nicht eintreten konnte, weil sich die zu ihrer 
Herbeiführung nötigen Bedingungen nicht zusammenfanden! 
Es liegt dann auf der Hand, dafs es lediglich ein Irrtum unserer- 
seits war, wenn wir in der objektiven Welt Anhaltspunkte für 
eine drohende Verletzung zu finden glaubten, dafs somit die 
objektive Daseinsgewifsheit des in unseren Augen gefährdeten 
Gegenstandes in keiner "Weise erschüttert worden ist. 

II. War mithin der subjektiven Theorie insoweit völlig 
Recht zu geben, als sie ein objektives Dasein und objektive 
Wirkungen der Gefahr in Abrede stellt, so kann doch der von 
ihren Vertretern versuchten Konstruktion des Gefalirbegriffes 
und ihren extremen Konsequenzen keineswegs in allen Punkten 
beigetreten werden. Der Fehler liegt hauptsächlich darin, dafs 
manche den Gefahrbegriff entweder als „ein ganz unfafsbares 
zwischen Verletzung und Nichtverletzung hin und her schwan- 
kendes Etwas' 4 , 9 ) „ein Erzeugnis menschlicher Furcht", 10 ) „ein 
Verbrechensrequisit, welches sich in der Wirklichkeit nie be- 
treffen läfst", 11 ) ganz über Bord werfen oder ihn doch dahin 
verflüchtigen, dafs die willkürliche Annahme eines einzelnen 
Subjektes, vorzüglich desjenigen, der die Gefahr herbeiführt 
oder herbeizuführen wähnt, den allgemein giltigen Mafsstab für 
die Existenz und GrÖfse der Gefahr abgeben soll; 12 ) die letz- 

•) Hertz, Unrecht, S. 73. 
10 ) Hertz a. a. O. 8. 81. 
») Hertz a. a. O. S. 81. 

»*) Finger, Begriff der Gefahr, S. 26: „Es ergiebt sich . . ., dafs, 
wenn eine gefahrliche Handlung richterlicher Würdigung unterliegt, auf 
die subjektiven Momente des Thäters das weitaus gröfste Ge- 
wicht gelegt werden mufs." 
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terc Anschauung fuhrt dann mit logischer Notwendigkeit zu 
v. Buris subjektiver Versuchstheorie, wonach jeder untaugliche 
Versuch strafbar sein soll, weil der Thäter in jedem solchen 
Falle eine Gefahr für ein Rechtsgut zu schaffen glaubt und 
diese Gesinnung durch eine äufsere Handlung bethätigt. 18 ) 

Von diesen beiden Ansichten bedarf die extremste, welche 
den Gefahrbegriff gänzlich verwirft, kaum einer ernsthaften 
Widerlegung ; es genügt, auf das hinzuweisen, was einleitend 
über die Bedeutung dieses Begriffes für das Strafrecht bemerkt 
wurde. Aufserdem sei hier nur daran erinnert, dafs der täg- 
liche Sprachgebrauch allgemein und bisher unbeanstandet den 
Begriff der Gefahr im Sinne eines Zustande», der jedem ver- 
nünftigen Menschen begründete Besorgnis vor einem bevor- 
stehenden Übel (Krieg, Cholera, Feuersbrunst, Überschwemmung 
u. s. w.) einflössen mufs, verwertet, dafs man von einem guten 
Hausvater erwartet, er werde sein Haus gegen „Feuersgefahr'' 
versichern, und dafs die Prämie je nach dem Grade der 
Feuergefährlichkeit *' höher oder niedriger bemessen wird, dafs 
endlich auch alle ausgebildeten Rechte den Gefahrbegriff an- 
erkennen und der Gefahr sowie der Gefährdung die mannig- 
faltigsten Rechtswirkungen beilegen, 14 ) ohne dafs das Rechts- 
bewufstsein des Volkes jemals Anstois daran genommen hätte, 
obwohl doch z. B. die im 27. Abschnitt des Strafgesetzbuchs 
mehrfach tür blofse Gefährdungen angedrohten Zuchthaus- 
strafen wahrlich nicht geringfügig sind. 

Aber auch die zweite Meinung, welche bei jeder gefähr- 
lichen Handlung das Schwergewicht auf die subjektiven Momente 
des Thäters gelegt, wissen will, schiefst über das Ziel hinaus. 
Sie übersieht vor allem, dafs das Strafrecht es nicht mit blofseu 
verbrecherischen Gesinnungen zu thun hat, weder dann, wenn 

") Vgl. Entsch. d. R.G. in Strafe., Bd. I, S. 439, 461 u. a. 
u ) Vgl. z. B. für das römische Recht Brinz, Pandekten, Bd. II, 
S. 153 N. 20. 
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dieselben noch im Innern des Thäters verschlossen sind, noch auch 
dann, wenn sie zwar zu äufseren Handlungen geführt haben, aber 
nur zu solchen, die jeder vernünftige Mensch von vornherein für 
völlig harmlos und ungeeignet zur Herbeifülirung des beab- 
sichtigten verbrecherischen Erfolges halten mufs, mag ihnen 
der Thäter auch in seiner Einbildung die entgegengesetzte 
Qualität zuschreiben: jede derartige Kundgebung eines ver- 
brecherischen Willens verpufft in der Luft, ohne dafs unser 
Rechtsbewufstsein dagegen reagierte, sie ermangelt völlig des 
für die Beurteilung der äufseren Thatseite des Verbrechens 
so wichtigen Momentes, welches Lammasch treffend als ».Ein- 
druck der verbrecherischen That in der Gesellschaft" be- 
zeichnet. 15 ) Aus diesem Prinzipe heraus rechtfertigt es sich 
wohl, wenn wir das vollendete Verbrechen schwerer bestrafen 
als das versuchte, und wenn wir abermals eine Straferhöhung 
eintreten lassen, sobald sich an das vollendete Verbrechen ein 
weiterer schwerer Erfolg in ursächlichem Zusammenhange, je- 
doch ohne nachweisbares Verschulden des Thäters, anschliefst 
(vgl. unten § 15). Das Willensmoment ist in allen diesen 
Fällen das gleiche, eine verschiedenartige Bestrafung findet 
daher ihre Erklärung und Rechtfertigung nur in der verschie- 
denen Stärke, mit der das Verbrechen sich äufserlich sichtbar 
gegen die Rechtsordnung auflehnt und dadurch eine mehr oder 
minder fühlbare Reaktion unseres Rechtsbewufstseins hervor- 
ruft. Eine starke Reaktion des Rechtsbewufstseins, ein tiefer 
Eindruck der verbrecherischen That in der Gesellschaft ist 
aber beim Gefährdungsdelikt nur unter der Voraussetzung 
denkbar, dafs nach dem Urteil nicht nur des Thäters, sondern 



>5 ) Vgl. Lammasch, Das Moment objektiver Gefährlichkeit, S. 65. 
v. Bar, Die Grundlagen de« Strafrechts, S. 63. Finger, Begriff der Ge- 
fahr, S. 27 ; Finger, Der objektive Thatbestand als Strafzumessungsgrund. 
v. Liszt S. 211. 
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auch eben jener Gesellschaft die verbrechet ische Handlung eine 
gewisse Wahrscheinlichkeit der Verletzung in sich trug. 

Um nun dieses „Urteil der Gesellschaft", welches den 
geistigen Niederschlag aus den Erfahrungen eines gröfseren 
Kreises von Menschen desselben Zeitalters und desselben Landes 
bildet, zu ermitteln, wird man sich offenbar auf einer gewissen 
Mittellinie bewegen müssen ; man wird weder auf der einen 
Seite eine besondere Sachkenntnis voraussetzen noch auf der 
anderen eine aufsergewöhnliche Minderbegabtheit berücksichtigen 
dürfen, kurz den Mafsstab für die Beurteilung der Frage, ob 
eine Handlung im einzelnen Falle gefahrlich sei oder nicht, 
wird das vernünftige Ermessen eines geistig aus- 
gebildeten Durchschnittsmenschen bilden. 

Eine Stütze für diese Ansicht bietet § 330 StGB., 
welcher nur solche mit Gefahr für andere verbundene Kunst- 
fehler bei Bauten mit Strafe bedroht, welche wider die all- 
gemein anerkannten Regeln der Baukunst verstofsen. 
Schaper bemerkt hierzu : „Die Gefahr ist vorhanden, sobald die 
Verwirklichung des zu befürchtenden Schadens unter regel- 
mäisigen Verhältnissen nach den Regeln der Baukunst zu er- 
warten steht . . . Ausdrücklich ist der Richter auf das allge- 
mein Anerkannte unter den Bauregeln verwiesen ... Es darf 
nicht eine laxe Praxis, also zur Gewohnheit gewordener Leicht- 
sinn zum Mafsstabe genommen werden, andererseits auch nicht 
der tiefe Blick von ßaukünstlern, welche neue Konstruktions- 
weisen zu schaffen vermögen." 16 ) 

Noch deutlicher spricht sich das österreichische Strafgesetz 
(§ 335) aus: „jede Handlung oder Unterlassung, von welcher 
der Handelnde schon nach ihren natürlichen, für jedermann 
leicht erkennbaren Folgen, . . . einzusehen vermag, dafs 
sie eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit oder körper- 

»•) Sehaper in v. Holtzendorfft Handbuch, Bd. III, S. 911. 
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liehe Sicherheit von Menschen herbeizuführen oder zu ver- 
gröfsem geeignet sei." 

Neben dieser allgemeinen wird in gewissen Fällen auch 
noch die besondere Erfahrung eines bestimmten Arbeitskreises 
oder Berufes dem Urteil über die Gefährlichkeit der Handlung 
zugrunde gelegt werden müssen: wer als Beamter oder An- 
gestellter eine Handlung unternimmt, die er nach seinem Be- 
rufe als gefährlich hätte erkennen können, haftet für die da- 
durch bewirkte Gefahrdung, auch wenn er dieselbe thatsächlich 
nicht voraussah, weil es eine Vernachlässigung der Dienstpflicht 
darstellt, wenn er es unterliefs, sich mit dem jeweiligen Er- 
fahrungskreise seines Amtes genügend bekannt zu machen. 
Auf diesem Prinzipe beruht die Strafdrohung des § 316 Abs. 2 
StGB. (vgl. unten § 16) sowie auch die Bestimmung des 
§ 335 Österreich. StG., wo es heilst: „jede Handlung oder 
Unterlassung, von welcher der Handelnde vermöge besonders 
bekannt gemachter Vorschriften, oder nach seinem Stande, 
Amte, Berufe, Gewerbe, seiner Beschäftigung, oder überhaupt 
nach seinen besonderen Verhältnissen einzusehen 
vermag, dafs sie ' eine Gefahr für das Leben, die Gesundheit 
oder körperliche Sicherheit von Menschen herbeizuführen oder 
zu vergröfsern geeignet sei." 

Ein solches, auf unbefangener Prüfung der Verhältnisse 
beruhendes, durch Voreingenommenheit nicht getrübtes Durch- 
schnittsurteil als Grundlage für die richterliche Entscheidung 
über die Gefährlichkeit einer Handlung würde sicherlich die 
gerichtlichen Urteile in günstigem Sinne beeinflussen und dem 
Rechtsbewufstsein des Volkes verständlicher erscheinen lassen, 
als jene auf der Ifor/'schen Theorie von der Subjektivität des 
Handelnden beruhenden Reichsgerichts-Entscheidungen über 
den untauglichen Versuch, die bekanntlich nicht nur in Laien- 
kreisen, sondern auch bei zahlreichen Juristen berechtigte Mifs- 
billigung gefunden haben. Man mag übrigens jenes geschilderte 



Digitized by Google 



I 



172 (58) 

Durchschnittsurteil, wie es vielfach geschieht, als ein v objek- 
tives" bezeichnen : nur sollte man dabei nie vergessen, dafs 
jedes Urteil im letzten Grunde doch der Subjektivität des Ur- 
teilenden entspriugt, und sich vor dem groben logischen Fehler 
hüten, aus der scheinbaren Objektivität* 4 eines menschlichen 
Urteils über die Gefahr einen Schlufs auf den objektiven 
Charakter der Gefahr selbst ziehen zu wollen! 



§ 11. b. Abstrakte, generelle und konkrete Gefahr. 

Es handelt sich nun darum, die Aufgabe des Richters, 
dem nach Mafsgabe des oben gekennzeichneten Durchschnitts- 
urteils die Prüfung der Frage : r wann ist der Transport auf 
einer Eiseubahn in Gefahr gesetzt?" obliegt, näher zu präci- 
sieren. Ist er verpflichtet, alle Umstände des einzelnen Falles 
zu berücksichtigen, oder darf er von gewissen Besonderheiten 
abstrahieren, und wenn wir dies bejahen, von welchen? genügt 
beispielsweise die Feststellung, dafs der dienstthuende Be- 
amte einen Zug vor Eintreffen der Nachricht, die Strecke sei 
frei, von der Station abliefs, um ihn wegen Gefährdung eines 
Eisenbahntransports zu belangen, oder können vielleicht die 
individuellen Verhältnisse des Falles, z. B. der Auftrag an den 
Lokomotivführer langsam zu fahren, das zu erwartende recht- 
zeitige Eingreifen dritter Personen (Bahnwärter) u. dgl. m. da- 
zu beitragen, diese konkrete Handlung als ungefährlich er- 
scheinen zu lassen? Das richtige Mafs der Abstraktion 
also gilt es zu findeu. 

I. Was den Ausdruck „abstrakte Gefahr" anlangt, 
so ist vorab zu bemerken, dafs derselbe auch noch in einem 
durchaus andern, hierher nicht gehörigen Sinne gebraucht wird, 
indem man als abstrakt gefährlich diejenigen Delikte bezeichnet, 
bei denen die regelmäfsige Gefährlichkeit der Handlung für die 
Strafdrohung des Gesetzgebers mafsgebend gewesen ist, ohne 



Digitized by Google 



173 



dafs doch dieser Umstand im Thathestande zum Ausdruck 
gelangt („uneigentliche Gefährdungsverbrechen/' z. B. StCxB. 
§ 306), während bei den konkret gefährlichen Delikten die 
Gefahr zum Thatbestandsmerkmal erhoben ist, sei es aus- 
drücklich (z. B. § 315: „dafs dadurch der Transport in Gefahr 
gesetzt wird"), sei es durch Wendungen wie „tötliche Waffen" 
(§ 201), „zu zerstören geeignet" (§ 229) u. s. w. („eigentliche 
Gefahrdungs verbrechen ki ). J ) Hier dagegen soll unter „abstrakt 
gefährlich" verstanden werden diejenige Handlung, welche an 
sich zur Herbeiführung des verletzenden Erfolges geeignet 
ist, 2 ) und die Frage geht dahin: genügt es im Falle der 
§§ 315, 316, dafs die verbrecherische Handlung an sich ge- 
eignet war, ein Eisenbahnunglück herbeizuführen, oder müssen 
auch die besonderen Verhältnisse des Einzelfalles derartig ge- 
legen haben, dafs ein besonnener Beurteiler begründete Be- 
sorgnis vor dem Eintritte eines Unglücks empfunden hätte? 

Eine Beantwortung der Frage im ersteren Sinne würde 
dem Geiste des Gesetzes offenbar widersprechen; denn wo- 
zu anders hat es der Gesetzgeber bei den eigentlichen Ge- 
fährdungsverbrechen für nötig befanden, das Moment der Ge- 
fahr in den Thatbestand aufzunehmen, wenn nicht zu dem 
Zwecke, um den Richter zu veranlassen, dafs er genau prüfe, 
ob auch wirklich in jedem einzelnen Falle eine Gefahr in con- 
creto vorlag — eine Prüfung, die naturgemäfs eine eingehende 
Würdigung der individuellen Verhältnisse voraussetzt! Nicht 
minder würde die erstere Ansicht zu unerträglichen Härten 



') Vgl. v. Liszt S. 513. 

a ) In diesem Sinne erklärt (ra. E. ganz mit Unrecht) ein Urteil der 
Vereinigten Strafsenate (Entsch. d. R.Gk, Bd. VIII, S. 87 ff.) geschliffene 
Schlägßr für tötliche Waffen, „da die Tötlichkeit nur nach der Be- 
schaffenheit der Waffe an sich, der ihr zukommenden Eigen- 
schaft, in abstracto tötlich zu wirken, bemessen, keineswegs aber durch 
wechselnde konkrete Umstände, wie Art des Kampfes und der Aus- 
rüstung der Duellanten, beeinflufst werden dürfe." 
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führen ; ist es nicht eine schreiende Ungerechtigkeit, jemanden, 
der eine unter den obwaltenden Verhältnissen völlig harmlose 
Handlung vornimmt, wegen Gefährdung deshalb zu strafen, 
weil jene Handlung „an sich*", möglicherweise also unter ganz 
anderen Umständen, vielleicht schlimme Folgen nach sich ziehen 
könnte? Nach dieser Meinung würde aus § 316 jeder zu be- 
strafen sein, der unbefugt ein Eisenbahngleis betritt, auch wenn 
weit und breit kein Zug in Sicht wäre, denn es liegt immer- 
hin die abstrakte Möglichkeit vor, dafs der leichtsinnige Passant 
beim Uberschreiten der Schienen strauchelt, sich den Fufs 
bricht und auf dem Gleise hülflos liegen bleibt, dafs dann un- 
vermutet ein Zug heranbraust, jenen überfährt und dabei ent- 
gleist — ein für bahnpolizeiliche Vorschriften sehr wohl zu ver- 
wertendes, für das kriminelle Strafrecht unbrauchbares Motiv 
(vgl. unten § 17)! 

Bei anderen Gefährdungsdelikten würde jene Ansicht zu 
noch merkwürdigeren Konsequenzen führen, z. B. würde sich 
wohl kaum ein „Werkzeug** ausfindig machen lassen, welches 
nicht durch die besondere Art und Weise seiner Benutzung 
gefährlich werden könnte ; im Falle der Körperverletzung würde 
demnach jeder Thäter, der sieb eines solchen „abstrakt gefähr- 
lichen" Gegenstandes bedient, wegen gefahrlicher Körperver- 
letzung nach § 223a StGB, zu bestrafen sein ! 8 ) 

IL Eine Modifikation der abstrakten ist die generelle 
Gefahr, welche v. Rohland A ) für das „Wahrzeichen der ge- 
meingefährlichen Delikte' 4 erklärt, wobei er unter einer generell 
gefährlichen Handlung diejenige versteht, welche regelmäfsig, 
ihrem Gattungsbegriffe nach, eine Gefahr herbeizuführen pflegt, 



s ) Bei der gefährlichen Körperverletzung erkennt auch das Reichs- 
gericht das Erfordernis konkreter Gefährdung an (Entsch., Bd. VI, S. 396), 
während es beim Zweikampf die „tütlichen Waffen 4 abstrakt definiert 
(Entsch., Bd. VIII, S. 87). 

*) „Die Gefahr im Strafrecht M , S. 5 bis 65. 

\ 
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gleichviel ob sie dies auch im konkreten Falle thut oder nicht. 
Diese generelle Gefahr, meint er, liege dem Gefahrdungsdelikt 
zugrunde, weil Wissenschaft wie Gesetzgeber es nicht mit der 
einzelnen Handlung, sondern mit der ganzen Gattung und 
deren Charakter zu thun hätten. ,.Bei der rechtlichen Wert- 
schätzung einer Handlung müssen wir den Allgemeinbe- 
griff derselben zum Mafsstab nehmen, diesem gegenüber stellt 
sich die individuelle Gestaltung der einzelnen unter den Gat- 
tungsbegriff fallenden Handlungen als etwas Unwesentliches, 
Zufalliges dar." 6 ) Diese generelle Betrachtungsweise sieht 
also zwar nicht, wie die abstrakte, gänzlich von den Merk- 
malen der einzelnen Handlung ab, berücksichtigt sie aber auch 
nicht in dem ausgedehnten Mafse, wie die konkrete, sondern 
greift sich die Gattungsmerkmale heraus, d. h. diejenigen, welche 
die Handlung nach ihrer regelmäfsigen Erscheinungsform an 
sich trägt; aufser Betracht sollen dagegen die individuellen 
oder speziellen Momente bleiben. 

1. Allein diese Theorie leidet an einem inneren Wider- 
spruche : denn wenn eine ihrer regelmäfsigen Erscheinungsform 
nach ungefährliche Handlung dennoch im konkreten Falle eine 
Gefahr verursacht hat , so kann doch diese Verursachung **) 
nicht geleugnet, nicht minder mufs andererseits zugegeben werden, 
dafs eine Handlung an konkreter Gefährlichkeit nicht um 
Haaresbreite dadurch gewinnt, dafs wir in unserer Vorstellung 
mit ihr den Begriff der regelmäfsigen Gefälirlichkeit ver- 
binden! Rb ) Verbietet und bestraft man beim Gefährdungs- 



6 ) Für die generelle Gefahr v. Rohland und v. Kries a. a. O , auch 
HäUchner II, 599, Merkel S. 45. 

Dagegen besonders ßinding, Normen 1, S. 325, 379 ff. ; v. Buri im 
Gerichtsaaal, Bd. XL, S. 507 ff. Finger a. a. O. S. 45, 49. 

Mag man dieselbe auch mit v. Kries (Zeitschrift, Bd. IX, 
S. 632; objektive Möglichkeit S. 25 ff.) als „zufallige" im Gegensatze zur 
„adäquaten" Verursachung bezeichnen. 

•b) Dies gibt auch v. Kries zu (Objektive Möglichkeit S. 27 Anm. I) 
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delikt die Gefährdung als solche, wie kann man da im ein- 
zelnen Falle die Strafe der Gefährdung auch dann eintreten 
lassen, wenn die in Frage stehende Handlung eine Gefahr zwar 
regelmäfsig herbeizuführen pflegt, dies aber gerade im konkreten 
Falle nicht gethan hat. vielleicht von vornherein offenbar gar 
nicht thun konnte! v. Rohland ist das Auffallende, was in 
dieser Konsequenz liegt, nicht entgangen, und er wirft sich 
selbst die Frage auf: „Liegt nicht in dieser Gefahrdung 
ohne die Möglichkeit einer Gefahr eine contradictio in adjecto 
vor?* 46 ) — eine Frage, die unbedenklich mit „Ja u zu beant- 
worten ist! 

2. Weiterhin führt r. Rohland zur Unterstützung seiner 
Behauptung mehrere, angeblich verwandte Erscheinungen auf 
dem Rechtsgebiete an. Als Hauptbeispiel dient ihm die Hand- 
lungsfähigkeit. „Zur Handlungsfähigkeit, sagt er, ß ) gehören 
zwei Merkmale : die Fähigkeit, die Tragweite des eigenen Thuns 
in kausaler und rechtlicher Hinsicht zu erkennen, und die 
Fähigkeit, frei sich selbst zu bestimmen. Hört nun jemand 
deshalb auf, handlungsfähig zu sein, weil er sich in einem be- 
stimmten Falle in einem nicht zu überwindenden Irrtum befand 
und darum eine Handlung vornahm, die zu einem Rechtsschaden 
führte, oder weil er durch psychologischen Zwang dazu ge- 
bracht wurde, einen rechtswidrigen Erfolg zu bewirken ?" Hierin 
ist ihm insoweit Recht zu geben, dafs jemand nicht darum 
aufhört, im allgemeinen handlungsfähig zu sein, weil er 
im einzelnen Falle handlungsunfähig ist ; nun aber werden 
wir doch bei dem im konkreten Falle Handlungsunfähigen 
ohne weiteres seine Handlungsunfähigkeit anerkennen und dem- 
gemäfs die gewöhnlichen Rechtswirkungen der Handlung nicht 
eintreten lassen, während v. Rohland gerade wegen Gefährdung 
auch dann strafen will, wenn die regelmäfsig gefährliche 



•) v. Rohland a. a. 0. S. 10. 
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Handlung in concreto sich als ungefährlich erweist ! Der Ver- 
gleich beweist also geradezu gegen v. Rohland. 

3. Abgesehen aber von dem logischen Widerspruche und 
der Ungerechtigkeit, die darin liegt, dafs jemand für eine in 
concreto ungefährliche Handlung bei genereller Gefahr mit der 
schweren Strafe des Gefährdungsverbrechens belegt werden soll, 
ist auch die Unterscheidung von generellen und speziellen 
Merkmalen überhaupt eine unhaltbare, weil die Grenze zwischen 
beiden eine derartig fliefsende ist, dafs in vielen Fällen absolut 
nicht festzustellen sein wird: was sind Merkmale der Gattung, 
was Merkmale der Spezies? 

4. Auch mit dem Wortlaut des Gesetzes ist die erwähnte 
Ansicht unvereinbar, indem dasselbe sicherlich nicht ohne 
Grund in einer Reihe von Fällen, den eigentlichen Gefährdungs- 
delikten, ausdrücklich die Herbeiführung einer Gefahr verlangt 
(§ 315 : „dafs dadurch der Transport in Gefahr gesetzt wird"), 
in anderen davon gänzlich schweigt, während v. Rohlatid alle 
diese Fälle unter dem „Wahrzeichen der generellen Gefahr" 
vereinigen zu können glaubt. Insbesondere sei auf den mehr- 
fach im Gesetze gebrauchten Ausdruck: „gegenwärtige Gefahr 
für Leib oder Leben" 7 ) verwiesen : hier kann unmöglich ge- 
leugnet werden, dafs Gefahr in concreto erforderlich ist, denn 
wenn eine Gefahr sogar „gegenwärtig" sein soll, so mufs sie 
doch zum mindesten überhaupt im konkreten Falle vorhanden 
sein; wird das aber zugestanden, wie käme es dann, dafs in 
diesen Fällen konkrete Gefahr notwendig wäre, anderweit da- 
gegen, wie bei den Gefährdungsdelikten der §§ 315, 316, 
generelle Gefahr genügen sollte? 

5. Endlich ist noch auf einen Widerspruch aufmerksam zu 
machen, in den u. Rohland verfällt. Da er Verletzung und 
Gefährdung als gleichwertige Angriffsarten auf Rechtsgüter 

Vgl. StGB. §§ 52, 54, 176, 177, 249, 255. 
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hinstellt, so müfste er folgerichtig beide auch in diesem Punkte 
übereinstimmend behandeln, d. h. entsprechend der „generellen 
Gefährdung" eine „generelle Verletzung" anerkennen — eine 
Folgerung, die indessen v. Rohland nicht zu ziehen wagt, während 
v. Kries sich konsequent bleibt, indem er als Verursachung im 
strafrechtlichen Sinne nur die „adäquate"gelten läfst, welche seiner 
Ansicht nach erfordert, „dafs das rechtswidrige Verhalten mit 
dem verursachten Erfolg in einem generellen Zusammen- 
hange stehe, dafs es, gemäfs den allgemeinen Verhältnissen der 
menschlichen Gesellschaft, generell geeignet sei, derartige 
Verletzungen herbeizuführen" (Zeitschrift, Bd. IX, S. 532). 

6. Die generelle Gefahr ist daher sowohl aus inneren 
Gründen wie vom Standpunkte des geltenden Rechts zu ver- 
werfen, vielmehr ist zu behaupten: 

jedes echte Gefährdungsdelikt verlangt 
konkrete Gefährdung. 8 ; 

III. Im einzelnen finden sich bei den verschiedenen Schrift- 
stellern kleine Abweichungen bezüglich der Frage, wie weit bei 
der Individualisierung und Konkretisierung des Einzelfalles zu 
gehen sei. Als Prinzip hatten wir gefunden: „die Handlung 
ist nach der möglichst vollständig zu erhebenden individuellen 
Gestaltung ihres Falles zu beurteilen".*) Allein dabei ist stets 
festzuhalten, dafs die Strafe des Gefährdungsdeliktes an den 
Thatbestand der bloi'sen Gefährdung geknüpft ist, ohne 
Rücksicht darauf, ob dieselbe in eine Verletzung umge- 
schlagen ist oder nicht. Nun folgt aus dem subjektiven Cha- 
rakter der Gefahr, dafs von einer solchen nur so lange die 
Rede sein kann, als wir noch nicht bestimmt wissen, ob eine 
Verletzung eintreten wird oder nicht : in dem Augenblicke, wo 

•) übereinstimmend: Binding, Normen, Bd. I, S. 397. Finger 
a. a. O. S. 29 ff., 53 ff. v. Liszt S. 130, 212. OUhausen §§ 52 N. 7, 
315 N. 6, 7. 

•) Finger, Begriff der Gefahr, S. 59 a. £. 
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der Eintritt oder das Ausbleiben der Verletzung feststeht, ver- 
schwindet die Gefahr mit einem Schlage. Daraus erhellt aber, 
dafs die Grundlage des Urteils über die Gefährlichkeit der 
Handlung nicht der zur Zeit der Beurteilung bereits bekannte 
wirkliche, sondern der im Zeitpunkte der Begehung der 
Handlung voraussichtliche Kausalverlauf bilden mufs, dafs 
somit diejenigen Umstände, die wider unser vernünftiges Er- 
warten die scheinbar unvermeidliche Verletzung abgewendet 
oder die anscheinend geringfügige Gefahr zum üblen Aus- 
gange geführt haben, als „zufällige" aufser Betracht zu 
bleiben haben. Die Gefährdung wird daher nicht dadurch 
rückwärts aufgehoben, dafs im Augenblicke des Abdrückens 
die Pistole zerspringt, dafs der Gefährdete sofort Gegengift 
einnimmt, welches die Wirkung des ihm beigebrachten Giftes 
paralysiert, dafs ein auf der Fahrbahn bereitetes Hindernis 
durch den Bahnwärter noch rechtzeitig im letzten Augenblick 
von den Schienen entfernt wird, ohne dafs noch mit Sicherheit 
auf dieses Eingreifen gerechnet weiden konnte l0 ) u. s. w. 

Der einzig richtige Standpunkt für die Beurteilung der 
Frage, ob eine konkrete Gefahr vorliegt, ist also der ex ante, 
d. h. der Richter darf nicht von dem späteren Eintritt oder 
Nichteintritt des verletzenden Erfolges aus („ex post") auf die 
Gefährlichkeit der Handlung zurückschliefsen, vielmehr hat er 
sich in den Moment des Handelns des Thäters zurückzuver- 
setzen und alle diejenigen — aber auch nur diejenigen — Um- 
stände des einzelnen Falles zu berücksichtigen, die zur Zeit 
der That 11 ) vorhanden und dem Thäter entweder bekannt 
oder ihm wenigstens erkennbar waren ; den Mafsstab für diese 

,0 ) Vgl. Entsch. d. R.G. in Strafe., Bd. XIV, S. 135. 

n ) v. Liszt 8. 212. Finger a. a. O. S. 57 ff. Vgl. auch das be- 
kannte Urteil des R.G. v. 11. März 1884 (Entsch. in Strafe.. Bd. X, 
S. 173 ff.), welches die Gefahr als „einen Zustand, in welchem nach 
den zur Zeit bekannten Verhältnissen der Eintritt eines Scha- 
dens als wahrscheinlich zu gelten hat," bezeichnet. 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars III. 12 
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Erkennbarkeit bildet in der Regel das schon oben verwertete 
vernünftige Ermessen des geistig ausgebildeten Durchschnitts- 
menschen, 12 ) bei Beamten u. s. w. die besondere Erfahrung 
des betreffenden Berufes oder Arbeitskreises. 1 *) 



§ 12. c Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit? 

Aus den bisherigen Erörterungen dürfte sich ergeben 
haben, dafs eine Gefahr im Sinne der §§ 315, 316 StGB, 
dann gegeben ist, wenn ein unbefangener Beurteiler im Augen- 
blicke der verbrecherischen Thätigkeit mit einer gewissen Wahr- 
scheinlichkeit den Eintritt eines Eisenbahnunglücks erwarten 
müfste. Noch bleibt aber der Grad dieser „Wahrscheinlich- 
keit", in der auch die Motive zum Strafgesetzbuch (S. 82) das 
mafsgebende Kriterium für die Gefährlichkeit der deliktischen 
Handlung erblicken, näher zu bestimmen. 

Von vornherein ist hierbei jeder Versuch, diesen Grad 
durch einen Prozentsatz genau zu bestimmen, 1 ) abzulehnen, 2 ) 
denn die stets wechselnden Erscheinungen des Lebens sind viel 
zu reichhaltig und verwickelt, als dafs sie sich mit mathema- 
tischer Genauigkeit in ziffermäfsige Formeln zwängen liefsen, 
ohne dafs jedoch diese Unbestimmtheit den Begriffen der Mög- 
lichkeit und Wahrscheinlichkeit etwas von ihrem wisse nschaft- 

»») Vgl. oben § 10 a. E. Siebenhaar a. a. 0., Bd. IV, S. 249. 
StGB. § 330 und dazu Schaper a. a. 0., Bd. III, S. 911. Österreich. 
StG. § 335. Nahrungsmittelgesetz v. 14. Mai 1879 § 12 Ziff. 2: „dafs 
der bestimm ungsgemäf se oder vorauszusehende Gebrauch 
dieser Gegenstände die menschliche Gesundheit zu beschädigen ge- 
eignet ist." 

l *) Vgl. StGB. §§ 316 Abs. 2, 230 Abs. 2 u. a. 

l ) So namentlich Siebenhaar a. a. O. S. 248 ff., früher auch v. Liszt 
(Reichsstrafrecht S. 8, 9), welche „Gefährdung" erst dann annehmen, 
wenn der Erfolg erfahrungsmäfsig in der Mehrzahl gleichgearteter Fälle 
(über 60°/o) einzutreten pflegt. 

•) Ebenso Binding a. a. O. S. 379 Note 21. Olshausen § 52 N. 7. 
Botering, Gefahr und Gefährdung im Strafgesetzbuche, in Goltdammers 
Archiv, Bd. XXXI, S. 268. 
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liehen "Werte und ihrer praktischen Brauchbarkeit raubte: sind 
doch auch die Grenzen zwischen Vorsatz und Fahrlässigkeit, 
zwischen Versuch und Vorbereitungshandlung, zwischen den ver- 
schiedenen Formen der Teilnahme u. 8. w. nicht durch Ziffern, 
sondern nur durch streng wissenschaftliche Erforschung dieser 
Grundbegriffe einerseits und sorgfältige Subsumption des kon- 
kreten Falles andererseits festzustellen! 

I. Da nun, wie oben bemerkt, die Grundlage des Urteils 
über die Gefährlichkeit einer Handlung der zur Zeit ihrer Be- 
gehung voraussichtliche Kausalverlauf bilden soll, während 
die Verletzung das Ergebnis des wirklichen Kausalzusammen- 
hanges ist, so erhellt, dafs das Urteil, der Eintritt einer Ver- 
letzung sei wahrscheinlich, es bestehe demgemäfs eine Gefahr, 
durch eine eigentümliche Gruppierung der Bedingungen jenes 
verletzenden Erfolges hervorgerufen sein mufs. Welche 
Konstellation von Bedingungen dies aber sei, wird naturgemäfs 
vom Standpunkte der verschiedenen Kausalitätstheorieen aus 
verschieden zu beantworten sein, denn wann man es für „wahr- 
scheinlich" halten soll, dafs eine verbrecherische Handlung 
eine Verletzung verursachen werde, hängt vor allem davon ab, 
unter welchen Voraussetzungen man jene Handlung als wirk- 
liche „Ursache" der Verletzung betrachtet. So zwingt dieser 
enge Zusammenhang zwischen den Begriffen der Gefahr und 
der Kausalität jeden, der sich mit dem Wesen der Gefahr be- 
schäftigt, zuvor zur 

Kausalitätsfrage 

scharf Stellung zu nehmen: dies soll im folgenden in kurzen 
Umrissen geschehen. 3 ) 

1. Ursache im streng philosophischen Sinne ist stets nur 
die Gesamtheit der Bedingungen eines Erfolges, weil nur sie 
diesen Erfolg mit Notwendigkeit herbeiführt. 

*) Vgl. zum folgenden v. Liszt § 28. 

12* 
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2. Indessen kann dieser, zweifellos allein richtige, Ursachen- 
begriff denjenigen strafrechtlichen Bestimmungen, welche sich 
auf die Verursachung eines Erfolges beziehen, unmöglich zu 
Grunde gelegt werden ; denn in diesem Siune verursachen kann 
überhaupt kein Mensch, da zu jedem Erfolge noch zahlreiche 
äufsere Umstände mitwirken, die vom menschlichen Willen 
unabhängig sind. 

3. Es könnte demnach den Anschein gewinnen, als ob wir 
gezwungen wären, eine Auswahl unter den Bedingungen zu 
troffen und denjenigen, der eine besonders ausgezeichnete Be- 
dingung gesetzt hat, als Urheber zu bestrafen, gleich als ob 
er allein den Erfolg verursacht hätte. Da jedoch alle Ver- 
suche (?;. Bar, Binding, Birkmeyer u. a.), eine solche Bedin- 
gung herauszufinden, die in hervorragenderem Mafse als die 
übrigen zum Erfolge beitrüge, bisher als gescheitert zu be- 
trachten sind und wohl auch künftig an der inneren Unmög- 
lichkeit der Lösung scheitern werden, so bleibt allein die Mög- 
lichkeit offen, jede Bedingung für gleichwertig zur Herbei- 
führung des Erfolges anzusehen, wobei wir uns zugleich an den 
Sprachgebrauch des täglichen Lebens 4 ) anschliefsen, der von 
der „Ursache'' regelmäfsig im Sinne einer einfachen „Bedin- 
gung" spricht. 

4. Wir verzichten somit im Strafrecht darauf, zu verlangen, 
dafs der Thäter den verletzenden Erfolg wirklich „verursacht" 
habe, weil eben in diesem strengen Sinne überhaupt keine 
menschliche Handlung „Ursache" sein kann; wir nehmen viel- 
mehr den „Kausalzusammenhang" zwischen der menschlichen 

A ) Dem übrigens häufig genug auch Juristen folgen, z. B. Schaper 
a. a. U. ßd. III, S. 897: „Die Handlung mufs es sein, welche als Ur- 
sache des besondern schlimmen Erfolges zu betrachten ist. Dafs sie die 
alleinige Ursache sei, ist aber nicht erforderlich." 

Er bezeichnet hier die wirkliche Ursache (vgl. oben sub 1) als 
„alleinige Ursache", was er dagegen „Ursache" schlechthin nennt, ist 
nichts weiter als eine Bedingung. 
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Handlung und dem verletzenden Erfolge schon dann für gegeben 
an, wenn der Thäter durch seine Handlung, d. i. eine will- 
kürliche Körperbewegung, eine der vielen Bedingungen des 
Erfolges gesetzt hat, d. h. wenn die Körperbewegung nicht ' 
hinweg gedacht werden kann, ohne dafs der Eintritt des ein- 
getretenen Erfolges entfallen müfste. 

5. Unser Ergebnis geht also dahin, dafs das Strafgesetz 
überall, wo es einen Kausalzusammenhang zwischen Handlung 
und Erfolg voraussetzt, nicht die Verursachung im streng 
philosophischen Sinne, auch nicht eine Handlung, die „vor- 
wiegend " oder „überwiegend" zum Erfolge beitrüge, sondern 
lediglich das Setzen irgend einer beliebigen Bedingung in 
dem (sub 4) entwickelten Sinne im Auge hat. Der objek- 
tive Thatbestand einer Verletzung ist somit stets gegeben, 
wenn jemand eine Bedingung gesetzt hat, die sich im Verein 
mit anderen hinzutretenden Bedingungen (sog. „Mitursachen"), 
mögen diese ebenfalls auf menschlicher Thätigkeit oder auf 
blindem Walten von Naturkräften beruhen, nachher thatsäch- 
lich zur wirklichen „Ursache" entwickelt hat. 6 ) — 

II. Die Thätigkeit desjenigen nun, der die Gefährdung 
eines Rechtsgutes bewirkt, wird dem Anhänger der objektiven 
Gefahrtheorie von dem die Verletzung bedingenden Handeln 
objektiv verschieden erscheinen müssen, da ihm „Verletzung" 
und „Gefährdung" zwei durch objektive Merkmale unterscheid- 
bare, selbständige Angriffsarten auf Rechtsgüter sind. 6 ) Von 

ft ) Diese Ansicht stimmt im wesentlichen mit der vom Reichsgericht 
und v. Liszt a. a. Ü. vertretenen Kausalitätslehre überein, abgesehen von 
dem rein terminologischen Unterschiede, dafs dort neben dem anerkannten 
philosophischen ein zweiter strafrechtlicher Ursachenbegriff (Ursache = 
Bedingung) aufgestellt wird, während hier jener Widerspruch zweier 
Wissenschaftszweige vermieden und lieber zugegeben wird, dafs es das 
Strafrecht überhaupt gar nicht mit dem „Verursachen", sondern lediglich 
mit dem „Bedingen" eines Erfolges zu thun hat. 

fl ) So z. B. Binding, Normen, Bd. I, 8. 111 ff. : Die Verletzungs- 
verbote untersagen die Herbeiführung des wirklichen Übergewichts der 
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unserem subjektiven Standpunkte aus kann natürlich eine solche 
objektive Verschiedenheit im Handeln des Verletzenden und 
desjenigen, der blofs gefährdet, nicht anerkannt werden, da die 
Gefährlichkeit einer Handlung lediglich auf unserem Urteil 
über dieselbe beruht. Dieses Urteil aber, welches die ver- 
nünftige Erwartung ausspricht, dafs eine an sich zur Verletzung 
geeignete Bedingung im weiteren Verlaufe des konkreten 
Falles durch andere Bedingungen zur wirklichen Ursache 
werde ergänzt werden, läfst sich auf folgende Erwägungen 
zurückfuhren. 

Die zahlreichen Bedingungen, welche vereint die Ursache 
des Erfolges darstellen, sind zwar für den vorliegenden kon- 
kreten Fall sämtlich gleichwertig, da keine von ihnen zum 
Zustandekommen des Erfolges entbehrt werden kann. Allein 
gehen wir über den einen Fall hinaus und vergleichen ihn mit 
anderen, so finden wir, dafs die Häufigkeit, mit der die ver- 
schiedenen Bedingungen im Leben vorkommen, eine durchaus 
ungleiche ist. Zunächst giebt es Bedingungen, die stets und 
überall vorhanden sind, somit als feste Faktoren ein für alle 
mal in jede Rechnung eingesetzt werden können: hierher ge- 
hören z. B. die Schwerkraft, der Widerstand der Luft, die 
wärmende und erleuchtende Kraft der Sonne, der regelmäfsige 
Wechsel von Tag und Nacht u. s. w. Daneben treten andere 
Bedingungen mit einer gewissen Regelmäfsigkeit auf, sodafs wir 
sie in jedem einzelnen Falle so lange als gegeben vermuten 
dürfen, bis gewichtige Gründe uns ihr ausnahmsweises Ausbleiben 
als sicher erscheinen lassen; wenn wir z. B. 5 Minuten vor dem 
fahrplanmäfsigen Eintreffen eines Eisenbahnzuges einen grofsen 
Felsblock auf den Schienen liegen sehen, so werden wir die 
Situation mit Recht für überaus gefährlich halten dürfen, so- 

zum Erfolg hinwirkenden über die denselben abhaltenden Bedingungen, 
die Gefährdungsverbote dagegen schon die Verstärkung der enteren 
in der Weise, dafs ihr Sieg über ihre Gegner zu befürchten steht. 
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lange uns nicht Gründe bekannt sind, aus denen der fallige 
Zug bis zu dieser Stelle voraussichtlich überhaupt nicht, weil 
etwa das Gleis schon vorher gesperrt ist, oder nur mit so 
grofser Verspätung gelangen wird, dafs die Beseitigung des 
Hindernisses oder die rechtzeitige Warnung des Zuges mit 
Sicherheit zu erwarten ist. Zwischen diesen nach der Erfah- 
rung des Lebens regelmäfsig eintretenden Bedingungen, auf 
welche zunächst stets, und den entgegengesetzten seltenen Be- 
dingungen, auf die in der Regel nicht gerechnet werden darf, 
liegt in der Mitte die grofse Masse der indifferenten Beding- 
ungen , von denen wir es auf Grund unserer Erfahrung für 
„möglich" halten, dafs sie ebensogut eintreten wie ausbleiben 
können. Während wir uns nun gewöhnt haben, den letzteren 
Bedingungen keine besondere Bedeutung beizumessen, weil 
eine Angst vor möglicherweise eintretenden Bedingungen, die 
sich im Verein mit anderen möglicherweise hinzutretenden Be- 
dingungen vielleicht zur Ursache eines Schadens entwickeln 
könnten, dem gesunden Menschenverstände unbegründet er- 
scheint, liegt die Sache anders hinsichtlich der beiden erst- 
genannten Klassen von Bedingungen. Sehen wir z. B., wie 
jemand eine notwendige Bedingung, z. B. die Schwerkraft, in 
Verbindung mit mehreren regelmäfsig vorhandenen, z. B. Härte 
der Pflastersteine einer Strafse, normale Schädelbildung des 
Menschen u. s. w. in den Kreis seiner Berechnung ziehend, 
einen andern kopfüber aus dem Fenster auf die Strafse wirft, 
so werden wir die Lage des durch die Luft fliegenden Menschen 
für gefährlich zu halten berechtigt sein, weil wir keine Gründe 
zu finden vermögen, die der drohenden Verletzung mit Sicher- 
heit Einhalt zu thun im stände wären; wenn trotzdem durch 
unvorhersehbare Umstände (aufsergewöhnlich starker Schädel- 
bau des Bedrohten, ein im selben Moment auf die Strafse 
geworfenes Bett) der Sturz ohne üble Folgen bleibt, so wird 
dadurch die Berechtigung unseres Urteils „Gefahr war vorhan- 
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den" in keiner Weise erschüttert, weil sich dasselbe nur auf 
die zur Zeit der That bekannten oder voraussehbaren Umstände 
zu stützen hat (vgl. oben § 11 a. E.). 

Gefährdung ist demnach das Setzen einer Bedingung 
(durch eine menschliche Handlung), von der ein unbefangener 
Beurteiler unter Berücksichtigung aller zur Zeit der That be- 
kannten oder voraussehbaren Umstände begründete Besorgnis 
hegen mufs, dafs sie sich im Verein mit anderen Bedingungen 
zur Ursache eines rechtsgüterverletzenden Erfolges entwickeln 
werde, weil jene anderen Bedingungen erfahrungsgemäfs stets 
vorhanden sind oder regelmäfsig einzutreten pflegen, während 
auf den Eintritt eines zur Abwendung des Erfolges geeigneten 
II ms tan de 8 nicht mit gleicher Bestimmtheit gerechnet wer- 
den kann. 

Gefahr ist der durch das Setzen einer solchen Bedingung 
geschaffene Zustand. 7 ) — 

Eine Gefahrdung ist also nicht schon dann vorhanden, 
wenn der Thäter zwar eine Bedingung des Erfolges gesetzt 
hat, die übrigen Bedingungen jedoch erfahrungsgemäfs nicht 
so häufig auftreten, dafs eine Vereinigung aller zur Ursache 
vernünftigerweise zu befürchten wäre ; *) ebensowenig in den 
Fällen, wo einer an sich (abstrakt, generell) besorgniserregen- 
den Konstellation von Bedingungen im konkreten Falle ein 
Umstand gegenübersteht, auf dessen Eingreifen zu gunsten des 
bedrohten Gegenstandes wir nach der Erfahrung des Lebens 
mit Sicherheit zählen dürfen. 9 ) 

') Im wesentlichen übereinstimmend v. IAszt S. 130, 131, 212. Ur- 
teil des Obertribunals v. 1. Okt. 1874 (Oppenhof, Rechtspr., Bd. XV, 
S. «04; Goltdammers Archiv, Bd. XXII, S. 629). 

8 ) Daher läfst z. B. § 324 StGB, jemanden, der einen nicht zum 
Gebrauche für andere bestimmten Brunnen vergiftet, straflos, weil eine 
Benutzung des Brunnens durch Menschen nach dem naturgemäfsen Ver- 
laufe der Dinge nicht zu erwarten ist, sich somit, wenn sie ausnahms- , 
weise trotzdem stattfinden sollte, als eine „zufällige" darstellen würde. 

*) Z. B. das Haltesignal der Bahnwärter, wenn die beiden auf dem- 
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Andererseits nehmen wir eine Gefahr nicht erstdann an, 
wenn der gefürchtete Erfolg in der Mehrzahl gleich gearteter 
Fälle einzutreten pflegt, schon aus dem Grunde, weil es ini 
wirklichen Leben gar nicht vorkommt, dafs sich die einzelnen 
Fälle unter einander wie ein Ei dem andern gleichen, und viel- 
fach die geringsten, kaum wahrnehmbaren Abweichungen in der 
Gestaltung des Falles genügen, um die bedeutendsten Änderungen 
des Erfolges herbeizuführen. 

Spuren dieser Anschauung finden sich, mehr oder minder 
klar hervortretend, in zahlreichen Urteilen des Reichsgerichts; 
als Belege seien hier nur folgende Stellen hervorgehoben: 

„Die blofse Möglichkeit eines Unglückes sei nicht 
ausreichend, um den Thatbestand des § 316 R. St. G. B. 
zu erfüllen; erforderlich sei vielmehr, dafs durch die Pflicht- 
vernachlässigung des Beamten ein Unglück wahrscheinlich 
gemacht worden ist in dem Sinne, dafs dasselbe ohne 
Hinzutreten von Zufälligkeiten hätte entstehen 
müssen." 10 ) 

„Es kommt nach § 316 Abs. 2 R. St. G. B. darauf an, 
ob überhaupt durch die Pflicht Vernachlässigung in irgend einem 
Zeitpunkte (von der Pflichtvernachlässigung an, bis dieselbe 
eine Wirkung auf den Transport nicht mehr ausüben kann) 
ein Zustand herbeigeführt war, in welchem die Wahrscheinlich- 
keit einer Beschädigung des Transportes vorlag. Für letztere 
Frage ist der wirkliche Kausalitäts verlauf nicht 
entscheidend, weil eine Menge nicht zu berechnender Fak- 
toren (zufälliges Verlangsamen oder Beschleunigen der Bewe- 
gung des Zuges oder des Fuhrwerkes, Scheuen der Pferde u. 



selben Gleis fahrenden Züge sich noch in gehöriger Entfernung von ein- 
ander befinden, was der Thatrichter jedesmal unter Erwägung aller Um- 
stände des einzelnen Falles zu prüfen hat, vgl. die interessante Entsch. 
d. R.G. in Strafs. Bd. X, S. 173 ff. 

»•) Rechtspr., Bd. VI, 8. 99. Eger. Entsch., Bd. III, S. 180. 
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dgl.) einen anderen Verlauf herbeiführen konnte. Selbst wenn 
ein Zusammenstofs gar nicht stattgehabt hätte, wäre eine Ge- 
fährdung des Transportes nicht ausgeschlossen, beispielsweise 
wenn der Zusammenstofs durch rechtzeitiges Eingreifen einer 
dritten Person oder durch ein aufsergewöhnliches Er- 
eignis vermieden worden wäre.- M ) 



3. § 13. Die Gefahr für den Transport insbesondere. 

Eine nähere Betrachtung des Thatbestandes der §§ 315. 
316 zeigt nun, dafs die Gefahrdung des Eisenbahntransportes 
— abgesehen von dem in § 316 Abs. 2 behandelten Falle — 
nur riaun mit Strafe bedroht ist, wenn sie begangen wird 

entweder durch Beschädigung von Eisenbahnanlagen, 
Beförderungsmitteln oder sonstigem Zubehör, 

oder aber durch Bereiten von Hindernissen auf 
der Fahrbahn durch falsche Zeichen oder Signale oder auf 
andere Weise. Dafs hierbei unter „Eisenbahnanlagen" der 
gesamte unbewegliche Teil der Eisenbahn, unter „Beförderungs- 
mitteln" dagegen die Transportmittel (Wagen), in denen, und 
die Zugmittel, durch welche die zu transportierenden Objekte 
befördert werden sollen, zu verstehen sind, wurde bereits oben 
(§§ 6, 7) ausgeführt; weiterhin bedeutet „Fahrbahn" den Raum 
zwischen den Gleisen und die nächste der Berührung durch 
Lokomotive oder Wagen ausgesetzte Nähe des Gleises. 1 ) Was 
aber ist „der Transport", in dessen Getährdung der eigentliche 
Kern der nach §§ 315 ff. strafbaren Handlungen liegt? 

Der Umstand, dafs § 315 und § 316 Abs. 1 von der Ge- 
fährdung des Transports, § 316 Abs. 2 dagegen von einem 

») Entsch. d. R.G., Bd. XIV, S. 136 ff. Vgl. auch Entsch., Bd. X, 
8. 173; Bd. XV, S. 82. Erk. de* bad. Oberhofgericht« v. 23. Juni 1877 
in Stengleins Ztschr., N. F. Bd. VIII, S. 286. 

') Entach. d. R (*. in Strafe., Bd. XV, S. 82. 
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Transport spricht, hat grofsen Streit darüber hervorgerufen, 
zunächst ob dieser Verschiedenheit überhaupt eine rechtliche 
Bedeutung beizumessen oder auf biofse Ungenauigkeit der Aus- 
drucksweise zurückzuführen sei, und welcher von beiden Les- 
arten eventuell als der vom Gesetz wirklich gewollten der Vor- 
zug zu geben sei. 2 ) Die richtige Lösung des Konfliktes scheint 
indessen darin zu liegen, dafs keiner von beiden Parteien un- 
umschränkt Recht zu geben sei, indem nicht nur die Bezeich- 
nung r ein Transport" in § 316 Abs. 2, vielmehr der Gebrauch 
des Wortes „Transport" überhaupt in diesem Zusammenhange 
verfehlt ist. Eger*) hat neuerdings darauf hingewiesen, dafs 
die Verkehrsaufgabe der Eisenbahnen in zwei begrifflich scharf 
zu sondernde, bisher aber weder in der Gesetzgebung noch in 
Theorie und Praxis genügend auseinander gehaltene Teile 
zerfällt : 

1. die auf die sichere und ordnungsmäßige Instandhaltung 
der Eisenbahnanlagen und Betriebsmittel, sowie deren ordnungs- 
mäfsige und gesicherte Benutzung gerichtete Thätigkeit: 
Eisenbahnbetrieb; 

2. die sich auf die gewerbemäfsige und dem Verkehrsbe- 
dürfnisse entsprechende Beförderung der Güter und Personen 
beziehende Thätigkeit: Eisenbahntransport. 

Der Eisenbahnbetrieb ist also gewissermafsen der tech- 
nische, der Verkehrssicherheit dienende Teil, der Eisen- 
bahntransport der gewerbliche und geschäftliche, dem wirt- 
schaftlichen Verkehrsbedürfnisse gewidmete Teil 
des Eisenbahnunternehmens. Mit Recht ist daher in jüngster 
Zeit das „Bahnpolizeireglement" vom 30. Nov. 1885 durch die 
„Betriebsordnung" vom 5. Juli 1892, das „Betriebsreglement" 
vom 11. Mai 1874 hingegen durch die „Verkehrsordnung" vom 

*) Vgl. einerseits Olshausen § 315 N. 5 und 7, andererseits Rüdorjf- 
ßtenglein § 316 N. 2. 

') Handbuch, Bd. II, S. 1 ff. 
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15. Nov. 1892 ersetzt worden; mit Recht bedient sich das 
Handelsgesetzbuch in seinem Abschnitt über das Frachtgeschäft 
der Eisenbahnen ausnahmslos der Bezeichnung „Transport" : 
zu Unrecht aber ist dieser Ausdruck den Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches eingefügt, die den Schutz des Eisenbahn- 
betriebes bezwecken. 

Gegenstand der Gefährdung ist mithin weder ein bestimmter 
Transport noch der Transport im allgemeinen, vielmehr der 
Eisenbahnbetrieb überhaupt, d. h. die Benutzung der Bahn zu 
den ihr eigentümlichen Zwecken und in der ihrem Begriff ent- 
sprechenden Weise,*) d. h. durch tote Naturkräfte, 6 ) nicht da- 
gegen durch tierische oder menschliche Kraft (Kurbelwagen) Ä ). 
Diese Gefahr für den Bahnbetrieb mufs natürlich im konkreten 
Falle vorhanden sein, woraus aber durchaus noch nicht folgt, 
dafs sie sich gerade auf einen bestimmten konkreten Transport 
zu beziehen braucht: so kann z. B. jemand, der Hindernisse 
auf der Fahrbahn bereitet, die der langsam fahrende Güterzug 
glücklich bei Seite schiebt, deshalb doch iu Strafe genommen 
werden, falls der Schnellzug dadurch in Gefahr gesetzt worden 
wäre. 7 ) Immerhin bildet den augenfälligsten Beweis für die 
Gefährdung des Betriebes im allgemeinen die Gefährdung eines 
konkreten Transportes ; deshalb ist die Bestimmung dessen, was 
hierunter zu verstehen sei, auch für die §§315 ff. von prak- 
tischer Wichtigkeit. 8 ) 

4 ) Ubereinstimmend: v. Liszt S. 519. Olshausen § 315 N. 7. Schaper 
a. a. O., Bd. III, S. 897. Entsch. d. R.U. in Strafs., Bd. XI, S. 205. 

A. M. Rüdorff- Stenglein § 315 N. 2. 

5 ) Daher fällt auch eine innerhalb des Bahnhofes zum Rangier- 
dienste verwendete Lokomotive unter den Begriff des „Transportes auf 
einer Eisenbahn" (Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XXII, S. 343). 

fl ) Bemer S. 626. v. Liszt S. 519. H. Meyer S. 915 N. 69. Ol* 
hausen § 315 N. 8. Rüdor/f-Stenglein § 315 N. 3. 

^ Vgl. Binding, Normen, Bd. I, S. 394. Noch weiter geht Op- 
hausen § 315 N. 7. 

8 ) Vgl. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XXII, S. 343. 
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Ein Eisenbahntransport 9 ) besteht aus einem „Transport- 
gegenstand", d. h. den zu transportierenden Personen oder 
Sachen, ferner aus den „Transportmitteln" (Wagen, Lowry u. s. w.). 
endlich aus den „Zugmitteln" (Lokomotiven mit Tendern), 
■welch letztere beiden auch unter dem weiteren Begriffe der 
„Beförderungsmittel" zusammengefafst werden. Für die Beur- 
teilung der Frage, ob ein Gegenstand als Transportobjekt, Trans- 
portmittel oder Zugmittel anzusehen sei, ist die jeweilige Be- 
ziehung entscheidend, in der er zu der Eisenbahn und den die 
Bewegung auf derselben hervorbringenden Kräften steht, sodafs 
selbst Lokomotiven oder leere Güterwagen zu blofsen Transport- 
gegenständen werden können, wenn sie in den Zug einrangiert 
mitlaufen ; sogar einen mit Rädern versehenen Lastenkrahn 
hat das Reichsgericht aus diesem Grunde für einen Transport- 
gegenstand erklärt. 10 ) 

Daraus folgt aber, dafs das Gesetz, obwohl die abstrakte 
Gemeingefährlichkeit für Leib und Leben zweifellos das Motiv 
der schweren Strafdrohung abgegeben hat, doch im konkreten 
Falle nicht den Nachweis der Gefährdung einer Person, 11 ) ge- 
schweige denn den einer gemeinen Gefahr, verlangt, sich viel- 
mehr mit der konkreten Gefährdung des Eisenbahn- 
betriebes als solchen begnügt. In der Regel wird ja übri- 
gens mit dieser auch eine Gemeingefahr für Menschenleben ver- 
bunden sein, sofern nur die „gemeine" Gefahr richtig aufgefalst 
wird als derjenige Zustand, in welchem ein individuell nicht be- 
stimmter und begrenzter Personenkreis als gefährdet erscheint, 
also auch derjenige Zustand hierher gerechnet wird , in dem es 
feststeht, dafs die Verletzung nur einem einzigen Menschen 



») Vgl. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. III, S. 415. 
»•) Vgl. Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. XVI, S. 66. 
») Vgl. Urteil des OAG. Berlin v. 27. Sept. 1871 {Oppenhoff, 
Kechtspr., Bd. XII, S. 415; Stengleins Zeitschrift, N. F. Bd. I, S. 104), 
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oder einer beschränkten Zahl von Menschen droht, wofern diese 
Personen nicht individuell bestimmt sind. 12 ) 



4. § 14. Versuch und Vollendung. Idealkonkurrenz. 

Mit der Herbeiführung dieser „Gefahr für den Transport" 
ist nun aber auch das Verbrechen der §§ 315, 316 objektiv 
vollendet, ohne dafs der Eintritt irgend einer Beschädigung er- 
forderlich wäre. 1 ) Unrichtig ist daher die Bemerkung von 
Schwarze in seiner Kritik des Müllerschen Werkes: 2 ) „Wenn 
jemand einen Stein auf die Bahn legt, um den Wagenzug 
scheitern zu lassen, dieser aber glücklich vorübersaust, weil der 
Stein glücklicherweise von der Sicherheitsschaufel des Wagens 
erfafst worden ist, so ist nächster Versuch, aber kein vollendetes 
Verbrechen vorhanden." Das Gesetz sieht eben wegen der 
regelmäfsigen Gemeingefahr einer derartigen Handlung mit 
Recht davon ab, die Strafbarkeit des Frevlers von der wirk- 
lich erfolgten Verletzung eines Menschen oder Beschädigung 
des Transportes abhängig zu machen, es erfordert zur Vollen- 
dung des Thatbestandes lediglich die Herbeiführung einer „Ge- 
fahr für den Transport" durch eine der im Gesetz genau be- 
zeichneten Handlungen, gleichviel ob die Gefährdung nachher 
wirklich in eine Verletzung umschlägt oder, wie man zu sagen 
pflegt, durch einen „ glücklichen Zufall" ohne weitere Folgen 

'*) Vgl. HiUschner, Bd. II, S. 603. v. Liszt S. 512. H. Meyer 
S. 902. Siebenhaar in v. IAszts Zeitschrift, Bd. IV, S. 267. 

Dagegen rechnet die herrschende Meinung im Anschlufa an die Mo- 
tive zu §§ 303 ff. des Entwurfs des norddeutschen Strafgesetzbuches 
(S. 82) nur diejenigen Handlungen hierher, .,mit deren Begehung die 
Wahrscheinlichkeit einer allgemeinen üefahr für Personen oder Sachen 
gegeben ist". 

l ) Ebenso v. Liszt S. 519. Meves a. a. O. S. 198. Müller a. a. O. 
S. 110 ff., 193 ff. Ophausen § 315 N. 13. Vgl. auch Bremische Motive 
1868 S. 215. 

«) Kritische Jahrbücher 1847, S. 19. 
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bleibt, gleichviel auch, ob der Thäter in der boshaften Absicht, 
ein Eisenbahnunglück herbeizuführen, handelte oder etwa aus 
reinem Mutwillen, unbekümmert um die Folgen, einen Stein 
auf die Schienen legte — alle diese Momente werden bei der 
Strafzumessung eine grofse Rolle spielen, für die Frage der 
Vollendung des Verbrechens sind sie ohne Bedeutung. 

Ja selbst dann, wenn der Thäter das Verbrechen lediglich 
zu dem Zwecke („in der Absicht") begeht, um eine bestimmte 
Person, etwa den ihm verhafsten Lokomotivführer eines Per- 
sonenzuges, zu töten, sich dabei aber wohl bewufst ist, dafs er 
gleichzeitig den ganzen Eisenbahnzug gefährdet, so liegt in 
dem Augenblicke, wo durch die Beschädigung der Eisenbahn- 
anlagen oder die Bereitung des Hindernisses auf der Fahrbahn 
die konkrete Gefahr für den Eisenbahnbetrieb eintritt, hinsicht- 
lich des Lokomotivführers allerdings erst versuchte Tötung, im 
übrigen aber vollendete Transportgefährdung vor, sodafs dann 
beide Verbrechen in Idealkonkurrenz treten; mithin würde, 
wenn die beabsichtigte Tötung gelingt, die Strafe des Mordes 
zu verhängen sein 9 ). 

So oft also eine vom Thäter vorausgesehene Gefahrdung 
des Eisenbahnbetriebes eingetreten ist, hat derselbe gegen § 315 
verstofsen, mag jene auch seiner Intention nach nur eine Vor- 
stufe zu der eigentlich bezweckten Tötung eines Menschen 
bilden; erst dann wird eine abweichende Beurteilung zulässig 
sein, wenn der Thäter überhaupt gar nicht den Betrieb als 
solchen, sondern nur eine bestimmte Person, die er zu töten 
gedenkt, gefährdet, z. B. den Führer einer auf einem toten 
Gleis allein fahrenden Lokomotive : in diesem Falle kann aller- 
dings nicht § 315, wohl aber vielleicht § 303 oder § 305 in 

s ) Dies bebt § 2 Abs. 2 der preufsischen Verordnung v. 30. Nov. 
1840 ausdrücklich hervor: „Ist die Tötung beabsichtigt worden, so finden 
die Strafgesetze gegen den Mord Anwendung". Später ist diese Be- 
stimmung als selbstverständlich weggefallen. 
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Idealkonkurrenz mit den Bestimmungen über versuchte oder 
vollendete Tötung treten. 

5. § 15. Vorsatz, Fahrlässigkeit, Erfolgsstrafe. 

Sowohl bei der vorsätzlichen als auch bei der fahrlässigen 
Gefährdung des Eisenbahnbetriebes droht unser Strafgesetzbuch 
eine schwerere Strafe, „wenn durch die Handlung der Tod 1 ) 
eines Menschen verursacht worden ist". Sofort drängt sich 
hier die Frage auf, ob der Nachweis des objektiven Kausal- 
zusammenhanges zwischen der verbrecherischen Handlung und 
der eingetretenen Tötung oder Körperverletzung zur Verhängung 
der schwereren Strafe genüge, oder ob der erhöhte Strafrahmen 
nur dann Platz zu greifen habe, wenn im einzelnen Falle Vor- 
satz oder Fahrlässigkeit des Thäters in Beziehung auf den 
schwereren Erfolg festgestellt ist. Für erstere Ansicht scheint 
der Wortlaut „verursacht", für letztere die Schwere der Straf- 
drohung zu sprechen. 

I. Sehen wir zunächst davon ab, dafs wir es bei unserer 
Untersuchung mit einem Gefährdungsdelikt zu thun haben, und 
fassen wir vielmehr die ganze Gruppe der Fälle ins Auge, in 
welchen durch eine an sich schuldhafte Handlung ein schwererer 
Erfolg herbeigeführt wurde, so zeigt sich im Laufe der Zeiten 
ein bedeutender Wechsel der Anschauungen. 

1. Um die Mitte dieses Jahrhunderts dachte kein Mensch da- 
ran, dafs jemand wegen einer von ihm zwar verursachten, jedoch 
nicht verschuldeten Verletzung bestraft werden könnte, man 
war, wie Binding 2 ) sagt, „durchdrungen von der Strafunfähig- 
keit des Zufalls, also auch von der Unmöglichkeit, ihn als 
Strafschärfungsgrund zu behandeln." Man behauptete daher 



l ) § 315 Abs. 2 verordnet auch bei Verursachung einer schweren 
Körperverletzung Strafschärfung. 

*) Handbuch des Strafrecht«, Bd. 1, S. 366. 
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entweder, dafs aus den Umständen der Verübung der That ein 
bestimmter, unbestimmter oder wenigstens eventueller Vorsatz 
des Thäters in Beziehung auf den schwereren Erfolg mit Not- 
wendigkeit gefolgert werden müsse 8 ), oder man verlangte im 
konkreten Falle den Nachweis eines bestimmten Schuldgrades, 
sei es culpa dolo determinata, dolus eventualis oder indeter- 
minatus 4 ). 

Diese Ansicht konnte sich mit Fug und Recht auf die 
Entstehungsgeschichte des preufsischen Strafgesetzbuches berufen, 
welche zahlreiche unzweideutige Belege dafür liefert, dafs die 
Strafschärfung in den fraglichen Fällen an den Nachweis einer 
Schuld geknüpft sein sollte. Aus den eingehenden Erörterungen, 
die sich namentlich um die Brandstiftung, durch welche ein 
Mensch das Leben verloren hat (Preufs. StGB. § 285), 
drehten ö ), seien nur einige besonders bezeichnende Momente 
hervorgehoben . 

Der Entwurf von 1843 wurde im Frühjahr 1843 mit einer 
64 Fragen enthaltenden Denkschrift den 8 Provinziallandtagen 
zur Begutachtung vorgelegt; diese „Denkschrift über die zur 
ständischen Beratung gestellten Fragen des Strafrechts" bemerkt 
zu Frage 66 6 ) folgendes: „Im Entwürfe ist diese Frage be- 

a ) Vgl. z. ß. Bayerische Motive 1864, S. 491: „Aue der oben ange- 
führten Erwägung dürfte 68 sich vollkommen rechtfertigen, wenn in allen 
Fällen einer mit einem solchen Reate (Eisenhahngefährdung) konkur- 
rierenden Tötung das Gesetz die Thatsache, dafs der Verbrecher diesen 
Erfolg seiner Handlung als wahrscheinlich habe voraussehen können, für 
keines weiteren Beweises bedürftig eraohtet und sofort für 
derlei Fälle die Todesstrafe unbedingt androht." 

*) Vgl. Berner, Grundlinien der criminalistischen Imputationslehre, 
1843, S. 174 bis 294. KMlin im Archiv des Criminalrechts, N. F. 1856, 
S. 293 bis 325. 

6 ) Vgl. den Aufsatz von Dalcke in Ooltdammers Archiv, Bd. XVI, 
S. 13 ff. 

•) Dieselbe lautet: „Soll bei dem Verbrechen der Brandstiftung, 
der Überschwemmung und der Veranlassung der Strandung oder des 
Versinkens eines Schiffes die Todesstrafe eintreten, wenn dadurch ein 
Mensch das Leben verloren hat?" 

Abhandlangen des kriminalistischen Seminars. III. 13 
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jahend entschieden. Denn wenn auch in dem vorausgesetzten 
Falle der Erfolg, soweit es sich von der Tötung eines Menschen 
handelt, aufser dem Willen des Thäters liegt, so mufs er doch 
mit Rücksicht auf die Natur und Beschaffenheit der ver- 
brecherischen Handlung demselben zugerechnet werden. Bas 
Charakteristische der gemeingefährlichen Verbrechen besteht 
gerade darin, dafs sich der objektive Umfang des Verbrechens 
zum voraus gar nicht bestimmen läfst. Insbesondere ist aber 
mit der VerÜbung einer Brandstiftung und Überschwemmung, 
sowie mit der Verursachung des Versinkens oder Strandens 
eines Schiffes eine so grofse und augenscheinliche Gefahr für 
Menschenleben verbunden, dafs niemand eine solche 
That vorsätzlich unternehmen kann, ohne sich 
im vor au 8 darauf gefafst zu machen, dafs Menschen 
wirklich umkommen werden. Es mufs also diese Folge 
schon nach den allgemeinen Grundsätzen des § 52 dem Thäter, 
als eventuell in seiner Absicht liegend, beigemessen 
werden." Der hier in Bezug genommene § 52 Abs. 2 lautet : 
„Auch dann ist das Verbrechen dem Thäter als ein vorsätz- 
liches zuzurechnen, wenn der eingetretene Erfolg zwar nicht 
zunächst oder ausschliefslich bezweckt war, aus den Umständen 
aber hervorgeht, dafs solcher, für den als möglich vorauszu- 
sehenden Fall seines Eintrittes, nicht aufser der Absicht des 
Thäters gelegen hat" und bezieht sich, wie die „Revision des 
Entwurfs des Strafgesetzbuchs von 1843" (1845), S. 129, aus- 
drücklich bemerkt, auf den dolus indeterminatus. 

Der im Jahre 1848 zusammenberufene „Vereinigte stän- 
dische Aus8chuf8 u war ebenfalls der Ansicht, dafs die Todes- 
strafe in allen Fällen des Titels über die gemeingefährlichen 
Verbrechen die Fälle des dolus indeterminatus treffen wollte 7 ). 

Dagegen geht die Kommission der zweiten Kammer, welcher 

7 ) Bleich, Verhandlungen des Vereinigten ständischen Ausschusses. 
Berlin 1848, Bd. I, S. 330. 
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am 10. Dez. 1850 der Strafgesetzentwurf („Entwurf 1851") vor- 
gelegt wurde, einen Schritt weiter, indem sie die Todesstrafe 
auch auf den Fall bezieht, wo dem Brandstifter die Tötung 
nur als Fahrlässigkeit zuzumessen sei, „da die Brandstiftung 
schon an und für sich ein höchst gefährliches Verbrechen dar- 
stelle und solchen gemeingefährlichen Handlungen, besonders 
wenn dadurch Menschenleben verloren gingen, mit den schärfsten 
Strafen entgegen getreten werden müBse" 8 ) : die Todesstrafe soll 
demnach auch bei Idealkonkurrenz zwischen vorsätzlicher Brand- 
stiftung und fahrlässiger Tötung eines Menschen Platz greifen 
(culpa dolo determinata) ; dieselben Erwägungen gelten auch 
für die Gefährdung des Eisenbahntransports (§ 266 des Ent- 
wurfs), denn der Bericht beantragt zu § 266 die Todesstrafe 
ausdrücklich „in Konsequenz der Bestimmung des § 259" (vgl. 
S. 148 a. a. 0.). 

Die Motive zum Entwurf von 1851 scheinen sich indessen 
wieder auf die Fälle des dolus indeterminatus beschränken zu wol- 
len, indem sie sich zu §§ 259 ff. folgendermafsen äufsern: „Dies 
beruhet auf der Erwägung, dafs bei derartigen Verbrechen die 
Gefahr für Menschenleben offenkundig vorliegt, dafs der Tod 
von Menschen als wahrscheinlich vorausgesehen werden konnte, 
und dafs der Thäter es auf diesen Erfolg ankommen läfst, wenn 
auch die Tötung nicht der eigentliche Zweck der That ist. Es 
liegt ein unbestimmter dolus vor, welcher hier, bei diesen 
an sich so schweren Verbrechen, die Anwendung der Todes- 
strafe rechtfertigt. In derselben Art sprechen sich auch die 
meisten neueren Strafgesetzbücher aus; namentlich lassen das 
Württembergische (Art. 378), das Hessische (Art. 411, 420), das 
Sächsische in Fällen dieser Art die Todesstrafe eintreten, wenn 



8 ) Bericht der Kommission zur Prüfung des Strafgesetzbuches für 
die Preufsischen Staaten, S. 143 ff. 

13* 
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ein Mensch dabei das Leben verloren hat und der Thäter 
diesen Erfolg voraussehen konnte* 9 ). 

2. Allein schon beim Erlals des norddeutschen Strafgesetz- 
buches hatten sich, namentlich unter dem Einflufs der Praxis 
des preufsischen Obertribunals 10 ), die Anschauungen gründlich 
geändert; ohne der Entstehungsgeschichte zu gedenken, hielt 
man sich überwiegend an den Wortlaut, wies darauf hin, dafe 
objektive „Verursachung" und subjektive „Verschuldung" zwei 
scharf zu sondernde Dinge seien, und erkannte auf die im Ge- 
setze vorgesehene Strafschärfung in allen Fällen, wo ein ursäch- 
licher Zusammenhang zwischen dem schwereren Erfolge und 
der verbrecherischen Handlung nachweisbar war. 

Dafs dies in der That die Auffassung der Reichsgesetz- 
gebung ist, erhellt aus dem § 5 des Sprengstoffgesetzes vom 
9. Juni 1884, welcher die Herbeiführung einer Gefahr für das 
Eigentum, die Gesundheit oder das Leben eines andern durch 
Anwendung von Sprengstoffen behandelt. Hier wird in Absatz 1 
für vorsätzliche Gefährdung Zuchthaus angedroht. Absatz 2 
verhängt Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, wenn durch die 
Handlung eine schwere Körperverletzung, Zuchthaus nicht 
unter 10 Jahren oder lebenslängliches Zuchthaus, wenn der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist. Dazu tritt nun 
im dritten Absatz die merkwürdige und unklare Bestimmung: 
„Ist durch die Handlung der Tod eines Menschen herbeigeführt 
worden und hat der Thäter einen solchen Erfolg 
voraussehen können, so ist auf Todesstrafe zu erkennen." 
Die Motive (Drucks. Nr. 84) bemerken hierzu : „Es wird dabei 
nicht erfordert, dafs gerade der im gegebenen Falle eingetretene 
Tod eines bestimmten Menschen von dem Thäter vorausgesehen 

») Motive S. 74. 

,0 ) Vgl. in Goltdammers Archiv die Urteile v. 7. Jan. 1857 (Bd. V, 
S. 69), v. 1. Juli 1857 (Bd. V, S. 659), v. 26. April 1858 (Bd. VI, S. 337 , 
dazu Plenarbeschlufe a. a. 0. S. 339), v. 29. Mai 1867 (Bd. XV, S. 562). 
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werden konnte; es gentigt vielmehr, dafs dem letzteren über* 
haupt die Möglichkeit des Todes irgend eines 
Menschen als Folge seiner That vorschweben 
m u f 8 1 e. Der Entwurf will in Abs. 3 auch solche Fälle treffen, 
in welchen, wie in dem bekannten Falle des p. p. Thomas zu 
Bremerhaven, die in der Voraussicht der Tötung von Menschen 
vorbereitete Explosion früher erfolgt ist, als sie der Thäter 
beabsichtigte," Der zweite Absatz mufs demgemäfs nach der 
Meinung des Gesetzgebers auf solche Fälle bezogen werden, 
wo dem Thäter nicht einmal „die Möglichkeit des Todes irgend 
eines Menschen als Folge seiner That vorschweben mufste (!!!)" 

Hiernach steht unzweifelhaft fest, dafs nach dem geltenden 
Reichsstrafrecht die Strafschärfung für einen schwereren Erfolg, 
der durch eine an sich schuldhafte Handlung „verursacht" 
wurde, eine Schuld des Thäters in Beziehung auf diesen Erfolg 
nicht voraussetzt 11 ). 

IL Es fragt sich nun aber, ob der Charakter des in § 315 
behandelten Verbrechens als eines Gefährdungsdeliktes über- 
haupt noch die Möglichkeit einer derartigen, für die Ver-, 
letzungsdelikte, wie Notzucht (§ 178), Körperverletzung (§§ 224, 
226) u. a., sicherlich berechtigten Auffassung zuläfst, ob also 
die unverschuldete Herbeiführung der Verletzung durch 
ein vorsätzliches Gefä hr dungsdelikt begrifflich denk- 
bar ist. Die angeregte Frage hängt aufs engste mit der Dolus- 
lehre zusammen und läfst daher eine verschiedenartige Beant- 
wortung zu: vom Standpunkte der Vorstellungstheorie aus ist 
sie entschieden zu verneinen. 

Wer unter Vorsatz die Vorstellung von der verursachenden 
Bedeutung seines Thuns, die Voraussicht des Erfolges, ver- 
steht 12 ), der mufs beim vorsätzlichen Gefährdungsdelikt auf 
■ — — 

") So die herrschende Meinung. Vgl. über den Stand der Ansichten 
v. Liszt 8. 171 Note 5. 

,fl ) Vgl. v. Liizt S. 172. Frank in der Zeitschrift für die gesamte 



Digitized by Google 



198 



(86) 



Seiten des Thäters Klarheit über die gefährdende Bedeutung 
seiner Handlung, also das „Bewufstsein der Gefährdung", 
▼erlangen lS ); das Gleiche gilt, wenn man Vorsatz als „ wissent- 
liche Verwirklichung sämtlicher Verbrechensmerkmale" 14 ) defi- 
niert, denn bei jedem Gefährdungsdelikt erhebt das Gesetz die 
Gefahr als Folge der verbrecherischen Handlung zum That- 
bestandsmerkmal (§ 315: „dafs dadurch der Transport in 
Gefahr gesetzt wird") und erfordert damit die Kenntnis des 
Thäters von der gefährdenden Natur seiner Handlung. 

Ja selbst in Zeiten, wo noch die Willenstheorie die fast 
allein herrschende war, wurde für die Gefahrdungsdelikte das 
Bewufstsein, dafs die Gefahr aus der Handlung entstehen werde, 
zum „Dolus" als erforderlich, aber auch als ausreichend aner- 
kannt 15 ). So gab bei der Verhandlung über den § 350 des 
Entwurfs von 1847 (entsprechend dem § 321 R. St. G. B., betr. 
die vorsätzliche Zerstörung oder Beschädigung von Wasser- 
leitungen u. s. w. mit Gefahr für das Leben anderer) der Re- 
gierungskommissar Bischoff auf die Anfrage des Abgeordneten 
v. Donimiershi : 

„ob sich der Vorsatz nur auf Zerstörung beziehe oder 
gemeint sei : wer vorsätzlich die Gefahr für das Leben 
herbeiführt?" 
die ausdrückliche Erklärung ab: 

„Es ist die Absicht, zu sagen, dafs vorsätzlich und 
„mit dem Bewufstsein der Gefahr gehandelt 
„worden ist 1Ä )." 

Strafrechtewissenschaft, Bd. X, S. 169 ff. Entech. d. R.G. in Strafs., 
Bd. XVI, S. 363; Bd. XVIII, S. 167. 

»•) Bechtepr. d. R.<*. in Strafs., Bd. I, S. 566. 

") v. IAszt S. 174. 

") Temme, Lehrbuch des Freufsischen Strafrechte, S. 1045. 
") Bleich, Verhandlungen des Vereinigten ständischen Ausschusses, 
1848, Bd. IV, S. 428. 

VgL auch Schaper a. a. O. Bd. III, S. 864 ff. 
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Nun ist aber mit diesem Bewufetsein der Gefährdung be- 
grifflich sets eine mehr oder minder deutliche Voraussicht eines 
verletzenden Erfolges verbunden, denn wer sich des gefährlichen 
Charakters seiner Handlung in dem Malse bewufst gewesen ist, 
dafs ihm die erfahrungsmäfsig gegebene Wahrscheinlichkeit 
einer Verletzung vor Augen schwebte, bei dem kann von einer 
rein objektiven, unverschuldeten Verursachung des Erfolges 
nicht mehr die Rede sein. Wer vorsätzlich gefährdet, sieht 
mithin in allen Fällen eine Verletzung als mehr oder weniger 
mögliche oder wahrscheinliche Folge seiner Handlung voraus; 
verschieden ist nur die Stellung seines Willens zu diesem Er- 
folge, indem hier z. B. im Falle der Tötung eines Menschen 
folgende Abstufungen denkbar sind. 

1. Der Thäter sieht voraus, dafs seine Handlung den Tod 
eines bestimmten Menschen zur Folge haben wird: „dolus 
determinatus"; war die Handlung zum Zwecke der Tötung 
unternommen, so spricht man von „Absicht". 

2. Er sieht voraus, dafs sie den Tod irgend eines, gleich- 
viel welches Menschen, oder mehrerer, unbestimmt welcher, zur 
Folge haben wird: „dolus indeterminatus". 

3. Er ist sich der Möglichkeit der Tötung eines Men- 
schen in so hohem Grade bewufst, dafs ihn auch die Über- 
zeugung von dem sicheren Eintritte derselben von der Begehung 
der Handlung nicht abgehalten hätte: er willigt also in 
erster Linie in die Gefährdung, eventuell aber auch in die 
Verletzung ein: „dolus eventualis". 

4. Er sieht zwar im allgemeinen die Gefährlichkeit seiner 
Handlung für den Bahnbetrieb ein, handelt aber trotzdem 
darauf los, sei es dafs er sich die Möglichkeit einer Tötung 
aus Leichtsinn oder Ubermut nicht gehörig klar macht, sei es 
dafs er im Notfalle Mittel zu ihrer Abwendung in der Hand 
zu haben glaubt u. 8. w. : „luxuria", „bewufste culpa" 17 ). 

17 ) Berner, Imputationslehre, S. 246: „Frevelhaftigkeit oder Ruch- 
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5. Dagegen ist einfache culpa (d. i. Nichtvoraussicht 
des voraussehbaren Erfolges) in Beziehung auf die Tötung be: 
demjenigen, der vorsätzlich den Eisenbahnbetrieb gefährdet, 
nicht denkbar, denn das im Vorsatz enthaltene Bewußt- 
sein der Gefahrdung setzt mit Notwendigkeit eine wirkliche, 
mehr oder minder klare Vorstellung des Erfolges voraus. — 

So oft daher eine vorsätzliche Gefährdung des Eisenbahn- 
betriebes, die den Tod eines Menschen zur Folge gehabt hat, 
in Frage steht und ein unmittelbarer Tötungsvorsatz nicht 
geradezu augenscheinlich ist, wird für den Richter die Haupt- 
schwierigkeit bei der Beurteilung des Falles in der Feststellung 
liegen, ob der Thäter mit eventuellem Vorsatz oder nur in 
bewufster Fahrlässigkeit gehandelt hat, da von der scharfen 
Ziehung der Grenze zwischen beiden Schuldformen die Sub- 
sumption der That unter § 211 (Überlegung vorausgesetzt) 
oder § 315 Abs. 2 abhängt. Gemeinsam ist beiden die in 
dem „Bewulstsein der Gefährdung" enthaltene Einsicht in die 
Möglichkeit der Tötung eines Menschen. Diese Möglichkeit 
aber läuft beim dolus eventualis dem "Willen des Thäters so 
wenig zuwider, dafs ihn selbst die Gewifsheit von dem Eintritte 
des Erfolges nicht von der Begehung des Verbrechens ab- 
schrecken würde, er willigt in die vorausgesehene Möglich- 
keit ein 18 ). Wer dagegen, wie namentlich jugendliche Ver- 

losigkeit ist diejenige Art der Culpa, welche mit dem B e wufstsein 
von der Möglichkeit des verbrecherischen Erfolges verbunden ist." 

,8 ) Übereinstimmend v. IAszt 8. 173. Stoofs in der Zeitschrift für 
Schweizer Strafrecht, Bd. 1, S. 526. 

Berner, Imputationslehre, S. 248. Goltdammer, Materialien, Bd. II, 
S. 635. Köstlin a. a. 0. S. 299 ff. (S. 306: „Eventualergebung in den 
Erfolg"). Köhler, Studien aus dem Strafrecht, S. 67 ff. Müller S. 70 ff. 
Zirkler in Weiskes Rechtslexikon, Bd. III, S. 489. 

Vgl. auch die interessanten Bemerkungen zu Art. 437 § 2 des Code 
Penal bei Chauveau Adolphe, Theorie du Code Pönal, Tome VI 1888, 
p. 141: „Le legislateur a voulu que l'agent qui se rend coupable «Tun 
crime füt responsable de toutes les consequences de ce crime qu'il a pu 
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brecher so häufig zu thun pflegen, aus blofsem Mutwillen ge- 
fährdet 19 ), der mag wohl auch einen Augenblick an einen 
tätlichen Erfolg gedacht haben, doch schlägt er sich diesen 
Gedanken bald wieder aus dem Sinne und giebt sich vielleicht 
dem leichtfertigen Wahne hin, es werde wohl nichts gar zu 
Schlimmes passieren, oder er ist sich zwar der Gefahr für den 
Eisenbahnbetrieb im grofsen und ganzen bewufst, allein dafs 
dabei auch Menschen das Leben verlieren könnten, versäumt er 
sich genügend klar zu machen: „es fühlt der Frevler selbst, 
dafs seine Handlung zunächst an dolus grenzt, daher in diesem 
Zustande das vorsätzliche sich selbst Belügen über die 
Gröfse der Gefahr" 20 ) — fürwahr der sträflichste Leicht- 
sinn, der schwerste Fall der Fahrlässigkeit, trotzdem aber un- 
möglich als „Vorsatz" zu konstruieren! Es liegt demgemäfs 
in diesem Hauptanwendungsfalle des § 315 Abs. 2 Vorsatz 
in Beziehung auf die Gefährdung des Eisenbahn- 
betriebes, (bewufste) Fahrlässigkeit hinsichtlich 
der Tötung vor. Zu verwerfen aber ist die bei den gemein- 
rechtlichen Juristen so beliebte Annahme eines „indirekten 
Tötungevorsatzes" 21 ), denn der Mangel der eventuellen Ein- 
willigung in den schweren Erfolg, des Unterscheidungsmerk- 
males zwischen dolus eventualis und luxuria, kann durch das 
unbestimmte Bewufstsein von der möglichen Gefährlichkeit der 

prevoir lors de 8a perpetration : si l'auteur de la destruotion n'a pas voulu 
lTioraicide ou les blessures, il a voulu du moins le fait criminel qui les 
a causes, et il n'a point ete arrete par la prevoyance que ce 
fait pouvait les oauser. C'est cette combinaison d'un fait criminel 
et d'un homicide occasionne en quelque sorte volontair ement 
par ce fait, qui constitue la criminalite' de l'agent." 

»•) Vgl. hierüber auch Mutter S. 121 ff. 

*°) Berner, Imputationslehre, S. 247. 

Carpzow, Leyser: dolus indirectus, Soden: einwilligende Schuld, 
Feuerbach: culpa dolo detenninata. Vgl. Jesse in Ooltdammers Archiv, 
Bd. II, S. 493 : „Dolus indirectus ist es, wenn der vorsätzlich Schlagende 
eine schwere Körperverletzung verursacht, an die er nicht gedacht hat, 
obwohl er hätte daran denken können (!)." 
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verbrecherischen Handlung für den Bahnbetrieb nimmermehr er- 
setzt werden ,f ). 

6. § 16. Strafbare Handlungen der im Eisenbahndienst 
angestellten Personen (§§ 316 Abs. 2, 319, 320). 

1. Die Bestimmung des § 316 Abs. 1, weiche die fahr- 
lässige Gefährdung des Transports auf einer Eisenbahn durch 
— vorsätzliche oder fahrlässige 1 ) — Begehung einer der in 
§ 315 Abs. 1 bezeichneten Handlungen (Beschädigung von 
Eisenbahnanlagen u. s. w.) mit Strafe bedroht, ist von ziemlich 
geringem praktischen Werte : sie trifft gerade nicht die Haupt- 
masse der fahrlässigen Gefährdungen, deren Ursache in der 
Pflichtvernachlässigung, insbesondere der pflichtwidrigen Unter- 
lassung einer Diensthandlung, seitens eines Eisenbahnangestellten 
zu suchen ist. Diese Lücke auszufüllen ist § 316 Abs. 2 be- 
rufen, welcher die gleiche Strafe 2 ) gegen „die zur Leitung der 
Eisenbahnfahrten und zur Aufsicht über die Bahn und den 
Beforderungsbetrieb angestellten Personen" 8 ) verhängt, „wenn 
sie durch Vernachlässigung der ihnen obliegenden Pflichten 
einen Transport in Gefahr setzen." Die Handlung, durch 
welche der Eisenbahnbetrieb gefährdet wird, braucht also hier 
nicht ein Beschädigen oder Bereiten von Hindernissen auf der 
Fahrbahn zu sein, es genügt vielmehr jede Pflichtvernach- 
lässigung. 

■*) Vgl. v. lAszt S. 176 Note 7. 

l ) v. Liszt S. 520. Meves a. a. O. S. 246. H. Meyer 8. 916 Note 78. 

*) Gefängnis bis zu 1 Jahre, und wenn durch die Handlung der 
Tod eines Menschen verursacht worden ist, Gefängnis von 1 Monat bis 
zu 3 Jahren. 

8 ) „Angestellter" ist jeder, der von zuständiger Seite, sei es dauernd 
oder auch nur vorübergehend und auf Widerruf, thatsächlich mit der 
Wahrnehmung einer der im § 316 bezeichneten Funktionen beauftragt 
ist, selbst dann, wenn hierbei eine Formvorschrift aufser Acht gelassen 
sein sollte. 

Vgl. Eger y Handb., Bd. II, S. 185 ff. Olahauaen § 316 N. 4. 
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2. Allein auch nach der subjektiven Seite hin geht § 316 
Abs. 2 außerordentlich weit: er verlangt weder Vorsatz noch 
auch nur Fahrlässigkeit inbezug auf die Gefährdung, sondern 
nur Pflichtvernachlässigung und objektiven Kausalzusammen- 
hang zwischen ihr und der Gefahrdung 4 ). Wenn dieser An- 
sicht vorgeworfen wird, dafs sie in ganz anomaler und willkür- 
licher Weise, von jedem Verschulden absehend, die Strafe 
lediglich an das Vorliegen des objektiven Thatbestandes knüpfe 8 ), 
so ist demgegenüber zu betonen, dafs sich der Thatbestand des 
§316 Abs. 2 durchaus nicht mit den in strafrechtlichen Neben- 
gesetzen Ä ) allerdings vorkommenden Fällen einer „Strafe ohne 
Schuld" vergleichen läfst, denn eine Schuld wird hier sehr wohl 
erfordert, nur eben nicht gerade eine kriminelle Fahrlässigkeit. 
Die letztere setzt nach einer Entscheidung des Reichsgerichts 7 ) 
„neben dem objektiv pflichtwidrigen oder sonst den Anforderungen 
sorgfaltiger und gewissenhafter Handlungsweise zuwiderlaufenden 
Verhalten subjektiv die Zurechenbarkeit des durch dieses 
Verhalten herbeigeführten schädigenden Erfolges zur Schuld 
voraus, und hierzu ist erforderlich, dafs der Thäter den Ein- 
tritt dieses Erfolges bei Anwendung pflichtmäfsiger Sorgfalt 
auch hätte voraussehen können oder müssen". Einer solchen 
Fahrlässigkeit aber gedenkt das Gesetz mit keinem Worte, 

4 ) Übereinstimmend: Eger a. a. 0. S. 188. Finger S. 48 Note 1. 
Meves a. a. 0. S. 245. Ohhausen § 316 N. 5. v. Prittwitz und Gaffron 
in Goltdammers Archiv, ßd. XXX, S. 165. Schaper a. a. 0. Bd. III, 
S. 895. Entsch. d. R.G. in Strafe., Bd. V, S. 284; Bd. VIII, S. 66; 
Bd. XII, S. 203; Bd. XXII, S. 163. Rechtspr. d. R.G. in Strafs., Bd. II, 
S. 511. 

A. M. Geyer, Grundrifs, II. Teil, S. 116. Hälschner, Bd. II, S. 648. 
v. Liszt S. 520. H. Meyer S. 916 Note 80. 
») v. Liszt S. 170, 171. 

6 ) Z. B. Vereinezollgesetz v. 3. Juli 1869 § 137 Abs. 1 : „Das Dasein 
der in Rede stehenden Vergehen und die Anwendung der Strafe der- 
selben wird in den im § 136 angeführten Fällen lediglich durch die 
daselbst bezeichneten Thatsachen begründet.' 4 

7 ) Entsch. in Strafe., Bd. VIII, S. 66. 



Digitized by Google 



204 



(92) 



Doch weniger ist sie aus dem Zwecke desselben zu folgern, 
welches die Sicherheit des Eisenbahnbetriebes gerade dadurch 
fördern will, dafs es über pflichtvergessene Beamte unter ge- 
wissen Umständen, nämlich dann, wenn als objektive Bedingung 
der Strafbarkeit der Eintritt einer Betriebsgefahr hinzukommt, 
nicht nur disziplinarische Ahndung, sondern auch kriminelle 
Strafe verhängt wissen will; sein Wert würde dagegen erheb- 
lich beeinträchtigt werden, wollte man in jedem einzelnen Falle 
neben der Pflichtvernachlässigung als zweites Schuldmoment 
auch noch Fahrlässigkeit in bezug auf die Gefahrdung erfordern, 
denn bei der verwickelten Gestaltung des Eisenbahnbetriebes 
wird der einzelne Bedienstete nur selten in der Lage sein, alle 
möglichen Folgen einer Pflichtvernachlässigung vorauszusehen. 

3. Die Vernachlässigung der obliegenden Pflichten kann 
in der vorsätzlichen oder fahrlässigen Nichterfüllung derselben 
bestehen 8 ) ; anderenfalls würde sich die widersinnige Konsequenz 
ergeben, dafs die vorsätzliche Gefahrdung des Eisenbahnbetriebes 
durch Vernachlässigung der Dienstpflicht überhaupt straflos 
bliebe, falls die Pflichtverletzung nicht gerade in Gestalt einer 
der in § 315 bedrohten Handlungen auftritt. 

Der Pflichtenkreis der Angestellten aber wird durch die 
Dienstanweisungen nicht erschöpft 9 ). Leicht kann im einzelnen 
Falle ein Widerstreit der Pflichten entstehen, dem der Ange- 
stellte Dicht dadurch aus dem Wege gehen darf, dafs er ohne 
Rücksicht auf die Folgen lediglich nach dem Buchstaben seiner 
Instruktion handelt, vielmehr ist eine solche Pflichtenkollision 
dadurch zu lösen, dafs die höhere Pflicht auf Kosten der minder 
wichtigen erfüllt wird. Sieht sich also ein Beamter, um gröfseres 

°) Ebenso v. Liszt S. 520. Meyer S. 916 Note 79. Ophausen § 316 
N. 7. Nur fahrlässige Pflichtverletzung rechnet hierher Hälschner, Bd. II, 
S. 648 (früher auch Meves im Gerichtssaal, Bd. XXVI, 8. 246; anders 
neuerdings in Goltdammers Archiv, Bd. XXXVI, S. 390). 

9 ) Eger, Handbuch, Bd. II, S. 189. Olshamen § 316 N. 7. v. PriH- 
witz und Oaffron in Goltdammers Archiv, Bd. XXX, S. 166. 
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Unglück zu verhüten, durch die Umstände gezwungen, einer 
Dienstvorschrift geflissentlich entgegen zu handeln und dadurch 
einen kleineren Unfall herbeizuführen, so darf ihn wegen des 
letzteren eine Strafe nicht treffeD, denn er hat lediglich in Er- 
füllung seiner wahren Amtspflicht, also nicht rechtswidrig, ge- 
handelt. Mit Recht hat daher das Reichsgericht in einem Falle, 
wo mehrere Bremser im Widerspruch mit ihrer Dienstinstruktion 
die Bremsen gelöst hatten, trotzdem keine Pflichtvernach- 
lässigung angenommen, weil die Angeklagten nach Lage der 
Umstände so hätten handeln müssen, um den Zug vor der Ge- 
fahr des Zerreifsens zu bewahren 10 ). Umgekehrt macht sich 
ein Lokomotivführer strafbar, wenn er zwar innerhalb der zu- 
lässigen Fahrgeschwindigkeit, aber im konkreten Falle zu schnell 
gefahren ist 1 *) ; ebenso, wenn er sich im Dienste dem Schlafe 
hingegeben hat, ohne dafs es einer Prüfung bedarf, ob eine 
Vorschrift existiert, die ihm ausdrücklich das Schlafen im 
Dienste verbietet, da sich diese Verpflichtung aus der Natur 
des Dienstes von selbst ergiebt. 12 ) 

Macht der Angeklagte geltend, dafs ihm eine dienstliche 
Vorschrift nicht bekannt gewesen sei, so vermag ihm dieser 
Einwand nur dann zur Entschuldigung zu gereichen, wenn er 
ohne seine Schuld vollständig aufser stände war, die fragliche 
Pflicht zu erkennen oder zu erfüllen, nicht dagegen, wenn seine 
Unkenntnis selbst durch Fahrlässigkeit verschuldet war. 18 ) 

Da mithin die Frage, ob ein Beamter seine Pflicht ver- 
letzt habe, eine rein thatsächliche ist, so unterliegt ihre Ent- 

10 ) Entsch. in Strafs., Bd. XX, S. 190. 

") Urteil des KG. v. 2. Okt. 1880 (Eger, Entsch., Bd. I, S. 281). 

l «) Urteil d. R.G. v. 9. März 1889 (Eger, Entsch., Bd. VII, S. 28). 
Vgl. die Urteile v. 7. Mai 1889 (a. 0. Bd. VII, S. 119) und v. 16. Jan. 
1890 (a. O. S. 348). 

1S ) StGB. § 59 Abs. 2. Vgl. Urteil des Obertribunals v. 11. Juli 
1872 (Goltd. Archiv, Bd. XX, S. 406), Entsch. d. R.G. in Strafs., Bd. IX, 
S. 189. 
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Scheidung nicht der Nachprüfung durch die Revisionsinstanz, 
die Dienstinstruktion ist keine „Rechtsnorm" im Sinne des 
§ 376 StPO. (Art. 107 des preufsischen Gesetzes vom 
3. Mai 1852), sondern hat nur die Bedeutung eines Beweis- 
mittels. 14 ) 

4. Eine eigentümliche Nebenstrafe für Angestellte des Eisen- 
bahn- oder Telegraphendienstes, die wegen einer der in §§ 315 ff. 
bezeichneten Handlungen verurteilt werden, enthält § 319. Die- 
selben können nämlich im Urteil für unfähig zur Beschäftigung 
im Eisenbahn- oder im Telegraphendienat oder in bestimmten 
Zweigen dieser Dienste erklärt werden. Diese Unfähigkeits- 
erklärung ist stets eine endgültige, auf Zeit nicht beschränkbare, 
die rechtliche Möglichkeit der Anstellung geht also mit der 
Rechtskraft des Urteils für immer verloren. 

Zur Sicherung der Durchführung dieser Bestimmung dient 
die doppelte Strafbestimmung des § 320, der einerseits die 
Vorsteher einer Eisenbahngesellschaft, welche nicht sofort nach 
Mitteilung des rechtskräftigen Erkenntnisses die Entfernung 
des Verurteilten bewirken, andererseits den für unfähig Erklärten, 
der sich nachher wieder anstellen läfst, sowie diejenigen, welche 
ihn mit Kenntnis der Unfähigkeitserkläruug wieder anstellen, 
mit Strafe bedroht. 

Zweifelhaft kann es erscheinen, ob sich die Bestimmung 
des § 320 Abs. 1 nicht nur auf private Eisenbahngesellschaften, 
sondern auch auf die staatliche Eisenbahnverwaltung beziehe. 
Allein der Wortlaut „Eisenbahngesellschaft" spricht nur schein- 
bar gegen die Einbeziehung der Staatsbahnen, da die ganze 
Bestimmung fast wörtlich aus der preufsischen Verordnung vom 
30. Nov. 1840 übernommen ist, welche gleich dem Eisenbahn- 



u ) Entsch. d. R.G. in Straf»., Bd. I, S. 125. Urteile d. R.G. 
23. März 1881 (Eger , Entsch., Bd. I, S. 427; Deutsche Juristenzeitung 
Bd. V, S. 475) und v. 18. Juni 1881 (Eger Bd. II, S. 68; Deutsche Ju- 
ristenzeitung Bd. VI, S. 24). 
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gesetz vom 3. Nov. 1838 nur Privatbahnen vor Augen hat und 
den Fall, dafs der Staat als Eisenbahnunternehmer auftritt, 
gar nicht berücksichtigt. Außerdem sind die Leiter einer 
Staatseisenbahn im zweiten Absatz unter den Worten „die- 
jenigen, welche ihn wieder angestellt haben" unzweifelhaft mit 
einbegriffen, und es liegt demgegenüber kein zureichender Grund 
vor, sie im ersten auszuschliefsen. 15 ) 

III. § 17. Ungehorsamsverbote. 

Der Schutz, mit dem die Rechtsordnung die ihr wertvoll 
erscheinenden Interessen der Gesamtheit und der Einzelnen 
umgiebt, läfst sich mit einem dreifachen Walle vergleichen *). 
Der erste Wall umschliefst die bedrohten Rechtsgüter unmittel- 
bar zum Schutze gegen Verletzung, er will alle Handlungen 
abwehren, die notwendig zu einem Eingriff in die Integrität 
des Rechtsgutes führen müssen. Einen Schritt über die Ver- 
letzungsverbote hinaus gehen die Gefahrdungsverbote, indem sie 
schon gewisse Handlungen untersagen, von denen nach der 
Erfahrung des Lebens anzunehmen ist, dafs sie im konkreten 
Falle wahrscheinlich eine Schädigung des Rechtsgutes 
herbeiführen werden. Im weiten Abstände folgt endlich eine 
dritte Gruppe von Verboten, dazu bestimmt, unter gewissen 
Umständen schon einer blofs möglichen Störung der Rechts- 
güterwelt vorzubeugen 2 ). Auch diese letztere Klasse von Ver- 
boten operiert häufig mit dem Begriffe der Gefahr, es ist da- 

») Vgl. Meves a. a. 0. S. 252 ff. v. Liszt S. 522 Note 4. Rüdorff- 
Stenglein zu § 320. Schaper a. a. O. Bd. III, S. 895 Note 3. 
A. M. Ophausen § 320 N. 2. 

») Vgl. Binding, Handbuch des Strafrechts, Bd. I, S. 167 ff.; Normen 
9. Aufl., Bd. I, S. 326. 

8 ) „Ungehorsamsverbote". Vgl. Betriebsordnung v. 5. Juli 1892 
§§ 53 bis 62 (früher „Bahnpolizeireglement"), Bahnordnung §§ 43 bis 45. 
Alan spricht wohl auch von „Ungehorsamsdelikten", „Polizeiübertretungen", 
„polizeilichem Unrecht" u. s. w. 
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her eine scharfe Abgrenzung derselben gegenüber den Gefähr- 
dungsverboten erforderlich. 

Hervorzuheben ist hier zunächst eine Theorie, welche jeg- 
lichen inneren prinzipiellen Unterschied zwischen polizei- 
lichem und kriminellem Unrecht leugnet, hingegen eine quan- 
titative Abstufung zwischen den verschiedenen Arten des 
Unrechts annimmt : „es ist doch etwas anderes, ob jemand einen 
Apfel rechtswidrig nimmt und verzehrt, oder ob er ein Gold- 
stück stiehlt" 3 ). Leider hat sich auch das Reichsstrafgesetz- 
buch auf diesen Standpunkt gestellt, daher die Systemlosigkeit 
des 29. Abschnittes, in welchem wirkliche deliktische That- 
bestände und Übertretungen blofser Ordnungsvorschriften fried- 
lich neben einander stehen (vgl. z. B. § 370 Ziff. 5 mit Ziff. 3). 

Eine zweite Gruppe von Meinungen setzt unter dem 
Einfluf8 naturrechtlicher Anschauungen die Polizeiübertretung 
dem kriminellen Unrecht derart entgegen, dafs nur letzteres 
eine materielle Rechtsverletzung enthalte, während ersteres zwar 
im Interesse der Gesamtheit für strafbar erklärt, an sich je- 
doch nicht rechtswidrig sei. Innerhalb dieser Gruppe zeigt 
sich insofern eine Verschiedenheit, als die einen *) hauptsäch- 
lich den ersten Bestandteil („Recht") des Wortes „Rechtsver- 
letzung" betonen und den Unterschied dahin formulieren, dafs 
das Kriminalverbrechen subjektiveRechteder Unterthanen 
oder des Staates, die Polizeiübertretung dagegen allgemeine 
Interessen des Gemeinwesens verletze; die Folge dieser 
Lehre war eine ganz ungerechtfertigte Ausdehnung der Polizei- 
übertretungen, man zählte dahin z. B. Glücksspiel, Zinswucher, 
Selbstverstümmelung sowie sämtliche Fleischesverbrechen. Eine 

*) v. Bar, Handbuch des deutschen Strafrechts, Bd. I, § 110. Ähn- 
lich R. Meyer S. 39 f. 

*) Feuerbach, Lehrbuch, § 22. Orolmann, Grundsätze, §§ 365 fl*. 
Stübel, Über gefährliche Handlungen als für sich bestehende Verbrechen, 
im N. A. des Criminalrechts, Bd. VIII (1825), S. 236 ff. (bes. §§ 25 ff.). 
Neuerdings R. Löning, Grundrifs, S. IV. 
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andere Richtung hebt als Gegensatz der „Rechtsverletzung" 
die „Rech tsge fähr du ng" hervor und betrachtet alle blofs 
gefährdenden Handlungen als polizeilich strafbare 5 ). 

Eine Fortbildung der soeben dargestellten ist die neuer- 
dings immer mehr zur Herrschaft kommende Theorie, welche 
als Rechtsverletzung i. w. S. jeden bedrohlichen Angriff 
auf ein Rechtsgut auffafst, sei es, dafs er zur Beeinträchtigung 
der Integrität desselben wirklich fuhrt — Verletzung i. e. S. 
— oder doch voraussichtlich zu führen scheint — Gefähr- 
dung — G ); in Gegensatz zu beiden tritt dann der einfache 
Ungehorsam, die Übertretung einer Nonn, welcher die 
Gefährlichkeit der Handlung zwar als gesetzgeberisches Motiv 
zu Grunde liegt, ohne dafs jedoch im einzelnen Falle konkrete 
Gefährdung eines bestimmten Rechtsgutes die Voraussetzung 
der Strafbarkeit bildete. 7 ) 

Aliein das Merkmal der „Gefährlichkeit" der Handlung 
bedarf noch einer schärferen Deutung ; dafs demselben bei den 
blofsen Polizeiübertretungen eine wesentlich andere Bedeutung 
zukommen mufs, als bei den Gefährdungsdelikten, erhellt schon 
aus der Verschiedenheit der Strafdrohung: bestraft doch z. B. 
§ 308 denjenigen, welcher vorsätzlich eigene Gebäude u. s. w. 
in Brand setzt, die ihrer Beschaffenheit und Lage 
nach geeignet sind, das Feuer gewissen anderen Räumlich- 
keiten oder Gegenständen mitzuteilen, mit Zuchthaus bis zu 



6 ) Köstlin, System, § 18. 

s ) So zuerst Birnbaum, Uber das Erfordernis einer Rechtsverletzung 
zum Begriffe des Verbrechens, im Archiv des Criminalrechts, N. F. 
Jahrg. 1834, S. 149 ff. 

*) Im wesentlichen übereinstimmend: Binding, Handbuch, Bd. I, 
S. 167 ff.; Normen, Bd. I, S. 312 ff., 364 ff., 397 ff. Finger S. 41 ff. 
Hälschner. Bd. I, S. 35. v. Liszt S. 143. Merkel, Kriminalistische Ab- 
handlungen, 1869, Bd. I, S. 95 ff.; Lehrbuch des Deutschen Strafrechts, 
1889, S. 42 ff. Rosin „Polizeistrafrecht" in v. Stengels Wörterbuch des 
deutschen Verwaltungsrechts, Bd. II, S. 273 ff. Botering, Gefahr und 
Gefährdung im Strafgesetzbuche (Goltd. Archiv, Bd. XXXI, S. 266 ff.). 
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zehn Jahren — während mit geringfügiger Haft oder Geld- 
strafe der davon kommt, welcher in gefährlicher Nähe 
von Gebäuden oder feuerfangeudeu Sachen Feuer anzündet 
(§ 368 Ziff. 6)! 

Es liegt nun nahe, den Unterschied darin zu suchen, dafs, 
während das Gefährdungsdelikt konkrete Gelährdung ver- 
langt, dem reinen Ungehorsamsdelikt die regelmäfsige Ge- 
fährlichkeit der Handlung eigentümlich sei 8 ). Indessen wo 
bleiben bei dieser Aulfassung die uneigentlichen Gefährdungs- 
delikte? Sehen wir genauer zu, so sind sie es gerade, bei 
denen jene regelmäfsige Gefährlichkeit den Grund der erhöhten 
Strafbarkeit abgiebt; denn hält man daran fest, dafs eigent- 
liche Gefährdungsdelikte nur diejenigen sind, bei denen kon- 
krete Gefahr zum Thatbestande gehört, so wird man beispiels- 
weise die Brandstiftung (abgesehen von der Brandstiftung an 
eigener Sache nach § 308) nach geltendem Recht nur als Sach- 
beschädigung, qualifiziert durch abstrakte (Tiemeingefährlichkeit, 
ansehen können 9 ). 

Bildet mithin die regelmäfsige Gefährlichkeit der Hand- 
lung das auszeichnende Merkmal der uneigentlichen Gefähr- 
duiigsdelikte, so muls es eine anderweite Modifikation sein, die 
dem Begriffe der Gefahr bei den Ungehorsamsdelikten anhaftet. 
In der That spricht schon der Wortlaut des Gesetzes dafür, 
dafs zwischen Gefährdungsverbrechen und Polizeiübertretungen 
eine Verschiedenheit der Gefahr nach dem Grade besteht, 
insofern als jene die Wahrscheinlichkeit einer Verletzung 
in dem oben (§ 12) entwickelten Sinne erfordern, letztere sich 

8 ) So v. Liszt 8. 143. Merkel, Lehrbuch, S. 45. 
») Binding a. a. 0. S. 881 Note 26. 

v. Liszt S. 513: „die regelmäfsige Eigenart der Handlung ist 

für die Strafdrohung des Gesetzgebers mafsgebend Beispiel: die 

Brandstiftung"; nach S. 143 soll aber die regelmäfsige Gefährlich- 
keit der Handlung gerade das Kennzeichen des einfachen Ungehorsams 
sein! 
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mit der blofsen Möglichkeit begnüge« 10 ); ein weiterer 
Unterschied hegt darin, dafs das Gefährdungsverbot in der 
Regel nur ein bestimmtes Rechtsgut (Leben, Eigentum u. 3. w.) 
schützen will, während das reine Ungehorsamsverbot häufig 
gleichzeitig zum Schutze ganz verschiedenartiger Rechtsgüter 
dient, z. B. das Verbot des Überschreitens der Polizeistunde 
(§ 365), welches allerlei aus dem übermäfsigen Genufs geistiger 
Getränke leicht entspringenden Ausschreitungen, wie Körper- 
verletzung, Sachbeschädigung, Hausfriedensbruch, nächtliche 
Ruhestörung, Widerstand gegen die bewaffnete Macht u. s. w. 
vorzubeugen geeignet ist. Diese Normen sind somit nicht so- 
wohl berufen, einem bestimmten Rechtsgute Schutz gegen Ver- 
letzung oder konkrete Gefährdung zu bieten, als vielmehr über- 
haupt Veränderungen in der Aufsenwelt zu verhüten, die nach 
verschiedenen Richtungen hin die Rechtsordnung leicht ver- 
letzen können 11 ). Ihre Übertretung erschöpft sich demgemäfs 
in dem formellen Momente des Ungehorsams gegenüber be- 
stimmten gesetzlichen Anforderungen, im Gegensatz zu den 
kriminellen Vergehungen (Verletzung, konkrete Gefährdung), 
bei welchen diese Verletzung des staatlichen Rechts auf Bot- 

,0 ) Vgl. z. B. einerseits StGB. §§ 312, 313 (mit gemeiner Gefahr 
für Menschenleben, für das Eigentum), 315 (dafs dadurch der Transport 
in Gefahr gesetzt wird), 316 (in Gefahr setzt, setzen), 317, 318 (ver- 
hindert oder gefährdet), 321, 323 (Gefahr... herbeiführt), 330 (Ge- 
fahr entsteht). 

Andererseits StGB. §§ 366 Ziff. 5 (Schaden anrichten können), 
Ziff. 8 (jemand beschädigt werden kann), 367 Ziff. 6 (gefährlich werden 
kann), Ziff. 12 (dafs daraus Gefahr für andere entstehen kann) u. a. 
Ferner Betriebsordnung v. 5. Juli 1892 §§ 61 Abs. 2, 62; Bahnordnung 
§§ 44 Abs. 9, 45 (Gegenstände, durch welche Personen oder Sachen be- 
schädigt werden können; feuergefährliche sowie andere Gegenstände, 
die auf irgend eine Weise Schaden verursachen können). 

n ) „Der reine Ungehorsam und die verbotene Gefährdung unter- 
scheiden sich dadurch, dafs letztere stets ihre Spitze einem rechtlich wert- 
vollen Gute zuwendet, der Ungehorsam nicht selten aber nicht einmal 
ein solches Gut zu Gesicht bekömmt, was er bei aller Anstrengung ver- 
letzen könnte" (Binding, Normen, Bd. I, S. 123). 

14* 
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mäfsigkeit hinter dem materiellen Elemente, dem verbreche- 
rischen Angriff auf ein bestimmtes oder mehrere bestimmte 
Rechtsgüter zurücktritt: „in der Schale des Ungehorsams birgt 
sich eine Gutsverletzung als Kern" ia ). 

Man hat dieser Auffassung mit Unrecht den Vorwurf des 
Formalismus gemacht, indem man sagte, es sei nicht Rechts- 
schutz, sondern eine an den Gefsler'schen Hut erinnernde 
Dressur, wenn das Ungehorsamsverbot den Gehorsam blofs 
um des Gehorsams willen, so zu sagen zur Übung, 
fordere 18 ). Allein man schiebt da eine Behauptung unter, die 
gar nicht aufgestellt worden ist. Allerdings verletzt derjenige, 
welcher einem solchen Verbote zuwiderhandelt, an sich kein 
anderes Rechtsgut als das Recht des Staates auf Gehorsam, 
daraus folgt doch aber noch nicht, dafs das Gesetz den Gehor- 
sam nur um seiner selbst willen und nicht vielmehr in Rück- 
sicht auf die mögliche Bedrohung verschiedener Rechtsgüter er- 
heischt. Liegt etwa darin eine Willkür, dafs der Gesetzgeber 
z. B. das Hetzen von Hunden auf Menschen schlechthin ver- 
bietet, eine Handlung, die ebensowohl auf Tötung, . Körper- 
verletzung, Nötigung, Bedrohung, wie auf einen ungefährlichen 
schlechten Scherz hinauslaufen kann? 

Zu einer gewissen Beschränkung auf diesem Gebiete wird 
nun freilich der Gesetzgeber genötigt: er kann nicht alle Hand- 
lungen, aus denen sich möglicherweise eine Verletzung für 
irgend ein Rechtsgut zu entwickeln vermöchte, schlechthin ver- 
bieten und unter Strafe stellen, es läge darin eine unerträgliche 
Beschränkung der menschlichen Handlungsfreiheit. Zunächst 
ist der Staat nicht berufen, den Vormund des einzelnen zu 
spielen und ihn vor Gefahren zu behüten, die er bei einiger 
Aufmerksamkeit selber zu vermeiden im stände wäre. Wohl 
aber kann ein jeder vom Staate verlangen, dafs er die sich aus 

") Bin&ing a. a. 0. S. 365. 

") Kefiler im Gerichtssaal, Bd. XL, S. 697 u. a. 
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dein Zusammenleben der Menschen (Gefahr ansteckender Krank- 
heiten) und aus der gefährlichen Natur gewisser Betriebe 
(Eisenbahn) mit Notwendigkeit ergebenden Gefahren, denen der 
einzelne machtlos gegenübersteht, thunlichst zu verringern 
trachte. Wie verkehrt wäre es, dieser dringenden Forderung 
gegenüber achselzuckend zu erwidern: du hättest ja nicht mit 
der Eisenbahn zu fahren brauchen — die Benutzung dieses 
Verkehrsmittels läfst sich eben heutzutage schlechterdings nicht 
mehr entbehren! 

Weiterhin aber ist auch im Strafgesetzbuch eine bedeut- 
same Verschiedenheit in der Behandlung solcher Handlungen, 
zu deren Vornahme ein rechtlich anzuerkennendes Bedürfnis 
entstehen kann, und vollkommen nutzlosen Handlungen zu beob- 
achten. Die Zubereitung und der Verkauf von Gift und Arz- 
neien sind im Interesse der leidenden Menschheit notwendig, 
das Abbrennen von Feuerwerkskörpern bildet den Glanzpunkt 
so manchen Festes : widersinnig wäre es deshalb, solche Hand- 
lungen, deren Vornahme zur Erhaltung oder wenigstens zur 
Verschönerung unseres Lebens beitragen kann, schlechthin zu 
verbieten. Auf der anderen Seite wäre ihre völlige Freigabe 
mit dem Interesse der Gesellschaft unvereinbar, da leichtfertiges 
Umgehen mit Gift oder Feuer unabsehbare schädliche Folgen 
für Leben und Gesundheit eines unbegrenzten Personenkreises 
nach sich ziehen kann. Die Gesetzgebung schlägt daher in 
solchen Fällen einen Mittelweg ein, indem sie entweder das 
Verbot erläfst und gleichzeitig Ausnahmen von demselben 
statuiert (z. B. der Feuerwehr ist schnelles Fahren in den 
Strafsen der Stadt erlaubt) oder indem sie die ganze Handlungs- 
gruppe dauernd unter Kechtskontrolle stellt und zwar derart, 
dafs die Kontrolle vor der Begehung stattzufinden hat. Durch 
diese Prüfung der individuellen Handlung erreicht sie, dafs 
die wirklich wünschenswerten Handlungen unter Garantieen für 
ihre Unschädlichkeit vorgenommen werden können, während 
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überflüssige zu unterbleiben haben. Strafbar macht sich dann 
derjenige, der „ohne polizeiliche Erlaubnis" „unbefugt" 15 ), 
„ohne Erlaubniskarte" l6 ) u. s. w. handelt, wobei ja auch der 
Schlufs sehr nahe liegt, dafs, wer sich der obrigkeitlichen Auf- 
sicht in dieser Weise zu entziehen sucht, dabei vermutlich 
Zwecke verfolgt, die das Licht zu scheuen haben. Das for- 
male Element des Ungehorsams ist hier besonders scharf aus- 
geprägt : es hilft dem Thäter nichts, mag er noch so triftige 
Gründe für seine Handlungsweise beibringen, mag er auch die 
völlige Ungefährlichkeit derselben nachweisen — das Gesetz 
fragt nicht danach, er hat die Norm übertreten. 

Im Gegensatz hierzu besteht nun für die Gesetzgebung 
keinerlei Veranlassung, völlig nutzlosen Handlungen gegenüber 
dieselbe schonende Rücksichtnahme walten zu lassen. Das Ver- 
bot einer solchen überflüssigen Handlung findet seine volle 
Rechtfertigung schon dann, wenn ein verhältnismässig kleiner 
Teil derselben schädliche Wirkungen von vielleicht geringer 
Schwere im Gefolge hat ; die Entbehrlichkeit der Handlung ist 
es, welche dem Verbote den Charakter des Übels nimmt. Man 
kann auch nicht einmal sagen, dafs ein derartiges Verbot einen 
lästigen Eingriff in die persönliche Freiheit bedeute, denn selbst 
der begeistertste Anhänger des „laisser faire, laisser aller" wird 
doch zugeben müssen, dafs ein Vorgehen, von dem man selbst 
keinerlei Vorteil zu erhoffen, andere aber möglicherweise schweren 
Nachteil zu befürchten haben, eine Ausartung der individuellen 
Freiheit darstellt, die wohl weniger dem Ideal der wahren Frei- 
heit als vielmehr ihrem Zerrbilde, der Zügellosigkeit, entspricht. 
Die Nutzlosigkeit der Handlung ist es also, die ihr Verbot 
gerechtfertigt erscheinen läfst, sobald sie auch nur die Mög- 



") §§ 367 Ziff. 3, 8, 11; 368 Ziff. 3 u. a. 
16 ) §§ 360 Ziff. 7, 8, 14; 868 Ziff. 9, 11 u. s. w. 
") Betriebsordnung §§ 64 Abs. 1, 66 Abs. 1. Bahnordnung § 44 
Abs. 1. 
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lichkeit einer Verletzung enthält, gegen die sich der einzelne 
nicht in genügendem Mafse selbst zu schützen vermag ; die Be- 
hauptung, dafs das Gebiet des Polizeiunrechts nur die re gel- 
mäfsig gefahrlichen Handlungen umfasse, entspricht mithin 
ebensowenig dem praktischen Bedürfnis wie dem Wortlaut 
des Gesetzes 17 ). In diesem Sinne dürfte schon die Vorschrift 
des Allgemeinen Landrechts (II, 20 § 691) aufzufassen sein: 
„Ein jeder ist schuldig, sein Betragen so einzurichten, dafs er 
weder durch Handlungen noch Unterlassungen anderer Leben 
oder Gesundheit in Gefahr setze." 

Gerade bei den Strafbestimmungen zum Schutze der Eisen- 
bahnen tritt der Gegensatz der Ungehorsamsverbote und der 
echten Gefährdungsverbote recht deutlich hervor. § 315 
StGB, verbietet die vorsätzliche Beschädigung von Eisenbahn- 
anlagen u. s. w. sowie die Bereitung von Hindernissen auf der 
Fahrbahn unter der Voraussetzung, „dafs dadurch der 
Transport in Gefahr gesetzt wird"; die konkrete Ge- 
fährdung des Eisenbahnbetriebes rechtfertigt hier die hohe 
Zuchthausstrafe. Daneben sind durch bahnpolizeiliche Ver- 
ordnungen des Bundesrats dieselben und noch einige andere 
Handlungen bei Geldstrafe bis zu 100 M. schlechthin ver- 
boten 18 ). Offenbar bezwecken diese Bestimmungen in Ergän- 
zung des Strafgesetzbuches („sofern nicht nach den allgemeinen 
Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist") eine Aus- 
dehnung des Rechtsschutzes der Eisenbahnen in der Richtung, 
dafs alle Handlungen, die auch nur die entfernte Möglichkeit 
eines rechtsverletzenden Erfolges für den Eisenbahnbetrieb in 
sich bergen, gänzlich unterbleiben oder doch nur unter bahn- 
polizeilicher Kontrolle (z. B. nach Lösuog einer Erlaubniskarte 
zum Betreten des Bahnkörpers u. s. w.) vorgenommen werden 

rt ) Binding a. a. 0. S. 400 Note 7. Finger, Begriff der Gefahr, 
S. 43, 45. Vgl. oben Note 10. 

18 ) Betriebsordnung §§ 60, 62. Bahnordnung §§ 44 Abs. 7, 45. 
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sollen. Die Annahme, dafs der Gesetzgeber nur solche Hand- 
lungen im Auge gehabt habe, die „regelmäfsig" eine Gefähr- 
dung des Betriebes herbeizuführen pflegen, verbietet sich hier 
noch ganz besonders durch die enorme Verschiedenheit der 
Strafdrohung gegenüber § 315 St. G. B., deren Geringfügig- 
keit sich nur dadurch erklären läfst, dafs auch Handlungen, 
die nur durch eine aufsergewöhnliche Verkettung von Umständen 
sich zur Ursache eines verletzenden Erfolges entwickeln können, 
von der Ubertretungsstrafe getroffen werden sollen. 

Passen wir zusammen, so ergibt sich als Gegenstand 
der bahnpolizeilichen Vorschriften eine Reihe von Handlungen, 
die ohne Rücksicht auf einen schädlichen Erfolg schlechthin 
verboten werden; als Grund der Strafbarkeit ihrer Über- 
tretung aber die Ansicht des Gesetzgebers, dafs durch jene 
Handlungen Bedingungen gesetzt werden, die sich möglicher- 
weise, d. h. im Verein mit anderen — wenn auch nur 
selten eintretenden und nicht voraussehbaren — 
Bedingungen zur Ursache verschiedener rechtsgüterverletzender 
Erfolge entwickeln können 19 ). 

w ) Vgl. dagegen die Definition der „Gefährdung" (oben § 12 a. £.). 
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Einleitung. 

„Futterdiebstahl" im allgemeinen heifst nach dem Sprach- 
gebrauch der Theorie und Praxis des Strafrechts die Ent- 
wendung von Futter wider Willen des Eigentümers in der Ab- 
sicht der Verfütterung an das Vieh desselben. 

Dieses Delikt hat schon seit langer Zeit den Gegenstand 
lebhafter Erörterungen gebildet und eine ganze Anzahl praktisch 
wichtiger Kontroversen veranlafst. Gleichwohl setzt sich die 
Litteratur über dasselbe nur aus wenigen kurzen Bemerkungen 
zusammen. Ich glaube daher einem Bedürfnis abzuhelfen, 
wenn ich den „ Futter diebstahl" einer eingehenden Betrachtung 
unterziehe. Und zwar werde ich zuerst seine geschichtliche 
Entwicklung soweit als möglich ins Auge fassen, hierauf im 
dogmatischen Teil sein "Wesen und die einzelnen Thatbestands- 
merkmale besprechen, und zum Schiufs einige Anmerkungen 
de lege ferenda machen. 
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Geschichtlicher Teil. 

§ 1. Versuch der Darstellung der geschichtlichen 
Entwicklung des sogenannten Futterdiebstahls. 

In der nicht gar bedeutenden Litteratur über den „Futter- 
diebstahl" *) existiert nur eine einzige Bemerkung, welche sich 
auf die ältere Zeit bezieht: von Liszt erwähnte in der dritten 
und vierten Auflage 2 ) seines Lehrbuchs des deutschen Straf- 
rechts, dafs derselbe schon in den Rechtsquellen des drei- 
zehnten Jahrhunderts hervorgehoben werde. Ich kann jedoch 
trotz meiner eingehenden Nachforschungen diese Angabe nicht 
bestätigen, vielmehr gesetzliche Bestimmungen über den „Futter- 
diebstahl" erst aus dem achtzehnten und neunzehnten Jahr- 
hundert anführen. 

I. Die ältesten unter diesen betreffen lediglich das Kur- 
fürstentum bezw. Königreich Hannover. 

a. Hier erliefs Georg IL, von 1727 — 1760 Kurfürst in 
Hannover und König in Grofsbritannien und Irland, am 



des Gesetz, welches meines Wissens iu der Litteratur noch 
nicht mitgeteilt worden ist, nämlich die „Declaratio edicti 
vom 7. Januarii 1710, die Haus-Dieberei betreffend, welcher- 
gestalt nemlich diejenigen Dienstboten zu bestrafen, welche 
Saat-Korn oder andere Futterung entweder schnöden Gewinstes 
halber oder aus anderer Ursache veruntreuen." 8 ) Dasselbe 

l ) Temme 105 ff. 

*) Nicht mehr in der 5. — neuesten — Aufl. 453. 

a ) Dem Herren Präsidenten des Königlich Preussischen Oberlandes- 
gerichts zu Celle und dem Herren Präsidenten des Grossherzoglich 
Mecklenburgischen Oberlandesgerichts zu Rostock bin ich wegen der 
Übermittlung der hannoverschen Verordnungen aus dem achtzehnten 
Jahrhundert und der mecklenburgischen Verordnung vom 8. Mai 1818 
zu grossem Danke verpflichtet. 



27. Februar 



1736 ein den „Futterdiebstahl" unter 



Strafe stellen- 



9. März 
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enthält die Eingangsworte: „Nachdem verschiedentlich vor- 
kommen, wasmassen ein und andere Knechte von dem Korn, 
welches ihnen, das Vieh damit zu futtern oder damit zu säen, 
von ihren Brod-Herren anvertraut worden, etwas untergeschlagen, 
und zu ihrem Nutzen gebraucht, oder Gewinstes halber ver- 
kauftet haben: So finden Wir nöthig, Unsere bereits publicirte 
Constitution wegen der Haus-Dieberei allhier zu wiederholen" 
und setzt unter anderem zu Recht: 

Da es auch gantz gemein ist, dafs das Korn, Heu, 
Stroh, auch andere Futterung von denen Knechten und 
Haus-Gesinde nicht Gewinstes halber, sondern, ihrer 
Brod-Herrn Vieh damit zu futtern, heimlich und treuloser 
Weise hinweg genommen wird ; so soll dieses Entwenden 
und sogenanntes Verpartiren zwar für keine Haus-Dieberey 
gehalten, jedoch als eine Untreue und Unterschleiff, dem 
Befinden nach, jedesmahl nachdrücklich bestraffet werden. 
In Geltung aber blieb dieses Gesetz bis zum Jahre 1772. 

b. Am 24. November 1772 nämlich erging unter Georg III., 
dem Nachfolger des oben erwähnten Georg II. in der Re- 
gierung, eine „Verordnung wegen Bestrafung der Hausdieberey 
und Untreue der Dienstboten." Auch sie beginnt mit einer 
ziemlich ausführlichen Darlegung der Gründe zu ihrer Ent- 
stehung: „Nachdem Uns vorgetragen worden, dass bey denen 
in Unsern teutschen Landen gegen die Hausdieberey ergangenen 
Verordnungen, der darauf erfolgten Extensions- und Er- 
läuterungs-Edicte ohngeachtet, dennoch verschiedene Zweifel 
vorgekommen, wodurch der Sinn dieser Verordnungen mifs- 
deutet werden wollen ; So haben Wir, um alle erregte Zweifel 
zu heben, und dem der gemeinen Sicherheit so schädlichen 
Verbrechen der Haus-Dieberey desto gewissem Einhalt zu 
thun, Uns bewogen gefunden, die vorhin ergangenen Verord- 
nungen zu renoviren, in einigen Puncten abzuändern, und 

solchergestalt Unsere Willensmeinung in Bestrafung der Haus- 

15* 
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Diebe in diese Verordnung zusammen zu fassen, damit solche 
bey jedem besonders bestimmten Falle desto genauer in Obacht 
genommen werde." Im übrigen ordnet sie im wesentlichen 
dasselbe an, wie die Verordnung vom Jahre 1736; denn der 
interessierende Teil derselben lautet: 

4) Sollte auch das Haus-Gesinde, welchem die Futterung 
des Viehes anvertrauet ist, seiner Haus-Herrschaft 
Korn, Stroh und andere Futterung nicht Gewinstes 
halber, sondern deren Vieh damit zu füttern, heimlich 
und treuloser Weise hinwegnehmen; so soll diese be- 
gangene Untreue und Unterschleiff jedesmal nach- 
drücklich bestraft werden, 
c. Dieses Strafgesetz war geltendes Recht bis zum 1. No- 
vember 1840, ; dem Tage des Inkrafttretens des Kriminal- 
Gesetzbuches für das Königreich Hannover vom 8. August 1840. 

Da dasselbe den „Futterdiebstahl" nicht mit Strafe bedrohte, 
fanden auf ihn zunächst Anwendung die §§1—3 des Patente8 
vom 8. August 1840, die Einführung eines allgemeinen Kriminal- 
Gesetzbuches für das Königreich Hannover betreffend, welche 
bestimmten : 

§ i. 

Das neue Criminal-Gesetzbuch tritt mit dem 1. November 
1840 als allgemeines Gesetz in dem ganzen Umfange Unseres 
Königreichs Hannover iu Kraft. 

§ 2. i 

Alle in Unserm Königreiche Hannover gegenwärtig 
geltende, allgemeine und besondere Strafgesetze und 
Gewohnheiten verlieren in so weit, als sie criminell zu 
ahndende Handlungen und deren Bestrafung betreffen, auch 
nicht durch die unten folgende Bestimmungen ausdrück- 
lich ausgenommen sind, mit dem 1. November 1840 ihre 
Gültigkeit. 
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§ 3. 

Vergehen, welche durch jene aufser Kraft tretenden 
Gesetze mit einer peinlichen Strafe bedrohet, in das 
gegenwärtige Criminalgesetzbuch aber nicht aufgenommen 
sind, bleiben von dem gedachten Tage an der polizeilichen 
Ahndung überlassen. 
Zu dem letzteren Paragraphen erging dann das Gesetz, 
die polizeiliche Bestrafung verschiedener Vergehen betreffend, 
vom 24. Oktober 1840, welches im Artikel 39 verordnete: 

Sind etwa ausser den in diesem Gesetze benannten Ver- 
gehen andere bisher mit Criminalstrafen bedroht gewesen, 
durch das Criminalgesetzbuch aber nicht ferner damit be- 
droht, so sollen sie mit einer, nach ihrer Beschaffenheit 
und nach den Umständen des Falles festzusetzenden, 
Polizeistrafe bis zu vier Wochen Gefängnifs oder Fünfzig 
Thaler Geldbufse belegt werden. 
Hiernach also war in den hannoverschen Landen fortan 
die Strafe des „Futterdiebstahls" zu bemessen, während die 
Frage, ob im konkreten Thatbestand dieses Verbrechen vor- 
liege, nach der vorhergegangenen Verordnung beurteilt werden 
mufste. 

Dieser eigenartige Rechtszustand erhielt sich bis zum In- 
krafttreten des hannoverschen Polizeistrafgesetzes vom 25. Mai 
1847. Ich kann jedoch auf die durch die Bestimmungen des- 
selben bewirkte Veränderung erst nach Erwähnung einer 
meckleuburgischen Verordnung zu sprechen kommen. 

II. Am 13. Februar 1847 nämlich wurde in den beiden 
Mecklenburg „zur Hebung einer Verschiedenheit richterlicher 
Ansichten über die rechtliche Natur der Kornentwendungen 
zum Zweck des Verfütterns mit dem Vieh des Brodherrn" 
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folgende erst durch das Reichsstrafgesetzbuch verdrängte Ver- 
ordnung publiziert : 4 ) 6 ) 

dafs Entwendungen von Korn und anderem Futterungs- 
material zum Zweck des Verfutterns mit dem Vieh der 
Brotherrschaft, welcher das Entwendete gehört, mit einer 
nach dem Werthe des Objects und den sonstigen bei Be- 
stimmung der Strafe des Diebstahls in Betracht kommenden 
Umständen zu bemessenden Gefängnifsstrafe von 24 
Stunden bis zu 14 Tagen, und in Wiederholungsfällen bis 
zu 4 Wochen „ Jedoch in Beihalt der Bestimmungen 
des § 3 des Diebstahlgesetzes vom 4. Januar 1839," von 
der Ortspolizeibehörde beahndet werden „ , und dabei die 
Vorschriften im § 22 des gedachten Gesetzes sub Nr. 4 
Abs. 2 bis 4 Anwendung finden" sollen. 
Diese Norm verdient aus zwei Gründen Beachtung. 
Einmal spricht sie abweichend von den aufser ihr mitgeteilten 
und noch mitzuteilenden Bestimmungen von „Entwenden". So- 
dann ist sie der letzte den Standpunkt der früheren Zeit streng 
wahrende Rechtssatz ; denn unmittelbar nach ihr beginnt für 
den Futterdiebstahl" eine neue Periode, in welcher das Über- 
kommene bereinigt und weiter durchgebildet, wenn auch nicht 
zur Vollendung geführt wird. 

III. Den ersten Schritt zu dieser Neugestaltung that 
Hannover, zu welchem ich nunmehr zurückkehre. Hier wurde 
der durch das Gesetz vom 24. Oktober 1840 geschaffene Rechts- 
zustand, wie ich bereits erwähnt habe, durch das am 1. Januar 
1848 in Kraft tretende Polizeistrafgesetz vom 25. Mai 1847 

*) Vgl. Note 3 und die mecklenburgische Verordnung, betr. das 
neben dem RStGB. in Kraft bleibende Landesstrafr., vom 22. Dez. 
1870, § 1 Nr. 4. 

6 ) Am selben Tage soll in Waldeck eine Verordnung erlassen worden 
sein, welche mit der mecklenburgischen bis auf die bei der Wiedergabe 
derselben eingeklammerten Stellen gleichlautet. Vgl. K JB. 4 — 1846 — 
' S. 480. 
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beseitigt. Dasselbe ordnete nämlich in den §§ 299 und 301 
im Teile „VJI. Vergehen bei Ausübung einer Wissenschaft, 
Kunst, eines Gewerbes oder Handels" unter dem Abschnitt 
„9. Vergehen beim Dienstboten- und Gesellenverhältnis" an: 

§ 299. 

Dienstboten, welche der Herrschaft gehöriges Futter 
unerlaubt in deren Vieh verfuttern, verwirken Gefängnis 
bis zu vier Wochen. 

§ 301. 

Die Strafen, in diesem Abschnitt gegen Dienstboten 
und Gesellen angedroht, sind nur auf Antrag des Dienst- 
herrn zu erkennen. 
Dieses Gesetzbuch brach also insofern mit der bisherigen 
Entwicklung des „Futterdiebstahls", als es neu das Erfordernis 
eines Strafantrages aufstellte und nicht schon die Wegnahme 
bezw. Entwendung von Futter zum Zweck des Verfütterns an 
das Vieh des Eigentümers mit Strafe bedrohte, sondern — 
und in dieser Hinsicht steht es allein da — erst die Verbitte- 
rung. Zugleich sind die §§ 299 und 301 desselben die letzten 
im Königreich Hannover über den „Futterdiebstahl" erlassenen 
Strafgesetze. An die Stelle des § 299 trat am 1. September 
1867 § 249 Nr. 7 des preufsischen Strafgesetzbuchs, während 
§ 301 erst mit Einführung des Reichsstrafgesetzbuchs obsolet 
wurde. 6 ) 

IV. Ein anderes nicht unglückliches Moment führte die 
Gesetzgebung des Königreichs Sachsen ein. 7 ) Sie wollte eine 
Strafandrohung gegen den „Futterdiebstahl" aus dem Grunde 

•) Vgl. die preufs. Verordnung v. 25. Juni 1867 GS. 1867, S. 921 ff., 
besonders S. 929, und Nordmann, Strafr. und Strafproz. in der Provinz 
Hannover, Hannover 1869, S. 82 ff. 
') Vgl. Krug 264 ff. 
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in das Gesetzbuch aufnehmen, „um die Verlegenheit zu be- 
seitigen, in welche derselbe die rechtsprechenden Behörden zeit- 
her gesetzt hatte." Sie sah jedoch in diesem Delikt einen der 
vielen Thatbestände, in welchen es sich um eine Entwendung 
handelt, mit der sich die Absicht des Thäters verbindet, das 
Entwendete im Interesse des Verletzten zu verwenden. Des- 
halb erweiterte sie zunächst den Kreis derjenigen Personen, 
welche Thäter sein können, und gab so die erste Anregung 
zur Beseitigung der Engherzigkeit der bisherigen Gesetze. 
Vor allem aber bedrohte sie auch jene Thatbestände ausdrück- 
lich mit Strafe, wo der das Futter zum Zweck der Ver- 
fütterung an das Vieh des Eigentümers entwendende Thäter 
an dem Futter bereits den Alleingewahrsam hatte. 

Die diesbezüglichen Rechtssätze stellte zuerst der Entwurf 
zum Strafgesetzbuch für das Königreich Sachsen vom Jahre 
1855 im Artikel 333 des 15. Kapitels „Von anderen Beein- 
trächtigungen fremden Eigentums" 8 ) auf: 

Entwendungen von Gegenständen, welche ohne die Ab- 
sicht, sich oder einen Dritten an dem Gegenstande zu 
bereichern, zu dem Zwecke verübt werden, um das Ent- 
wendete in den Nutzen des Verletzten zu verwenden, 
sind auf Antrag mit Verweis oder Geldbufse bis zu zehn 
Thalern zu bestrafen. 

Hieraus entstand dann Artikel 330 des Strafgesetzbuchs 
vom 11. August 1855, mit Gesetzeskraft vom 1. Oktober 1856, 
eine Bestimmung, welche auch im revidierten Strafgesetzbuch 
vom 1. Oktober 1868 beibehalten wurde und durch die Ver- 
ordnung vom 10. Dezember 1870, die Ausführung des Straf- 
gesetzbuchs für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 1870 
betreffend, nicht formell aufgehoben ist 9 ): 

*) Zuvor wird von Diebstahl, Erpressung, Betrug, Unterschlagung, 
Partiererei u. dgl. gehandelt. 

°) Vgl. Gesetz- und Verordnungsblatt für das Königreich Sachsen 
1870, S. 345 ff. 
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Entwendungen, welche ohne die Absicht, das 

Entwendete sich zuzueignen und dadurch sich oder Anderen 
einen unrechtmäfsigen Gewinn zu verschaffen, verübt 
werden, sind, wofern sie nicht als blofse Selbsthülfe .... 
erscheinen, mit Gefängnis bis zu vier Monaten oder Ar- 
beitshaus bis zu zwei Jahren zu bestrafen. — Absatz 1 — 

War die Absicht nur darauf gerichtet, den Gegenstand 

in den Nutzen des Verletzten zu verwenden, , so 

tritt Geldbufse bis zu zehn Thalern ein. — Absatz 2 — 

Mit gleichen Strafen werden unter den obgedachten 
Voraussetzungen auch Beeinträchtigungen fremder Ver- 
mögensrechte durch widerrechtliches, mit Gefahr 

oder Nachteil für den Eigentümer verbundenes Gebahren 
mit fremden, in Gewahrsam des Thäters befindlichen 
Sachen geahndet. — Absatz 4 — 

Ein Strafverfahren findet nur auf Antrag statt. 

— Absatz 5 — 

V. Als letzter Einzelstaat endlich kommt für die Ent- 
wicklung des „Futterdiebstahls" in Betracht das Königreich 
Preufsen. 

Schon der Entwurf eines Strafgesetzbuchs für die preufsi- 
schen Staaten vom Jahre 1827 bestimmte mit Rücksicht auf 
dieses Delikt im § 17 des elften Abschnitts „Verbrechengegen 
das Vermögen" des zweiten Teils: 

Wer stiehlt, um das Entwendete mittelbar oder un- 
mittelbar für den Bestohlenen zu verwenden, hat eine vier- 
undzwanzigstündige bis vierwöchentliche Gefängnisstrafe 
verwirkt. 

Jedoch bereits der dritte Entwurf kannte eine solche Be- 
stimmung nicht mehr, und die ganze Keihe der späteren Ent- 
würfe schlofs sich seinem Beispiel an. So kam es, dafs der 
„Futterdiebstahl" in Preufsen erst im Jahre 1859 durch das 
Gesetz, betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen des 
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Strafgesetzbuches, vom 30. Mai 1859, mit Strafe bedroht 
wurde. 

Damals legte die Regierung dem Herrenhause den „Ent- 
wurf eines Gesetzes, betreffend die Abänderung einiger Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches" mit Motiven vor. l0 ) Der- 
selbe enthielt auch einen Antrag zu dem § 349 im 4. Titel 
des 3. Teils „Übertretungen in Beziehung auf das Vermögen". 
„Da die Fälle des „Futterdiebstahls", welchen besondere Vor- 
liebe für das Vieh, Eitelkeit, Bequemlichkeit oder andere ähn- 
liche Motive zum Grunde liegen, richtiger Ansicht nach nicht 
als Diebstahl gestraft werden könnten, aber immerhin eine 
Rechtsverletzung enthielten, die nicht ohne Ahndung gelassen 
werden dürfte", so sollte die Nummer 3 des § 349 dahin 
abgeändert werden: 

§ 349. 

Mit Geldbufse bis zu Fünfzig Thalern oder Gefängnis bis 
zu sechs Wochen wird bestraft: 

3) wer Früchte, Efswaaren oder Getränke von unbedeu- 
tendem Werte oder in geringer Quantität, ingleichen 
wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehs 
bestimmte oder geeignete Gegenstände zum Zwecke 
der Verfüttern ng an das Vieh des Bestohlenen ent- 
wendet, selbst wenn die Entwendung vermittelst Ein- 
bruchs oder Einsteigens in ein unbewohntes Gebäude 
oder in einen demselben gleichstehenden umschlossenen 
Raum erfolgt. 

Geschieht die Entwendung unter einem anderen der im 
§ 218 bezeichneten erschwerenden Umstände, so kommen 
die Strafen des Diebstahls zur Anwendung. 

10 ) Herrenhaus 1: 52 ff. und 370 f.; 2: Anlage Nr. 3, S. 9 bis 12 
und 16 f., sowie Nr. 30. S. 253 ff. — Haus der Abgeordneten 1 : 191 ff. ; 
2: 840, 883 und 1051; 4: Nr. 69, S. 497, Nr. 70, S. 502 ff. und Nr. 79, 
S. 590 f. 



Digitized by Google 



(11) 227 

Die Justiz-Kommission des Herrenhauses schlug jedoch 
eine andere Formulierung vor. und diese fand auch die Billi- 
gung des Hauses: 

§ 349. 

Mit Geldbufse bis zu Fünfzig Thalern oder Gefängnis 
bis zu sechs Wochen wird bestraft: 
3) a. wer Früchte, Efswaaren oder Getränke von unbedeu- 
tendem Werte oder in geringer Quantität entwendet, 
selbst wenn die Entwendung vermittelst Einbruchs oder 
Einsteigens in ein unbewohntes Gebäude oder in einen 
demselben gleichstehenden umschlossenen Raum erfolgt. 
3) b. wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
bestimmte oder geeignete Gegenstände zum Zwecke 
der Verfütterung an das Vieh des Bestohlenen ent- 
wendet, selbst wenn die Entwendung mittelst Einbruchs 
oder Eiusteigens erfolgt. 
Geschieht in den Fällen der Nr. 3a und 3b die Ent- 
wendung unter einem andern der in § 218 bezeichneten 
erschwerenden Umstände oder in gewinnsüchtiger Absicht, 
so kommen die Strafen des Diebstahls zur Anwendung. 
Zum Gesetz erhoben aber wurde dem Vorschlag der Justiz- 
Kommission des Abgeordnetenhauses und dem Beschlufs des 
letzteren entsprechend die nachstehende Fassung: 11 ) 

§ 349. 

Mit Geldbufse bis zu Fünfzig Thalern oder Gefängnis 
bis zu sechs Wochen wird bestraft: 

7) wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
bestimmte oder geeignete Gegenstände zum Zwecke 
der Verfütterung an das Vieh des Eigenthümers wider 
dessen Willen wegnimmt. 

») Vgl. GS. 1859, 322. 
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Geschieht die Wegnahme in gewinnsüchtiger Absicht, 
so kommen die Strafen des Diebstahls zur Anwendung. 
Wiederum also begegnet mau einer neuen Ansicht : die 
Entwendungen von Futter zum Zweck der Verfütterung an 
das Vieh des Eigentümers werden in zwei Klassen eingeteilt, 
in solche, welche nicht in „gewinnsüchtiger Absicht" und in 
solche, welche in „gewinnsüchtiger Absicht** ausgeführt werden, 
und die ersteren „FutterdiebstahK die letzteren Diebstahl 
genannt. 

VI. Das preufsisehe Gesetz vom Jahre 1859 ist aber 
noch insofern von Wichtigkeit, als es — wenigstens mittelbar 

— die Veranlassung dazu gab, dafs das Strafgesetzbuch für 
den Norddeutschen Bund bezw. das Deutsche Reich den „Futter- 
diebstahl" unter Strafe stellte. 

Aus Anlafs jenes Paragraphen nämlich l2 ) wurde zunächst 
in den Fried bergschen Entwurf vom Juli 186^, und zwar in den 
vierten Abschnitt „Übertretungen in Beziehung auf das Ver- 

• * 

mögen 4 ' des dritten Teils „Von den Übertretungen", folgende 
Bestimmung aufgenommen : 

§ 356. 

Mit Geldbufse bis zu 50 Thalern oder Haft bis zu 6 
Wochen wird bestraft: 

5) wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
bestimmte oder geeignete Gegenstände zum Zwecke 
der Verfütterung an das Vieh des Eigenthümers wider 
dessen Willen wegnimmt, wenn dieser die Bestrafung 
beantragt. 

Aus derselben ging dann gemäfs den Änderungen des 
Kommissionsentwurfs — § 366 — und des Bundesratsentwurfs 

— § 366 — der § 370 Nr. 6 des Bundes- bezw. Reichsstraf- 
gesetzbuchs hervor 18 ), welcher lautete: 

I? ) Vgl. die Motive zum Bundesratsentwurf über den §370 — 86 — . 
13 ) Vgl. Aktenstücke und stenogr. Berichte des Reichstags 1870: 
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Mit Geldstrafe bis zu fünfzig Thalern oder mit Haft 
wird bestraft : 

6) wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
bestimmte oder geeignete Gegenstände wider Willen 
des Eigentümers wegnimmt, um dessen Vieh damit 
zu füttern. 

In den Fällen der Nr 6 tritt die Verfolgung 

nur auf Antrag ein. 

An die Stelle dieser Bestimmung schliefslich trat im Jahre 
1876 durch die Strafgesetznovelle vom 26. Februar 1876 infolge 
einer Änderung des § 64 des Reichsstrafgesetzbuchs das heute 
für den „Futterdiebstabl" mafsgebende Strafgesetz: l4 ) 

§ 370. 

Mit Geldstrafe bis zu einhundertfunfzig Mark oder mit 
Haft wird bestraft: 

6) wer Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes 
bestimmte oder geeignete Gegenstände wider Willen 
des Eigentümers wegnimmt, um dessen Vieh damit 
zu füttern. 

In den Fällen der Nr 6 tritt die Verfolgung 

nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des Antrages ist 
zulässig. 



§ 2. Bemerkungen zu dem historischen Überblick. 

Die über die geschichtliche Entwicklung des „Futterdieb- 
stahls" im vorigen Paragraphen gegebene Übersicht läfst er- 



ßd. 3 Nr. 5 und Bd. 4 Nr. 132 (504 f.) und 212 (803); Bd. 1 (54 f.) und 
Bd. 2 (770, 1096, 1176, 1187). — Ferner BGBl. 1870, S. 197 ff. und BGBl. 
1871, S. 127. 

") Vgl. Aktenstücke und stenogr. Berichte des Reichstags 1875 76 
Nr. 54, 145, 181, 238, resp. S. 410, 787 ff., 835, 1350 und 1369, sowie 
RGBl. 1873, S. 233 ff., besonders 238, und 1876, S. 25 ff., besonders 35 
und 117. 
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kennen, dafs es nur eine geringe Anzahl yon Strafandrohungen 
gibt, welche speziell dieses Delikt betreffen. 

Diese Erscheinung ist aber keine zufallige, beruht vielmehr 
auf dem Wesen des „Futterdiebstahls". Erstens nämlich er- 
klärt sich der geringe Umfang der Geschichte desselben aus 
der Einfachheit seines Thatbestandes. Besonders ist dabei auf 
den Umstand Gewicht zu legen, dafs Thäter in den bei weitem 
meisten Fällen Hausgenossen des Verletzten gewesen sein mögen ; 
denn dies ist insofern beachtenswert, als die Dienstherrschaften 
eines Schutzes gegen den „Futterdiebstahl" durch Strafgesetze 
wegen des ihnen eingeräumten Rechtes zur sofortigen Ent- 
lassung und der ihnen zugebilligten Zuchtgewalt dem Gesinde 
gegenüber entbehren konnten sowie ihre Bediensteten wegen 
eines im allgemeinen geringfügigen Verbrechens in Ermange- 
lung eines sonstigen Bestimmungsgrundes nicht vor den Straf- 
richter bringen, weil das Verhältnis zwischen Dienstherrschaft 
und Gesinde im täglichen Leben und auch vom gröfsten Teil 
der Gesetzgeber ') nach Analogie eines Familienverhältnisses 
behandelt wird. Zweitens aber spricht für die Einfachheit der 
geschichtlichen Entwicklung des „Futterdiebstahls" die eigen- 
artige Natur desselben. Denn infolge seiner Ähnlichkeit mit 
dem Diebstahl vertrat man in einigen Staaten die Auffassung, 
dafs jenes Delikt als Diebstahl charakterisiert werden müsse, 
sodafs man hier eines gegen dasselbe gerichteten Sondergesetzes 
nicht bedurfte. In anderen Ländern hingegen, wo man gegen- 
teiliger Ansicht war, wollte man ihn nicht unter Strafe stellen. 
Vielleicht sah man in dem „Futterdiebstahl" nur ein civiles 
Unrecht. Oder man hielt ihn zwar für ein kriminelles Un- 
recht, liefs ihn aber trotzdem straflos, weil man glaubte, dafs 
der Gesetzgeber, welcher den „Futterdiebstahl" mit Strafe be- 
drohte, auch alle sonstigen ihm gleichenden Entwendungen für 

*) Vgl. z. B. ALK. II 5 und den Friedbergschen Entwurf 197. 



Digitized by Google 



(15) 231 

strafbar erklären müfste, und man sich scheute, diesen Schritt 
zu thun. 2 ) 

9 ) Hinsichtlich der Gründe, warum die im § 1 nicht erwähnten 
Staaten keine die Ahndung des „Futterdiebstahls" anordnenden Spezial- 
gesetze gegeben haben, vgl. z. B. für Baden: den Entwurf von 1839 
nebst Anlagen und Puchelt, StGB. f. d. Deutsche Reich, Karlsruhe 1871, 
S. 361 „Z. 6 ist für Baden neu«; für Bayern: Riedell, PolStGB. v. 
26. Dez. 1871, Nördlingen 1872, S. 178 „Eine dem § 370 Ziffer 6 ähn- 
liche Vorschrift befand sich in den bisher, bayerischen Strafgesetzen nicht" 
und Bl. f. RA. 9, S. 106 ff.; für Kurhessen: Kersting 2, S. 659 ff.; für 
Bremen: Entw. v. 1861 Bd. 1, S. 225 ff. und v. 1868 Motive 50. 



Digitized by Google 



Dogmatischer Teil. 
Erster Abschnitt: 

Der sogenannte Futterdiebstahl im 

Allgemeinen. 

§ 3. I. Übersicht. 

Die Frage nach der juristischen Konstruktion des „Futter- 
diebstahls" hat zu manchen Streitfragen Anlafs gegeben. 

I. Die erste an dieses Delikt anknüpfende Kontroverse 
erhob sich um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 1 ) infolge 
der von den Rechtslehrern gegebenen Erklärungen des zum 
Thatbestande des Diebstahls verlangten Dolus 2 ) und schied die 
Gesetzgeber, sowie die Praktiker und Theoretiker in zwei 
scharf gegenübertretende Parteien. Die eine von ihnen nahm 
je nach der Definition des Diebstahls wegen Vorhandenseins 
einer „gewinnsüchtigen Absicht" oder wegen Vorliegens einer 
Absicht der rechtswidrigen Zueignung Diebstahl an, während 
die Gegner die Möglichkeit einer derartigen Bestrafung ener- 
gisch verneinten und mangels eines zur Anwendung geeigneten 
Gesetzes Straflosigkeit eintreten liefsen. 

') Hälachner 2, 1 S. 302 Nr. 2 und System 3 S. 444 N. 2. 
«) Temme 105 f. 



Digitized by Google 



(17) 233 

Diese Meinungsverschiedenheit verlor ihre Bedeutung nach 
der Mitte dieses Jahrhunderts, wenngleich sie selbst heute 
noch existent ist. 

II. Es entstand ein neuer Streit. Ging die fast aus- 
nahmslos herrschende Ansicht auch dahin, dafs der „Futter- 
diebstahl" seiner Natur nach nicht Diebstahl sei, so traten 
jetzt beträchtliche Differenzen in der Begründung dieser An- 
schauung zu Tage. Abgesehen von der Behauptung des 
Fehlens einer Absicht der rechtswidrigen Zueignung berief 
man sich auf den Mangel einer Bereicherung auf fremde 
Kosten seitens des Thäters, oder auf das Nichtvorliegen einer 
Verletzung des Vermögens des Betroffenen, oder endlich auf 
das Volksrechtsbewufstsein. 

III. Schliefslich gingen die Auffassungen auseinander 
bei der positiven Begriffsbestimmung des „Futterdiebstahls". 
Hier wurde derselbe charakterisiert als Besitzentziehung, da 
als privilegierte Sachbeschädigung, dort als ein aus kriminal- 
politischen Erwägungen für strafbar erklärter Ungehorsam 
gegen den ausdrücklich oder stillschweigend erklärten Willen 
des Eigentümers, und an anderer Stelle als ein dem Dieb- 
stahl oder dem Diebstahl und der Unterschlagung ver- 
wandter Fall. 

Diese vorgetragenen Ansichten sind im folgenden zu- 
nächst zu besprechen. 

II. Der sogenannte Futterdiebstahl und der Begriff des 

Diebstahls. *) 

§ 4. a. Im Allgemeinen. 

Die Entscheidung der Streitfrage, ob der „Futterdiebstahl" 
als Diebstahl anzusehen sei, hängt von der Beantwortung der 

*) Vgl. zu diesem Abschnitt: Bachem, Der Unterschied zwischen 
dem furtum des römischen Rechts und dem Diebstahl, Köln 1880; Prinz, 

Abhandlungen des kriminalibtisclien Seminars III. 16 
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Vorfrage ab: was zur „diebischen Absicht" gehört. In dieser 
Beziehung aber steht fest, dafs in allen Definitionen des Dieb- 
stahls entweder eine „gewinnsüchtige Absicht" oder eine Ab- 
sicht der rechtswidrigen Zueignuug verlangt worden ist. Schon 
dann also, wenn sich zeigen liefse, dals der „Futterdieb" 
weder in dieser noch in jener Absicht handelt, würde die ge- 
stellte Frage allgemein zu verneinen sein, und es bedürfte 
keiner Erörterungen mehr darüber, ob die einzelnen Gesetze 
bei richtiger Interpretation animus lucri faciendi oder animus 
rem sibi habendi erfordern, und ob dieser mit jenem identisch 
sei oder nicht. J ) 

Dieser Nachweis soll in der That geliefert werden. Dabei 
werden indes Begriffsbestimmungen der fraglichen Absichten 
nach Möglichkeit unterbleiben, und nur die im Laufe der 
Jahrhunderte gewonnenen für treffend gehaltenen Ergebnisse 
Berücksichtigung finden. 

de notione furti, Berlin 1848; Kapff, Die Unterschlagung, Tübingeu 1849; 
Rosenberger y Uber das furtum nach klassisch römischem Recht, insbe- 
sondere über den animus lucri fac, Zürich 1879; v. Egidy, Das Ver- 
brechen des Diebstahls insbesondere nach dem Thüringer StGB., Leipzig 
1859 ; Schütze, Die gesetzliche Formulierung der Begriffe Unterschlagung, 
Besitz- und (iebrauehsanmafsung im Verhältnis zum Diebstahl; Klein- 
schrod, Entwurf eines peinliehen GBs. für die kurpfalzbayerischen Staaten, 
München 1802 ; Günther, de furto domestico commentatio, Leipzig 1785 ; 
Rabener, de mitigandi furti poena, Leipzig 1787; Rosenbach, de legitimis 
furum excusationibus, Wittenberg 1734; Scholz, de diversa furti secun- 
dum jus civile et Germanicum idea, Erfurt 1729; Sommer, de furtis im- 
propriis. .Jena 1714; vgl. ferner die Pandektenlehrbüeher, die älteren und 
neuereu Kommentare zu den Strafgesetzbüchern, die Lehrbücher des 
Stils., die Gesetzbücher dieses Jahrhunderts nebst den Motiven, Kammer- 
verhandbingen und anderen Anlagen, sowie die Kritiken der Entwürfe 
u. dgl. m. 

M Vgl. z. B. Temme 105 f. und Temme, Kritik des Entwurfs des 
StGBs. für die preufs. Staaten. Berlin 1843, 1. Teil 315 f.; Hälschner, 
System 3, S. 437 ff.; Häberlin 4, S. «ff.; Örsted, Grundregeln der Straf- 
gesetzgebung, Kopenhagen 1818, S. 367 ff ; Kersting 662. 
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b. Der sogenannte Futterdiebstahl und der Dolus beim 

Diebstahl. 

§ 5. 1. Die gewinnsüchtige Absicht. 

T. Zu den Vertretern der Meinung, dafs dem „Futter- 
diebe" eine „gewinnsüchtige Absicht" beiwohne, gehört in 
erster Linie der Verfasser der Motive zum preufsischen Ent- 
wurf vom Jahre 1827. Zwar hat es zunächst den Anschein, 
als ob dieser die entgegengesetzte Auffassung verträte, denn 
er macht im vierten Bande — S. 15 — folgende Ausführung: 
„Man rüge mit Unrecht, dafs der § 1108 *) des ALRs II 
20 den „Futterdiebstahl" nicht mit umfasse. Der Fall scheine 
allerdings nicht unter den Begriff des Diebstahls zu passen. 
Gleichwohl sei nicht zu leugnen, dafs ein Vorteil dabei für den 
Dieb obwalte, wenn auch kein Gewinn; denn selbst die Be- 
friedigung der Eitelkeit, die Tiere besser im stände zu haben, 
sei Vorteil, die Gewährung eines Wunsches." Allein un- 
mittelbar an diese Deduktion schliefst er die Sätze an: „Da- 
gegen würde ich die Worte: „um seines Gewinnes oder Ge- 
nusses willen" als Pleonasmen weglassen. Gewinn ist gewifs 
im Vorteil enthalten." Aufserdem bezeichnet er als Dieb den- 
jenigen, wer „seines Vorteiles wegen einen unmittelbaren Ein- 
griff in fremdes Vermögen durch Besitznahme einer beweg- 
lichen Sache begeht." 

Alsdann will ich noch die Anschauung von Funk -) erwähnen : 
„Es komme beim „Futterdiebstahl" zwar die entwendete Sache 
dem Damnifikaten wieder zu gute, allein dies ändere im 

a ) „Wer um seines Gewinnes, Vorteils und Genusses willen eine 
bewegliche Sache aus dem Besitze eines Anderen ohne dessen Vorbe- 
wufst oder Einwilligung entwendet, der macht sich eines Diebstahls 
schuldig." — Vgl. auch Entwurf für Bremen 1861, 2. Bd. des 1. Teils 
ü'27. 

-) Funk 15. — NJB. 7, S. 198 f. 

16* 
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Wesen der That insofern nichts, als bei derselben der Thäter 
doch einen ihn selbst betreffenden Zweck, ein eignes hierum 
vor Augen hatte, nämlich das Interesse, schönere Tiere, die 
seiner Pflege und Sorgfalt Ehre machen, zu führen, und als dies 
Motiv den animus lucri konstituiere." 

Diese Beweisführung ist offenbar irrig. Die „gewinn- 
süchtige Absicht" bedeutet beim Diebstahl nichts anderes als 
die Absicht oder auch den Vorsatz,*) sich einen rechtswidrigen 
Vermögens vorteil zu verschaffen. Andernfalls gelangt man zu 
den unhaltbarsten Konsequenzen. AVürden doch die Sittlich- 
keitsverbrecher zum mindesten in „gewinnsüchtiger Absicht" 
gehandelt haben, insofern als sie Befriedigung ihres sinnlichen 
Triebes gefunden hätten. Ja es gäbe sogar kein Verbrechen 
ohne „gewinnsüchtige Absicht" mehr; denn ein jeder Misse- 
thäter erwirkt durch seine Handlung Gewährung eines Wun- 
sches. Eine so verstandene „gewinnsüchtige Absicht" wäre für 
das Recht völlig bedeutungslos. Der Richter, welcher einer 
in diesem Sinne definierten „gewinnsüchtigen Absicht" Rech- 
nimg trüge, würde Urteile zum Haarsträuben fällen müssen, 
wie Berner treffend bemerkt. Man wird unwillkürlich an Er- 
örterungen über Fragen erinnert wie „An für sit, qui virginem 
insciam virginitate privat?", eine Frucht der Lehre vom furtum 
improprium. s ) 

II. Hat nun aber der „Futterdieb" die „gewinnsüchtige 
Absicht 4 * im oben angegebenen Sinne? 

a. In der Regel sicherlich nicht, wie ein Blick auf die 
ihn leitenden Beweggründe veranschaulicht. Begeht der 
Thäter den „Futterdiebstahl" z. B. aus dem Grunde, weil er 
Mitleid mit dem schlecht gefütterten Vieh des Eigentümers 

*) Die Begriffe „Vorsatz" und „Absicht" sind überall im v. Liszt 
Bcheu Sinne gebraucht, soweit nicht Abweichungen sich von selbst er- 
geben. 

!l ) Sommer a. a. 0. 40. 
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empfindet, oder weil er diesem die schönsten Pferde im Orte 
verschaffen will, oder weil er den Ruf eines tüchtigen Pferde- 
knechts sich zu erwerben vorhat, wie sollte von einer auf 
einen rechtswidrigen Verraögensvorteil gerichteten Absicht des- 
selben die Rede sein? Höchstens könnte ein Vorteil in Frage 
kommen, der zum Vermögensvorteil künftig vielleicht führen 
mag. 4 ) 

b. Man hat aber behauptet, dafs es Fälle gebe, wo die 
Wegnahme von Futter, um es dem Vieh des Eigentümers zu 
füttern, in gewinnsüchtiger Absicht" geschehe und deshalb 
Diebstahl vorliege. Dies soll z. B. eintreten, wenn der Knecht 
von seinem Herrn unter einer Suspensivbedingung Vieh kauft 
und diesem während Schwebens der Bedingung oder vor er- 
folgter Tradition eine ungebührliche Menge Futter des Herrn 
gibt, 5 ) oder wenn jemand von dem erhöhten Wert des Viehes 
Tantieme bezieht und nun dasselbe übermäfsig füttert. 6 ) 
Charakteristisch würde namentlich auch der folgende im 
Leben wohl nicht ganz ungewöhnliche Tbatbestand sein : ein 
dritter schliefst mit dem Eigentümer einen befristeten Kauf 
über einen Ochsen und bestimmt durch Versprechen einer ge- 
wissen Geldsumme den Knecht des Verkäufers, dem Tiere an 
Stelle der anbefohlenen Quantität eine bedeutend gröfsere aus 
dem Eigentum des Verkäufers zu füttern. 

Auf den ersten Blick hat diese Ansicht etwas so Be- 
stechendes, dafs sie berechtigt erscheint. Zwar hat sie meines 
Wissens noch niemand zu begründen versucht. Indessen 
man könnte sie also rechtfertigen wollen. 

*) Vgl. NJB. 7, S. 199: — dafs dem Knecht wirklich, wenn auch 
nur indirekt und mittelbar ein Vorteil und Gewinn zufliefse; Krug 265: 
es liege eine eigentliche gewinnsüchtige Absicht nicht zum Grunde; El. 
f. RA. 9, S. 106 ff. 

b ) Dickel, Der Thatbestand des Diebstahls nach deutschem Recht, 
Bonn 1877, S. 59. 

•) Herrenhaus 2. Anl. Nr. 3. 



- 
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In den erwähnten und allen ähnlichen Beispielen be- 
herrsche den Thäter bei der Entwendung des Futters die Ab- 
sicht, die entwendeten Gegenstände Tieren zu füttern, deren 
durch das Verfüttern des Entwendeten zu bewirkende Wohl- 
beschaffenheit einen Zuwachs seines Vermögens zur Folge 
habe. Er beabsichtige, die fraglichen Sachen dem wirt- 
schaftlichen Effekt nach entweder sich selbst — sei es 
auch nur zum Teil — oder einem dritten zu gute kommen 
zu lassen. Er begehe das Verbrechen lediglich in der 
Absicht, die Tiere in denjenigen "Wohlstand zu versetzen, 
der die Voraussetzung des ihm in Aussicht gestellten Ver- 
mögen syorteils bilde. Es sei ihm mithin bei der That über- 
aus gleichgültig, dafs das zu fütternde Vieh noch dem jewei- 
ligen Eigentümer oder — wo er Tantieme bezieht — gerade 
diesem Eigentümer gehöre. Vielmehr erblicke er in dem Vieh 
Tiere, welche bald in das Eigentum des künftigen Erwerbers 
übergingen bezw. eine Erwerbsquelle auch für ihn neben dem 
Eigentümer seien. Diese „gewinnsüchtige Absicht" schliefse 
aber das Vorhandensein der zum „Futterdiebstahl" erforderten 
Absicht gänzlich aus, mit dem entwendeten Futter das Vieh 
de9 Eigentümers zu füttern. Diese letztere dürfe nur dann 
für vorliegend erachtet werden, wenn der Thäter beabsichtigte, 
das Futter dem Vieh gerade und ausschliefslich des gegen- 
wärtigen Eigentümers wegen zu verabreichen, es gerade und 
ausschliefslich in dessen Vermögen wieder einzubringen. Aus 
welchem Beweggrunde dies geschehe, sei dabei unerheblich; 
wenn der Knecht durch seine That beabsichtigt habe, seinem 
Herrn Ärger zu bereiten, liege ebenso „Futterdiebstahl" vor, 
wie wenn er vorgehabt habe, demselben die besten Pferde im 
Orte zu verschaffen. Die zum Thatbestand des „Futterdieb- 
stahls" erforderliche Absicht sei keineswegs identisch mit der 
Absicht, das Entwendete den Tieren zu füttern, welche ob- 
jektiv dem jeweiligen Eigentümer gehören. Sie verlange be- 
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grifflich vielmehr darüber hinaus, dafs dieses objektive Mo- 
ni eot von der Absicht des Thäters mit urafafst werde, sei also 
zu charakterisieren als die Absicht, das Entwendete den 
Tieren des Eigentümers zu luttern gerade und ausschliefslich 
des jeweiligen Eigentümers wegen. In den bezeichneten That- 
beständen hege daher nicht „Futterdiebstahl" und Diebstahl 
vor, sondern allein Diebstahl. — Weiter könne man sogar die 
Berechtigung dieser Anschauung auf Grund der Geschichte 
des Deliktes nachweisen. Ein Blick auf die mitgeteilten Ge- 
setze zeige, dafs die vorstehende Interpretation durchaus der 
ratio legis entspreche. Mit nackten Worten werde ausgesprochen 
von den einen , dafs die Entwendungen nicht Gewinstes halber 
geschehen dürfen, dafs das Hinzutreten einer „gewinnsüchtigen 
Absicht" die That zum Diebstahl mache; und von den anderen, 
dafs die Entwendungen in der Absicht geschehen sein müssen, 
das Entwendete in den Nutzen des Verletzten zu verwenden. 
Auch die Motive zu den jüngeren Gesetzen über den „Futter- 
diebstahl" bestätigten die Richtigkeit der aufgestellten Behaup- 
tung, wie z. B. diejenigen zum preufsischen Gesetze von 1859 
das charakteristische Merkmal der unter den „Futterdiebstahl" 
fallenden Entwendungen darin erblickten, dafs der entwendete 
Gegenstand nach der Absicht des Handelnden nur dem Viehe 
des Bestohlenen zu gute kommen, also zur Bereicherung eines 
dritten ebensowenig als des Entwenders selbst verwendet 
werden solle. — Endlich sei auch der Einwand ohne Mühe zu 
entkräften, dafs diese Ansicht jedenfalls mit dem Wortlaut 
des Reichsstrafgesetzbuches in Widerspruch trete. Denn hier- 
gegen lasse sich nur geltend machen, dafs es in letzter Linie 
auf den nach dem gesamten Aufbau des Gesetzbuches dem 
einzelnen Gesetze zu Grunde liegenden Gedanken als den aus- 
schlaggebenden Faktor ankomme, während beiläufig bemerkt 
sein möge, dafs die Motive zum Reichsstrafgesetzbuche die 
ausdrückliche Erklärung enthielten, dafs im § 370 des Reichs- 
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Strafgesetzbuches die Bestimmungen des preufsischen Gesetzes 
lediglich wiedergegeben würden. 

Indes mag diese Deduktion noch so verlockend klingen, 
ein Moment wird dabei doch übersehen. Jede Wegnahme in 
„gewinnsüchtiger Absicht", soll sie ein Bestandteil des That- 
bestandes des Sachdiebstahls oder der Besitzentziehung sein, 
erfordert begrifflich, dafs der Thäter ein Herausbringen des 
Gegenstandes aus dem Vermögen des Betroffenen beabsichtigt, 
sodafs der Gegenstand unmittelbar nach Vollendung der 
Wegnahme aus dem Vermögen des Betroffenen objektiv ent- 
fernt ist. 

Man wird einwenden: bei der Allgemeinheit der Unter- 
suchung müsse auch die Gebrauchsanmafsung Berücksichti- 
gung finden! Der Einwand ist an sich berechtigt, hier 
aber ohne Bedeutung. Denn der „Futterdieb" beabsichtigt 
niemals nur ein vorübergehendes Gebrauchen des Futters, 
sondern stets ein Verbrauchen desselben, sodafs die bei dem 
furtum usus möglicherweise eintretende Wegnahme der Sache 
der Wegnahme des Futters beim „Futterdiebstahl" nicht gegen- 
über gestellt zu werden braucht. 

Bei Thatbeständen nun aber, in welchen die Wegnahme 
von Futter zum Zweck des Verfütterns an das Vieh des 
Eigentümers durch Hinzutreten einer „gewinnsüchtigen Ab- 
sicht" sich als Diebstahl darstellen soll, hat jener Unterschied 
des Vermögens vor und nach der Wegnahme nur scheinbar 
statt. Denn auch in diesen Fällen steht das zu fütternde 
Vieh zur Zeit der Wegnahme des Futters im Eigentum des 
Eigentümers des Futters. Die Verfütterung des Futters an 
das Vieh des Eigentümers des Futters ist also der einzige 
Weg, auf welchem der Wegnehmende den ihm in Aussicht 
gestellten Verraögensvorteil sich verschaffen kann. Diese Ver- 
fütterung aber will der Thäter durch die Wegnahme des Futters 
möglich machen. Dasselbe soll folglich durch die Wegnahme 
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nicht aus dem Vermögen des Eigentümers herausgebracht 
werden und ist nach wie vor der Wegnahme noch im Ver- 
mögen des letzteren; diese ist nur ein Mittel zum Heraus- 
bringen des Futters aus dem Vermögen des Eigentümers. 

Für die Richtigkeit dieser Ansicht sprechen auch die 
anderen Thatbestände, in welchen es sich um eine der zahl- 
reichen Sachentwendungen handelt, die mit dem „Futterdieb- 
stahl *' auf gleicher Stufe stehen. Denn wenn man z. B. an- 
nimmt, dafs A den B gegen Versprechen einer Belohnung ver- 
anlafst, dem C wider dessen Willen Geld wegzunehmen und 
mit diesem die Schuld des C bei A zu tilgen, so kann man 
füglich nicht sagen , dafs B das Geld des C durch die Weg- 
nahme aus dessen Vermögen herausgebracht habe. 

Man wird nun gegen die vorhergehende Beweisführung 
zunächst einwenden, dafs die Absicht, das Entwendete dem 
Verletzten wieder zuzuwenden, den Begriff des Diebstahls nicht 
ausschliefse ; denn es liege z. B. Diebstahl vor, wenn der Geiz- 
hals A in seiner Wohnung die von ihm aus dem Weinberg des 
B entwendeten Trauben diesem vorsetze. Allein dieser Ein- 
wand ist unberechtigt, weil in dem angeführten Thatbestand 
und allen ähnlichen aus der Art und Weise der Zuwendung 
an den Verletzten unzweideutig folgt, dafs die wegge- 
nommene Sache aus dem Vermögen desselben herausgebracht 
worden ist. 

Namentlich aber wird man der vorgetragenen Anschauung 
entgegenhalten: dafs es Willkür sei, für den Begriff der zum 
Thatbestand des Diebstahls verlangten Wegnahme in „gewinn- 
süchtiger Absicht" die Beabsichtigung eines Herausbringens 
der wegzunehmenden Sache aus dem Vormögen des Verletzten 
zu verlangen. Indessen dieses Vorgehen wird durch die aus 
der gegenteiligen Ansicht sich ergebenden Konsequenzen ge- 
boten. Der Begriff der zum Thatbestand des Diebstahls er- 
forderlichen Wegnahme in „gewinnsüchtiger Absicht" würde 
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so farblos werden, dafs man fast jeden sich an einer fremden 
Sache Vergreifenden des Diebstahls zeihen müfste; wie man 
früher den Begriff der „gewinnsüchtigen Absicht" ungebührlich 
ausgedehut hätte, würde man nunmehr das „Wegnehmen" 
übermäfsig hiiufig als vorliegend zu erachten haben. Beispiels- 
weise hätte der Gärtnerlehrling gestohlen, wenn er gegen den 
AVillen des Gärtners für eine Belohnung seitens des A 
eine Topfpflanze aus dem Gewächshaus des B in den an den 
Garten des A grenzeuden Teil der Gärtnerei des B ver- 
pflanzt hätte. 

III. Es läfst sich folglich der allgemein gültige Satz auf- 
stellen: Die Entwendung von Futter zum Zweck des Ver- 
fütterns au das Vieh des Eigentümers ist niemals Diebstahl, 
wenn unter der diebischen Absicht die „gewinnsüchtige Ab- 
sicht" verstanden wird. 



§ 6. 2. Die Absicht der rechtswidrigen Zueignung. 

Ganz ähnlich wie die Erörterungen im vorigen Paragraphen 
gestaltet sich die Betrachtung darüber, ob der Diebstahl in der 
Form des „Futterdiebstahls" auftreten kann, wenn die diebische 
Absicht sich als die Absicht der rechtswidrigen Zueiguung 
darstellt. 

I. Diese Frage wird mit Bezug auf das sächsische Recht 
z. B. von Wengler in einem Aufsatze aus dem Jahre 1853 ') 
bejaht. Nach sächsischem Recht werde nicht animus lucri 
faciendi, sondern animus rem sibi habendi zur diebischen Ab- 
sicht erfordert. Das Wesen des letzteren aber bestehe nur 
darin, dafs der Dieb hinsichtlich der fremden Sache als wirk- 
licher Eigentümer sich geriere. Und dies thue der „Futter- 
dieb" insofern, als er die aus dem Eigentumsrechte fliefsenden 



') NJB. 7 S. 189 ff. 



Digitized by Google 



(27) 243 

Befugnisse rücksichtlich des Futters dadurch ausübe, dafs er 
dasselbe an die Pferde seines Herrn verfüttere. Es könne 
ihm folglich der animus rem sibi habendi nicht abgesprochen 
werden. 2 ) 

In demselben Sinne entscheidet sich Kersting , der 
unter der diebischen Absicht versteht die Absicht, über die 
Sache als Eigentümer zu verfügen, sei es zum eigenen Vorteil 
oder zum Vorteile anderer oder in sonstiger Weise. 3 ) 

Auch Hälschner zählt unter anderen zu den Verteidigern 
dieser Meinung, indem er sich freilich dahin ausläfst, dafs man 
die Absicht der Zueignung — d. i. die Absicht, die Sache 
dem Eigentümer bleibend zu entziehen und sie in den Kreis 
der Güter zu bringen, über welche der Inhaber die aus- 
schliefsliche Herrschaft in Anspruch nimmt — beim „Futter- 
diebe" in derselben Weise als vorliegend annehmen müsse, 
wie man dies bezüglich desjenigen thue, welcher im Auftrage 
oder zu Gunsten eines andern stiehlt und diesem sofort die 
Sache übergibt. 

II. Diese Ansicht erscheint indessen gegenüber dem Be- 
griff der Zueignung nicht zutreffend. Die Definitionen desselben 
stimmen zwar inhaltlich fast sämtlich überein, im Ausdruck 
aber weichen sie alle voneinander ab, wie dies aus den Be- 
stimmungen der Absicht der rechtswidrigen Zueignung zu er- 
sehen ist. 4 ) In jedem Fall erschöpfend und korrekt definieren 
sie jedoch von Liszt und Olshausen : ersterer als die Herstellung 

•) Ebenso äufsert »ich Weif 8 , Komm, zum Krirainalgesetzbuch 514 
und 581 fg. der 2. Ausgabe 1848. — Vgl. auch den preufs. Entwurf v. 
1827 a. a. 0. 

8 ) Kersting 680 in Verbindung mit 662. — Vgl. auch Heuser, be- 
merkenswerte Entscheidungen des Kriminalsenats des O App. Ger. zu 
Kassel 4. Heft 1 S. 183. 

*) Temme 105 ff ; Bl. f. RA. 106 ff.; v. Bothmer 2, S. 292; 
Häberlin 4, S. 6 ff.; Berner 539; Oppenhoff 565; v. Schwarze 670 f.; im 
übrigen Olshausen 951, wo auch der Aufsatz von Rotering im Gerichts- 
saal Bd. 36 S. 526 ff. hervorgehoben ist. 



Digitized by Google 



244 



(28) 



eines Verhältnisses, in welchem die Sache, als wäre sie Eigen- 
tum, den Zwecken des Thäters dauernd und ausschliefslich 
dienstbar gemacht wird; letzterer als die Herstellung eines 
Verhältnisses, in welchem die Sache dem Verletzten dauernd 
entzogen und an ihr der Gesamtinhalt derjenigen Befugnisse 
ausgeübt wird, welche der Eigentümer kraft seines Eigentums- 
rechtes ausübt. Ks dürfte daher der Ansicht derjenigen bei- 
zutreten sein, welche meinen, dafs aus der Thatsache, dafs 
jemand eine Sache wegnimmt, um über dieselbe eine an sich 
nur dem Eigentümer zustehende Verfügung zu treffen, nicht 
ohne weiteres auf das Vorhandensein der Absicht der rechts- 
widrigen Zueignung auf Seiten des Wegnehmenden geschlossen 
werden darf, vielmehr zu diesem Endo noch Umstände hinzu- 
treten müssen, welche ersichtlich machen, dafs in der Absicht 
des Verfügens nach der einen Richtung hin zugleich die Be- 
absichtigung einer Beherrschung unter Ausschlufs des Eigen- 
tümers liegt. *) 

Solche Momente können indes nur aus der bei Ausführung 
der That beabsichtigten Verwendung hergeleitet werden. Und 
dazu fehlt bei dem „Futterdiebstahl" jede Möglichkeit. Kommt 
doch bei demselben lediglich eine Entwendung in Betracht, 
welche in der Absicht geschieht, das Entwendete im Interesse 
des Verletzten zu verwenden. Die Wegnahme in der Absicht 
der rechtswidrigen Zueignung aber schliefst in gleicher Weise 
wie die Wegnahme in „gewinnsüchtiger Absicht" die Absicht 
notwendig in sich, die wegzunehmende Sache dem Verletzten 
zu entziehen. Was von dieser gesagt worden ist, hat auch für 
jene volle Gültigkeit. 

Umgekehrt gelangt die Berechtigung des dort Ausgeführten 
zu noch gröfserer Klarheit. Denn wer sagt, dafs der den 
Alleingewahrsam am Futter erst begründende „Futterdieb 4 * 

ft ) Vf?l. aus früherer Zeit: Bl. f. RA. 9, 106 ff.; v. Bothmer % 

292. 
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dasselbe in der Absicht der rechtswidrigen Zueignung weg- 
nimmt, mufs zunächst sich zu der Ansicht bekennen, dafs der 
den Alleingewahrsam am Entwendeten bereits habende Thäter 
— z. B. der nur mit dem Eigentümer das Gehöft Bewohnende, 
wenn jener eine giöfsere Reise antritt und sämtliche Schlüssel 
ihm übergibt — sich das Futter rechtswidrig zueignet. So- 
dann mufs er auch zu der Behauptung sich verstehen, dafs der 
den Alleingewahrsam erst erwerbende oder schon habende 
„Futterdieb", welcher den „Futterdiebstahl" in der Weise be- 
geht, dafs er das Vieh in eine Grasfläche des Gartens des 
Eigentümers treibt, das Futter in der Absicht rechtswidriger 
Zueignung wegnimmt bezw. sich zueignet in dem Augenblicke, 
wo die Tiere dasselbe fressen. Beide Sätze aber sind unhalt- 
bar. Man müfste denn den Begriff der Absicht der rechts- 
widrigen Zueignung nach Analogie jener absurden Erklärung 
der „gewinnsüchtigen Absicht" seines Inhaltes entkleiden. 

Es ist deshalb insonderheit auch unrichtig, wenn z. B. von 
Bothmer meint, dafs der „Futterdieb", wenn auch nicht stets, 
so doch wenigstens dann in der Absicht rechtswidriger Zu- 
eignung handle, wenn er einen rechtswidrigen Vorteil für sich 
oder einen dritten gesucht hat. In dem von diesem Schrift- 
steller angeführten Beispiele, wonach der Knecht die Tiere 
des Herrn zu seinen Arbeiten benutzt und ihnen zur Verhütung 
von Abmagerung stärkeres Futter verabreicht hat, liegt viel- 
mehr Gebrauchsanmafsung und „Futterdiebstahl" vor. 

Recht erfreulich ist es daher, die Beobachtung zu macheu, 
dafs die eben entwickelte Auffassung in hohem Mafse die herr- 
schende ist a ) und dafs nur noch einige wenige beim „Futter- 

6 ) Vgl. z. B. Köstlm, Abhandlungen aus dem StR.. Tübingen 1858. 
S. 244; 08enbrüggen, Abhandlungen 1, S. 69 und Kasuistik 164; Mitter - 
maier zu v. Feuerba<h § 319 N. V; Goltd. Mat. 2, S. 468. — v. IAszt 453 ; 
Olshausen 1367, Meves, Novelle 325, v. Schwarze 964, Berner 713, Schütze 
431, Meyer 655, HH. 3, S. 652, v. Wächter 438, Oppcnho/f 977 u. a. m. — 
Interessant die Motive zum preufs. Entwurf v. 1827: sie nehmen die ,,ge- 
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diebstahl" eine AVegnahme in der Absicht der rechtswidrigen 
Zueignung finden. *) 

III. Die Betrachtungen liefern folglich dasselbe Ergebnis, 
wie diejenigen des vorigen Paragraphen : Die Entwendung von 
Futter zum Zweck des Verfütterns an das Vieh des Eigen- 
tümers ist niemals Diebstahl, wenn die diebische Absicht mit 
der Absicht der rechtswidrigen Zueignung identisch ist. 



§ 7. 3. Folgerungen. 

Aus den vorausgehenden Erörterungen läfst sich eine 
grofse Menge bedeutender Nutzanwendungen machen. 

I. So leuchtet vor allem ein, dafs die Entwendung von Futter 
zum Zweck der Verfutterung au das Vieh des Eigentümers 
in keinem Fall bei einer einigermafsen brauchbaren Definition 
des Diebstahls unter diesen Begriff fallt und daher mit Recht 
der „sogenannte" Futterdiebstahl heifst. Dieser Name scheint 
um die Mitte dieses Jahrhunderts aufgekommen zu sein. Heute 
ist er derartig gäng und gäbe, dafs die durch Berner vorge- 
schlagenen Benennungen „unbefugter Futterverbrauch" und 
„Futterübergriff" keinen Boden zu gewinnen vermocht haben. 
Dieselben sind freilich nicht empfehlenswert : jene schon wegen 
der Verwendung des Wortes „unbefugt", diese wegen derVer- 

winns. Abs." an, leugnen aber entschieden das Vorliegen der Abs. der 
rechtswidrigen Zueignung. 

7 ) Binding , Die Normen und ihre Übertretung , 2. Aufl , Leipzig 
1890, S. 214 zu N. 10 (der „Futterdieb" verletze die beiden Normen 
„Ihr sollt dem Detentor ohne seine Einwilligung keine Sache ohne 
Rechtagrund wegnehmen !" und „Ihr sollt nicht fremde Sachen euch zu- 
eignen!' 4 in derselben Weise wie der Dieb); Kobner, Lehrbuch des 
deutschen StRs., 2. Aufl., München 1891, S. 151 Anm. 10 (der „Futter- 
diebstahl" sei privilegierter Diebstahl); Ullmann, Dolus beim Diebstahl, 
S. 66 (für den Diebstahl sei die bewufst widerrechtliche Wegnahme einer 
fremden Sache aus dem Gewahrsam eines andern, um darüber „zur 
Gänze" zu verfügen, wesentliches Erfordernis und eine derartige Ver- 
letzung fremder Eigentumsrechte liege in der That beim „Futterdieb- 
stahl« vor). 
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bindung der Substantiva „Futter" und „Übergriff 1 % beule auch 
deswegen, weil sie eine der Benennung des Delikts entsprechende 
annehmbare Bezeichnung des Thäters nicht zulassen. Diesen 
Mängeln aber wird abgeholfen, wenn man das Verbrechen den 
„Futter frevel" nennt. 

II. Mit Unrecht ferner hat man in der Praxis den Futter- 
frevler in so manchem Fall als Futterdieb abgeurteilt! So 
besonders in Mecklenburg, wie aus der oben mitgeteilten Ver- 
ordnung vom 13. Februar 1847 sich ergibt, und in Kurhessen 1 ). 
Namentlich aber auch im Geltungsbereich des Preufsischen 
Allgemeinen Landrechts; denn aus der Bemerkung Funks, 
dafs der Fall auch in praxi bisweilen zweifelhaft gewesen sei, 
geht in Verbindung mit seiner bekannten Anschauuug hervor, 
dafs der Futterfrevel um das Jahr 1837 nur in Ausnahme- 
fällen nicht als Diebstahl behandelt worden ist. und noch 
Temme -) führt an, dafs die Praxis den Futterfrevel ebenso 
häufig als eigentlichen Diebstahl bestrafe, wie sie ihu für ganz 
straflos halte. Seit der Mitte dieses Jahrhunderts jedoch 
traten fast überall jene Entscheidungen in den Vorder- 
grund, welche in dem Futterfrevel keinen Diebstahl erblicken. 
Dies beweisen in erster Linie die in diese Zeit fallenden 
Entscheidungen gerade der für die Richtung der Recht- 
sprechung mafsgebenden Gerichte. So sahen beispielsweise 
den Futterfrevel überhaupt nicht bezw. grundsätzlich nicht 
als Diebstahl an folgende Erkenntnisse : das in Bl. f. R. A. 
9 S. 106 ff. bekannt gemachte Urteil; 3 ) die in N. J. 
B. 4 S. 208 angezogenen Urteile des Appellationsgerichts zu 

') Vgl. Kersting a. a. 0. und Schüfiler, Aktenmäfsige Darstellung 
verschiedener Strafrechtsfälle aus der neuesten Zeit, Kassel 1836, S. 157 f. 

*) Funk schrieb 1837, Temme 1840 — vgl. jedoch Klein im Archiv 3 
Abhandlung 4 S. H7 (1801). 

3 ) Bezüglich der Bemerkung, dafs wohl kaum eino Gesetzgebung 
den Futterfrevel als Diebstahl erkläre, mache ich auf die eben citierte 
Verordnung von Mecklenburg aufmerksam. 
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Dresden und des sächsischen Oberappellationsgerichts; das in 
die Gesetzsammlung für Hannover I. 533 aufgenommene Prä- 
judiz des Oberappeilationsgerichts zu Celle ; *) die Urteile des 
Kgl. Kreisamts Leipzig vom Jahre 1851 und vom März 1852; 5 ) 
endlich die Entscheidungen des Kammergerichts und 8 ) Ober- 
tribunals vom 8. Februar und 8. Dezember 1851, ^ vom 17. 
September 1852 7 ) und vom 16. Februar 1855. 8 ) Sodann 
aber ergibt sich die liichtigkeit des eben ausgesprochenen 
Satzes aus den in diesem Zeitraum erlassenen Gesetzen. 9 ) 

III. Was des weiteren das Verhältnis des Futterfrevels 
zum Forst- und Feldfrevel anbelangt, so ist selbstverständlich, 
dafs der Futterfrevel auch an Feldfrüchten und Walderzeug- 
nissen begangen worden kann. In Fällen dieser Art mag denn 
wohl auch eine Bestimmung der Feld- und Forstpolizeigesetze, 
sei es allein, sei es mit dem den Futterfrevel betreffenden 
Sondergesetze verletzt worden sein. So konnte der Futter- 
frevler z. B. in Preufsen gegen den § 42 Nr. 6 der Fekl- 
Polizeiordnung vom 1. November 1847 allein, sowie gegen §§ 
42 Nr. 2. 45 des Gesetzes vom 13. April 1856 und zugleich 
gegen das Gesetz von 1859 10 ) verstofsen. Gleichwohl habe 
ich solche Gesetze indem geschichtlichen Teil als uninteressierend 

*) Vgl. hierzu v. Bothmer 2 S. 292, wo aber wohl ein Druckfehler 
vorliegt, da eine Entscheidung des OApp.Grer. vom 30. Nov. 1844 in 
Kevisionssachen des öffentlichen Anklägers wider den Dien9tknecht P. 
in Celle nicht bekannt ist. — Dieses Urteil ist übrigens mit dem in der 
jur. Zeitschrift für Hannover 1846 veröffentlichten identisch. 

5 ) NJB. 7, 190. 

•) Entscheidungen des Königl. Obertribunals, herausgegeben im amt- 
lichen Auftrage, Berlin 1837, Bd. 22 S. 72 unter „Grundsätze, welche vom 
5. Senate des Königl. Obertribunals bei Verwaltung der Strafrechtspflego 
beobachtet werden". 

7 ) Archiv für preufs. Strafrecht , begr. durch Goltdammer, Berlin 
1853, Bd. 1, S. 91 und S. 245. — Auch Herrenhaus 2 Anl. Nr. 3 und 
Haus der Abgeordneten 4 Anl. Nr. 70. 

8 ) Das in der vorigen Anmerkung citierte Archiv 1, S. 245. 

") Vgl. beiläufig Entscheidungen des Rüs. in Strafsachen 2 S. 355 ff. 
10 ) Herrenhaus 2 S. 11 ff. 
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mit Stillschweigen übergangen ; denn es versteht sich von selbst, 
dafs dieselben ohne Rücksicht auf den Futterfrevel ergangen 
sind, wie ohne weiteres aus der Erwägung erhellt, dafs der 
Gesetzgeber die häufiger eintretenden — das ganze Jahr hin- 
durch möglichen — Entwendungen den seltener vorkommenden 
— während eines Teiles des Jahres fast ausgeschlossenen — 
hintangesetzt hätte. Zudem scheinen solche Bestimmungen 
nur in geringer Anzahl zu existieren. 

IV. Auch wurde schon angedeutet, dafs der Futterfrevler 
in den Thatbeständen, wo er an dem zu verfütternden Gegen- 
stand den Alleingewahrsam hat, niemals eine Unterschlagung 
begeht. Dafs aber diese Fälle unter den Begriff des Futterfrevels 
überhaupt fallen, geht aus folgender Überlegung hervor. Wie 
über dem Begriff des Diebstahls und dem der Unterschlagung 
der Begriff der Zueignung, so steht über den Fällen des Futter- 
frevels, wo der Thäter den Alleingewahrsam am Futter noch 
nicht hatte, und den diesen gegenüberstehenden der Begriff 
der Verwendung zu Gunsten des Eigentümers. Wer also — 
wie das Reichsstrafgesetzbuch — nur die ersterwähnten That- 
bestände mit Strafe belegt wissen will, begeht denselben Fehler, 
den derjenige machen würde, welcher nur den Diebstahl 
unter Ausscheidung der Unterschlagung mit Strafe bedrohte; 
und wer — wie das hannoversche Polizeistrafgesetz — nur 
die Verfütterung des Futters unter Strafe stellte, der wäre 
demjenigen zu vergleichen, welcher die Thatbestände des Dieb- 
stahls und der Unterschlagung dahin zusammenschmelzen 
würde : „Wer eine fremde bewegliche Sache sich rechtswidrig 
zueignet." Der Futterfrevel ist eben ein dem Diebstahl und 
der Unterschlagung — sowie dem Raube — durchaus ver- 
wandtes Delikt, von ihnen hauptsächlich nur durch die Ab- 
sicht des Thäter s verschieden : eine Beziehung, die leider einzig 
und allein die sächsische Gesetzgebung erkannt hat. Überdies 
enthalten die der Unterschlagung analogen Thatbestände des 

Abhaudiangen des kriminalistischen Seminars III. 17 
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Futterfrevels einen neuen Beweis dafür, dafs es durchaus nicht 
angeht, den Futterfrevel Futterdiebstahl zu heifsen. 

V. Was sodann die Behauptung betrifft, der Futterfrevel 
sei kein Diebstahl wegen Mangels einer Vermögensbeschädi- 
gung, d. h. einer Minderung des Wertes des Vermögens, n ) so 
ist dieselbe nach dem Dargelegten zweifelsohne richtig, wenn 
anders der Begriff des Diebstahls eine Vermögensbeschädigung 
auf Seiten des Bestohlenen erfordert. Denn bei der Beant- 
wortung der Frage, ob der Futterfrevel Diebstahl sei oder 
nicht, kommen von vornherein nur die Fälle des Futterfrevels 
in Betracht, wo es sich um eine Wegnahme von Futter wider 
Willen des Eigentümers zur Verfütterung an dessen Vieh handelt. 

VI. Wer endlich zum Thatbestande des Diebstahls auf 
Seiten des Thäters die Absicht verlangt, sich auf fremde Kosten 
zu bereichern, kann selbstverständlich ohne Mühe den Futter- 
frevel vom Diebstahl ausscheiden, da für diese Absicht in den 
subjektiven Thatbestandsmerkmalen des Futterfrevels kein 
Raum ist. 12 ) Wenn man jedoch für die Notwendigkeit der 
Aufnahme dieser Absicht in den Thatbestand des Diebstahls 
sich auf das Volksurteil stützt, so räumt man diesem eine un- 
ungebührliche Bedeutung ein. Mag dasselbe immerhin dahin 
gehen — der Diebstahl ist kein Bereicherungsverbrechen. 

§ 8. III. Der sogenannte Futterdiebstahl und die 

Besitzentziehung. 

Bisweilen hat man den Futterfrevel unter die Besitzent- 
ziehung eingereiht, wie ihn z. B. Richard Loening l ) in seinem 

") Vgl. z. B. Hälschner 2, 300 ff. undAfeve«, Novelle 325. — Dem 
ersteren ist übrigens darin beizutreten, dafs eine Wegnahrae „zu Gunsten** 
oder im Auftrage eines andern nicht eine Wegnahme in der Abs. rechts- 
widriger Zueignung enthält. 

»•) Vgl. z. B. Merkel in HH. 3, 652 N. 11, Mittermaier im Ar- 
chiv 1847, 605 f., Hälschner 2, '293 ff. — Berner in der Kritik des Ent- 
wurfs des RStt'SBs. 6H ff. 

') S. auch Schütze S. 431 und beiläufig Osenbrüggen, Abhandlungen 
S. 68, sowie Krug S. 266 f. 
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Grundrifs zu Vorlesungen über deutsches Strafrecht — Frank- 
furt a. M. 1885 — in dem „Besitzentziehung" überschriebenen 
§127 des ersten Titels „Verbrechen gegen dingliche Rechte" 
des Kapitels „Verbrechen gegen Vermögensrechte" mit der Weg- 
nahme aus dem Gewahrsam des Nutzniefsers, Pfandgläubigers 
Gebrauchs- und Retentionsberechtigten, sowie mit der Weg- 
nahme von Leichen oder von Leichenteilen zusammenstellt. 

Diese Subsumtion ist jedoch zu verwerfen. Das charakte- 
ristische Merkmal der Besitzentziehung, welches sie insbesondere 
vom Diebstahl unterscheidet, besteht darin, dafs dieselbe vom 
Eigentümer oder zu dessen Gunsten ausgeführt wird, und 
nicht gegen denselben gerichtet ist. Der Futterfrevel ist aber 
nach den mitgeteilten Gesetzen und überhaupt nach seinem 
Wesen ein gerade gegen den Träger des Eigentumsrechtes 
abzielendes Delikt. Es ist folglich unmöglich, dafs der 
Eigentümer selbst einen Futterfrevel zu begehen in der Lage 
wäre. Andernfalls würde man, und insonderheit nach dem 
Reichsstrafgesetzbuch, zu dem Absurdum gelangen: dafs der 
Eigentümer seine Sache wider seinen Willen wegnimmt. Es 
genügt eben nicht, dort von Besitzentziehung zu reden, wo über 
den Besitz hinaus das Rechtsgut des Eigentums durch die 
strafbare Handlung mittelbar oder unmittelbar verletzt wird. 
Nur von diesem Gesichtspunkt aus rechtfertigt sich die Auf- 
nahme der Worte „zu Gunsten des Eigentümers" in die die 
Besitzentziehung unter Strafe stellenden Gesetze. 

§ 9- IV. Der sogenannte Futterdiebstahl und die Sach- 
beschädigung. 

I. Schon in früherer Zeit hat man die Frage behandelt, 
ob der Futterfrevel nicht Sachbeschädigung sei. Man ist 
indes zu einem negativen Ergebnis gelangt, *) indem man sich 

Temme S. 105 ff. 

17* 
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dahin aussprach, dafs jenes Delikt diesem zwar ziemlich nahe 
komme, dafs aber doch der wesentliche Unterschied zwischen 
ihnen bestehe, dafs bei dem letzteren den Thäter ein feind- 
seliges Motiv bestimme, bei dem ersteren hingegen ein solches 
nicht vorhanden sei. 

II. Diese Verschiedenheit in den Thatbeständen des 
Futterfrevels und der Sachbeschädigung — wenn anders sie 
allenthalben vorliegt — hat aber für die Entscheidung der 
zur Erörterung stehenden Frage nach heutigem Recht jede 
Bedeutung verloren ; denn nach diesem ist es für das Ver- 
brechen der Sachbeschädigung durchaus gleichgültig, welches 
Motiv den Thäter zu seiner Handlung veranlafste. In der 
That man denn auch in unseren Tagen die Behauptung auf- 
gestellt, dafs der Futterfrevel Sachbeschädigung sei: Botering 
und ihm folgend Olshausen nennen ihn „privilegierte Sachbe- 
schädigung". 

III. Einer Sachbeschädigung macht sich nun nach dem 
Reichsstrafgesetzbuch schuldig, wer vorsätzlich und rechts- 
widrig eine fremde Sache beschädigt oder zerstört. Die Sub- 
sumtion des Futterfrevels unter diesen Begriff läfst sich also 
nur in der Weise begründen, dafs man das Augenmerk auf 
die wenn auch für den Thatbestand des Futterfrevels unwesent- 
liche Verfutterung des Futters richtet und diese als Sachbe- 
schädigung charakterisiert; denn dafs das blofse Wegnehmen 
einer Sache keine Sachbeschädigung ist, bedarf an dieser 
Stelle nur der Erwähnung. Dann würde aber — die Richtig- 
keit der Annahme vorausgesetzt, dafs die Verbitterung von 
Futter unter den Begriff der Sachbeschädigung fällt — gleich- 
wohl die Bezeichnung des Futterfrevels als „privilegierte Sach- 
beschädigung" sehr irreführend sein. Denn die Wegnahme 
von Futter zur Verbitterung an das Vieh bereitet diese ledig- 
lich vor und enthält keinen Anfang ihrer Ausführung. Dem- 
nach könnte der Futterfrevel höchstens als eine unter Strafe 
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gestellte Vorbereitungsbandlung der Sachbeschädigung be- 
trachtet werden, die man ebensowenig „privilegierte Sachbe- 
schädigung" heifsen dürfte, als die Herausforderung zum Zwei- 
kampf „privilegierten Zweikampf'. Der Futterfrevel wäre also 
nur eine mit Strafe bedrohte Vorbereitungshandlung der Sach- 
beschädigung. 

Dieser Auffassung ständen die Bestimmungen des Reichs- 
strafgesetzbuchs über Sachbeschädigung und Futterfrevel an 
sich nicht entgegen. Wenn man nämlich den § 303 RStGBs. 
mit dem § 370 Nr. 6 vergleicht, so ergeben sich zwischen 
beiden Delikten folgende Beziehungen: 

1. Sachbeschädigung und Futterfrevel sind Antragsdelikte; 

2. die Zurücknahme des Antrages ist bei diesem all- 
gemein zulässig, bei jener hingegen nur dann, wenn 
Thäter ein Angehöriger des Verletzten ist; 

3. der Versuch ist nur bei jener strafbar; 

4. jene wird mit Geldstrafe bis zu tausend Mark oder mit 
Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft, dieser mit 
Geldstrafe bis zu hundertfünfzig Mark oder mit Haft 
bis zu sechs Wocheu. 

Man fände somit in der Behandlung beider Delikte nur 
solche Verschiedenheiten, welche mit der Annahme, dafs der 
Futterfrevel eine mit Strafe bedrohte Vorbereitungshandlung 
der Sachbeschädigung sei, sich völlig im Einklang befänden. 

Die entwickelte Anschauung könnte jedoch nur dann als 
berechtigt anerkannt werden, wenn die Wegnahme von Futter 
zum Zwecke der Verfütterung an das Vieh des Eigentümers 
sich als eine strafbare Vorbereitungshandlung der Sach- 
beschädigung darstellte. So lange also, bis dieser Beweis er- 
bracht, beruht die in Rede stehende Ansicht auf einer petitio 
principii. 

Man wird nun sagen, dafs dieser Nachweis sich in der 
That führen lasse. Dies lehre ein Vergleich des Futterfrevels 
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mit denjenigen Diebstählen, welche zugleich eine Vorbereitungs- 
handlung der Sachbeschädigung in sich schlössen wie er. 
Stellte man ihm z. B. eine Wegnahme von Feuerungsmaterial 
zum Zweck des Verbrennens desselben gegenüber — etwa 
eine Entwendung von Brennholz — , so hätten beide Thatbe- 
stände zwar gemein, dafs sie Vorbereituugshandlungen der 
Sachbeschädigung seien. Aber sie unterschieden sich wesent- 
lich dadurch, dafs die Wegnahme des Brennholzes in der Ab- 
sicht rechtswidriger Zueignung erfolgt sei, diejenige des Putters 
dagegen in der Absicht, dasselbe im Interesse des Eigentümers 
zu verwenden. Während nun in jenem Thatbestande die 
Existenz der Zueignungsabsicht die Eigenschaft desselben als 
Vorbereitungshandlung der Sachbeschädigung in der Weise in 
den Hintergrund dränge, dafs diese zur Feststellung jener 
diene, und so die That zu einer selbständigen Entwendung, 
zum Diebstahl mache: sei in dem anderen Thatbestande ein 
Merkmal nicht vorhanden, welches der in ihm liegenden Vor- 
bereitungshandlung der Sachbeschädigung eine untergeordnete 
Bedeutung zuwiese und ihm den Charakter einer selbständigen 
Entwendung verliehe. Insonderheit liege kein Grund dafür 
vor, der Absicht, das dem Eigentümer weggenommene Futter 
seinem Vieh zu füttern, diese Wirkung beizulegen. Der 
Futterfrevel sei folglich nichts weiter als eine Vorbereitungs- 
handlung der Sachbeschädigung, mithin eine strafbare Vor- 
bereitungshandlung der Sachbeschädigung. 

Diese Deduktion ist überaus bestechend und so lange un- 
widerlegbar, als man sich nur auf den Thatbestand des Futter- 
frevels stützt. Diese Beschränkung ist indessen gerade fehler- 
haft an ihr und führt zu ihrer Verwerfung. 

Denn wenn man das Wesen des Futterfrevels bestimmen 
will, darf man ohne Zweifel nicht ihn allein ins Auge fassen, 
sondern man mufs sich vielmehr auf den Standpunkt des sächsi- 
schen Gesetzgebers stellen und darauf Rücksicht nehmen, dafs 



Digitized by Google 



(39) 



255 



er nur eine der zahlreichen Entwendungen ist, welche wider 
Willen des Eigentümers in der Absicht begangen werden, 
das Entwendete im Interesse desselben zu verwenden. Dann 
aber stehen ihm zunächst viele andere in jeder Hinsicht gleich- 
artige Thatbestände zur Seite, die ebenso wie er als Vorbe- 
reitungshandlungen der Sachbeschädigung anzusehen sind, so 
Entwendungen von Feuerungsmaterial zum Heizen der Stuben 
des Verletzten, Entwendungen von Seife zum Waschen der 
Wäsche des Eigentümers, u. dgl. m. Wie jedoch nicht alle 
Diebstähle zugleich Vorbereitungshandlungen der Sachbeschä- 
digung darstellen — was z. B. von denjenigen gilt, welche 
deswegen verübt werden, um die weggenommene Sache zu ver- 
kaufen — , so sind auch nicht alle mit dem Futterfrevel auf 
einer Stufe stehenden Entwendungen gleichzeitig Vorbereitungs- 
handlungen der Sachbeschädigung. Denn es besteht ein Unter- 
schied zwischen dem Futterfrevel und beispielsweise dem oben 
angeführten Thatbestand, nach welchem A dem C wider dessen 
Willen Geld wegnimmt, um mit demselben die Schuld des 
C an B zu tilgen, ebensowenig, als eine Verschiedenheit 
zwischen dem Diebstahl von Brennholz zum Verbrennen des- 
selben und dem Diebstahl einer Sache um sie zu verkaufen. 
Nun läfst sich bezüglich der in der Absicht rechtswidriger Zu- 
eignung geschehenden Entwendungen nicht sagen, dafs nur die 
nicht zugleich eine Vorbereitungshandlung der Sachbeschädi- 
gung enthaltenden als Diebstähle zu charakterisieren seien und 
dafs man die übrigen gleichzeitig mit einer Vorbereitungs- 
handlung der Sachbeschädigung zusammenfallenden als straf- 
bare Vorbereitungshandlungen der Sachbeschädigung be- 
zeichnen müsse. In gleicher Weise unstatthaft und unrichtig 
aber ist es, von den Entwendungen, die der Thäter wider 
Willen des Eigentümers in der Absicht begeht, die weggenom- 
menen Gegenstände im Interesse desselben zu verwenden, die 
mit einer Vorbereitungshandlung der Sachbeschädigung nicht 
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identischen als Entwendungen und alle anderen nur als Vor- 
bereitungshandlungen der Sachbeschädigung anzusehen. Vielmehr 
müssen die letzteren als Entwendungen und Vorbereitungs- 
handlungen der Sachbeschädigung betrachtet werden. Wie die 
Diebstähle, so haben alle Thatbestände, in welchen der Thäter 
eine Sache wider Willen des Eigentümers in der Absicht 
wegnimmt, dieselbe im Interesse desselben zu verwenden, als 
charakteristisches Merkmal nicht die Beziehung gemeinsam, 
dafs sie Vorbereitungshandlungen der Sachbeschädigung, 
sondern diejenige, dafs sie Entwendungen sind. Wie ferner 
in den Thatbeständen des Diebstahls, welche sich zugleich als 
Vorbereitungshandlungen der Sachbeschädigung darstellen, 
diese Eigenschaft nur zur Konstatierung des Vorliegens der 
Absicht der rechtswidrigen Zueignung dient : so trägt in den 
Entwendungen der zweiten Art, soweit sie gleichzeitig Vorbe- 
reitungshandlungen der Sachbeschädigung sind, dieser Umstand 
lediglich dazu bei, die Absicht der Verwendung im Interesse 
des Eigentümers festzustellen. 

Es ergeben sich mithin folgende Sätze : 

1. Die Wegnahme von Putter wider Willen des Eigen- 
tümers zum Zweck der Verfütterung an das Vieh 
desselben ist eine „strafbare Entwendung in der 
Absicht, die weggenommene Sache im Interesse des 
Verletzten zu verwenden" und eine straflose Vor- 
bereitungshandlung der Sachbeschädigung. 

2. Die Verfütterung von Futter wider Willen des Eigen- 
tümers an das Vieh desselben, mag ihr eine Weg- 
nahme des Futters vorausgegangen sein oder nicht, 
mag also der Thäter an diesem den Alleingewahrsam 
erst begründet oder bereits gehabt haben, ißt als eine 
„strafbare Entwendung in der Absicht, das Entwendete 
im Interesse des Verletzten zu verwenden" und als 
eine straflose Sachbeschädigung zu betrachten. 
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Diejenigen also, welche in dem Futterfrevel eine privile- 
gierte Sachbeschädigung oder eine strafbare Vorbereitungs- 
handlung der Sachbeschädigung erblicken, gehen von der 
falschen Voraussetzung aus, dafs die Verfütterung des Futters 
an das Vieh des Eigentümers strafbare Sachbeschädigung sei. 
Vor allem jedoch erhellt, dafs der Futterfrevel der strafbaren 
Sachbeschädigung vollständig fern steht und dafs die einzige 
Beziehung zwischen dieser und jenem darin liegt, dafs sie ihm 
als Vorbereitungshandluug vorausgehen kann, was z. B. eintritt, 
wenn der Thäter die zum Futterboden führende Thür erbricht. 

IV. Demnach gibt es im heutigen Strafrecht zwei 
Klassen von Entwendungen fremder beweglicher Sachen: einer- 
seits die grundsätzlich mit Strafe bedrohten Sachentwendungen, 
welche in der Absicht geschehen, die Sache sich rechtswidrig 
zuzueignen, und auf der anderen Seite die nach Reichsreoht 
mit alleiniger Ausnahme des Futterfrevels straflosen Sachent- 
wendungen, welche wider Willen des Eigentümers in der Ab- 
sicht begangen werden, die Sache im Interesse desselben zu 
verwenden. Denn das Reichsstrafgesetzbuch enthält einen 
latenten Rechtssatz des Inhalts nicht, dafs auch die übrigen 
von dem Futterfrevel nicht verschiedenen Entwendungen zu 
bestrafen seien. 2 ) Nach den Landesstrafgesetzen hingegen 
können dieselben strafbar sein ; denn schwerlich wird jemand 
behaupten wollen, dafs das Reichsstrafgesetzbuch die „Ma- 
terie" der fraglichen Entwendungen geregelt habe. 3 ) 4 ) 

2 ) Die Frage, ob die Analogie bei der Auslegung des RStGBs. an» 
wendbar sei, ist zwar bestritten. Die herrschende Ansicht erklärt ihre 
Anwendbarkeit jedoch für zulässig, soweit sie zur Aufdeckung latenter 
Rechtssätze führt. — So z. B. v. Lxazt S. 81 f., Olshauseti S. 43 N. 4, 
Binding 1 S. 213 ff., Merkel in HH. 4 S. 83, Meyer S. 143 f., Oppen- 
hoff 22 N. 3. 

3 ) Die Erörterung dieser Frage ist wegen des sächsischen Straf- 
rechts von Wichtigkeit. — Vgl. den geschichtlichen Teil § 1 zu IV und 
§§ 2, 6 d. EG. z. RStGB. 

4 ) Gern würde ich die gewonnenen Sätze in ihre Konsequenzen 
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§ 10. V. Der sogenannte Futterdiebstahl als Ungehorsam 
gegen den ausdrücklich oder stillschweigend erklärten Willen 

des Eigentümers. 

I. Iii den Verhandlungen des preufsischen Herrenhauses 
über den Entwurf des Gesetzes vom Jahre 1859 findet sich hin 
und wieder die Bemerkung, dafs man eine Bestrafung des Futter- 
frevels auch dann wünsche, „wenn die Handlung des Thäters nur 
als eineblofseUngehörigkeit und Unregelmäfsigkeit oder mindes- 
tens als unter diesen Gesichtspunkt feilend sich darstelle". 1 ) 

II. Dem diesen Aussprüchen zu Grunde liegenden Ge- 
danken begegnet man verallgemeinert in der eigenartigen An- 
schauung von Meves über das Wesen des Futterfrevels wieder. 
Derselbe stellt nämlich die Behauptung auf, dafs dieses Delikt 
sich als ein Ungehorsam gegen den ausdrücklich oder still- 
schweigend erklärten Willen des Eigentümers charakterisiere 
und nicht sowohl aus materiellen Gründen, als vielmehr aus 
kriminalpolitischen Erwägungen für strafbar erklärt worden 
sei, 2 ) und macht zur Begründung geltend, dafs der Futterfrevel 
in einem Wegnehmen bestehe, wozu der Thäter nicht berechtigt 
erscheine, wobei ihm jedoch die Absicht rechtswidriger Zu- 
eignung fehle und wodurch er dem Betroffenen auch keinen 
Schaden zufüge, weil er den Wert des Weggenommenen wieder 
in das Vermögen desselben zurückfliefsen lasse. 

III. In dieser Ansicht ist etwas Berechtigtes enthalten. 
Denn zunächst mufs man Klein darin beistimmen, dafs der 
Futterfrevel, wenn er auch wegen Fehlens der diebischen Ab- 
sicht und wegen Vorhandenseins einer nur geringen subjektiven 

verfolgen und den Versuch machen, einen Beitrag zur Feststellung der 
Grenzlinie zwischen den strafbaren Entwendungen und der strafbaren 
Sachbeschädigung zu liefern. Allein ich müfste dann allzuweit von meinem 
Wege abschweifen. 

») Vgl. z. B. Herrenhaus 1 S. 11. 

*) Meves, Novelle S. 325. 
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Gefährlichkeit nicht zu den Diebstählen gerechnet werden 
kann, so doch wenigstens den Vorläufer derselben zu bilden ge- 
eignet ist, 8 ) insofern als der Thäter hier die Vorstudien zum 
Stehlen auf recht wohlfeile Weise zu machen vermag. 4 ) Ferner 
wird man namentlich daran denken, dafs die Futterdiebe häufig 
glauben machen wollen, sie hätten sich nur des Futterfrevels 
schuldig gemacht, und dafs eine solche Ausreden abschneidende 
Strafandrohung wünschenswert ist. Endlich wird man sich 
vergegenwärtigen, dafs einige Gesetzgebungen die den Futter- 
frevel treffenden Strafbestimmungen zumeist aus dem Grunde 
erlassen haben, um der Aburteilung desselben als Diebstahl 
zu steuern. 

Diese und ähnliche Momente sind es indes allein nicht 
gewesen, welche die Gesetzgeber zum Erlafs der Sondergesetze 
bestimmt haben. Sonst hätten die den Futterfrevel nicht als 
Diebstahl ansehenden Staaten viel früher eingegriffen, als es 
geschehen ist. Vielmehr lassen die Beratungen und die 
Motive zu den Gesetzen keinen Zweifel daran, dafs der Haupt- 
grund zur Publizierung der letzteren in der durch den Futter- 
frevel bewirkten Verletzung des Eigentumsrechtes gelegen hat. 
So sagen die Motive des Entwurfs zum preufsischen Gesetz 
vom Jahre 1859 6 ) und die hierüber beratende Justizkommission 
des Hauses der Abgeordneten c ) ausdrücklich , dafs der 
Futterfrevel eine Rechtsverletzung enthalte, die nicht ohne 
Ahndung gelassen werden dürfe. Die Motive zum sächsischen 
Gesetzbuch 7 ) ferner rechnen den Futterfrevel zu denjenigen 
• Beeinträchtigungen fremden Eigentums, die entweder schon 
ihrem Begriff nach von den im zwölften Kapitel aufgeführten 



s ) Archiv 3 Abhandlung 4, S. 64 ff. — Wengler in NJB. 7, S. 200. 

*) Herrenhaus 1859, 1 S. 63. 

5 ) Herrenhaus 2 Anl. Nr. 3 S. 11 ff. 

•) Haus der Abgeordneten 4 S. 503 ff. 

*) Zu den Art. 333, 337, 338. 
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Eigentuinsverbrechen — Diebstahl, Erpressung, Betrug, Unter- 
schlagung Partiererei, u. a. m, — verschieden sind oder die 
man Bedenken getragen hat, nach denselben Grundsätzen zu 
behandeln wie diese. Aufserdem läfst die Einreihuug der den 
Futterfrevel mit Strafe bedrohenden Gesetze in die Gesetz- 
bücher wie der geschichtliche Überblick überhaupt keinen 
Zweifel, dafs in erster Linie die Eigentümer des Futters in 
der Ausübung ihres Eigentumsrechtes geschützt werden sollten. 
Nur von diesem Gesichtspunkt aus erklärt sich das späte und 
vereinzelte Auftreten der Sondergesetze in den einzelnen 
Staaten. 8 ) Nur so läfst sich das Herausgreifen des Futter- 
frevels aus der zahlreichen Reihe der gleichartigen Thatbestände 
verstehen, 9 ) während andernfalls dasselbe notwendig ein unlös- 
bares Rätsel bleibt. 

Die von Meves vertretene Ansicht ist mithin sowohl nicht 
erschöpfend, als auch einseitig, ganz abgesehen davon, dafs die 
Begründung derselben an einem wesentlichen Mangel leidet. 

§ IL VI. Der sogenannte Futterdiebstahl als delictum 

sui generis. 

I. Die bisherigen Erörterungen haben gezeigt, dafs eine 
Subsumtion des Futterfrevels unter eines der bestehenden 
Delikte richtiger Weise nicht eintreten und keine der be- 
sprochenen Meinungen Billigung finden darf. Der Futterfrevel 
ist eben, um mit von Wächter zu reden, „ein pflichtverletzender 
Eingriff in fremde Vermögensrechte eigentümlicher Art". l ) 
Und zwar ein dem Diebstahl und der Unterschlagung 2 ) sowie 
dem Raube verwandter Fall. Er ist ein delictum sui generis. 

8 ) Vgl. oben § 2. 

•) Vgl. unten § 12. 

') S. v. Wächter S. 438. 

2 ) S. v. IAszt 8. 453 und Geyer, Grundrifs des StRs., München 1884, 

S. 55. 
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Als Verletzter im technischen Sinne ist dabei, wie nach den 
bisherigen Ausführungen keinem Zweifel unterliegt, nicht der 
Gewahrsamsinhaber zu betrachten , sondern in jedem Fall der 
Eigentümer. 8 ) 

II. Der Begriff des Futterfrevels nach dem Reichsstraf- 
gesetzbuch freilich umfafst nur die dem Diebstahl verwandten 
Entwendungen von Futter wider Willen des Eigentümers zur 
Verfütterung an dessen Vieh. 

a. Denn einmal ist § 370 Nr. 6 Reichsstrafgesetzbuchs 
auf die der Unterschlagung entsprechenden Fälle von Futter- 
frevel nicht anwendbar. Dasselbe macht nämlich einen Unter- 
schied zwischen „Entwenden" und „Wegnehmen". Denn dafs 
es diese Ausdrücke nicht als gleichbedeutend angesehen wissen 
will, ergiebt ein Vergleich der Nr. 5 und Nr. 6 des § 370. 
Bei der unmittelbaren Aufeinanderfolge beider Bestimmungen 
ist es nicht gut denkbar, dafs die hier auftretende Zusammen- 
stellung der Worte „entwendet" und „wegnimmt" auf Zufall 
beruht. Die Verschiedenheit der Bedeutung aber besteht darin, 
dafs das Reichsstrafgesetzbuch das Wort „wegnehmen" nur 
dann gebraucht, wenn die fragliche Sache sich nicht im Allein- 
gewahrsara des Thäters befindet, während „entwenden" ganz 
allgemein das Ansichnehmen einer Saehe bedeutet, mag der 
Thäter den Gewahrsam über dieselbe haben oder nicht. 4 ) 



*) Vgl. Wengler NJB 7 S. 196: „Ausgeschlossen von unserer Frage 
ist hier der Fall, wenn ein Dienstknecht, welcher von seinem Herrn in 
bestimmten Terminen eine abgemessene Quantität Hafer mit der Weisung 
erhält, damit bis zu einem gewissen Zeitraum auszureichen, das Gebot 
seines Herrn hintenansetzend, dem ihm anvertrauten Viehe eine reich- 
lichere Rate zum täglichen Futter vorschüttet, als in dem Willen seines 
Dienstherrn gelegen hat, und durch diese Handlungsweise mit dem ihm 
zugemessenen Hafer frühzeitiger zu Ende kommt, als er eigentlich nach 
seines Herrn Willen dies gesollt." — Warum ? — Siehe auch Meves, No- 
velle S. 326 Nr. 45. 

*) §§ 242, 243 Nr. 1, <>, 4, 249, 289, 370 Nr. 2 und 6. - Z. f. 
StRW. 11 S. 398 f.. v. Liszt S. 440, Olshausen S. 1363 zu Nr. 5. 
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b. Sodann aber fällt auch eine die Gestalt eines Raubes an- 
nehmende Wegnahme von Putter wider Willen des Eigentümers 
zur Verfiitterung an das Vieh desselben nicht unter § 370 
Nr. 6 Reichsstrafgesetzbuchs. Denn dieser bedroht die dem 
Raube verwandten Fälle von Futterfrevel nicht mit Strafe. 
Dieselben erfüllen aber auch nicht den Thatbestand des Raubes, 
weil die Absicht der rechtswidrigen Zueignung auf Seiten des 
Thäters fehlt. Sie müssen somit als Entwendungen straflos 
bleiben. 6 ) 

§ 12. VII. Grund der gesetzlichen Auszeichnung des 
sogenannten Futterdiebstahls. 

Schon der historische Überblick hat wiederholt erkennen 
lassen, dafs der Futterfrevel nur eine der vielen möglichen 
Entwendungen ist, welche wider Willen des Eigentümers in 
der Absicht geschehen, das Entwendete im Interesse desselben 
zu verwenden. Denn es besteht offenbar kein Unterschied 
zwischen diesem Verbrechen und den mehrfach zur Erläuterung 
herangezogenen sowie allen ähnlichen, insonderheit den beiden 
in der Litteratur erwähnten Thatbeständen : die Magd nimmt 
ihrer Hausfrau wider deren Willen zum Scheuern der Stuben 
der Herrschaft etwas Seife weg 1 ) oder holt aus dem Walde 
ihrer Dienstherrschaft Holz, um es irgendwie in deren Interesse 
zu verwenden. 2 ) Und doch hat diese sämtlichen gleichartigen 
Fälle nur eine einzige Gesetzgebung mit unter Strafe gestellt, 
während die übrigen allein den Futterfrevel mit Strafe be- 
droht haben! 

Diese überaus auffällige Erscheinung findet ihre Erklärung 
lediglich in der Thatsache, dafs der Futterfrevel unter den hier- 

& ) Meves, Novelle S. 326 Nr. 45. 

*) Temme S. 105 f. 

*) Osenbrüggen, Abhandlungen S. 68. 
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her gehörigen Beeinträchtigungen fremden Eigentums eines- 
teils am häufigsten aufgetreten und vielleicht ausschliefslich 
zur Aburteilung gekommen, andernteils die empfindlichste von 
denselben gewesen ist. 

Dafs aber die auf Grund dieser thatsächlichen Unter- 
lagen vorgenommene Abgrenzung nicht praktisch ist, davon 
wird bei Gelegenheit der Betrachtung de lege ferenda die 
Rede sein. 
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Zweiter Abschnitt. 

Der sogenannte Futterdiebstahl im 

besonderen. 

§ 13. I. Der Thäter. 1 ) 

Während die bis zur Mitte dieses Jahrhunderts über den 
Futterfrevel ergangenen Gesetze als Thäter nur das Gesinde 
bezeichnen, was auch von der mecklenburgischen Verordnung 
vom 13. Februar 1847 gilt, kann nach sächsischem, preufsischem 
und Reichsrecht jeder zurechnungsfähige Mensch Thäter sein. 

Dieser Umschwung vollzog sich zunächst unwillkürlich in 
der Weise, dafs der sächsische Gesetzgeber 2 ) aufser dem 
Futterfrevel auch die übrigen Entwendungen unter Strafe 
stellte, welche in der Absicht ausgeführt werden, das Ent- 
wendete im Interesse des Verletzten zu verwenden. Ausdrück- 
lich indes wurde darauf in den Motiven zum preufsischen Ge- 
setze von 1859 hingewiesen: der Futterfrevler werde zwar 
regelmäfsig eine im Dienst des Eigentümers stehende Person 
sein; aber auch aufserhalb eines solchen Verhältnisses habe 

*) Olshausen S. 1367, Meves, Novelle S. 326 Nr. 42, Oppenhoff 'S. 977, 
N. 30, Rüdorff-Stenglein S. 799 N. 23, Rotering S. 116, v. Schwarze 
S. 964, v. Wächter S. 437, Berner S. 713. 

9 ) Vgl. auch den preufs. Entwurf von 1827. 
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derjenige, welcher einem andern gegen dessen Willen Vieh- 
futter wegnehme, um es dem Vieh des Betroffenen zuzuwenden, 
einen besonderen Anspruch auf Straflosigkeit nicht. 8 ) 

§ 14. n. Der Gegenstand. *) 

I. Gegenstand des Futterfrevels ist nach dem einen Teil 
der gesetzlichen Bestimmungen „Korn, Heu, Stroh, auch 
andere Futterung" oder „Korn, Stroh, und andere Futterung" 
oder ..Korn und anderes Futterungsmaterial". Sachsen ferner 
und der preufsische Entwurf von 1827 haben ihrer Grund- 
anschauung entsprechend einer besonderen Bezeichnung des 
Gegenstandes nicht bedurft. Preufsen endlich und ihm folgend 
das Reichsstrafgesetzbuch nehmen wieder den Standpunkt der 
früheren Gesetze ein: sie verlangen als Objekt des Delikts 
„Getreide oder andere zur Fütterung bestimmte oder geeignete 
Gegenstände". Durchweg also begegnet man einer gewissen 
Breite im Ausdruck, welche einmal auf der Mannigfaltigkeit 
der Fälle des Futterfrevels und dann auf der Geschichte des- 
selben beruht, insofern als die am häufigsten eintretenden That- 
bestände bei der Bestimmung des Gegenstandes in den Vorder- 
grund gerückt sind. Eine einigermaßen auffällige Erschei- 
nung ist es daher, wenn das Polizeistrafgesetz von Hannover 
schlechthin von „Futter" ohne jeden weiteren Zusatz redet 

II. a. Gleichwohl schwindet trotz der vorliegenden Speziali- 
sierung nicht jeder Zweifel darüber, was denn Gegenstand des 
Futterfrevels sei. Denn wer sich die Frage vorlegt, welche 
Gegenstände zur Fütterung des Viehes geeignet seien, möchte 
wohl fürs erste meinen, dafs dahin alles gerechnet werden müsse, 

•) Herrenhaus Anl. Nr. 3 und Bericht der Justizkommission. 

*) Meves, Novelle S. 326 Nr. 43, Oppenhoff S. 911, Olshauaen S. 1367, 
Rüdorft-Stenglein S. 799 N. 22. Besonders aber Herrenhaus 2 Anl. Nr. 3 
und Haus der Abgeordneten 4. 
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was das Vieh frifst, insbesondere also auch die meisten Nah- 
rungs- und Genufsmittel der Menschen, wie z. B. Zucker und 
Fleisch. Fragt er sich dann aber, ob Futterfrevel beispiels- 
weise auch vorliege, wenn Jemand Zucker an das Rindvieh 
oder Fleisch an die Schweine des Eigentümers verfuttert, so 
wird er ohne Zweifel eine verneinende Antwort geben. Auf 
der anderen Seite hinwiederum wird er unter anderem den- 
jenigen als Futterfrevler gelten lassen, welcher dem Eigen- 
tümer Zucker wegnimmt, um ihn dessen Pferden zu verab- 
reichen. Es ergiebt sich also, dafs die "Worte „zur Füttenrng 
geeignete Gegenstände" weniger enthalten, als sie bei rein gram- 
matikalischer Auslegung zu umfassen scheinen. Denn nach 
dem Ausgeführten sind unter den zur Fütterung geeigneten 
Gegenständen nur diejenigen Sachen zu verstehen, welche zur 
Ernährung der der betreffenden Gattung angehörenden Tiere 
oder als Leckerbissen für dieselben vernünftigerweise Ver- 
wertung finden können — eine Erklärung, welche in vollem 
Einklang steht mit dem Wesen des Futterfrevels als einer Ent- 
wendung, die in der Absicht begangen wird, das Entwendete 
im Interesse des Eigentümers zu verwenden. Ist diese Be- 
griffsbestimmung auf den dem Vieh verfütterten Gegenstand 
nicht anwendbar, wird strafbare Sachbeschädigung anzu- 
nehmen sein. 

b. Vor allem aber fragt sich, was der Ausdruck „Vieh" 
in den Bestimmungen über den Futterfrevel bedeutet. 2 ) 

In dieser Beziehung geben die Motive zum Entwurf des 
preußischen Gesetzes vom 30. Mai 1859 folgende Wegleitung: 
„Dafs der Ausdruck „Vieh" in seiner sprachgebräuchlichen Be- 
deutung, ohne Beschränkung auf einige darunter begriffene 
Tiergattungen gerichtet ist, versteht sich von selbst." Die 
hierüber beratende Justizkommission des Herrenhauses ferner 

*) Vgl. hieran Olahauaen S. 1216 f., v. Schwarze S. 901 f., Rudorf- 
Stenglein S. 716, Oppenhoff S. 829 ff. 
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fügt zur Erläuterung hinzu, dafs Federvieh nicht ausge- 
schlossen sei. Bei der Beschlufsfassung über das Gesetz end- 
lich hat ein Mitglied des Herrenhauses sich dahin geäufsert: 
„Aufser Wolle, Federn, Fleisch und Holz kann beinahe alles 
andere zu Futter verwendet werden." Indessen diese Bemer- 
kungen können für die Bedeutung des Ausdrucks „Vieh" im 
§ 349 Nr. 7 des preufsischen Strafgesetzbuchs nicht mafs- 
gebend sein, weil sie nicht erklärter Wille der Gesamtheit 
sind. 

Das preufsische Strafgesetzbuch nun spricht im § 340 
Nr. 10 vom Quälen und Mifshandeln der „Tiere", bedroht in 
den §§ 344 Nr. 4 und 345 Nr. 8 denjenigen mit Strafe, wer 
„Tiere" mit Vernachlässigung der erforderlichen Sicherheits- 
mafsregeln an gewissen Orten stehen läfst oder führt, sowie 
denjenigen, wer ohne polizeiliche Erlaubnis gefährliche wilde 
„Tiere" hält, oder wilde oderbösartige „Tiere" frei umherlaufen 
läfst, oder in Ansehung ihrer die erforderlichen Vorsichts- 
mafsregeln zur Verhütung von Beschädigungen unterläfst, und 
handelt im § 143 endlich unter anderem von der widernatür- 
lichen Unzucht, welche von Menschen mit „Tieren" begangen 
wird. Abgesehen vom § 349 Nr. 7 stellt demgegenüber 
§ 347 Nr. 10 unter Strafe das unbefugte Fahren, Reiten oder 
„Viehtreiben" über Gärten oder Weinberge, oder vor been- 
deter Ernte über Wiesen oder bestellte Acker, oder über 
solche Acker, Wiesen, Weiden oder Schonungen, welche mit 
einer Einfriedigung versehen sind, oder deren Betreten durch 
Warnungszeichen untersagt ist, oder auf einem durch War- 
nungszeichen verschlossenen Privatwege ; und im § 306 sodann 
ist die Rede vom wissentlichen Verletzen der Absperrungs- 
oder Aufsichtsmafsregeln oder Einfuhrverbote, welche von der 
zuständigen Behörde zur Verhütung des Einführens oder Ver- 
breitens von „Viehseuchen" angeordnet worden sind. Es 

leuchtet also ein, dafs im preufsischen Strafgesetzbuch die Be- 

18* 
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Zeichnungen „Vieh" und „Tiere" nicht identifiziert werden 
dürfen. Zugleich aber erhellt aus dem Wortlaut der mitge- 
teilten Strafgesetze in Verbindung mit den preufsischen Gesetzen 
über die Viehseuchen, dafs der Ausdruck „Vieh" im preufsi- 
schen Strafgesetzbuch eine doppelte Bedeutung hat: dafs er 
nämlich teils — wie im § 306 — die von den Gesetzen über 
die Viehseuchen betroffenen Tiere bezeichnet, teils — wie im 
§ 347 Nr. 10 und im § 349 Nr. 7 — nur das Grofs- und 
Kleinvieh, d. h. Pferde, Rinder, Schafe, Schweine, Ziegen, 
Esel und Maultiere einerseits, Kaninchen und Geflügel im 
technischen Sinne anderseits. Denn es wird niemand be- 
haupten wollen, dafs das Wort „Vieh" im § 347 Nr. 10 auch 
auf Hunde, Katzen und die sonstigen nicht zum Grofs- und 
Kleinvieh zählenden Tiere sich beziehe. Und dafs § 349 Nr. 
7 unter dem Ausdruck „Vieh" ebenfalls nur das Grofs- und 
Kleinvieh verstanden wissen will, ergibt sich aus dem Um- 
stände, dafs in demselben das Viehfutter bestimmt wird als 
„Getreide oder andere zur Fütterung des Viehes bestimmte 
oder geeignete Gegenstände." 

Dieselbe Bedeutung wie im § 349 Nr. 7 des preufsischen 
Strafgesetzbuchs hat aber das Wort „Vieh" auch im Reichs- 
strafgesetzbuch, da die §§ 360 Nr. 13, 366 Nr. 5, 367 Nr. 11, 
175, 368 Nr. 9, 370 Nr. 6 und 328 desselben sowie die Reichs- 
gesetze über die Viehseuchen, soweit diese zur Entscheidung 
der zur Erörterung stehenden Frage von Wichtigkeit sind, 
dieselben Bestimmungen enthalten, wie das preufsische Recht. 

Dafs endlich in den hannoverschen und mecklenburgischen 
Strafgesetzen 8 ) über den Futterfrevel mit dem Ausdruck 
„Vieh" ebenfalls nur das Grofs- und Kleinvieh gemeint ist, 



•) Haunov. PolStG. §§ 126—128, 131, 197 , 232—236, 242, 245, 246, 
248, sowie Gösch und v. Düring, Mecklenburg -Schwerinsches Landes- 
strafrecht, Schwerin 1887, S. 717 ff. 
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folgt aus dem "Wortlaut derselben bezw. aus anderen ge- 
setzlichen Bestimmungen. 

Der Futterfrevel ist demnach ein in erster Linie zum 
Schutz der Interessen der Landwirtschaft geschaffenes Delikt. 
Die Einreihung desselben unter die Rubrik „Landwirtschaft" 4 ) 
ist an und für sich nicht verwerflich. 

Es fällt somit nach dem geltenden Recht eine ganze An- 
zahl von Thatbeständen nicht unter das Delikt des Futter- 
frevels, welche sich in keiner Weise von ihm unterscheiden. 
So kann nicht bestraft werden z. B. der mit der Fütterung 
der Hunde einer Hundezüchterei Betraute oder der mit der 
Pflege der Tiere eines Wildparks oder eines zoologischen 
Gartens Beauftragte, wenn er wider Willen des Eigentümers 
den Tieren Futter im oben erörterten Sinne gibt. Ebenso 
mufs die Entwendung von Zucker oder Honig wider Willen 
des Eigentümers zur Verfütterung an dessen Bienen straflos 
bleiben, u. dgl. m. 

c. Endlich müssen die zur Fütterung des Viehes be- 
stimmten oder geeigneten Gegenstände sowohl nach früherem 
als nach heutigem Recht im Eigentum desjenigen stehen, 
dessen Vieh damit gefuttert werden soll. Der Beschädigte 
mufs also Eigentümer des Viehes und Eigentümer des Futters 
sein. Ist diese Identität der Personen nicht vorhanden, so liegt 
kein Futterfrevel vor, mag auch der Eigentümer des Futters 
irgend welche Rechte am Vieh haben oder umgekehrt. Der 
§ 370 des Reichsstrafgesetzbuches findet daher z. B. keine 
Anwendung, wenn jemand dem Verpächter Getreide wegnimmt, 
um damit das Vieh des Pächters zu futtern, und umgekehrt, 
namentlich aber auch nicht in Beziehung auf zugelaufene oder 
zugeflogene Tiere. In solchen Fällen wird der Thäter vielmehr 



4 ) S. Gösch und v. Düring an der in der vorigen Anra. angegebenen 
Stelle. 
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regelmässig wegen Diebstahls oder wegen Unterschlagung zu 
bestrafen sein. 

Dafs aber dem Eigentümer der gutgläubige Besitzer und 
der legitimierte Vertreter beider gleichzustellen ist, ergibt 
sich aus allgemeinen Rechsgrundsätzen. 

§ 15. III. Die Handlung. >) 

I. Die zum Thatbestande des Futterfrevels erforderliche 
Handlung wird von fast sämtlichen Gesetzgebungen ent- 
weder als ein „Wegnehmen" oder als ein „Entwenden" be- 
zeichnet. Der preufsische Entwurf vom Jahre 1827 spricht 
von „Stehlen", während das hannoversche Polizeistrafgesetz 
ein „Verfuttern" verlangt. Auch bei den Beratungen im 
preufsischen Abgeordnetenhause war beantragt worden, statt 
der Wegnahme zur Verfütterung ein „Verfüttern" zu fordern, 
was damit motiviert wurde, dafs die Vollendung des Futter- 
frevels erst in der geschehenen Verfütterung zu finden sei und 
ohne solche nur ein strafloser Versuch 2 ) vorliege. Der An- 
trag wurde indessen mit Recht zurückgewiesen. 

II. Dafs nun den Ausdrücken „Wegnehmen" und „Ent- 
wenden" in den älteren Gesetzen eine verschiedene Bedeutung 
nicht beizulegen ist, folgt ohne weiteres aus ihrem Wortlaut. 
Unter dieselben fallen daher wohl auch diejenigen Thatbe- 
stande, wo der Thäter an dem Entwendeten den Alleinge- 
wahrsam hatte. Bei dem sächsischen Recht und dem hanno- 
verschen Polizeistrafgesetz ferner können ebenso wie bei der 
mecklenburgischen Verordnung vom Jahre 1847 nach dieser 
Richtung hin Zweifel nicht obwalten. Fraglich hingegen 

*) Vgl. v.Liszt S. 440, Ophausen S. 1368 in Verbindung mit S. 879 f., 
Meves, Novelle Nr. 45; Herrenhaus und Haus der Abgeordneten. 

a ) § 338 : Der Versuch einer Übertretung ist straflos. Wegen Rück- 
falls findet eine Erhöhung der Strafe über das höchste Mafs nicht statt 
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bleibt der Inhalt des Wortes „Wegnehmen" im preußischen 
Recht. 

Was nämlich das preufsische Strafgesetzbuch anbetrifft, 
so standen im Entwurf vom Jahre 1859 statt der Worte „wer 
wegnimmt" die Worte ,,wer entwendet". Die Justizkommis- 
sion des Abgeordnetenhauses jedoch setzte an Stelle von „ent- 
wendet" den Ausdruck „wegnimmt", „um in der Fassung 
jeden Anklang an den Diebstahl zu vermeiden." Und nicht 
ganz mit Unrecht, Denn der § 328 des preufsischen Straf- 
gesetzbuches spricht von „Entwendungen oder Unterschlagungen, 
welche von Eltern oder Grofseltern gegen ihre Kinder oder 
Enkel, oder von einem Ehegatten gegen den anderen begangen 
werden," nennt also gerade die Diebstähle „Entwendungen". 
Auf der anderen Seite aber handelt § 349 Nr. 3 von den 
„Entwendungen" der Nahrungs- und Genufsmittel von unbe- 
deutendem Werte oder in geringer Menge, und aufserdem wird 
der Ausdruck „wegnehmen" im preufsischen Strafgesetzbuche 
in demselben Sinne wie im Reichsstrafgesetzbuch gebraucht; 
denn er bedeutet überall das Brechen des fremden und das 
Begründen des eigenen Gewahrsams und kommt insbesondere 
gerade in der Definition des Diebstahls vor. Auch nach preuisi- 
schem Recht war demnach trotz jener Erklärung der Mo- 
tive 8 ) derjenige straflos, welcher in seinem Alleingewahrsam 
stehendes Futter dem Vieh des Eigentümers verfütterte. 

III. Wann der Futterfrevel vollendet ist, braucht nur 
für die dem Diebstahl analogen Thatbestände erörtert 
zu werden; denn in den nach dem geltenden Recht überdies 
nicht einmal strafbaren Fällen von Futterfrevel, wo der Thäter 
an dem Futter den Alleingewahrsam hat, tritt die Vollendung 
mit der Verwendung des Entwendeten im Interesse des Eigen- 
tümers ein. In jenen Thatbeständen aber ist der Futterfrevel 



») Vgl. v. IAszt 83 f. 



Digitized by Google 



272 



Tollendet mit dem Brechen des fremden Gewahrsams und der 
Begründung des eigenen. In welcher Weise und mit welchen 
Mitteln dies geschieht, darauf kommt nichts an. Wenn daher 
z. B. die Justizkommission des Herrenhauses sich abmüht, zu 
bestimmen, ob eine Wegnahme unter Anwendung falscher 
Schlüssel den Begriff des Diebstahls konstituiere oder nicht, 
so liegt darin eine vollständige Verkennung des Delikts. Das 
Abgeordnetenhaus bemerkt hierzu mit vollem Recht, dafs die 
Handlung durch Hinzutreten irgend eines accessorischen er- 
schwerenden Umstandes unmöglich zum Diebstahl gestempelt 
und mit dessen Strafe belegt werden könne, dafs solche Um- 
stände vielmehr nur bei der Abmessung der zu verhängenden 
Strafe ins Gewicht fallen dürfen. Es macht keinen Unter- 
schied, ob das Futter weggenommen wird unter Gebrauch von 
Nachschlüsseln, auf dem Wege des Einsteigens, zur Nachtzeit, 
u. dgl. m. Dafs jedoch eine Wegnahme von Futter zur Ver- 
fütterung an das Vieh des Eigentümers nicht unter den Be- 
griff des Futterfrevels nach dem geltenden Recht fällt, wenn 
sie die Gestalt eines Raubes annimmt, ist bereits gezeigt 
worden. Die Beantwortung der Frage nach dem Einflufs der 
erschwerenden Umstände auf die Wegnahme von Futter zur 
Verfutterung an das Vieh des Eigentümers führt mithin zu 
demselben Ergebnis wie die analogen Erörterungen hinsichtlich 
des Mundraubes. *) — Wegnahme übrigens ist auch dann an- 
zunehmen, wenn der Thäter das Vieh zu dem nicht in seinem 
Alleingewahrsam befindlichen Futter hinfuhrt, damit es davon 
fresse. Sie wird dann erst in dem Augenblicke vollendet, wo 
die Tiere die betreffenden Gegenstände zu verzehren beginnen. 
Hier fällt also die Wegnahme mit der Verfutterung zeitlich 
zusammen. 

IV. Während sodann die früheren Gesetze Heimlichkeit 



*) Vgl Z. f. StRW. 11 S. 400 ff. 
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der Entwendung zum Thatbestande des Futterfrevels als er- 
forderlich erachteD, haben die späteren Bestimmungen dieses 
Erfordernis mit Recht fallen lassen. — Uberall natürlich mufs 
die Entwendung eine rechtswidrige sein. 

V. Nicht jede Entwendung von Futter indessen ist zur 
Erfüllung des Thatbestandes des Futterfrevels geeignet. Viel- 
mehr müssen rücksichtlich der Person des Thäters gewisse 
Merkmale hinzutreten. Hiervon wird im folgenden Para- 
graphen gehandelt werden. 



§ 16. IV. Vorsatz und Absicht ') 

I. Was die Schuldfrage angeht, so wird man an die 
Spitze den Satz stellen dürfen, dafs die leicht mögliche und 
gewifs nicht ungewöhnliche fahrlässige Begehung des Futter- 
frevels regelmäfsig straflos ausgeht. Für die älteren Gesetze 
wenigstens läfst sich dies ohne weiteres aus ihrem Wortlaut 
entnehmen. Das sächsische Recht feiner trifft ausdrücklich 
eine dahingehende Bestimmung. 2 ) Nach preufsischem und 
Reichsrecht sodann kann der fahrlässig verübte Futterfrevel 
richtiger Ansicht nach ebenfalls nicht bestraft werden. 8 ) Das 
Gegenteil aber wird für § 299 des hannoverschen Polizeistraf- 
gesetzes von 1847 gelten müssen; denn einerseits nennt dieses 
den Futterfrevel ein „Polizeivergehen", anderseits bedroht das 
Strafgesetzbuch für Hannover vom 8. August 1840 grundsätz- 
lich auch 4 ) die fahrlässig begangenen Delikte mit Strafe. 

II. Weichergestalt nun mufs der „Vorsatz" des Thäters 
sein ? 

*) OlshausenS. 1367, Meves, Novelle Nr. 44, 46, 47, Rotering S. 116, 
Oppenhoff 8. 977, Merkel in HH. 8 S. 652 N. 11, v. Schwarze S. 964, 
Rubo, Kommentar über das StGB, für das deutsche Reich, Berlin 1879, 
8. 1048, Binding 1 S. 716. 

a ) Art. 48 der Gesetzbücher von 1856 und 1868. 

») Vgl. z. B. v. Liszt S. 124 f. und 186, Olshausen 8. 217 N. 4. 

*) Art. 46 — 60 in Verbindung mit Art. 1. 
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a. Hinsichtlich der früheren Gesetze darf die mit Schwierig- 
keiten nicht verbundene Beantwortung dieser Frage billiger- 
weise übergangen werden. 6 ) Hingegen ist eine das preufsi- 
sche und das Reichsrecht betreffende Erörterung von Interesse. 

b. Der § 370 Nr. 6 Reichsstrafgesetzbuchs verlangt Weg- 
nahme des Futters „wider Willen des Eigentümers". 6 ) Dies 
deuten die (inen — unter ihnen Olshausen — dahin: dafs die 
mangelnde Zustimmung des Eigentümers zur Erfüllung des 
Thatbestandes des Futterfrevels noch nicht genüge, vielmehr 
die Wegnahme des Futters zur Verbitterung trotz Kenntnis 
von dem entgegenstellenden, ernstlich kundgegebenen Willen des 
Eigentümers erfolgt sein müsse. Andere hingegen — nament- 
lich v. Liszt und Meves 1 ) — nehmen Futterfrevel schon dann 
an, wenn die Einwilligung des Eigentümers in die Wegnahme 
des Futters fehlt. Jene behaupten deshalb im Gegensatz zu 
diesen, dafs dolus eventualis zur Erfüllung des Thatbestandes 
des Futterfrcvels nicht ausreiche. 

Nun finden sieh in dem Reiehsstrafgesetzbuch die Wen- 
dungen „ohne Willen" und „wider Willen" einerseits, „ohne 
Wissen" und „wider besseres Wissen" anderseits. So redet 
der § 220 Absatz 1 von einem vorsätzlichen Abtreiben oder 
Töten der Leibesfrucht einer Schwangeren „ohne deren Willen" ; 
§ 237 Absatz 1 von der Entführung einer minderjährigen, un- 
verehelichten Frauensperson mit ihrem Willen, jedoch „ohne 
Einwilligung ihrer Eltern oder ihres Vormundes", um sie zur 

a ) Vgl. hierzu StGB, für Hannover Art 41 ff. und für Sachsen Art. 48 ff. 

•) Vgl. hierüber v. Liszt S. 173, 557 und 624; Olshausen S. 785 f. 
N. 2, 850 N. 4, 1367 N. 9, 853 N. 4 b , 1066 f. einerseits — 609 N. 6, 
705 N. 3, 700 f., 785 f. N. 2 anderseits, sowie die dort citierte Litte- 
ratur und Judikatur, insonderheit R(i. II 18. September 1888 £. 18 
S. 88 f. 

^ Mit Recht weist Olshausen darauf hin, dafs es auffällig ist, wenn 
gerade Meves dieser Auffassung ist, weil dieser den Futterfrevel einen 
Ungehorsam »gegen den ausdrücklich oder stillschweigend erklärten 
Willen des Eigentümers« nennt 
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Unzucht oder zur Ehe zu bringen ; und § 269 unter anderem 
von dem Verbrecher, welcher einem mit der Unterschrift eines 
anderen versehenen Papiere „ohne dessen Willen" durch Aus- 
füllung einen urkundlichen Inhalt gibt. Auf der anderen Seite 
wird in dem § 236 die Entführung einer Frauensperson „wider 
ihren Willen" durch List, Drohung oder Gewalt, um sie zur 
Unzucht zu bringen, und in dem § 370 Nr. 6 eine Weg- 
nahme von Futter „wider Willen des Eigentümers" zur Ver- 
fütterung an das Vieh desselben unter Strafe gestellt Sodann 
wird nur in den Strafandrohungen gegen die falsche Anschul- 
digung, die Verleumdung und das Beschimpfen des Andenkens 
eines Verstorbenen ein Handeln des Thäters „wider besseres 
Wissen" erfordert. Es mufs daher angenommen werden, dafs 
die Ausdrücke „ohne Wissen" bezw. „ohne Willen" mit den 
anderen „wider besseres Wissen" bezw. „wider Willen" nicht 
identisch sind. Dann aber kann zwischen ihnen nur folgender 
Unterschied bestehen. Ein Handeln „ohne Willen einer 
Person" liegt vor, wenn jemand etwas thut, trotzdem er „nicht 
weifs, ob seine Handlung gewollt wird" ; ein Handeln „wider 
Willen einer Person" hingegen hat statt, wenn man etwas 
unternimmt, obgleich man „weifs, dafs die Handlung nicht 
gewollt wird". Während ferner eine Behauptung „wider 
besseres Wissen" nur dann anzunehmen ist, wenn der Be- 
treffende etwas als wahr hinstellt, obgleich er „weifs, dafs es 
der Wahrheit nicht entspricht", mufs ein Handeln „ohne 
Wissen" schon darin gefunden werden, wenn einer etwas als 
wahr ausgibt, trotzdem er „nich^ weifs, ob es auf Wahrheit 
beruht". Hieraus aber folgt weiter, dafs der dolus eventualis 
zur Erfüllung des Tatbestandes der Verbrechen nicht genügt, 
bezüglich deren das Gesetz ein Handeln, „wider besseres 
Wissen des Thäters" oder „wider Willen einer Person" ver- 
langt. Denn wenn beispielsweise eine Behauptung „wider 
besseres Wissen" im Sinne von § 187 Reichsstrafgesetzbuches 
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auch in dem Falle zu erblicken sein soll, wenn jemand eine 
Thatsache bestimmt behauptet, deren Richtigkeit ihm zweifel- 
haft erscheint, von der er also nicht weifs, ob sie richtig ist : 
dann würde die vom Gesetz verlangte Unterscheidung in den 
Ausdrücken „ohne Wissen" und „wider besseres Wissen" hin- 
fällig werden. Und auf denselben Widerspruch würde man 
stofsen, wenn Futterfrevel im Sinne des § 370 Nr. 6 beispiels- 
weise schon dann als begangen angesehen wird, wenn der 
Thäter bestimmt glaubt; dafs der Eigentümer die Wegnahme 
des Futters zur Verfutterung an sein Vieh nicht will, obgleich 
er darüber keine Gewifsheit hat. Der aus dem Begriff des* 
Vorsatzes sich ergebende Satz, dafs der dolus eventualis zur 
Begehung der Verbrechen ausreichend ist, erleidet mithin im 
Reichsstrafgesetzbuch infolge der Wortfassung etlicher Para- 
graphen Ausnahmen, und eine solche liegt gerade in Be- 
ziehung auf das Strafgesetz über den Futterfrevel vor. 

Wenn der Thäter eine Erlaubnis zur Wegnahme des 
Futters zum Zweck der Verbitterung an das Vieh des 
Eigentümers nicht nachgesucht hatte und in dem Bewufstsein 
handelte, dafs diese Erlaubnis nicht erteilt werden würde, ist so- 
mit Futterfrevel im Sinne des Reichsstrafgesetzbuches nicht ver- 
übt. Auf der anderen Seite jedoch ist es gleichgiltig , wie- 
der Thäter von dem entgegenstehenden Willen des Eigentümers 
Kenntnis erhalten hat. Mit Recht weist Rotering darauf hin, 
dafs eine „Wegnahme wider Willen" des Eigentümers schon- 
in dem Falle eintritt, wenn dieser dem Thäter das Futter- 
quantum vorgeschrieben hat. 

Dafs übrigens die gleichen Beziehungen im preufsischen 
Rechte obwalten, ergibt sich aus den §§ 349 Nr. 7, 182, 208 
und 248 des preufsischen Strafgesetzbuches. Auch stimmen 
beide Gesetzbücher darin überein, dafs das Bewufstsein der 
Rechtswidrigkeit neben dem Vorsatze nicht erforderlich ist, 
weil dieselben das Merkmal der Rechtswidrigkeit in den That- 
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bestand des Futterfrevels nicht mit aufgenommen haben. 
Freilich wird die Ansicht noch immer sehr bekämpft, dafs 
der Begriff des Vorsatzes das Bewufstsein der Rechtswidrig- 
keit nicht in sich schliefse. 8 ) 

III. Uber den Vorsatz hinaus kommt aber noch die 
„Absicht des Thäters, das Entwendete dem Vieh des Eigen- 
tümers zu füttern", in Betracht Gerade diese Absicht ist es, 
welche das charakteristische Merkmal des Futterfrevels bildet. 
Sobald der Thäter zur Zeit der Entwendung diese Absicht 
hatte, liegt das Delikt vor. Ob er z. B. aus Mitleid oder Eitelkeit 
oder in gewinnsüchtiger Absicht handelte, ist vollständig ohne 
Belang. Freilich war nach preufsischem Rechte beim Hinzu- 
treten einer „gewinnsüchtigen Absicht" und nach der mecklen- 
burgischen Verordnung schlechthin die That in jeder Hinsicht 
als Diebstahl zu beurteilen.*) 

Was insonderheit die dem Diebstahl analogen Thatbe- 
stände des Futterfrevels anbetrifft, so kommt zunächst darauf 
nichts an, ob der Thäter die fragliche Absicht hinterher aus- 
führt und das Entwendete den Tieren des Eigentümers wirk- 
lich füttert; denn hier ist der Futterfrevel vollendet mit der 
"Wegnahme in der Absicht der Verfütterung. Hätte man ge- 
rade diesen letzten Punkt stets im Auge behalten, so würde 
manches unerfreuliche Blatt in der Geschichte des Futter- 
frevels fortgefallen sein. 

Wenn nun aber der Thäter seine Absicht wirklich aus- 
führt ? Dann kann er wegen der Verfütterung ebensowenig wie 
der die gestohlene Sache sich zueignende Dieb bestraft werden ; 
denn „die verbrecherische Handlung, welche als Verwirklichung 
der zum Begriffe eines anderen Verbrechens erforderlichen 
Absicht erscheint, ist mit dieser zu einer Einheit zusammen- 

•) Vgl. v. Liszt S. 174 ff. 

•) Haue der Abgeordneten 4 S. 608 £ nnd RG. H 19. Oktober 
1880 E. 2 8. 354 ff. 
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zufassen, wenn diese Verwirklichung als dem gewöhnlichen 
Hergange entsprechend stillschweigend von dem Gesetzgeber 
vorausgesetzt wird". ,0 ) 

Angenommen sodann, der Thäter führt die ursprüngliche 
Absicht nicht aus: er eignet sich das Entwendete zu. In 
diesem Falle stellt die anderweitige Verwertung des Futters 
ein neues Delikt dar. Dieses aber kann nur Unterschlagung sein, 
da der Thäter mit der Vollendung der Wegnahme seinen 
Alleingewahrsam begründet hatte. Meves hält allerdings Dieb- 
stahl für möglich, falls „sich die Gegenstände noch in dem er- 
weiterten Besitze des Eigentümers befinden, also noch in den 
ihm gehörigen Eäumlichkeiten sind". Indessen dieser Ansicht 
steht entgegen, dafs nach Vollendung der Wegnahme der 
Eigentümer trotz solchen „erweiterten Besitzes" nicht die 
Möglichkeit hat, thatsächlich auf die entwendeten Sachen ein- 
zuwirken. Was nützt es z. B. dem Eigentümer, wenn der 
Thäter das weggenommene Futter unter dem Dache oder in 
irgend einem kaum bekannten Schlupfwinkel des Gehöftes 
verborgen hat? Ist die Wegnahme erfolgt, so ist der fremde 
Gewahrsam gebrochen, mag die Sache an irgend welchem 
Orte untergebracht sein. In der That hat denn auch der Begriff 
des erweiterten Besitzes bezüglich der analogen Fragen beim 
Diebstahl keine Anerkennung gefunden. Die Rechtsprechung 
nimmt im Einklang mit der herrschenden Ansicht versuchten 
oder vollendeten Diebstahl an, wenn jemand in diebischer Ab- 
sicht sich an einer nicht in seinem Alleingewahrsam stehenden 
Sache vergreift und dieselbe in den Räumlichkeiten des Be- 
sitzers verbirgt, sobald er nur mit der Erlangung der eigenen 
Verfügungsgewalt bereits begonnen bezw. dieselbe durch sein 
Gebaren schon erlangt hat. Namentlich ist Getreidedieb- 
stahl stets für vorliegend erachtet worden, wenn die Thäter 



*°) Vgl. v. Liszt S. 238. 
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das in Verwahrungsmittel gefüllte Getreide zunächst noch am 
Aufbewahrungsorte zurückgelassen haben. ") 

Hingegen ist Meves darin beizustimmen, dafs der Futter- 
dieb in der Regel vorschützen wird, er habe die betreffenden 
Gegenstände in der Absicht der Verfutterung an das Vieh 
des Eigentümers weggenommen und mithin Futterfrevel 
verübt. Daher wird bei einem solchen Vorbringen seitens des 
Beschuldigten eine sorgfältige Prüfung der die That beglei- 
tenden Umstände vonnöten sein. — Umgekehrt kann aber 
auch der Fall leicht eintreten, dafs man einen Futterfrevler 
als Futterdieb aburteilt. 

IV. Endlich will ich noch einige in der Litteratur bei 
Gelegenheit der Besprechung des Futterfrevels erwähnte That- 
bestände mitteilen. Botering nämlich ist der Ansicht, dafs 
Diebstahl vorliege, wenn der Thäter sich bezahlen läfst, als 
hätte er das eigene Futter verwendet. Schon Olshaimn jedoch 
hat darauf hingewiesen, dafs es sich in diesem Falle um einen 
Betrug handelt. — Ilälschner sodann 12 ) glaubt, dafs die Ver- 
wendung des genommenen Futters für das Vieh des Eigen- 
tümers in der Absicht, sich zum Nachteil desselben zu be- 
reichern, dann stattfinde, wenn ein Kutscher, der zur Bestrei- 
tung der während einer Reise erwachsenden Futterkasten Geld 
erhalten hat, die Pferde mit dem seinem Herren weg- und 
mitgenommenen Futter unterhält. Hier steht aber eine den 
verübten Futterfrevel nicht berührende Unterschlagung des 
Geldes in Frage. 



") Olshausen 881. 

19 ) Im System 3, S 445 N. 2. — Vgl. hierzu eine mecklenburgische 
Verordnung, betreffend Abstellung des Unfugs der Reiseknechte in Ver- 
untreuung des ihnen mitgegebenen Futterkorns, vom 8. Mai 1818, mit 
den Eingangsworten: „Es ist in Unserm hiesigen Herzogthum darüber 
mehrmals Klage gefuhrt worden, dafs Knechte, welche mit Korn zum 
Verkauf auf Reisen geschickt, das ihnen zum Unterhalte der Pferde mit- 
gegebene Futterkorn veruntreuen und heimlich verkaufen." 
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V. Die Bestrafung. 

§ 17. a. Die Strafverfolgung. *) 

Mehrere Gesetze — das Polizeistrafgesetz von Hannover, die 
sächsischen Gesetzbücher und das Reichsstrafgesetzbuch — 
machen die Verfolgung des Futterfrevels von einem Antrage 
abhängig. 

Über die Behandlung dieses Antrags in dem älteren Recht 
einzugehen, dürfte kein sonderliches Interesse haben, da die- 
selbe an anderen Stellen bereits ausführlich besprochen worden 
ist*) und interessantere Erscheinungen nicht aufweist. Hin- 
sichtlich des Reichsstrafgesetzbuches aber mögen die folgenden 
Ausführungen genügen. 

Berechtigt zur Antragstellung ist nach dem Wesen des 
Futterfrevels ohne Zweifel der Eigentümer des Futters bezw. 
der gutgläubige Besitzer resp. der gesetzliche Vertreter des- 
selben, oder diese Personen nebeneinander; wenn jedoch der 
gesetzliche Vertreter an der Begehung des Futterfrevels mit 
beteiligt ist, oder den Antrag zu stellen verabsäumt, der zur 
Antragstellung bestellte Vertreter. 8 ) 

Der Antrag ist binnen drei Monaten zu stellen; andern- 
falls kann die strafbare Handlung nicht mehr verfolgt werden. 
Wenn es nun aber heifst : „Diese Frist beginnt mit dem Tage, 
seit welchem der zum Antrage Berechtigte von der Handlung 
und der Person des Thäters Kenntnis gehabt hat", so* fallt 
dieser Satz für den Futterfrevel nicht ins Gewicht. Denn die 
Strafverfolgung von Übertretungen verjährt in drei Monaten 
von dem Tage ab, an welchem dieselbe begangen ist. Aus diesem 

1 ) v. Liszt S. 190 ff., OUhamen S. 1368 und 278 ft., Mevcs, Novelle 
S. 827. 

2 ) Vgl. z. B. Peter fsen, Polizeistrafgesetz für Hannover, Hannover 
1865, S. 28 und Krug, S. 182 ff. 

«) § 65 StGßs. und 414 StPO. 
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Grande ist hinsichtlich des Futterfrevels, falls mehrere An- 
tragsberechtigte vorhanden sind, auch die Bestimmung des 
§ 62 Reichsstrafgesetzbuches illusorisch, wonach das Recht der 
übrigen nicht ausgeschlossen wird, wenn der eine oder andere 
die dreimonatige Frist versäumt. Endlich ist auch die Streit- 
frage bedeutungslos, wann die Frist bei Bestellung eines be- 
sonderen Vertreters zur Antragstellung zu laufen beginne. Es 
gilt einfach der Grundsatz: dafs der Antrag binnen drei Mo- 
naten vom Tage der VerÜbung an gestellt werden mufs. 4 ) 

Die durch die Novelle von 1876 aufrecht erhaltene Zu- 
rücknahme des Antrags ist rechtzeitig, wenn sie vor der Ver- 
kündung eines auf Strafe lautenden Urteils erfolgt. Ein Wider- 
ruf der Rücknahme des gestellten Antrags ist unzulässig. 

Zuständig für die Aburteilung schliefslich ist das Schöffen- 
gericht, s ) wenn kein Zusammenhang im Sinne der Strafprozefs- 
ordnung vorliegt. 



§ 18. b. Die Strafe. 

I. Hinsichtlich der Strafandrohungen lassen sich die den 
Futterfrevel unter Strafe stellenden Sondergesetze in zwei 
Klassen scheiden. 

a. Nach dem hannoverschen Polizeistrafgesetz und der 
mecklenburgischen Verordnung vom 13. Februar 1847 ist Frei- 
heitsstrafe zu verhängen, und zwar nach jenem Gefängnis- 
strafe bis zu vier Wochen, nach dieser hingegen Gefängnis von 
vierundzwanzig Stunden bis zu vierzehn Tagen und in Wieder- 
holungsfällen bis zu vier Wochen mit der Mafsgabe, dafs statt 
der Gefängnisstrafe oder zur Abkürzung derselben in Verbin- 
dung mit ihr auf Prügelstrafe erkannt werden kann und zur 

*) §§ 61, 67 RStGBs. 
») GVG. § 27 Nr. I. 
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Abkürzung der Gefängnisstrafe regelmäfsig auf Schmälerung 
der Kost (Wasser und Brot) erkannt werden soll. 1 ) 

b. Die meisten Gesetze drohen aber sowohl Freiheits- 
strafe als auch Geldstrafe an. So der bis zu vier Wochen 
Gefängnis oder fünfzig Thaler Geldbufse festsetzende Artikel 
39 des hannoverschen Gesetzes vom 24. Oktober 1840. Ferner 
die sächsischen Gesetzbücher, nach welchen den Thäter teils 
Gefängnis bis zu vier Monaten oder Arbeitshaus bis zu zwei 
Jahren, teils Geldbufse bis zu zehn Thalern trifft. Preufsen 
endlich und das Reichsstrafgesetzbuch ordnen Geldstrafe bis 
zu funfeig Thalern oder Gefängnis bezw. Haft bis zu sechs 
Wochen an, also Geldstrafe in erster Linie. Nach diesen 
Rechten ist demnach der Futterfrevel eine „Übertretung" in 
ihrem Sinne. Die Motive zum preufsischen Gesetz vom Jahre 
1859 bemerken dazu: „Rücksichtlich des Mafses, in welchem 
diese Ahndung notwendig erscheint, läfst sich die That füglich 
den „Übertretungen" und insbesondere den im § 349 Nr. 3 
des Strafgesetzbuches bezeichneten Entwendungen 4 ) gleich- 
stellen." 

c. Zu welcher Gruppe die ältesten hannoverschen Straf- 
gesetze gehören, welche eine jedesmalige nachdrückliche Be- 
strafung des Thäters gebieten, kann zweifelhaft sein. Jedenfalls 
werden sie unter die erstere Klasse fallen. 8 ) 

II. Von den in den einzelnen Rechten über Strafen gel- 
tenden allgemeinen Bestimmungen, welche auf den Futter- 
frevel anwendbar sind, glaube ich nur folgende erwähnen zu 
müssen: die Vorschrift der sächsischen Gesetzbücher, dafs in 

') Vgl. die in der mecklenburgischen Verordnung angeführten Ge- 
setze. Die Abänderungen derselben sind nicht berücksichtigt. 
') Mundraub. 

*) In der declaratio Edicti von 1786 ist vor dem vom Futterfrevel 
handelnden Absatz von „ Bestraffung am Leben" und „mit perpetuir- 
licher Oondemnation ad operas publioas oder zum Werk- und Spinn- 
Hau8e a die Rede. 
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Fällen von ganz besonderer Leichtigkeit ein Verweis erteilt 
werden darf, und die Sätze des hannoverschen Polizeistraf- 
gesetzes, dafs unter gewissen Voraussetzungen auf Prügelstrafe 
oder auf Schärfung der Gefängnisstrafe durch Beschränkung 
der Kost auf Wasser und Brot bezw. durch Verbindung mit 
Strafarbeit erkannt werden kann. 4 ) 

§ 19. VI. Bemerkungen zum allgemeinen Teil der 

Gesetzbücher. 

Auf die den Futterfrevel unter Strafe stellenden Para- 
graphen des besonderen Teiles des hannoverschen Polizeistraf- 
gesetzbuches so wie des sächsischen, preufsischen und Reichs- 
strafgesetzbuchs finden natürlich die allgemeinen Bestimmungen 
des jedesmal in Frage kommenden Gesetzbuchs Anwendung. 
Von denselben führe ich indes nur die hauptsächlichsten und 
interessantesten in vergleichender Darstellung an. 

I. Was in erster Linie den Versuch des Futterfrevels be- 
trifft, so ist derselbe nach preufsischem und Reichsrecht 
straflos. Sachsen hingegen und das hannoversche Polizeistraf- 
gesetz bedrohen ihn mit Strafe, und zwar ersteres schlechthin, 
letzteres nur geeigneten Falls. 1 ) 

II. Jeder Mitthäter ferner wird nach sämtlichen fraglichen 
Rechten als Thäter bestraft. — Der Anstifter und der Gehilfe 
dagegen werden mit Ausnahme von Preufsen überall mit 
Strafe belegt, teils mit derselben wie der Thäter, teils mit 
einer niedrigeren, während die Begünstigung auch nach Reichs- 
recht straflos bleibt. 2 ) 

III. Aus den Abschnitten über die die Strafe aus- 

«) Vgl. Sachsen Art. 31 und Hannover §§ 30, 33, 36 und 46. 
l ) Hannover §§ 12, 13; Sachsen Art. 37 bis 45; Preufsen § 336, 
KStöB. § 43. 

*) Hannover §§ 14 bis 17; Sachsen Art. 60 bis 72; Preufsen §§ 34 
bis 89 in Verbindung mit 832 ff., RStGB. §§ 47 ff., 267 ff. 

19» 
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schliefsenden oder mildernden Gründe sodann wird die Be- 
stimmung des hannoverschen Polizeistrafgesetzes interessieren, 
dafs in Fällen, wo Kinder unter zwölf Jahren und sonstige 
unzurechnungsfähige Personen den objektiven Thatbestand des 
Futterfrevels erfüllt haben, die zur Aufsicht über diese Ver- 
pflichteten zu Geldbufsen bis zu zehn Thalern gezogen werden 
können, wofern sie die Aufeicht nicht gehörig geführt haben. 8 ) 
— Die Verjährung der Strafverfolgung aber tritt ein: nach 
hannoverschem Rechte, wenn der Antragsberechtigte nicht 
binnen drei Monaten nach Kenntnisnahme vom Delikt die Be- 
strafung beantragt, jedoch spätestens nach Verlauf von zwei 
Jahren seit dem Tage der Begehung bezw. der letzten Hand- 
lung der Untersuchungsbehörde ; nach sächsischem Eecht mit 
Ablauf eines Jahres seit dem Tage, an welchem der Antrags- 
berechtigte Kenntnis von der Verletzung und der Person des 
Thäters erlangt hat, spätestens aber nach Ablauf von fünfzehn 
Jahren seit der Begehung ohne Unterbrechung der Verjäh- 
rung; nach dem preufsischen und dem Reichsstrafgesetzbuch 
schliefslich in drei Monaten vom Tage der VerÜbung an vor- 
behaltlich einiger Bestimmungen über den Eintritt der Unter- 
brechung der Verjährung. 4 ) 

IV. Zur Frage nach der Ideal- und Realkonkurrenz des 
Futterfrevels mit anderen Delikten will ich nur bemerken, dafs 
Idealkonkurrenz des Futterfrevels wohl allein mit Haus- 
friedensbruch und Feld- oder Forstfrevel denkbar ist Hin- 
gegen wird hinsichtlich des Futterfrevels sehr häufig ein fort- 
gesetztes Delikt in Frage kommen, für welches im sächsischen 
Gesetzbuche einige Sonderbestimmungen getroffen sind. 5 ) 

») Hannover §§ 36 bis 40; Sachsen Art. 86 bis 108 und 115; Prenfsen 
§§ 40 bis 44, 49 bis 54; RStöB. §§ 51 bis 66, 70 bis 72. — Vgl. auch 
§ 361 Nr. 9 RStGBs. 

4 ) Hannover §§ 41 f.; Sachsen Art. 109 bis 114; Preufsen § 339; 
RStGKB. §§ 66, 67 bis 69. 

•) Hannover § 46; Sachsen Art 77 bis 81 und 85; Preufsen 
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V. Während des weiteren beim Rückfall im preufsischen 
und Reichsrecht eine Erhöhung der Strafe über das höchste 
Mafs nicht sattfindet, lassen das hannoversche Polizeistrafgesetz 
und die sächsischen Gesetzbücher eine Erhöhung bis zum 
Doppelten der gesetzlichen Strafe zu. Die letzteren enthalten 
überdies Bestimmungen über die Rückfallsverjährung.*) 

VI. Endlich mache ich noch auf eine Eigenheit des hanno- 
verschen Polizeistrafgesetzes aufmerksam, welches anordnet, 
dafs der durch die Verübung des Futterfrevels anderen etwa 
zugefugte Schaden neben der Strafe zu ersetzen sei. 



§ 20. De lege ferenda. 

Die vorausgehende, auf die geschichtliche Entwicklung 
nach Möglichkeit Rücksicht nehmende Betrachtung über das 
Wesen des Futterfrevels im allgemeinen und über die Thatbe- 
standsmerkmale desselben im besonderen drängt zu einem 
kurzen Schlufswort de lege ferenda. 

I. a. Der Futterfrevel wurde als ein dem Diebstahl und 
der Unterschlagung sowie dem Raube verwandtes, hauptsächlich 
nur hinsichtlich der Absicht des Thäters von diesen ab- 
weichendes, Verbrechen charakterisiert und daraus namentlich 
gefolgert, dafs das Reichsstrafgesetzbuch über die Natur des- 
selben nicht zur Klarheit gekommen ist, weil § 370 Nr. 6 die 
der Unterschlagung und dem Raube entsprechenden Thatbe- 
stände völlig unberührt läfst. Diesem Mangel ist in erster 
Linie abzuhelfen. 

Ein künftiges Gesetz über den Futterfrevel hat daher vor 
allem anstelle der Worte „wer wegnimmt" nach dem beim 



§§ 337 f.; RStöB. §§ 73 bis 79. — Sachsen Art. 78 letzter Absatz und 
112. — Motive zum preufs. Gesetz von 1869. 

*) Hannover § 47; Sachsen Art. 82 bis 86; Preufsen § 336 Abs. 2. 

7 ) Hannover §§ 48 bis 60. 
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Mundraub gegebenen Beispiele diese zu setzen „wer entwendet" ; 
denn wie oben dargethan wurde, umfafst der Ausdruck „Ent- 
wenden" im Reichsstrafgesetzbuche sowohl das Wegnehmen 
einer Sache im technischen Sinne, als auch das Entziehen 
eines im Alleingewahrsam des Thäters befindlichen Gegen- 
standes. Sodann müssen die dem Raube analogen Tatbe- 
stände des Futterfrevels ausdrücklich unter Strafe gestellt 
werden. 

b. Ferner wurde hervorgehoben, dafs der Futterfrevel im 
geltenden Recht in erster Linie die Interessen der Landwirt- 
schaft schützt und deshalb eine grofse Anzahl von Thatbe- 
ständen nicht unter den § 370 Nr. 6 Reichsstrafgesetzbuchs 
fallen und straflos bleiben, welche ebenso eine Wegnahme von 
Futter zur Verfütterung an die dem Eigentümer gehörenden 
Tiere enthalten und darum in gleicher Weise unter Strafe 
gestellt werden sollten wie der Futterfrevel. 

Auch nach dieser Richtung hin erscheint demnach eine 
Änderung nicht unerwünscht und unzweckmäfsig. Treffend 
würde eine neue gesetzliche Bestimmung etwa von „zur Fütte- 
rung der Tiere bestimmten oder geeigneten Gegenständen" 
reden. 

c. Ebenso sind auch die Worte „wider Willen des Eigen- 
tümers" im 370 Nr. 6 des Reichsstrafgesetzbuchs nicht ein- 
wandsfrei. Ein einigermafsen gewissenhafter Mensch wird 
zwar seinen Hausangehörigen stets — mittelbar oder unmittel- 
bar— vorschreiben, welches Quantum sie seinen Tieren jedes Mal 
futtern sollen. Diesen Personen gegenüber sind daher die Worte 
„wider Willen des Eigentümers" durchaus am Platze. Gegen 
dritte indessen wird durch dieselben die Grenze zwischen den 
strafbaren und straflosen Entwendungen von Futter zur Ver- 
futterung an die Tiere des Eigentümers mit Unrecht zu Un- 
gunsten des letzteren verschoben. Hier sollte vielmehr auch 
der dolus eventualis zur Erfüllung des Futterfrevels genügen. 
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Es dürfte sich mithin empfehlen, die Worte „wider 
Willen des Eigentümers" durch diejenigen „ohne Willen des 
Eigentümers" zu ersetzen. 

d. Die Art und Höhe der angedrohten Strafe hingegen 
sowie die Abhängigkeit der Strafverfolgung von einem An- 
trage und dessen Behandlung geben zu keinerlei Bedenken 
Veranlassung, soweit es sich um die dem Diebstahl und der 
Unterschlagung entsprechenden Thatbestände des Futterfrevels 
handelt. 

Bezüglich der dem Raube entsprechenden Entwendungen 
aber scheint mir mit Rücksicht auf die Strafandrohung gegen 
die ersterwähnten Fälle sowie gegen Diebstahl, Unterschlagung 
und Raub eine Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren ausreichend 
zu sein. 

II. Hiernach würde ein neues Gesetz beispielsweise lauten 
können : 

1. Wer zur Fütterung der Tiere bestimmte oder geeig- 
nete Gegenstände ohne Willen des Eigentümers ent- 
wendet, um die diesem gehörenden Tiere damit zu 
füttern, wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfunfzig 
Mark oder mit Haft bestraft. 

Eine Entwendung, welche von Verwandten auf- 
steigender Linie gegen Verwandte absteigender Linie 
oder von einem Ehegatten gegen den anderen begangen 
worden ist, bleibt straflos. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zu- 
rücknahme des Antrages ist zulässig. 

2. Wer mit Gewalt an einer Person oder unter Anwen- 
dung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben zur Fütterung der Tiere bestimmte 
oder geeignete Gegenstände ohne Willen des Eigen- 
tümers entwendet, um dessen Tiere damit zu füttern, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren bestraft. 
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Dieselbe Strafe trifft denjenigen, welcher bei einer 

der ... . unter 1 bezeichneten Entwendungen 

auf frischer That betroffen, gegen eine Person Gewalt 
verübt oder Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben anwendet, um sich im Besitze des 
entwendeten Gegenstandes zu erhalten. 

III. An welcher Stelle des Gesetzbuches sind nun aber 
diese Bestimmungen über den Futterfrevel einzufügen? Das 
preufsische und Reichsstrafgesetzbuch zählen den Futterfrevel 
zu den Übertretungen in ihrem Sinne, das mecklenburgische 
Recht und das hannoversche Polizeistrafgesetz zu den Polizei- 
vergehen. Gegen diese Einreihung läfst sich dann nichts ein- 
wenden, wenn der Grund für dieselbe nur in der angedrohten 
Strafe gefunden werden soll. Sieht man dabei jedoch auf das 
"Wesen der Delikte im allgemeinen, so ist dieselbe entschieden 
zu verwerfen. Denn dafs es sich beim Futterfrevel nicht um 
ein polizeiliches Unrecht, d. h. ein Ungehorsamsdelikt, sondern 
um ein kriminelles Unrecht handelt, kann nach den Erörte- 
rungen nicht mehr zweifelhaft sein. *) Von diesem Gesichts- 
punkt aus ist der Futterfrevel vielmehr nach dem Vorgange 
der sächsischen Gesetzbücher unter die „Vergehen" zu rechnen. 
Ich würde deshalb die Bestimmungen über dieses Delikt 
hinter diejenigen über Diebstahl und Unterschlagung sowie 
Raub stellen. 

IV. Endlich könnte jemand sagen, dafs ein Strafgesetz 
über den Futterfrevel gar nicht notwendig sei. Mag dieser 
Einwand immerhin durch die im § 2 hervorgehobenen Mo- 
mente und noch einige andere nebensächlicherer Art unter- 
stützt werden — er ist gegenüber den für die Bestrafung des 
Futterfrevels sprechenden kriminalpolitischen Erwägungen nicht 
berechtigt. *) 

*) v. IAszt 126 and 148, Olshamen 37 f. 
■) Vgl. oben § 10. 
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Dieselben Gründe nun aber, welche für und gegen die 
Notwendigkeit einer Strafandrohung gegen den Futterfrevel 
geltend gemacht werden können, sind auch anzuführen für und 
gegen die sonstigen Entwendungen wider Willen des Eigen- 
tümers, welche in der Absicht begangen werden, das Ent- 
wendete im Interesse desselben zu verwenden. Folglich dürfen 
auch diese im geltenden Reichsrecht nicht strafbaren Entwen- 
dungen fernerhin nicht straflos bleiben. 

Daher würde an die Stelle der Strafandrohung gegen den 
Futterfrevel passend ein Strafgesetz treten können, welches in 
der im zweiten Abschnitt dieses Paragraphen bezeichneten 
"Weise denjenigen mit Strafe bedroht : „welcher eine fremde be- 
wegliche Sache ohne Willen des Eigentümers in der Absicht 
entwendet, dieselbe in dessen Interesse zu verwenden* Danii 
wird auch dem Begriffe der Sachbeschädigung wieder der 
richtige Inhalt zugewiesen werden. Denn in unseren Tagen 
besteht die Neigung, eine Reihe von Entwendungen, die in 
der Absicht begangen sind, das Entwendete zu Gunsten des 
Eigentümers zu verwerten, unter das Verbrechen der Sachbe- 
schädigung zu subsumieren, weil man die fraglichen Hand- 
lungen nicht straflos lassen möchte, von den bestehenden Straf- 
gesetzen aber nur dasjenige über die Sachbeschädigung für an- 
wendbar erachtet. Die den Zweckbestimmungen einer Sache 
Rechnung tragende Verwendung derselben jedoch ist niemals 
strafbare Sachbeschädigung, sondern stets eine Entwendung. 
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§ L 

Das Verhältnis der Steuerdefraudation zum Betrüge ist 
bis jetzt noch nicht Gegenstand einer eingehenden Erörterung 
gewesen, sondern nur gelegentlich mit wenigen Bemerkungen 
berührt Allerdings besteht in dieser Frage bis zu einem 
Punkte in Wissenschaft und Praxis Einigkeit, nämlich darüber, 
dafs zwischen Defraudation und Betrug scheinbares Zusammen- 
treffen von Verbrechen (Idealkonkurrenz) unmöglich ist, dafs 
mithin niemals die schwerere Betrugsstrafe eintreten kann. 
Die Begründung jedoch für diese Annahme ist sehr ver- 
schieden, und mit ihr weichen naturgemäss die Folgerungen 
aus derselben von einander ab. 

Von den hier existierenden Ansichten heben sich zwei 
Gruppen dadurch heraus, dafs nach ihnen zwischen Defraudation 
und Betrug ein begrifflicher Unterschied besteht. 

Die eine dieser Gruppen lehnt sich an Escher an, der 
den Betrug für ein Privatverbrechen, die Defraude für ein 
Staatsverbrechen hält, die andere an Merkel, der die Defrau- 
dation für negatives, den Betrug für positives Unrecht erklärt. 
Nach der herrschenden Meinung wird die Steuerhinterziehimg 
als ein besonderer Fall des Betruges aufgefasst. 

Eine vierte Gruppe von Ansichten erkennt zwar an, dafs 
nicht alle Fälle der Steuerdefraudation sämtliche Thatbestands- 

Abhandlungen des kriminnlisüachen Seminars III 20 
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merkmale des Betruges enthalten, leugnet aber trotzdem die 
Möglichkeit einer Idealkonkurrenz zwischen den in Rede 
stehenden Delikten, aber wieder aus verschiedenen Gründen. 
Die eine Ansicht nämlich, indem sie die Zoll- und Steuergesetze 
als Spezialgesetze dem Reichsstrafgesetzbuche gegenüber auf- 
fasst, die andere, indem sie sich auf die geschichtliche Ent- 
wicklung und Kasuistik der Zoll- und Steuergesetze beruft. 

Alle diese Meinungen sollen im folgenden geprüft werden. 
Jedoch soll insofern eine Beschränkung eintreten, als nur das 
Verhältnis zwischen der Defraudation der Zölle und Verbrauchs- 
steuern zum Betrüge einer Erörterung unterzogen werden soll. 

Im ersten Teil dieses Versuches soll den Ansichten, die 
sich an Escher und Merkel anschliefsen, eine kurze Betrach- 
tung gewidmet werden. Den zweiten Teil bildet die Entwicke- 
lung und Begründung der vom Verfasser für richtig gehaltenen 
Ansicht, nach welcher zwischen der Defraudation der Zölle 
und Verbrauchssteuern und dem Betrüge deshalb ein schein- 
bares Zusammentreffen nicht möglich ist, weil nach der ge- 
schichtlichen Entwickelung der Strafbestimmungen über diese 
Steuerverbrechen und nach der Kasuistik der geltenden Zoll- 
und Steuergesetze die Defraudation ein delictum sui generis 
bildet, das für sich betrachtet werden mufs, gleich als ob es 
keine Bestimmungen über Betrug gäbe. 

In diesem zweiten Teile wird zuerst der Thatbestand der 
Defraude erörtert, dann dieser mit dem des Betruges ver- 
glichen, dann das Resultat aus diesem Vergleich und aus der 
geschichtlichen Entwickelung der Zoll- und Steuerstrafbestim- 
mungen gefunden und die wichtigsten Folgerungen aus diesem 
Resultate gezogen. Den Schlufs dieses Versuchs werden die 
legislativen Gesichtspunkte für die Behandlung der Zoll- und 
Steuerdefraudation als delictum sui generis und Vorschläge de 
lege ferenda im allgemeinen bilden. 
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I. Die Ansichten Eschers und Merkels. 

§ 2. I. Die Ansicht Eschers. 

Eschers 1 ) Ansicht gipfelt darin, Betrug sei ein gemeines 
Privatverbrechen, Defraudation ein öffentliches oder Staatsver- 
brechen. Unter gemeinem Verbrechen versteht er ein solches, 
das von einem jeden begangen werden kann, bei dem keine be- 
sonderen Umstände, wie das Innehaben eines Amtes u. s. w., 
erforderlich sind. Dafs die Defraudation ein gemeines Ver- 
brechen ist, giebt er selbst zu. Ein Staatsverbrechen ist nach 
Escher ein Verbrechen, das sich gegen das Dasein, die Ver- 
fassung, die Sicherheit des Staates als eines Ganzen richtet, 
und er meint, dafs sich die Steuerdefraudation gegen den Orga- 
nismus und die Lebenskräfte des Staates wende. Nach ihm 
würde also die Steuerdefraudation eine Art des Hochverrates 
sein — eine Konsequenz, die er allerdings nicht gezogen hat. 

Wenn es auch richtig ist, dafs, wenn der Staat keine 
Steuern bekommt, er nicht existieren kann, dafs also durch 
die Nichtentrichtung der Steuern das Bestehen des Staates als 
solchen gefährdet wird, so geht doch hierauf nur mittelbar 
der Angriff bei der Defraudation, während er unmittelbar 
darauf gerichtet ist, dafs der Staat als juristische Person, als 
„Person in vermögensrechtlicher Beziehung" *) in seinem Rechte 
verkürzt wird, und nur dieser Erfolg kommt in Betracht. 



*) Escher: Die Lehre von dem strafbaren Betrüge und von der 
Fälschung. 1840. S. 235 ff. Gegen Escher vergl. besonders Köstlin : Ab- 
handlungen aus dem Strafrecht. Nach dem Tode des Verfassers heraus- 
gegeben von Gefsler. 1858. S. 144 ff. und Temme: Die Lehre vom straf- 
baren Betrug. 1841. S. 69 ff. 

f ) Köstlin a. a. 0. S. 144. 

20* 
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Einige Anklänge an Eschers Ansicht finden wir bei 
Blonski 3 ), Kohler 4 ) und Loening. 6 ) 6 ) 

BloDski erblickt den begrifflichen Unterschied der Steuer- 
defraudation vom Betrüge darin, dafs hier das Objekt nicht 
sei „das privatrechtliche Eigentum und die privatrechtlichen 
Institutionen, sondern ein ganz eigentümliches Institut, welches 
keine absolut feststehende Bedingung der Rechtsordnung bilde 
und mit den wechselnden Bedürfnissen der Staatsverwaltung 
und der Art ihrer Bedeckung der steten Änderung unterliege". 

Dafs beim Betrug das Objekt privatrechtliches Eigentum 
und privatrechtliche Institutionen seien, geht aus § 263 StGB.'s 
gar nicht hervor. 7 ) Es heifst hier nur: „Wer in der Absicht, 
sich oder einem dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil 
zu verschaffen, das Vermögen eines anderen dadurch beschä- 
digt, dafs" u. 8. w. Ferner ist das Objekt bei der Defrau- 
dation keineswegs das Institut der Zölle und Steuern, sondern 
der auf Gesetz beruhende Anspruch des Staates als juristischer 
Person auf Leistung der Abgabe. 

Seine weiteren Ausführungen, dafs das Motiv des Defrau- 
danten „in den allerseltensten Fällen die mit dem Bewufstsein 
der Widerrechtlichkeit intendierte Bereicherung des Delinquenten 
sei, sondern dafs die meisten Defraudationen der Unkenntnis 
oder der laxen Auffassung des Gesetzes, der Bequemlichkeit 
der Steuer- und Gebührenpflichtigen und — last not least — 
der subjektiven, manchmal auch begründeten Überzeugung ent- 

•) Blonski : Uber die Prinzipien und das System des Geföllsstraf- 
rechtes. Allgem. öster. Gerichtszeitung. 1883. Nr. 75, 76 und 77. 

*) Kohler: Treu und Glauben im Verkehr. 1893. S. 47 ff. 

ft ) R. Loening: Grundrifs zu Vorlesungen über deutsches Strafrecht. 
1885. S. 135 (§ 205). 

•) Vergl. noch : „Über Betrug durch Entziehung von Taxen" in der 
„Zeitschrift für Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft in Bayern", her- 
ausgegeben von Stenglein. Bd. VII. S. 65 und 66. 

Ebenso OT. E. v. 28. September 1876. XVII. S.616 (Rechtsprechung 
des OT.'s herausgegeben von Oppenhoff). 
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springen, dafs der geforderte Zwangsbeitrag zu hoch sei und 
nicht in dem richtigen Verhältnis zur Steuerkraft des Kontri- 
buenten stehe/ enthalten sehr verschiedenartige Fälle der De- 
fraudationen. Diejenigen von den letzteren, welche der Un- 
kenntnis des Gesetzes entspringen, können unmöglich als dolose 
bezeichnet werden ; denn wenn das Bewufstsein fehlt, dafs eine 
Steuer zu entrichten ist, so mufs notwendigerweise auch das 
Bewufstsein fehlen, dafs eine solche entzogen wird. Bei den 
Defraudationen, welche ihren Grund in der laxen Auffassung 
des Gesetzes oder in der Bequemlichkeit seitens des Thäters 
haben, kann die Absicht der Defraude fehlen, und was den 
letzten Fall betrifft, so wird dieser bei anderer Gelegenheit er- 
örtert werden. 

Auch Kohlers und Loenings Ansicht ist hierher zu rechnen. 
Sie geht dahin, die Defraudation unterscheide sich vom Be- 
trug durch den öffentlichen Charakter des verletzten Rechtes. 
Kohlers Begründung beruht darauf, dafs wir dem Staate ganz 
anders gegenüberständen, wie dem einzelnen; die Macht des 
Staates stehe mit der des einzelnen in gar keinem Verhältnis. 

Hierauf ist zu erwidern, dafs diese Ausführungen im § 263 
RStGB.'s keine Stütze finden und deshalb die eben erwähnte 
Ansicht nicht begründen können. Kohler geht davon aus, dafs 
eben der von ihm angeführte Unterschied thatsächlich besteht 
(und dies ist gerade zu beweisen, nicht aber schon bewiesen) 
und sucht dann die legislativen Gesichtspunkte hierfür aus- 
findig zu machen. Diese selbst aber sind auch nicht befrie- 
digend; denn daraus, dafs die eine Partei unvergleichlich 
mächtiger ist als die andere, folgt für diese doch noch nicht 
das Recht, sich jener in Beziehung auf Treu und Glauben 
anders gegenüberzustellen, wie einer gleich mächtigen. 
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§ 3. 2. Die Ansicht Merkels. 

Eine andere Ansicht hat Merkel aus einer — des besseren 
Zusammenhanges wegen erst später zu erörternden — dritten 
entwickelt. Nach ihm f ) ist die Defraudation negatives Un- 
recht (Omissivdelict), der Betrug positives (Commissivdelict). 
Als Unterscheidungsmerkmale zwischen positivem und nega- 
tivem Unrecht zählt Merkel folgende drei auf: 

1. Beim positiven Unrecht besteht ein formeller und ein 
materieller Rechtsgrund, beim negativen nur ein formeller. 

2. Beim positiven Unrecht besteht der Erfolg in einem 
Eingriff in die Rechtssphäre eines dritten, beim negativen in 
der Nichtvornahme einer vom Staate geforderten Handlung. 

3. Beim positiven Unrecht heifst das Rechtsgebot „non 
laede", beim negativen besteht eine reine „obligatio ad fa- 
ciendum." 

Wenn diese drei Unterschiede auch richtig wären, so fragt 
es sich doch immer noch, ob wirklich bei der Steuerhinter- 
ziehung die drei Kriterien des negativen Unrechts vorliegen. 



*) Vgl. Merkel: Kriminalistische Abhandlungen. II. Die Lehre vom 
Btrafbaren Betrüge. 1867. S. 108 ff. Merkel in v. Holtzendorff: Handbuch 
des deutschen Strafrechts in Einzelbeiträgen. 1871, 1872 und 1877. (H. H.) 
III. S. 762 § 6 Ziff. 2. 

Merkel in v. Holtzendorff : Kechtslexikon Aufl. III. 188081. I. S. 502 
und Ö03 „Defraudation" und III. S. 1440 und 1441 „Zollvergehen." 

Dieselbe Ansicht ist noch zu finden bei : 

Berner, Lehrbuch. Aufl. XVI. 1891. S. 570 und 571. 

HäUtchner: Das preufsische Strafrecht. 1855 bis 1868. Teil III. S. 
359 Note 3. 

Hälschner: Das gemeine deutsche Strafrecht. 1881, 1884, 1887. Bd. II. 
S. 257 und 258 (bes. S. 258 Note 1). 

Meisel: Steuerdefraudation und Betrug. Jur. Blätter 1881, Nr. 47. 
Oppenhoff: Commentar. Aufl. XII. 1891. S. 660 Nr. 66. 
Schütze: Lehrbuch. Aufl. II. 1874. S. 472 Note 9. 
OT. E. v. 21. Dezember 1870. XI. S. 608. 

RQ. E. v. 28. Oktober 1880. R. II. S. 403 ff. = E. II. S. 405 ff. früher 
auch H. Meyer : Lehrbuch. Aufl. I. S. 502 Note 8. Aufl. II. S.509 Note 8, 
aber nicht mehr in der letzten (IV.) Auflage. 
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1. Von formellem Rechtsgrund spricht Merkel dann, wenn 
die Verpflichtung durch das Strafgesetz erst geschaffen wird, 
während ein materieller Rechtegrund dann vorliegt, wenn die That 
ohne das Strafgesetz, das hier nur die Sanktion gieht, schon 
eine rechtliche Beurteilung zuläfst. Eine rechtliche Beurtei- 
lung ist jedoch nur möglich, wenn das betreffende Verhältnis 
rechtlich geregelt ist. Es dürfte wohl feststehen, dafs die 
Steuerhinterziehungen, selbst wenn in den Zoll- und Steuer- 
gesetzen keine Strafandrohungen enthalten wären, an und für 
sich eine rechtliche Beurteilung zulassen. Die Verpflichtung 
wird nicht durch das Strafgesetz, d. h. die §§ über Zoll- und 
Steuervergehen, sondern durch das ganze Zoll- und Steuerge- 
setz überhaupt geschaffen. Demnach besteht bei der Steuer- 
defraudation ein materieller und ein formeller Rechtsgrund. 

2. Was die Art des Erfolges betrifft, so gilt hier nach 
Merkel folgendes : Negatives Unrecht besteht darin , „dafs 
irgend welche für den Staat interessante Zwecke nicht ge- 
fördert werden" 2 ), dafs „der Berechtigte" nicht erlangt, was 
ihm nach dem Gesetz werden soll, worauf er selbst aber keinen 
Anspruch hat. 8 ) Von positivem Unrecht dagegen kann nur 
die Rede sein, wo verletzende Veränderungen innerhalb der 
Rechtssphäre jemandes ihre wirkende Ursache in dem Ver- 
halten eines dritten finden. Rechtssphäre ist der Inbegriff aller 
rechtlich geschützten Interessen einer Person. Wenn nun, was 
später zu beweisen versucht werden soll, der Staat in dem 
Augenblick, wo die Defraude begangen wird, einen Anspruch 



*) Merkel: Kriminalistische Abhandlungen. I. Zur Lehre von den 
Grundeinteilungen des Unrechts und seiner rechtlichen Folgen, auch als 
Prolegomena zur Lehre vom strafbaren Betrüge. S. 78. 



3 ) Diesen Funkt hat Gryziecki (Studien über den strafbaren Betrug. 
1870. S. 38) übersehen (was um so leichter möglich ist, da Merkel von 
einem „Berechtigten" spricht, der kein Reoht hat) und deshalb ist der 
von Merkel H. H. III. S. 762 Note 3. gegen ihn erhobenen Vorwurf be- 
gründet. 
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auf Zahlung der Steuern hat, der allerdings nicht auf Ver- 
trag, sondern auf seiner einseitigen Verfügung beruht, dann 
greift der, welcher sich dieser auf ihm ruhenden Verpflich- 
tung zu entziehen sucht, in das Recht des Staates ein. So 
ist auch der positive Eingriff in die Rechtssphäre eines dritten 
gegeben. 

Ja, könnte man einwenden, 4 ) das Vermögen des Staates 
wird aber gar nicht beschädigt, da nach sämtlichen in Be- 
tracht kommenden Gesetzen die Steuer nachzuzahlen ist. Dieser 
Einwand ist jedoch nicht stichhaltig ; denn einmal verhält sich 
das bei jedem Unrecht entweder gerade so oder doch ganz 
ähnlich, da dies nie das Recht brechen kann, auch beim Be- 
trug hat der Verletzte nach gemeinem Recht eine actio doli, 
sodann repräsentiert diese Forderung doch nie den Wert für 
den Fiskus, den die Summe Geldes für ihn hätte; denn bei 
vollständig gelungener Steuerhinterziehung hat sie gar keinen 
Wert, da cler Fiskus nichts von ihr weifs, und in den anderen 
Fällen ist doch vor der Fälligkeit und Einziehung immer noch 
die Frage zu erörtern, ob eine Defraude vorliegt, ferner ent- 
geht der etwa sonst während der Zwischenzeit gemachte Ge- 
winn. 

3. So ergiebt sich, dafs auch das dritte Kriterium des po- 
sitiven Unrechts, die Forderung des Staates an den einzelnen 
„non laede", hier vorhanden ist. 

Nach dem unter 2. Gesagten ist die Ansicht Merkels, 5 ) 
dafs, wenn die Bemühungen des Thäters auf eine Befreiung 
von der auferlegten Verbindlichkeit oder auf eine Reduktion 
derselben gerichtet sind, das negative Unrecht in positives über- 
gehe, und so ein Unterschied zwischen den anderen Fällen der 

*) So geschieht es in der That von Merkel und seinen Anhängern, 
besonders scharf von Oppenhoff a. a. O. 

5 ) Kriminal. Abhandlungen IL S. 108 und 109 Nr. 1. und I. S. 93 i. f. 
und 94. 
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Defraudation bestände, nach seinen Ausführungen nicht ver- 
ständlich. Auch hier tritt genau derselbe Erfolg ein, die .For- 
derung des Staates geht durch solche Manipulationen nicht 
dauernd unter; auch hier wird nach vorhergegangenem Fest- 
stellungsverfahren der Anspruch des Staates genau so wieder- 
hergestellt, wie dort. 



II. Entwickelung und Begründung der 
vom Verfasser für richtig gehaltenen 

Ansicht. 

I. Begriff und Arten der Steuerdefraudation. 

§ 4. a. Im allgemeinen. 

Da die Hauptaufgabe dieses Versuches die ist, das Ver- 
hältnis der Steuerdefraudation zum Betrug nach geltendem 
Recht klar zu stellen, so ist vor allem der Begriff der Steuer- 
defraudation nach den einzelnen Gesetzen zu entwickeln. 

■ 

Hier wird überall — die einzigen Ausnahmen machen das 
Brausteuergesetz vom 31. Mai 1872 und das Gesetz, betreffend 
die Besteuerung des Branntweins in verschiedenen zum Nord- 
deutschen Bunde gehörigen Staaten und Gebietsteilen vom 
8. Juli 1868 — die Defraudation definiert als das Unternehmen, 
dem Staate die betreffenden Abgaben zu hinterziehen, oder — 
so im Salzsteuergesetz — zu entziehen. So einfach an und für 
sich diese Definition zu sein scheint, so ist sie doch, wie sich 
später zeigen jsrird, ziemlich kompliziert und durch die reiche 
Kasuistik und die vielfachen Schuldvermutungen im Gesetze 
noch komplizierter gemacht. 

l 
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Neben dieser Art der Defraudation finden wir, zuerst 
scharf von ihr getrennt, l ) ein anderes Finanzdelikt, und zwar 
das Unternehmen, eine nicht zu beanspruchende Rückvergütung 
zu verlangen. Aus Rücksicht auf die einheimische Industrie 
und Landwirtschaft hat sich nämlich der Staat veranlafst ge- 
sehen, unter bestimmten Bedingungen bei sonst steuerpflichtigen 
Waren Steuerfreiheit zu gewähren, und wenn die Steuer schon 
bezahlt ist, diese zurückzuerstatten. Dem Unternehmen nun, 
diese zu erschleichen, treten die oben erwähnten Strafbestim- 
muugen entgegen. In der neueren Zeit*) sind auch diese 
Delikte — wenig glücklich — als Steuerdefraudationen bezeichnet 
worden, so dafs jetzt zwei Arten von solchen unterschieden 
werden können, nämlich das Unternehmen, eine Abgabe zu 
hinterziehen, und dann das Unternehmen, unberechtigt eine 
Rückvergütung zu erlangen. 

Aber nicht genug damit ; das Zuckersteuergesetz hat noch 
eine dritte Art unterschieden. Nach § 40 desselben werden 
nämlich steuerfreie Niederlagen zugelassen, um ... 2. „auf 
Fabrikate, welche unter Verwendung versteuerten Zuckers her- 
gestellt sind, die Vergütung der Zuckersteuer für die verwen- 
dete Zuckermenge vorweg zu gewähren." Nach Abs. 3 des 
cit. § ist bei Entnahme von Fabrikaten aus der Niederlage in 
den freien Verkehr der darauf vergütete Steuerbetrag zurück- 
zuzahlen. Das Unternehmen, diese Rückzahlung zu umgehen, 
ist als Defraudation bezeichnet. 3 ) 



') So Gesetz, betreffend die Besteuerung des Tabaks, vom 16. Juli 
1879 § 38. 

Ä ) So das Gesetz, betreffend die Besteuerung des Branntweins, vom 
24. Juni 1887, § 17 und Gesetz, betreffend die Besteuerung des Zuckers, 
vom 31. Mai 1891, § 43. 

3 ) Die übrige u in § 43 unter c aufgezählten Fälle* können , da sie 
lediglich Übergangsbestimmungen enthalten, unerwähnt bleiben. 
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b. Im besonderen. 

§ 5. aa. Das Erlangen einer nicht oder teilweise 
nicht zu beanspruchenden Rückvergütung. 

Der Einfachheit wegen soll das erst in neuerer Zeit als 
Defraudation bezeichnete Delikt zuerst behandelt werden. 

Da sämtliche Arten der Defraudationen schon mit dem 
„Unternehmen" vollendet sind, so soll dieser Begriff des besseren 
Zusammenhangs wegen erst später erörtert werden. 

Bei der Ausfuhr von Fabrikaten, zu deren Herstellung 
Branntwein oder Zucker verwendet ist, wird, wenn die Steuer 
schon entrichtet ist, im ersten Falle für jedes in den Fabri- 
katen enthaltene Liter reinen Alkohols eine Vergütung der 
Verbrauchsabgabe von 0,50 Mk. gewährt, im zweiten der ent- 
richtete Betrag vergütet. Dasselbe findet bei den Zuckerfabri- 
kanten unter der ersten Voraussetzung ferner statt, wenn sie 
in steuerfreien Niederlagen niedergelegt werden. 

Bei dem Erlangen nun einer hiernach nicht zu bean- 
spruchenden Rückvergütung ist immer ein aktives Handeln der 
Steuerbehörde erforderlich, es kann nicht hinter dem Rücken, 
ohne Wissen und Willen derselben, geschehen. So ergiebt sich 
das Mittel hierzu von selbst: es besteht in einer Täuschung 
der betreffenden Beamten. Dafs dies Täuschen durch Vor- 
spiegelung falscher oder Entstellung oder Unterdrückung wahrer 
Thatsachen geschieht, bedarf wohl kaum der Erwähnung. Dafs 
ferner bei dieser Art der Defraude das Vermögen des Staates 
geschädigt wird, ist selbstverständlich. So ist der objektive 
Thatbestand des Betruges erfüllt. 

Was die subjektive Seite anlangt, so wird hier das Ge- 
wöhnliche sein, dafs der betreffende Defraudant nicht nur vor- 
sätzlich, sondern auch mit der Absicht handelt, die nicht zu 
beanspruchende Rückvergütung für sich oder einen andern zu 
erlangen, d. i. mit der Absicht, sich oder einem dritten einen 
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Vermögens vorteil zu verschaffen, und schliefslich auch das 
Bewufstsein hat, dafs dieser Vermögensvorteil ein rechtswidri- 
ger ist. 

Daraus folgt, dafs diese Art der Steuerdefraudation stets 
oder wenigstens in der Regel sämtliche Thatbestandsmerkmale 
des Betruges enthält, vom Gesetz aber als delictum sui generis 
behandelt ist. 1 ) 

bb. Das Hinterziehen einer Abgabe. 
§ 6. Einleitung: Die Zoll- und Steuerpflicht. 

In zweifacher Hinsicht ist die Frage von Bedeutung, wann, 
von wem und wie die betreffende Abgabe zu entrichten ist, 
einmal für den Thatbestand des Hinterziehens und sodann für 
die Frage, ob durch die Hinterziehung das Vermögen des Staates 
beschädigt wird. 

Infolge der grofsen Verschiedenheit der betreffenden Zoll- 
und Steuergesetze mufs hier eine getrennte Behandlung ein- 
treten. 

*) Der von Hälachner (das gemeine deutsche Strafrecht IL S. 1005 
Note 3) angeführte Fall gehört gar nicht hierher, sondern ist nur ein Bei- 
spiel für eine durch falsche Vorspiegelung verübte Steuerhinterziehung. 
Der Umstand, dafs der Delinquent den Branntwein seinem Vorhaben 
geraäfs nicht zu gewerblichen Zwecken verwendet — eine Handlung, die 
ohne die von vornherein hierauf gerichtete Absicht eine gewöhnliche 
Steuerhinterziehung bildet — kann hier nicht in Betracht kommen, da 
hier in diesem Treiben nur ein Ausführen der vorhergefafsten Absicht 
liegt und dem Staate nicht zweimal dieselbe Abgabe entzogen werden 
kann. Schwieriger läge die Sache, wenn der Thäter durch die falsche 
Vorspiegelung, den Branntwein zu gewerblichen Zwecken benutzen zu 
wollen, Steuerfreiheit erlangt hätte, und dann aber infolge neuen Ent- 
schlusses ihn wirklich dazu verwendet. Da aber in der falschen Vor- 
spiegelung schon ein Unternehmen der Hinterziehung zu erblicken ist, 
so könnte u. E. der — sonst straffreimachende — Rüoktritt vom Ver- 
such hier nicht in Betracht kommen. — Die im Text entwickelte An- 
sicht wird u. a. vertreten von Klein feller : Die strafrechtlichen Neben- 
gesetze des deutschen Reiches erläutert von Stenglein in Verbindung 
mit Äppeliwt und Kleinfeller 1893 (cit. als StengUin) S. 1089 Nr. 5. 
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1. Nach dem Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 tritt die 
Zollpflicht in dem Augenblick ein, in welchem die Ware über 
die Zollgrenze, bezw. die Zolllinie kommt. 1 ) 

Zur Entrichtung des Zolles ist nach § 13 dem Staate 
gegenüber derjenige verpflichtet, welcher zu dieser Zeit Inhaber 
(natürlicher Besitzer) des zollpflichtigen Gegenstandes ist. „Dem 
Besitzer steht derjenige gleich, welcher die Gegenstände aus 
einer öffentlichen Niederlage entnimmt." 

Die Modalitäten der Zollentrichtung sind sehr mannigfach, 
je nachdem die zollpflichtigen Sachen von Reisenden mitge- 
bracht werden und nicht zum Handel bestimmt sind, oder von 
Frachtführern befördert werden, und in diesem Falle wieder 
verschieden, je nachdem sie zu "Wasser oder zu Lande u. s. w. 
eingebracht werden. Am einfachsten liegt das Verhältnis im 
ersten Falle. Die Reisenden brauchen nämlich gar keine An- 
gaben zu machen, sondern genügen ihren Verpflichtungen voll- 
ständig, wenn sie ihre Sachen sofort zur Specialrevision vor- 
legen. Die Frachtführer müssen dagegen Angaben machen, 
und zwar teils General-, teils Spezialdeklarationen, und daneben 
ihre Waren zur Kontrolle stellen. 

2. Nach § 16 des Reichsgesetzes wegen Erhebung der 
Brausteuer vom 31. Mai 1872 ist der, welcher brauen will, 
verpflichtet, der Steuerhebestelle schriftlich vor dem Beginn des 
Brauaktes bestimmte Angaben zu machen, und zwar entweder 
für jeden einzelnen Fall oder im voraus für einen bestimmten 
Zeitraum. „Im ersteren Falle ist gleichzeitig mit der Anmel- 



») Ebenso Löhe: Das deutsche Zollatrafrecht. Aufl. II. 1890. S. 61 
Nr. 13 Abs. 2. 

Havenstein : Die Zollgesetzgebung des deutschen Reiehes. 1892. S. 15 
Nr. 2. 

Laband: Staatsrecht des deutschen Reiches. Aufl. II. 1888,91. II. 
S. 314. 

G. Meyer : Lehrbuch des 'Verwaltungsrechts 1883/85. II. S. 937. 
RG. E. v. 16. Januar 1885. E. XI. S. 371. 
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dung die Steuer zu entrichten, 3 ) im letzteren Falle kann die 
Steuer nach der Wahl des Steuerpflichtigen entweder für den 
ganzen Zeitraum im voraus oder für jede Maischung besonders 
vor deren Eintritt bezahlt werden." 

3. Für die Abgabe vom Salz ergiebt sich aus §§ 3, 6 und 9 
des Bundesgesetzes vom 12. Oktober 1867, dafs der Steuer- 
pflichtige — der Produzent — die Steuer mit der nur nach 
zuvoriger Anmeldung und Abfertigung zulässigen Entnahme des 
Salzes aus den Magazinen zu erlegen hat, und dafs diese 
Verpflichtung unabhängig von den erforderlichen Angaben 
eintritt. 

4. Nach dem Branntweinsteuergesetz vom 8. Juli 1868, 
dessen Bestimmungen für die landwirtschaftlichen Brennereien 
in Geltung geblieben sind, wird teils eine Maischbottich-, teils 
eine Branntweinmaterialsteuer entrichtet. Die erstere bemifst 
sich nach dem Raumgehalt der Gärbottiche, die zweite nach 
der Menge der verbrauchten Stoffe. Vor dem Betriebe sind 
Angaben zu machen, und zugleich mit diesen tritt die Steuer- 
pflicht ein, für gewöhnlich aber ist dem Steuerpflichtigen in 
seinem Interesse ein befristender Termin zur Zahlung auf den 
letzten Tag des Monats, in welchem der Brennereibetrieb statt- 
gefunden hat, gesetzt. 

5. Komplizierter liegen die Verhältnisse bei der Tabak- 
steuer nach dem Reichsgesetze vom 16. Juli 1879. Hier be- 
stehen zwei verschiedene Erhebungsarten, bei kleinen Flächen 
und sonst als Ausnahme die Flächensteuer und dann die Ge- 
wichtssteuer. 

Zuerst ist das Verfahren für beide dasselbe. Der Inhaber 
einer Tabakpflanzung ist verpflichtet, bis zum 15. Juli de9 Jahres, 
in welchem die Bepflanzung erfolgt, oder wenn diese erst später 
begonnen ist, bis zum dritten Tage inkl. nach Beginn derselben 



*) Vgl. OT. E. v. 12. März 1874. XV. S. 149—151. 
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die bepflanzten Grundstücke genau nach Lage und Gröfse 
schriftlich der Steuerbehörde des Bezirks anzugeben (§ 3). 

Bei der Flächensteuer hat er dann nach Prüfung seiner 
Angaben durch die Steuerbehörde bis zum 15. Juli des auf 
das Erntejahr folgenden Jahres die Steuer zu zahlen (§ 24). 

Bei der Gewichtssteuer werden ebenfalls die Angaben ge- 
prüft und danach die geringste Menge berechnet, die zur Ver- 
wiegung gestellt werden mufs (§ 6). Nach bewirkter Trock- 
nung und vor Beginn der Fermentation spätestens am 31. März 
des auf das Erntejahr folgenden Jahres mufs nämlich derselbe, 
der die Angaben gemacht hat, oder, wenn vor Beendigung der 
Ernte ein Wechsel in der Person des Inhabers des Grundstücks 
eingetreten ist, der neue Erwerber den Tabak zur Ver- 
wiegung bringen (§§ 5 und 12). Hierauf wird die Steuer fest- 
gestellt und ist dann bei der erstmaligen Veräufserung vom 
Käufer oder sonstigen Erwerber zu entrichten, daneben bleibt 
aber auch der Veräufserer solidarisch mitverhaftet, bis er von 
der Steuerbehörde aus der Mitverhaftung entlassen wird (§§ 16 
und 19). Hat die Ubergabe des Tabaks an einen Käufer oder 
sonstigen Erwerber vor dem 15. Juli des auf das Erntejahr 
folgenden Jahres nicht stattgefunden, so hat der Tabakpflanzer, 
bezw. derjenige, der vor Beendigung der Ernte das mit Tabak 
bepflanzte Grundstück erworben hat, die Steuer zu entrichten. 

5. Nach dem Reichsgesetz, betreffend die Besteuerung des 
Branntweins, vom 24. Juni 1887 und dem Reichsgesetz, be- 
treffend die Besteuerung des Zuckers, vom 31. Mai 1891 § 3 
ist die Steuer zu entrichten, sobald der Branntwein, bezw. der 
Zucker aus der Steuerkoutrolle in den freien Verkehr tritt. 
Zur Entrichtung ist derjenige verpflichtet, welcher den Brannt- 
wein bezw. den Zucker zur freien Verfügung erhält. 
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§ 7. Fortsetzung: Das Hinterziehen, objektiver That best and. 

Nachdem so in kurzen Zügen auseinandergesetzt ist, von 
wem, wann und wie die Steuer zu entrichten ist, kann jetzt 
erörtert werden, wie sie hinterzogen werden kann. 

Vor allem ist daran festzuhalten, dafs das Hinterziehen 
nach den in Betracht kommenden Gesetzen keineswegs das 
blofse Nichtentrichten der nach dem Gesetz verfallenen Ab- 
gaben, 1 ) vielmehr das durch heimliche listige Manipulationen 
— dieser ungenaue Ausdruck wird gleich erläutert werden — 
bewirkte Nichtentrichten bedeutet. 2 ) Dies ergiebt einmal die 
sprachliche Bedeutung — niemand wird von einem anderen be- 
haupten, er hinterziehe oder entziehe ihm eine geliehene Summe, 

*) Allerdings kommt das Wort „Hinterziehen" auch in dieser Bedeu- 
tung vor; hier ergiebt sie sich aber stets erst aus der Fassung der be- 
treffenden Bestimmung. So heifst es in § 15 des Gesetzes vom 10. Juni 
1869, betreffend die Wechselstempelsteuer : „Die Nichterfüllung der Ver- 
pflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird mit einer Geldbufse 
bestraft, welche dem fünfzigfachen Betrage der hinterzogeneu Abgaben 
gleichkommt." 

Hieraus ist es auch zu erklären, dafs v. Lisxt (Lehrbuch des deutschen 
Strafrechts. Aufl. V. 1892. § 1%) von strafbaren und straflosen Hinter- 
ziehungen redet, obgleich die letztereu an sich gar keine Hinterziehungen 
sind, sondern erst vom Gesetzgeber in manchen Gesetzen so genannt 
werden. 

a ) Die Frage ist regelmäfsig nur bei den Zolldefraudationeu erörtert, 
da der Ausdruck bei den übrigen Defraudationen wiederkehrt und hier 
sicherlich dasselbe bedeutet — wenn eben nichts Anderes aus der Passung 
der Bestimmungen erhellt. 

Der im Text vertretenen Ansieht sind u. a. : Thuemmel: „Der Begriff 
des Schmuggels und seine Stellung im Strafrecht" in der „Zeitschrift für 
die gesamte Strafrechtswissenschaft u Bd. XII. S. 791 ff., Stenglein, S. 
»97 Nr. 4, Kleinfeiler bei Stenglein S. 1061 und 1062 Xr. 3 b und S. 
1089 Nr. 5, vgl. auch RG. E. v. 6. Dezember 1887. E. XVII. S. 1 bis 9 
und OT. E. v. 6. November 1867. VIII. S. 670 bis 672; a. A. Meisel: „Steuer- 
defraudation und Betrug" in den „Juristischen Blättern" Nr. 47 ex 1881, 
der annimmt, dafs ein listiges Handeln zwar in der Regel erfolge, aber 
keineswegs zum Thatbestande der Defraude erforderlich sei, und Merkel 
in den krim. Abhandl. II. S. 108 ff. 
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wenn er sie nicht pünktlich zurückzahlt — und sodann die 
reiche Kasuistik der Zoll- und Steuergesetze. 

Die heimlichen listigen Manipulationen, die demnach zum 
Begriff der Defraudation gehören, können in Verheimlichungen 
oder Täuschungen 8 ) bestehen. Der Defraudant kann nämlich, 
um sich der Zoll- oder Steuerpflicht zu entziehen, einmal so 
handeln, dafs die mit der Wahrnehmung der Zoll- und Steuer- 
interessen betrauten Beamten sich von seiner Steuerpflicht gar 
keine Vorstellungen machen — dann sprechen wir von Ver- 
heimlichungen — oder so, dafs sie sich falsche Vorstellungen 
machen (Täuschungen). Während die Verheimlichungen nur 
so möglich sind, dafs der Defraudant, ohne von einem Zoll- 
oder Steuerbeamten angetroffen zu werden, die erforderlichen 
Angaben nicht macht, können die Täuschungen sowohl durch 
Unterlassen von Angaben, wie durch Machen falscher Angaben 
geschehen, nur mufs im ersten Falle immer der Beamte den 
Delinquenten bemerkt haben oder wenigstens irgend eine Vor- 
stellung von ihm haben. 

So liegen beispielsweise Verheimlichungen vor bei den 
sogen. Grenzschmugglern, die unbemerkt von den Zollbeamten 
ohne Angabe der zollpflichtigen Güter, diese auf beschwerlichen, 
kaum zugänglichen Wegen über die Grenze schaffen, oder bei 
denen, die in ihren umfriedeten Gärten Tabak bauen, ohne ihn 
anzumelden. In diesen Fällen werden die Zoll- und Steuerbe- 
amten über die Zahl der mit zollpflichtigen Waren ein- und 
ausziehenden Personen oder die Zahl der Tabakpflanzer in Un- 
kenntnis gehalten, nicht getäuscht; denn zur Täuschung ge- 
hört begrifflich das Erregen einer falschen Annahme, der Zoll- 

3 ) Vgl. Ad. Wagner: Finanzwissenschaft. 1880. Bd. II. S. 696 und 
697, der aber übersieht, dafs das Unterlassen der Angaben die oben an- 
gegebene doppelte Bedeutung hat. Wenn Thuemmel a. a. ü. nur von 
Verheimlichungen spricht, so besteht zwischen uns doch keine Meinungs- 
verschiedenheit, da er auch die Täuschungen in dem oben gleich zu ent- 
wickelnden Sinne mit unter Verheimlichungen versteht. 

Abbandlangen de» kriminalietUcben Seminars III. 21 
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oder Steuerbeamte wird aber durch das Unterlassen der An- 
gaben nicht zu der Ansicht bestimmt, dass nur s olche Personen 
über die Grenze ziehen oder Tabak bauen, welche die erfor- 
derlichen Angaben besorgt haben. Diese Art der Defrau- 
dation kann regelmäfsig aber auch nur in den genannten beiden 
Fällen vorkommen, da das Betreiben einer Brauerei, Saline, 
Zuckerfabrik u. s. w. doch derartige Anlagen erfordert, dafs 
die Beamten hier mit Fug und Recht annehmen, dafs nur 
solche Leute eine derartige Fabrik betreiben , welche dieselbe 
angemeldet haben, und wenn wirklich einmal ein Fall des unan- 
gemeldeten Betreibens eines derartigen Unternehmens vor- 
kommen sollte, sicher über das Bestehen dieser Fabrik ge- 
täuscht worden sind. 

Fälle der zweiten Art sind z. B. gegeben, wenn jemand 
Sachen, die für Grenzbewohner zollfrei sind, unter der falschen 
Angabe, ein solcher zu sein, frei einfuhrt, oder Sachen, die er 
zum Verkauf einbringt, als zollfreien Mundvorrat ausgibt. 

Infolge der für manche Gewerbebetriebe zu karg bemes- 
senen Kontrolle ist noch ein dritter Fall möglich, nämlich der, 
dafs die stattgehabten falschen Angaben die betreffenden Be- 
amten zwar nicht täuschen, aber ein Nichtentrichten doch ein- 
tritt. Hierbei denke ich besonders an die Hinterziehungen der 
Maischbottichsteuer in landwirtschaftlichen Brennereien. Diese 
liegen meistens mitten in einem grofsen Gutshofe; sowie nun 
der Steuerbeamte den Hof betritt, bekommen die in den 
Brennereien beschäftigten Leute Nachricht und stehen von 
ihrem strafbaren Handeln ab, das hier, wo die Steuer nach 
dem Raumgehalt der Gärbottiche bemessen wird, darin besteht, 
dafs sie in steigender Gärung befindliche Maische in die mit 
Maische fallender Gärung gefüllten Bottiche hinüberschaffen. 
Wenn der Beamte an den Gärbottich herantritt, so merkt er 
sofort, dafs bei der Maische in fallender Gärung sich auch 
solche in steigender Gärung befindet; er wird sich den Zu- 
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sammenhang leicht erklären, aber trotzdem den Arbeitern ihr 
Thun in vielen Fällen nicht beweisen können und ist so, ob- 
gleich er selbst nicht getäuscht ist, doch oft gezwungen, die 
gemachten Angaben als richtig anzusehen. 

Das vom Hinterziehen Gesagte gilt genau ebenso von dem 
Umgehen einer Rückzahlung vorweg empfangener Vergütung 
(ist doch dieses nichts Anderes, wie das Hinterziehen einer 
wieder schuldig gewordenen Abgabe), nur mit dem einen Unter- 
schiede, dafs hier die Verheimlichungen mehr Raum gewinnen 
können. 

Ferner machen auch das Brausteuer- und das Brannt- 
weinsteuergesetz vom 3. Juli 1868 keine Ausnahme ; vielmehr 
sind dort nur die heimlichen, listigen Manipulationen genau 
bezeichnet. Allerdings ist der § 27 des Brausteuergesetzes 
nicht elegant gefafst, da die Hauptsache, der Kern des Delikts, 
in dem Satze „ohne u. s. w. bewirkt zu haben", steht; es 
müfste dafür heifsen: „Wer es unterläfst, die in § 1 bezeich- 
neten Stoffe zur Entrichtung der Brausteuer anzumelden, und 
darauf solche zum Brauen verwendet (einmaischt, nachmaischt, 
zumaischt), macht sich der Brausteuerdefraudation schuldig." 
Sehr gut dagegen ist u. E. wenigstens der erste Teil des § 50 
des oben erwähnten Branntweinsteuergesetzes: „Wer eine Ge- 
werbshandlung, von deren Ausübung die Entrichtung der 
Branntweinsteuer abhängig ist, vornimmt, hat, wenn solche 
entweder in einem von der Steuerhebestelle vollzogenen Be- 
triebsplan gar nicht angegeben ist, oder von der hierin ange- 
gebenen dergestalt abweicht, dafs daraus eine Verkürzung der 
Steuer folgt, die Strafe der Defraudation verwirkt." In beiden 
Fällen wird das Delikt demnach begangen entweder durch das 
Machen falscher Angaben oder das Unterlassen erforderter 
Angaben , wodurch die Nichtentrichtung der Steuern eintritt, 
indem die Steuerbeamten entweder infolge einer Täuschung 

glauben, dafs nur so oft und soviel gebraut, bezw. gebrannt 

21* 
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wird, als die gemachten Angaben besageu oder dies, da da9 
Gegenteil nicht zu beweisen ist, glauben müssen. 



§ 8. Fortsetzung. Das Hinterziehen, subjektiver Thatbestand. 

Wenn schon das „ Unternehmen " und noch mehr das 
„Hinterziehen" zur Genüge darauf hinweisen, dafs die Zoll- 
und Steuerdefraudationen nur als vorsätzliche Delikte bestraft 
werden, so haben wir doch hier noch einen ganz untrüglichen 
Beweis in den Schuldvermutungen. „Denn wenn das Recht 
bis zum Beweise des Gegenteils die Schuld — Vorsatz oder 
Fährlässigkeit — als erwiesen annimmt, vielleicht auch den 
Gegenbeweis dem Angeschuldigten aufbürdet, so erkennt es 
dadurch an, dafs ohne Vorsatz oder Fahrlässigkeit eine Be- 
strafung nicht eintreten kann und soll. Durch die Präsumtion 
einer Thatsache wird deren rechtliche Bedeutung gerade be- 
sonders betont." *) 

Der Umfang und Inhalt dieser Schuldvermutungen ist sehr 
verschieden. 

Nur nach dem Brausteuergesetz gelten sie für sämtliche 
Defrauden. Hier heifst es in § 32: „Kann der Beschuldigte 
nachweisen, dafs er eine Defraudation nicht habe verüben 
können, oder dafs eine solche nicht beabsichtigt gewesen sei, 
so findet nur eine Ordnungsstrafe statt." 

Nach den andern Zoll- und Steuergesetzen gelten die Prä- 
sumtionen nur für die in der Kasuistik aufgezählten Fälle oder 
blofs für einen Teil derselben. Der Inhalt derselben ist ver- 
schieden. 

Nach Vereinszollgesetz § 137 Abs. 2 und Salzsteuergesetz 
§ 13 mufs der Angeschuldigte, um sich von der Defraudations- 
strafe zu befreien, nachweisen, dafs eine Defraudation nicht 
beabsichtigt war. 

*) v. Liszt a. a. 0. § 37. 
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Nach dem Tabaksteuergesetz § 34 Abs. 3 und Zucker- 
steuergesetz § 46 Abs. 2 wird die Defraudationsstrafe nicht 
verhängt, wenn festgestellt wird, dafs eine Defraudation nicht 
beabsichtigt war. 

Gar nicht mehr eine Präsumtion zu nennen sind die Be- 
stimmungen des alten und neuen Branntweinsteuergesetzes in 
§§ 57 und 58, bezw. § 20 Abs. 2, wonach die Defraudations- 
strafe nur eintritt, wenn die Absicht einer Verkürzung der 
Steuer nachgewiesen wird, bezw. nicht eintritt, wenn nicht fest- 
gestellt wird, dafs eine Defraudation beabsichtigt war. 

Wenn es dem Wortlaut nach, da immer von „Beabsich- 
tigen" oder von „Absicht" gesprochen wird, auch scheint, als ob 
sogar mehr als Vorsatz, nämlich Absicht, d. h. „die Voraus- 
sicht des Erfolges als Beweggrund des Handelns" 2 ) verlangt 
wird, so ist doch anzunehmen, dafs hier Absicht ebenso wie 
an vielen Stellen des RStGB.'s. gleich Vorsatz gebraucht 
wird. 3 ) 

Die höchst bestrittene Frage, was unter Vorsatz zu ver- 
stehen sei, kann hier nicht erörtert werden. TL E. ist Vorsatz 
gleichbedeutend mit Voraussicht des Erfolges. 4 ) Demnach 
mufs der Defraudant „das Bewufstsein haben, dafs eine Ab- 
gabe zu entrichten ist und diese durch seine Handlung (oder 
Unterlassung) dem Berechtigten entzogen werde". 5 ) Eine Aus- 
nahme hiervon scheint im ersten Augenblick das Vereinszoll- 
gesetz zu machen. Hier heifst es in § 163: „Unbekanntschaft 
mit den Vorschriften des Gesetzes und der infolge derselben 



•) So 17. Litzt a. a. 0. § 27. 

») So ganz bestimmt RG. E. v. 16. Januar 1885. E. XI. S. 370 und 371 
= R. VII. S. 40. 

*) So v. Buri, v. Liszt, RG. u. a. 

6 ) So RG. E. v. 30. Dezember 1887. E. XVII. S. 37. = R. X.S.14. 
und RG. E. v. 7. Juni 1889. E. XIX. S. 307, ferner Ravenstein a. a. (). 
S. 121 und 122, Kleinfeller bei Stenglein S. 1062 Nr. 4 und S. 1089 
Nr. 4 ; Stengkin S. 996 Nr. 2 und S. 1035 Nr. 3. 
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gehörig bekannt gemachten VerwaltiiDgsvorschriften soll nie- 
mand, mich nicht dem Ausländer, zur Entschuldigung gereichen". 
Durch die Stellung dieses § zwischen §§ 162 und 164, wo von der 
Umwandlung der Geldstrafe in Freiheitsstrafe und der Ver- 
jährung der Zollvergehen die Rede ist, ergiebt sich, dafs iu 
§ 163 nur die Strafbestimmungen des Vereinszollgesetzes ge- 
meint sind, 6 ) und so nur ein für das Strafrecht allgemein an- 
erkannter Grundsatz ausgesprochen ist. 

Der Wille, oder besser die Absicht, eine gesetzlich zu ent- 
richtende Abgabe zu entziehen, ist nicht erforderlich: 7 ) dafs 
sie mit dem genannten Bewufstseiu oft verbunden sein wird, 
ist nicht zu leugnen. Es kann aber auch die Absicht darauf 
gerichtet sein, den unbequemen Revisionen zu entgehen, oder 
Zeit zu sparen, oder der gefürchteten Entdeckung eines Deliktes 
zu entgehen ; so kann z. B. der Dieb eiuer zollpflichtigen Sache 
beim Überschreiten der Grenze diese verstecken und den Be- 
amten täuschen, obwohl er gern den Zoll bezahlen möchte, 
nur in der Absicht eiuer Bestrafung wegen des Diebstahls 
zu entgehen. Freilich ist es jedoch sehr bestritten , ob 
nicht derjenige, der den Enderfolg will, auch die notwendigen 
Mittel zu diesem Zwecke mit wollen niufs. Ein näheres Ein- 
gehen auf diese Frage ist hier wohl nicht am Platze. 

§9. cc. Das Unternehmen. 

Sämtliche in Betracht kommende Zoll- und Steuergesetze 
— mit Ausnahme des alten Branntwein und des Brausteuer- 
gesetzes — haben den Zeitpunkt der Vollendung der Defrau- 

6 ) So Havenstein a. a. 0. S. 156 zu § 63 Nr. 2, Lobe a. a. 0. S. 174 
und 176 n ud Stenglein S. 1017 uud 1018. 

7 ) So Lobe a. a. 0. S. 61 Nr. 13. 

Allerdings verlaugt das RQ-. merkwürdigerweise in den beiden 
- v >te j citierten Entscheidungen auch diesen, während es sonst Vor- 
satz als Voraussicht des Erfolges fafrt. 
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dation nicht erst mit dein vollendeten Hinterziehen einer Ab- 
gabe, Umgehen der Rückzahlung einer solchen oder Erlangung 
einer nicht zu beanspruchenden Rückvergütung, sondern schon 
mit dem „Unternehmen", das Genannte zu thun, eintreten 
lassen. 

Der Begriff des Unternehmens, den wir im RStGB. an ver- 
schiedenen Stellen finden, einmal beim Hochverrat, wo er — aller- 
dings nur für diesen — definiert ist, und dann u. a. beim Meineid 
(§ 159), und dessen Bedeutung sehr bestritten ist, dürfte wohl 
deshalb nicht einfach als derselbe, wie im RStGB., angenommen 
werden können, weil das Buudesgesetz, betreffend die Erhebung 
einer Abgabe vom Salz, vom 12. Oktober 1867 und das Vereins- 
zollgesetz vom 1. Juli 1869 vor dem RStGB. erlassen sind 
uud keinerlei Anhaltspunkte dafür vorhanden sind, dals im 
RStGB. dieser Begriff aus den genannten Gesetzen hinüber- 
genommen ist. So können wir einzig und allein die Zoll- und 
Steuergesetze zur Interpretation heranziehen, und in diesen 
finden wir einen gewichtigen Anhaltspunkt in der reichen Ka- 
suistik. Hieraus ergiebt sich zwar, dals die Zoll- und Steuer- 
defraudation erst vollendet ist, wenn zu der Zeit, wo Angaben 
zu machen sind, diese nicht oder unrichtig gemacht sind; dieser 
Augenblick ist aber deshalb verschieden, weil nach manchen 
Gesetzen Angaben schon gemacht werden müssen, lauge bevor 
die Steuer zu entrichten ist. Nach dem Vereinszollgesetz sind 
die Angaben gleichzeitig mit der Bezahlung des Zolles zu 
machen, bei der Salzsteuer zu einer Zeit, wo die Pflicht zum 
Steuerzahlen noch suspensiv, bei der Tabaksteuer zu einer 
Zeit, wo sie noch befristet und resolutiv bedingt ist, ') bei der 

') Dieselbe Ansicht, dafs dies der Sinn der in § 6 dieses Versuches 
kurz angegebenen verwickelten Bestimmungen ist, finden wir auch in 
den Motiven zu § 5 des Tabaksteuergesetzes. Hier heifst es: „Dafs die 
Verpflichtung bezüglich der Steuer auf die vor der Ernte eintretenden 
Inhaber des Grundstücks übergehen mufs, ergiebt sich" ... u. s. w. ; 
abgedruckt in Reinhold: Das Tabaksteuergesetz vom 16. Juli 1879 u. s. w. 
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Verbrauchsabgabe von Branntwein und der Zuckersteuer zu 
einer Zeit, wo noch gar keine Pflicht des einzelnen zum Steuer- 
zahlen besteht. 

Aus dem Gesagten folgt für alle Fälle der Zoll- und 
Steuerdefraudationeu , dafs sie vollendet sind bei den durch 
Verheimlichung begangenen mit dieser, bei den übrigen mit 
dem Unterlassen der Angaben oder dem Machen falscher, also 
mit dem Versuch im Sinne des § 43 RStGB's. 2 ) 

Während man im RStGB. schmerzlich eine Bestimmung 
über den untauglichen Versuch vermifst, enthalten sämtliche 
Steuergesetze — mit alleiniger Ausnahme des alten Brannt- 
weinsteuergesetzes — im Zusammenhang mit den Schuldver- 
mutungen derartige. 

Nach dem Vereinszollgesetz und dem Salzsteuergesetz tritt 
nämlich, wenn der Beschuldigte in den in der Kasuistik, oder 
einem Teil derselben (Vereinszollgesetz) aufgezählten Fällen 



1880. S. 68. Auch die Dienstvorschriften vom 29. Mai 1880 zu § 19 des 
(res. sprechen von einem „ursprünglich Steuerpflichtigen - , abgedruckt 
a. a. O. S. 104 und 105. 

-) Ebenso bezüglich der Zolldefraudationen nach dem Zollstrafge- 
setz von 1838, in dem als Vorläuferin und Grundlage für die Strafbe- 
stimmungen des Vereinszollgesetzes das Unternehmen doch dasselbe be- 
deutet, wie in jenem — so RG. E. v. 6. November 1880. R. II. S. 470 ff. 
— OT. E. v. 27. September 1854 in Goltdammers Archiv II. S. 822 und 
ebenda IX. S.354E. des OT.'s vom 6. März 1861. Ebenso bezüglich des 
Vereinszollgesetzes aufser der cit. Entsch. noch RG. E. v. 16. Januar 1885. 
E. XI. S. 371. und RG. E. v. 29. April 1889. E. XIX. S. 194 und 195, ferner 
Havewtein a. a. O. S. 123 Nr. 3, Lobe a. a. 0. S. 61 und 62 Nr. 13 
Abs. 2, Stenglein S. 996 und 997 Nr. 3, ähnlich Röhr : Strafgesetzgebung 
und Strafverfahren in Bezug auf die Zuwiderhandlungen gegen die Zoll« 
und Steuergesetze u. s. w. Aufl. II. herausgegeben von Wirth. 1892. 
S. 31. Ebenso bezüglich der Salzsteuer Stenglein S. 1035 Nr. 5. A. A. 
bezüglich der Zolldefrauden Thuemmel a. a. 0. S. 793, der das Unter- 
nehmen als beendeten Versuch auffafst und bezüglich des Tabak- und 
Zuckersteuergesetzes Kleinfeller bei Stenglein S. 1061 Nr. 3 a und S. 1089 
Nr. 3, der auch vor dem Versuch liegende Vorbereitungshandlungen 
schon als Unternehmen auffafst. 
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nachweisen kann, dafs eine Defraudation nicht hat verübt 
werden können, nur eine Ordnungsstrafe ein. 

Dieselbe Bestimmung gilt nach § 32 des Brausteuerge- 
setzes ganz allgemein für jeden Versuch einer Steuerhinter- 
ziehung. 

Für die anderen Steuergesetze gilt der Grundsatz, dafs 
bei allen oder — so Tabaksteuergesetz § 34 Abs. 3 — einigen 
in der Kasuistik genannten Fällen nur eine Ordnungsstrafe 
eintritt, wenn festgestellt wird, dafs eine Defraudation nicht 
hat verübt werden können. 

"Wenn man sich bei diesen Bestimmungen überhaupt etwas 
denken kann, so kann nur der untaugliche Versuch 3 ) gemeint 
sein, wobei es jedoch zweifelhaft bleibt, ob dann nur der sogen, 
absolute oder auch der relativ untaugliche Versuch straffrei 
bleiben soll. 

Da ferner in sämtlichen Zoll- und Steuergesetzen keinerlei 
Straf bestimmung für die vollendete Steuerhinterziehung gegeben 
ist, so folgt, dafs Versuch und Vollendung einer solchen gleich 
bestraft werden, 4 ) und dafs die dem vollendeten Unternehmen 
vorhergehenden und unmittelbar nachfolgenden Handlungen eine 
Einheit bilden und Teilnahme an den letzteren Mittäter- 
schaft, bezw. Beihilfe, nicht aber Begünstigung ist. 5 ) 

2. Die einzelnen Thatbestandsmerkmale des Betruges und 
der Defraudation der Zölle und Verbrauchssteuern. 

§ 10. a. Der Irrtum beim Betrug und der Defraudation. 

Nachdem wir den Begriff und die Arten der Zoll- und 
Verbrauchssteuerdefraudation erörtert haben, können wir dazu 

3 ) KleinfeUer bei Stenglein S. 1091, Nr. 3. 
♦) G. Meyer a. a. O. II S. 330, Note 6. 

b ) Havemtein a. a. O. S. 123 Nr. 3; ähnlich Stenglein S. 996 Nr. 3 
und RG. E. v. 26. Mai 1884. R. VI. S. 377-379. 
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übergehen, die Thatbestandsmerkniale dieser mit denen des 
Betruges zu vergleichen. 

Betrug ist Vermögensbeschädigung , herbeigeführt durch 
Unterhaltung eines Irrtums in der auf bewufst rechtswidrige 
Bereicherung gerichteten Absicht. 

Das Mittel des Betruges bildet demnach der Irrtum. Hier- 
aus folgt, dafs zwischen dem Handeln, bezw. Unterlassen des 
Thäters und dem Erfolge als notwendiges Bindeglied noch 
ein Handeln oder Unterlassen eines andern, nämlich desjenigen, 
in dem der Irrtum erregt oder unterhalten wird, erforderlich 
ist. Durch diese letztere Handlung oder Unterlassung wird 
unmittelbar der Schaden herbeigeführt. Damit sie jedoch dem 
Thätcr zugerechnet werden kauu, mufs sie mit dem Erregen 
oder Unterhalten des Irrtums im Kausalzusammenhange 
stehen. 

Nach diesen Bemerkungen können wir dazu übergehen, 
den Begriff des Irrtums einer Untersuchung zu unterziehen. l ) 

Nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch umfafst der Be- 
griff des Irrtums zweierlei, einmal den Irrtum i. e. S. und so- 
dann das Nichtwissen. Der Irrtum i. e. S. ist die falsche Vor- 
stellung vou etwas Wirklichem. Diese — die gebräuchliche — 
Definition ist jedoch insofern nicht ganz richtig, als hier 
Vorstellung gleichbedeutend mit Komplex von Vorstellungen 
gebraucht wird. Denn eine einzelne Vorstellung ist weder 
falsch noch richtig, z. B. die Vorstellung von einem Menschen 
mit sieben Flügeln. Falsch wird die Vorstellung erst, wenn 
sie mit einer anderen Vorstellung als ein Urteil verknüpft 
wird, z. B. es gäbe einen solchen Menschen. Allerdings be- 
deutet hier falsch nicht falsch im streng objektiven Sinne, da 
wir ja das AVesen der Dinge überhaupt nicht erkennen können, 

r > Der folgenden Erörterung liegt zu Grunde Zittdmann: Irrtum 
und Rechtsgeschäft. Eine psychologisch-juristische Untersuchung. 1879. 
S. 320-327. 



\ 
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sondern nur falsch nach dem Urteil der übrigen Welt. Die 
Unrichtigkeit einer falschen Vorstellung kann nun dreifacher 
Art sein: Wir stellen uns entweder etwas Vorhandenes als 
nichtvorhanden vor, oder wir schreiben einem Dinge Eigen- 
schaften zu, die es nicht hat, oder endlich wir stellen uns 
etwas Nichtvorhandenes als vorhanden vor. Diese letzte Art 
der falschen Vorstellung, der sogen, negative Irrtum, ist nicht 
zu verwechseln mit dem Nichtwissen. Dieses bedeutet im 
Gegensatz zum negativen Irrtum die Negation, das Fehlen, 
jeglicher Vorstellung. 

Wenn ich nicht weifs, ob mein Freund jetzt spazieren 
geht, dann habe ich von seinem Spaziergang oder Nichtspazier- 
gang weder eine richtige noch eine falsche Vorstellung. 

Die Frage, die jetzt zu erörtern ist, geht dahin, ob unter 
Irrtum i. S. des § 263 RStGß/s Irrtum im weiteren oder 
Irrtum im engereu Sinne zu verstehen ist. Die Beantwortung 
derselben ist nur möglich, wenn wir davon ausgehen, dafs der 
Irrtum kausal sein mufs für die schädigende Handlung des 
Getäuschten. Demnach präcisiert sich die Frage dahin : ,.Kann 
das Fehlen jeglicher Vorstellung von einer Sache kausal sein 
für die Handlung eines anderen ?" Hier mufs zurückgegangen 
werden auf den Begriff der Handlung. Diese ist „die auf 
menschliches Wollen zurückführbare Bewirkung einer Verände- 
rung in der Aufsenwelt." 2 ) Da es nun kein unbewufstes 
Wollen giebt, so müssen mit dem Wollen stets Vorstellungen 
und Gefühle verknüpft sein, eine Nichtvorstellung ist aber 
keine Vorstellung ; sie kann deshalb auch nie einen Willensakt 
auslösen. 

Aus dieser ganzen Erörterung folgt, dafs die Nichtkennt- 
nis niemals kausal für eine Handlung und deshalb auch kein 
Mittel zur Begehung des Betruges seiu kann. Hieraus wieder- 



*) v. Liszt a. a. 0. S. 128. 
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um ergiebt sich, dafs mit Irrtum i. S. des § 263 RStGB.'s nur 
Irrtum im engeren Sinne gemeint sein kanu. 3 ) 

Allerdings nehmen wir sonst keinen Anstofs daran, ein 
nicht kausales Unterlassen einem kausalen Handeln gleichzu- 
setzen, wenn zu der Vornahme der unterlassenen Handlung 
eine Pflicht besteht und bei Vornahme derselben der Erfolg 
nicht eingetreten wäre. Hier liegt jedoch die Sache insofern 
anders, als das Gesetz ausdrücklich verlangt, dafs das Ver- 
mögen dadurch beschädigt sein mufs, dafs u. s. w. 

Fragen wir nun, ob bei der Zoll- und Verbrauchssteuer- 
hinterziehung dasselbe Mittel, wie beim Betrug notwendiger- 
weise gegeben sein mufs. Die Hinterziehung der Zoll- und 
Verbrauchssteuern ist nach unserer Definition die durch 
Täuschungen, Verheimlichungen oder falsche Angaben, denen 
der Steuerbeamte, ohne getäuscht zu sein, glauben mufs, be- 
wirkte Nichtentrichtung dieser Abgabe. 

Eine Täuschung liegt nach dem im § 7 dieses Versuchs 
Gesagten dann vor, wenn ein Irrtum i. e. S. erregt oder unter- 
halten wird. Hier ist also dasselbe Mittel bei der Defraude 
gegeben, wie beim Betrug. 

Von Verheimlichungen sprechen wir dann, wenn die ge- 
setzlich vorgeschriebenen Angaben nicht gemacht werden, aber 
durch dies Unterlassen kein Irrtum i. e. S. erregt oder unter- 
halten wird, wenn z. B. der Schmuggler mit seinen Waren fern 



*) Übereinstimmend im Resultate u. a. v. Bar: „Zweifelhafte Be- 
trugsfälle, insbesondere untersagte Benutzung von Eisenbahntourbillets" 
im „Gerichtssaal", Bd. XL. S. 491, OMtausen: Kommentar zum Straf- 
gesetzbuch für das Deutsche Reich. Aufl. V. 1892. S. 999 und 1000 
Nr. 2a, r. Schwarze: Kommentar zum Strafgesetzbuch für das Deutsche 
Reich. Aufl. V. 1884. S. 769 Nr. 18. a. E., Westrum: „Blinde Passa- 
giere." „Ein Beitrag zur Lehre vom Betrug" im „Magazin für das 
deutsche Recht der Gegenwart" Bd. VII. S. 222 ff. A. A. OT. E. v. 
26. Mai 1876. OT. E. XL S.383 und 384 und RG. E. v. 20. Juni 1881. E. 
IV. S. 295 bis 297. 
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von der Zollstrafse, ohne die erforderlichen Angaben gemacht 
zu haben, ins Inland zieht, aber von keinem Zollbeamten 
getroffen wird. Hier wird der Zollbeamte in Folge des Unter- 
lassens der Angaben nicht zu der Vorstellung bestimmt, dafs 
er nicht über die Grenze geht, oder dafs er keine zollpflichtige 
Ware bei sich führt, vielmehr wird er nur verhindert, sich 
über dessen Treiben überhaupt eine Vorstellung zu machen. 
Somit liegt in diesem Falle ein Nichtwissen vor, das nach 
dem oben Gesagten nicht Mittel zu einem Betrüge sein kann. 

Bei dem dritten Mittel der Defraude liegt auf der Hand, 
dafs hier von einem Irrtum nicht die Eede sein kann. 

Die schädigende Disposition, zu welcher der Zoll- oder 
Steuerbeamte bei der ersten Art der Defraude bestimmt wird, 
liegt darin, dafs er gar keinen, oder nur einen geringeren 
Betrag einfordert, als der Defraudant schuldig ist. 

Bei den beiden anderen Arten wird allerdings diese 
schädigende Disposition nicht durch den Defraudanten verur- 
sacht, aber sie wird ihm trotzdem zugerechnet, weil sie nicht 
erfolgt wäre, wenn der Thäter seiner Pflicht gemäfs die erfor- 
derlichen Angaben gemacht hätte. 

► 

§ 11. b. Vermögensbeschädigung des Staates. 

» 

Bisher hatten wir den Erfolg der Defraudation immer als 
das Nichtentrichten des Zolles oder der Steuer bezeichnet, und 
so scheint die Merkehche Ansicht richtig und das in Rede 
stehende Delikt wirklich negatives Unrecht zu sein; aber es 
scheint auch nur so, denn noch ist nicht untersucht, ob durch 
das Nichtentrichten nicht das Vermögen des Staates beschä- 
digt wird. Dies letztere kann aber nur dann der Fall sein, 
wenn in dem Augenblick, in welchem die Verheimlichungen 
oder Täuschungen geschehen, der Staat einen Anspruch auf Be- 
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Zahlung der Steuern hat. Hier ist wieder ein Doppeltes zu 
untersuchen, nämlich einmal die Frage, wann die Steuerpflicht 
entsteht, und dann die, ob diese Pflicht nur eine Verpflichtung 
zu Gunsten eines andern, des Staates, ist, dem kein Recht, 
kein Anspruch, dieses entspricht. 

Was den ersten Punkt anlangt, so gilt hier nach § 6 dieses 
Versuches folgendes : Bei den Zöllen und der Brausteuer ist die 
Verpflichtung, diese zu zahlen, in dem Augenblicke, wo die An- 
gaben zu machen sind, also die Verheimlichungen, Täuschungen 
oder falschen Angaben, durch die weder das eine noch das 
andere eintritt, geschehen, schon existent, bei der Salzsteuer 
noch suspensiv, bei der Tabaksteuer befristet und resolutiv be- 
dingt, bei der Branntweinsteuer nach dem Gesetz von 1868 
nur befristet. Bei der Branntwein- und Zuckersteuer — bei 
erstercr nach dem Gesetz von 1887 — sind zwei Fälle zu 
unterscheiden. Einmal sind nämlich schon Angaben zu 
machen, lange bevor eine Steuer zu zahlen ist, und das Unter- 
lassen dieser oder Machen falscher Angaben als Defraudation 
angesehen; dann sind aber auch zu der Zeit, wo die Steuer 
zu bezahlen ist, noch Angaben zu machen. So ist also in 
allen Fällen — mit alleiniger Ausnahme der ersten Art der 
Branntwein- und Zuckersteuerdefraudation — die Verpflichtung, 
die Steuer zu zahlen, in dem Augenblicke, wo die Angaben 
zu machen sind, unbedingt oder bedingt oder befristet schon 
existent, und es fragt sich nur, ob dieser Pflicht auch ein Recht 
des Staates entspricht. 

Hier verhält es sich folgendermafsen : Der Staat als Ge- 
setzgeber befiehlt dem einzelnen : „Du mufst, wenn du das und 
das vornimmst, dem Fiskus die und die Abgabe zahlen." Als 
Souverän hat der Staat ein Recht auf Gehorsam, auch diesem 
Gebote gegenüber, also einen Anspruch darauf, dafs der ein- 
zelne dem Fiskus die Abgabe entrichtet. Da nun der Fiskus 
nichts Anderes ist, als derselbe Staat, der als Souverän das 
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Recht auf Gehorsam hat, so folgt, dafs er ein Recht *) auf Be- 
zahlung der Steuern hat. 

So ergiebt sich, dafs der Zoll- und Steuerpflicht des ein- 
zelnen ein Anspruch des Staates — und zwar, wie wohl nicht 
näher erörtert zu werden braucht, ein geldwerter — entspricht, 
dafs deshalb das Nichtentrichten eine Vermögensbeschädigung 
des Staates bildet. 

§ 12. c. Bereicherungsabsicht des Delinquenten. 

Die letzte Frage, welche hier noch erörtert werden mufs, 
ist die, ob die Absicht, dem Staate die Steuern nicht zu ent- 
richten — eine Absicht, die nach dem in § 8 dieses Versuchs 
Gesagten nicht bei jeder Defraudation vorhanden zu sein 
braucht — Bereicherungsabsicht ist. Sie ist von der Ansicht, 
die Merkel zum Ausgangspunkte seiner Meinung gedient hat, 
verneint worden. So heifst es in einem Erkenntnis desKönigl. 
Sachs. Oberappellationsgerichtes zu Dresden vom 20. Mai 1860 1 ) : 
„Dem Betrüger ist es, indem er täuscht, um Erlangung eines 
rechtswidrigen Vermögensvorteils zu thun, sein Dolus geht auf 
widerrechtliche Aneignung eines fremden Gutes. Anders be- 
schaffen ist der Willensakt bei der Abgabenhinterziehung. 
Hier will der Thäter nicht, wie der Betrüger, fremdes Gut sich 
aneignen, sondern nur das, was er von dem Seiuigen 
zu Staats- oder Gemeindezwecken entrichten soll, zurückbe- 
halten." Derselben Ansicht ist auch Eglauer.*) Er sagt, der 
Steuerdefraudant hätte nicht die Absicht, sich einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen, sondern nur die, „sich der Verminde- 

') VglBinding: Die Normen und ihre Übertretung. 1871—77. Bd. II. 
S. 301. 

*) Annalen des Königl. Sachs. Oberappellationsgerichtes zu Dresden. 
II. S. 80 ff. Vgl. weitere Citate bei Merkel, krim. Abhandl. a. a. 0. 

2 ) Theodor Eglauer : Das österreichische Steuerstrafrecht. Grundlagen 
und Reformvorschläge. 1886. S. 10 ff. 



Digitized by Google 



322 (32) 

rung seines Vermögens durch die Steuer, also einem Nach- 
teile rechtswidrig zu entziehen". Blonski sagt, wie schon oben 
bemerkt ist 8 ), die meisten Steuerhinterziehungen entsprängen 
der subjektiven, manchmal auch begründeten Uberzeugung, 
dafs der geforderte Zwangsbeitrag zu hoch sei und nicht im 
richtigen Verhältnis zur Steuerkraft des Kontribuenten stehe. 
Nach dem oben Gesagten hat der Staat in dem Augenblicke, 
wo die Angaben zu machen sind, eine Forderung auf Bezah- 
lung der Steuer; indem nun der Defraudant durch Verheim- 
lichungen oder Täuschungen seiner Verpflichtung zu entgehen 
sucht, will er also ein Passivum aus seinem Vermögen besei- 
tigen, seine Vermögenslage verbessern, sich einen Vermögens- 
vorteil verschaffen. 

Dafs ferner der Thäter das Bewufstsein hat, dafs der von 
ihm erstrebte Vorteil rechtswidrig ist, braucht wohl kaum er- 
wähnt zu werden, da von einer vorsätzlichen Steuerdefrau- 
dation nur gesprochen werden kann, wenn der Thäter weifs, 
dafs eine Steuer zu entrichten ist. 

§ 18. 3. Ist zwischen Steuerhinterziehung und Betrug schein- 
bares Zusammentreffen (Ideaikonkurrenz) möglich? 

Steuerhinterziehung ist — um das Resultat kurz zusammen- 
zufassen — Vermögensbeschädigung des Staates, herbeigeführt 
durch Täuschungen, Verheimlichungen oder falsche Angaben, 
denen der Beamte, ohne getäuscht zu sein, glauben mufs, mit 
oder ohne Absicht rechtswidriger Bereicherung. Betrug ist 
Vermögensbeschädigung, herbeigeführt durch Täuschung in 
der auf bewufst rechtswidrige Bereicherung gerichteten Ab- 
sicht. Aus einem Vergleich beider Definitionen J ) ergiebt sich 

3 ) Vgl. § 12 dieses Versuches. 

*) Verf. teilt bezüglich des Wesens der Ideaikonkurrenz die von 
Hiller, v. Liszt vertretene, von Heinemann (Die Lehre von der ideai- 
konkurrenz. 1893.) eingehend begründete Ansicht. 
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die Unrichtigkeit der herrschenden Meinung, 2 ) welche die 
Steuerhinterziehung als einen besonderen Fall des Betruges 
auffafst. Es sind vielmehr nur gewisse Arten der Steuer- 
hinterziehung begrifflich gleich Betrug, 3 ) und somit liegt hier 
ein scheinbares Zusammentreffen von Betrug und Steuerhinter- 
ziehung vor, und es müfsten deshalb die Bestimmungen über 
Betrug, da sie die schwerste Strafe oder schwerste Strafart 
androhen, allein zur Anwendung kommen, oder nach Vereins- 
zollgesetz doppelte Bestrafung eintreten, wenn eben das Gesetz 
nicht etwas Anderes bestimmt. 4 ) 

Eine derartige Anordnung hat eine Meinung in § 2 EG.'s 
zu RStGB. erblicken zu können geglaubt 5 ), besonders be- 



a ) Sie wird vertreten von Qryziecki a. a. 0. S. 37, v. Liszt a. a. O. 
§§ 140 und 191, Afittcrmaier : „Das österreichische Strafgesetzbuch über 
Gefällsübertretungen" im „Archiv des Kriminalrechts", neue Folge. 1836. 
S. 323 ff, Preger: „Die Ordnungsstrafe im Reichsrecht 41 im „Archiv für 
öffentliches Recht" Bd. VII. 1892. S. 393 Anm. 41, Puchelt: Das Straf- 
gesetzbuch für das deutsche Reich. 1871. S. 263 Nr. 4, Rüdorf: Straf- 
gesetzbuch für das Deutsche Reich. Mit Kommentar. Aufl. IV. herausg. 
v. Stenglein 1892. S. 590 und 591 Nr. 36, v. Schwarte a. a. 0. S. 378. 
Nr. la. Stenglein S. 1014 Nr. 3. und 1036 Nr. 8. und Thuemmel a. a. 0. 
S. 819. 

8 ) So ganz präcis OT. E. v. 20. November 1873. XIV. S. 739 ff., auch 
Ad. Wagner a. a. O. S. 699 und 700 und Binding: Handbuch des Straf- 
rechts. Bd. I. 1885. S. 345 Anm. 5. 

*) Die Ansicht, dafs in derartigen Fällen scheinbares Zusammentreffen 
zwischen Betrug und Steuerhinterziehung vorliege, und deshalb nach 
dem Strafgesetzbuch über Gefällsübertretung Doppelbestrafung einzutreten 
habe, herrscht in Österreich; vgl. Entscheidungen desk. k. Kassationshofes 
Nr. 236. E. III. S. 152 ff. und Nr. 1240 in Jur. Blättern 1889 S. 588. und 
Rosenblatt: „Betrug oder Gefällsübertretung" in „Gerichtshalle" 1883. 
Nr. 59 und 60, bes. Schlufs der Abhandlung. 

5 ) So Ophausen a. a. O. S. 998 Nr. 3 a. Auch Löhe (a. a. O. S. 15 u. 152 
Nr. 1) und H. Meyer (Lehrbuch des deutschen Strafrechts. Aufl. IV. 1888. 
S. 713 Zff. 12), ebenso wie OT. und RG. sind hierher zu rechnen. So be- 
zeichnet das OT. und das RG. in den Entscheidungen vom 17. Januar 
1873, 20. November 1873, 24. September 1874, 28. September 1876. und 
12. Juni 1877. (OT. E. XIV. S. 63 ff., S. 739 ff., XV. S. 589 ff., XVI T. 
S. 607 ff. : und XVIII. S. 400 ff.) und vom 4. April 1881, 13. Juli 1886 
und 20. März 1890. (E. IV. S. 50 ff. = R. III. S. 193 ff, E. XIV. S. 293 ff. 
Abhandlangen des kriminalistischen Seminars IIL 22 
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ruft sie sich auf Abs. 2 ; indem sie das Wort „namentlich" 
als gesetzliche Deklaration auffafst, dafs die im folgenden auf- 
gezählten Gesetze „besondere Vorschriften" enthalten. Der 
Fehler dieser Ansicht ist der, dafs dem „namentlich" ein Sinn 
gegeben wird, den es in der deutschen Sprache nicht hat. 

Aber trotzdem ergiebt sich, dafs im Sinne der Zoll- und 
Steuergesetze doch in den betreffenden Fällen der Steuer- 
hinterziehung nicht ideale Konkurrenz mit Betrug, sondern 
sogen. Gesetzeskonkurrenz angenommen werden soll. Das 
wichtigste Argument hierfür giebt die geschichtliche Entwicke- 
lung der Strafbestimmungen über Defraudation der Zölle und 
Verbrauchssteuern ab. Der Beweis läfst sich schon erbringen, 
wenn wir mit dem ALR. beginnen. 

Daraus, dafs in den Bestimmungen über Betrug die De- 
fraudation mit keinem Worte erwähnt wird, dagegen in den 
§§ 242, 270 bis 314 II 20, kann schon für sich allein ge- 
schlossen werden, dafs hier eine Konkurrenz mit Betrug nach 
Ansicht des Gesetzgebers ausgeschlossen ist; ferner spricht 
hierfür noch das „bezüglicher Weise" des § 242, es deutet 
an, dafs das Vorenthalten dem Betrug sehr nahe komme, dafs 
es aber doch kein Betrug sei. 6 ) Ferner sprechen die Zoll- 
und Steuergesetze von 1818 bis 1840 hierfür. 7 ) 

= R. VIII. S. 534 ff. und E. XX. S. 305 ff.), das Zoll- und Steuer- 
Btrafreoht als „besondere Materie", als „Spezialgesetz". 

•) Ahnlich Temme: Die Lehre vom strafbaren Betrug u. s. w. 1841. 
S. 75 und 76. 

") Die entscheidenden §§ lauten wörtlich: 

Zoll- und Verbrauchs- Steuer-Ordnung vom 

26. Mai 1818. 

§ 142. 

Konkurrieren bei einer Kontravention gegen die Steuergesetze 
andere Verbrechen, so kommen die Vorschriften des allgemeinen 
Landreohts Teil 20 §§ 54 bis 57 in Anwendung. 

§ 143. 

Wer, um Waren, einem Verbotgesetze zuwider, ein- oder auszu- 
führen, oder um dem Staate die schuldigen Gefälle zu entziehen, 
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Aus der überall wiederkehrenden Bestimmung, dafs beim 

sich falscher Frachtbriefe, verfälschter Begleitscheine, and über- 
haupt unrichtiger Papiere bedient, soll aufser der ihn treffenden 
Strafe der geschehenen Übertretung der Steuergesetze, mit der 
durch die allgemeinen Strafgesetze für solche Fälschungen geord- 
neten Ahndung, durch das Gericht, welchem die Kognition über der- 
gleichen Vergehen zusteht, belegt werden. 

§ 144. 

Die vorstehend (§ 143) bestimmte Strafe trifft auch denjenigen, 
welcher in gleicher Absicht durch Abnahme, Verletzung oder 
durch sonstige Unbrauchbarmachung des amtlichen Warenver- 
schlusses, mit oder auch ohne Anlegung anderer Siegel eine 
Fälschung begeht. 

Gesetz wegen Besteuerung des inländischen Brannt- 
weins, Braumalzes, Weinmostes und der Tabaks- 
blätter vom 8. Februar 1819. 

§ 84. 

Treten bei einer Kontravention gegen die Steuerordnungen andere 
Verbrechen hinzu, so kommen die Vorschriften des Allgemeinen 
Landrechts Teil 2 Tit. 20 § 54 bis 57 in Anwendung. 

§ 86. 

Wer, um dem Staate die schuldigen Gefälle zu entziehen, sich 
verfälschter und überhaupt unrichtiger Papiere oder Bescheinig- 
ungen bedient, soll dafür besonders mit der durch die allgemeinen 
Strafgesetze für solche Fälschungen geordneten Ahndung durch 
das Gericht, welches das für dergleichen Vergehen zuständige ist, 
belegt werden. 

§ 87. 

Die vorbestimmte Strafe trifft auch denjenigen, welcher in 
gleicher Absicht, durch Abnahme, Verletzung, oder sonstige Un- 
brauchbarmachung des amtlichen Verschlusses, wodurch Destillier- 
geräte aufser Gebrauch gesetzt worden, mit oder auch ohne An- 
legung eines andern, durch eigenmächtige Veränderung des auf 
Veranlassung der Steuerbehörde eingegrabenen Vermerks der 
Gröfse einer Branntweinblase, durch Veränderung oder Nach- 
machung der Stempel oder Nummern auf den Geräten eine Fälschung 
begeht 

Gesetz wegenEntrichtung einerMahl- undSchlacht- 

steuer vom 30. Mai 1820. 

§ 17. 

b) Aufser der Konfiskation treten die Strafen ein, welche 

die Steuer-Ordnung vom 8. Februar 1819 §§ 60- 65, §§83-90 

22* 
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Zusammentreffen von Defraudationen mit andern strafbaren 
Handlungen doppelte Bestrafung eintreten soll, im Zusammen- 
hang mit der, dafe, wenn die Defraudation durch Fälschung 
u. s. w. oder Abnahme u. s. w. von Siegeln u. dgl. begangen 
wird, aufser der Strafe der Defraudation noch die der Fäl- 
schung eintreten soll, ergiebt sich — da die Fälschung nach 
ALR., 8 ) welches das damals für Preufsen geltende Straf- 
recht enthielt, ebenso wie nach der gemeinrechtlichen Dok- 
trin und Praxis jener Zeit als qualifizierter Betrug anzusehen 
ist — dals in den anderen Fällen, wenn auch der Thatbestand 



auf die Übertretung der gesetzlichen Vorschriften zur Gefähr- 
dung der Steuer angedroht hat. Überall, wo in diesen Vor- 
schriften von Brennern und Brauern geredet wird, findet die An- 
ordnung auf diejenigen Gewerbetreibenden Anwendung, welche 
die Mahl- und Schlachtsteuer zu entrichten schuldig sind. 

Gesetz wegen Un tersuchung und Bestrafung derZoll- 
vergehen vom 23. Januar 1838. 

§ 23. 

Treffen mit einem Zollvergehen andere Verbrechen zusammen, 
so kommt die für entere bestimmte Strafe zugleich mit der für 
letztere vorgeschriebenen in Anwendung. 

§ 24. 

Wird eine Kontrebande oder Defraudation mittelst Abnahme, 
Verletzung oder sonstiger Unbrauchbarmachung des amtlichen 
Warenverschlusses verübt, so tritt aufser der Strafe der verübten 
Kontrebande oder Defraudation diejenige ein, welche nach dem 
allgemeinen Strafgesetze bei Fälschungen öffentlicher Urkunden 
stattfindet, jedoch mit Ausnahme der darin vorgeschriebenen 
Geldstrafe. 

Verordnung wegen Erhebung einer Kontrol- Abgabe 
von den zur Zuokerbereitung zu verwendenden 
Runkelrüben. Vom 21. März 1840. 

§ 16 b) Aufserdem treten die Strafen ein, welche die 

Steuerordnung vom 8. Februar 1819 in den §§ 83 bis einschl. 89 
und die Deklaration vom 26. Oktober 1821 androhen. 

8 ) Vgl. Temme a. a. O. S. 25 ff. 
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des Betruges erfüllt ist, doch eine Konkurrenz nicht ange- 
nommen werden soll. 9 ) 

Dafs nun die geschichtliche Kontinuität keineswegs durch- 
brochen ist, zeigen ganz deutlich §§ 158 und 159 des Vereins- 
zollgesetzes. Hier heifst es : 

§ 153. Treffen mit einer Kontrehande oder Defraudation 
andere strafbare Handlungen zusammen, so kommt die für 
erstere bestimmte Strafe zugleich mit der für letztere vorge- 
schriebenen zur Anwendung. 

§ 159. Wird eine Kontrebande oder Defraudation mittelst 
Fälschung eines amtlichen Warenverschlusses verübt, so tritt 
neben der Strafe des verübten Zollvergehens die durch die 
Landesgesetze für die Fälschung öffentlicher Urkunden festge- 
setzte Strafe ein. 

Ein ferneres Argument hierfür finden wir in der Kasui- 
stik der Zoll- und Steuergesetze, wo als Defraudationen auch 
solche Handlungen aufgezählt werden, bei denen regelmässig 
sämtliche Thatbestandmerkmale des Betruges vorhanden sind, 
ohne dafs dieser erwähnt wird. 10 ) 

Einen dritten Anhaltspunkt für die Richtigkeit dieser An- 
sicht liefert der Umstand, dafs das Unternehmen, eine nicht 
zu beanspruchende Rückvergütung zu erhalten, zuerst — 
wenn auch von der Defraudation getrennt — ihr doch gleich 
bestraft und schliefslich in den neuesten Gesetzen als beson- 
dere Art derselben bezeichnet ist. Wenn diese Handlung, die 
regelmäfsig sämtliche Thatbestandsmerkmale des Betruges ent- 
hält, nicht als solcher bestraft werden soll, so folgt wohl mit 

•) Vgl. OT. E. v. 20. Dezember 1861. II. S. 178 ff. E. v. 27. Februar 
1863, III. 8. 315 ff. und E. v. 1. Mai 1863. III. S. 414 ff. 

">) Vgl. insbes. Vereinazollges. §§ 136 Zff. lb und o und 144, dazu: 
Kindervater: Über die Frage von der Strafbarkeit unrichtiger Ein- 
tragungen in das Brauregister zum Zwecke der Umgehung der vorbe- 
haltenen Nachsteuer in Goltdammers Archiv. XXVI. S. 310 und 311 
und RGk cit. E.XX. S. 310 ff. 
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Sicherheit, dass auch in den anderen Fällen, wenn hier einmal 
die Merkmale des Betruges vorhanden sind, doch ein schein- 
bares Zusammentreffen mit diesem nicht angenommen wer- 
den soll. 

Die Defraudation ist, wie sich aus der geschichtlichen 
Entwickelung, die sich bis auf Justinians Zeit zurückverfolgen 
liefse u ), ergiebt, als ein delictum sui generis aufzufassen, das 
für sich betrachtet werden mufs, gleich als ob eine Bestimmung 
über Betrug nicht existiert. 12 ) 

4. Folgerungen. 

§ 14. a. Bei Lücken in den Zoll- und Steuergesetzen. 

Aus der Natur der Zoll- und Steuerdefraudation ist auch 
die Antwort auf die Frage zu finden, wie zu verfahren ist, 
wenn das betreffende Steuergesetz einen Fall der Steuer- 
hinterziehung nicht vorgesehen hat, ob dieser dann straflos 
sein, oder, wenn er die Thatbestandsmerkmale des Betruges 
enthält, als solcher behandelt werden soll. 

Diese Frage ist besonders wichtig hinsichtlich des Brau- 
steuergesetzes vom 31. Mai 1872. Während nämlich die an- 
deren Zoll- und Steuergesetze so allgemein gehalten sind, dafs 
ein solcher Fall kaum vorkommen kann, bestimmt dieses Ge- 
setz, wie schon oben angegeben, die Verheimlichungen und 
Täuschungen ganz genau. § 27 lautet: „Wer die in § 1 be- 
zeichneten Stoffe zum Brauen verwendet (einmaischt, nach- 
maischt, zusetzt), ohne die gesetzliche Anmeldung zur Ent- 
richtung der Brausteuer bewirkt zu haben, macht sich der 

n ) Sickel : Zum ältesten deutschen Zollstrafrecht in Zeitsohr. für die 
gesamte Strafreohtsw. VII. S. 505 ff., Weuike: Rechtslexikon: Defrau- 
dation III. S. 264- 279, tit. D. de publicanis et vectigalibus et commissis 
49,4 und tit. G. de vectigalibus et commissis 4,61. 

") Ebenso Kindervater a. a. 0. S. 309 ff., KleinfeUer bei Stenglein 
S. 1061 Nr. 3 a. und 1089 Nr. 5, auch wohl Übe a. a. 0. S. 151 ff. 
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Brausteuerdefraudation schuldig". Nach § 4 kann die Ver- 
Steuerung nach Übereinkommen mit der Steuerbehörde unter 
den von derselben festgesetzten Bedingungen durch Entrich- 
tung einer Abfindungssumme auf einen bestimmten Zeitraum 
erfolgen. „Die in Ansehung dieser Fixationen zu beobach- 
tenden allgemeinen Grundsätze werden von dem Bundesrate 
vorgeschrieben und bekannt gemacht." 

Der Bundesrat hat nun von dieser Befugnis Gebrauch ge- 
macht und folgende Bestimmung u. a. getroffen: Von vorn- 
herein kann einer Brauerei das Recht eingeräumt werden, 
gegen eine bestimmte Summe zu brauen unter Vorbehalt der 
Nachversteuerung. Die Menge der Stoffe mufs dann eine 
Stunde vor Beginn des Brauaktes in ein Verzeichnis, das in 
der Brauerei bleibt, eingetragen werden. Ergiebt sich am 
Schlufs des Jahres, dafs nach dem Satze des Brausteuerge- 
setzes eine höhere Steuersumme zu zahlen sei, so mufs den 
Best nachbezahlt werden. 

Dieser Nachzahlung haben einige Brauer sich dadurch 
entzogen, dafs sie bei jedem einzelnen Brauakt weniger Mate- 
rial in das Brauregister eintrugen, als thatsächlich verwendet 
war. Hier liegt ein Unterdrücken wahrer und eine Vorspiege- 
lung falscher Thatsachen vor. Das Brausteuergesetz enthält 
für einen solchen Fall keine Bestimmungen und der dritte 
Senat des RG.'s *) hat angenommen, dafs dies Delikt lediglich 
mit einer Ordnungsstrafe zu belegen sei, indem er davon aus- 
ging, dafs das Brausteuergesetz dem RStGB. nur insoweit 

• 

Geltung zugestände, als es ausdrücklich auf dasselbe verweise. 
Die vereinigten Strafsenate des RG.'s *) sind jedoch von dieser 
Auffassung abgegangen und haben sich der vom OT. ver- 



») RG. E. v. 26. Juni 1880. R. II S. 113 ff. 

») RG. E. v. 4. April 1881. E. IV. S.öOff. _ R. IIL S. 193 ff., vgl. 
auch RG. E. v. 22. Mürz 1892. cit bei Bohr 1. c. 8. 94. 
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tretenen 8 ) wieder zugewandt. Nach ihr gelten die Steuerge- 
setze, soweit sie Bestimmungen enthalten, primo loco, subsidiär 
bleibt aber daneben das RStGB, in Kraft. 

Die Entscheidung ist in dem in § 12 Gesagten schon ge- 
geben. Die Steuerhinterziehung ist ein delictum sui generis 
und, auch wenn sie im einzelnen Fall die Thatbestandsmerk- 
male des Betruges enthält, doch nicht Betrug. Hieran kann 
auch der Umstand nichts ändern, dafe das Steuergesetz ver- 
sehentlich einen Fall der Steuerhinterziehung nicht unter 
Strafe gestellt hat. Die Folge ist, dafs in diesem Falle eine 
Strafe nicht eintreten kann. 4 ) 



§ 15. b. Bei Defraudationen gegen ausländische 

Zollgesetze. 

Eine andere Frage, die hier auch zu erörtern ist, ist die : 
Können vorsätzliche durch Täuschung in Bereicherungsabsicht 
bewirkte Zolldefraudationen eines Deutschen gegen nicht- 
deutsche Länder, mit denen eine Vereinbarung über die Be- 
strafung derartiger Delikte nicht getroffen ist, nach deutschem 
Rechte als Betrug bestraft werden? 

Der dritte Senat des RG.'s hat in einer E. v. 12. April 
1886 ! ), also nach dem Urteil der vereinigten Strafsenate, diese 
Frage verneint. Der dem RG. vorgelegte Fall lag insofern 
etwas anders, als es sich dort um die Bestrafung der Beihilfe 
zu einem solchen Delikt bandelt; wir wollen den Thatbestand 
der Einfachheit wegen folgender mafsen umgestalten: Ein 
Deutscher hatte sich in Deutschland in einer Werkstätte 

s ) OT. E. v. 28. September 1876. XVII. S. 607 ff. 

*) Ebenso Kindervater a. a. 0. S. 309 ff. und Löhe a. a. 0. S. 151 ff. 
vgl. auch Erkenntnis des k. Kassationshofes f. Bayern, v. 21. Oktober 
1867. in „Zeitschrift f. Gerichtspraxis und Rechtswissenschaft in Bayern" 
herausgeg. y. Stenglein Bd. VII. 1868. S. 103 ff. 

») RG. E. XIV. S. 124 ff. = R. VIII. S. 281 ff. vgl. dagegen Entsch. 
d. k. k. Kassationshofes Nr. 26 (I. S. 113 ff.). 
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Bretter derart zusammengesetzt, dafs sie innen hohl waren, 
au&en aber wie Balken aussahen. Den hohlen Raum hatte 
er mit Spirituosen, die nach englischem Recht zollpflichtig sind, 
angefüllt und diese zusammengesetzten Bretter als Balken de- 
klariert, somit den englischen Zollbeamten eine falsche That- 
sacke vorgespiegelt. Die Bretter passierten unbehelligt die,, 
Grenze, und erst später wurde die Sache entdeckt. Der Mann 
wird in Deutschland gefafst 

Das RG. hat die Bestrafung wegen Betruges aus folgenden 
Gründen abgelehnt: 

1. Die Konsequenzen wären zu unerträglich. Wenn der 
Mann gegen das deutsche Zollgesetz sich vergangen hätte, dann 
würde er nicht wegen Betruges, sondern — viel gelinder — 
nur wegen Zolldefraudation bestraft. 

2. Die auswärtigen Zollgesetze liefen sehr häufig, ge- 
wollt oder ungewollt, den Interessen des Inlandes direkt ent- 
gegen. 

3. Das Vereinszollgesetz erwähne nur Vergehen gegen 
deutsche Zollgesetze. 

4. Das besondere Zoll-Kartell mit Österreich-Ungarn hätte 
sonst keinen Zweck. 

Die beiden ersten Gründe sind nicht stichhaltig; sie 
können wohl den Gesetzgeber bewegen, andere Anordnungen 
zu treffen, nicht aber den Richter, die Gesetze anders auszu- 
legen. Die Berufung auf das Vereinszollgesetz hat die Be- 
deutung, dafs der dritte Strafsenat, treu seiner Entscheidung 
bei der Brausteuerdefraudation in fixierten Brauereien, ent- 
gegen der Entscheidung der vereinigten Strafsenate, annimmt, 
die Zollgesetze gelten nicht primo loco, so dafs das RStGB. 
subsidiäre Kraft habe, sondern ausschliefslich. Auch der letzte 
Grund ist nicht stichhaltig ; denn die Bestimmungen des öster- 
reichisch-ungarischen Zollkartells hätten dann immer noch 
zwei Bedeutungen; einmal würden gewisse Fälle des Betruges 
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ausgeschieden, und dann würden auch Delikte, z. B. Kontre- 
bande, die nicht unter die §§ des RStGB.'s fallen, bestraft. 

Obgleich nun alle vier Gründe, so wie sie vorgebracht 
wurden, nichts beweisen, so ist dennoch dem RG. beizutreten, 
wenn wir von der dargelegten Natur der Zoll- und Steuerhinter- 
ziehung als delictum sui generis ausgehen und daran festhalten, 
dafs sie auch beim Vorhandensein sämtlicher Thatbestands- 
merkmale des Betruges doch nicht Betrug ist; dagegen ist die 
Entscheidung nach der vom RG. über die Natur der Zoll- 
und Steuerdefraudationen entwickelten Ansicht inkonsequent 
und widerspricht der Entscheidung der vereinigten Strafsenate. 2 ) 

§16. Schiurs. 

Zum Schlüsse wollen wir die Gründe betrachten, weshalb 
die Steuerhinterziehung als ein delictum sui generis behandelt 
und viel gelinder als der Betrug bestraft wird. Es werden 
hier folgende angegeben: 

1. Bei der Steuerhinterziehung begegnen wir vielfach der 
Erscheinung, dafs sie der eigentliche Defraudant nicht für 
sich, sondern für einen dritten begeht. *) Nun wird natürlich 
dieser dritte, der „grofse Geschäftsherr", nicht so thöricht 
sein, dafs er seinen Leuten geradezu den Auftrag giebt, eine 
Steuerhinterziehung zu begehen. So wird z. B. bei der 
Maischbottichsteuer der Brennereibesitzer nicht etwa seinem 
Brennmeister sagen, du mufst mehr Material nehmen, als ver- 
steuert wird, und dies dann irgend wie vor der Steuerbehörde 
verdecken, sondern er sagt etwa, mein guter Freund, der 
Brennereibesitzer X, der nicht so gutes Material hat, zieht 
aus so und so viel Material so viel reinen Alkohol mehr als 
du; du mufst besser aufpassen. Für den Brennmeister wird 

•) So mit Recht KoMer a. a. 0. 8. 47. 
») So Ad. Wagner a. a. 0. S. 701. 
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dieser Wink genügen ; ob wir aber den Brennereibesitzer als 
Anstifter bestrafen könuen, erscheint sehr fraglich. Wir 
würden also in einem solchen Falle den kleinen Mann be- 
strafen, aber nach dem Sprichwort den grofsen Dieb laufen 
lassen. Indessen ist dieser Grund doch nicht durchgreifend; 
denn wenn sich infolge der hohen Strafe keiner mehr findet, 
der eine Defraudation begeht, dann mufs sich der grofse Ge- 
schäftsherr schon mit ehrlichen Leuten begnügen. 

2. Der zweite Grund, dafs es bei der Steuerhinterziehimg 
keineswegs so leicht festzustellen ist, ob Vorsatz oder Fahr- 
lässigkeit vorliegt, 2 ) ist, wenn auch seine Richtigkeit zuge- 
geben werden mufs, auch nicht durchgreifend. Denn bei einer 
eingehenden gründlichen Untersuchung jedes einzelnen Falles 
wird es m. E. schon möglich sein, das Vorliegen oder Fehlen 
des Vorsatzes zu erforschen. Allerdings wäre dann auch 
wohl eine Bestrafung der fahrlässigen Steuerhinterziehung ge- 
boten. 

3. Der einzige stichhaltige Grund ist die Berufung auf 
das Volksbewufstsein. 3 ) Dieses hat schon seit Jahrhunderten 
die Steuerhinterziehung viel gelinder beurteilt als den Be- 
trug. Leute, die in ihrem Leben nie einen Betrug begehen 
würden, nehmen keinen Anstand, eine Steuerhinterziehung zu 
begehen. 

Für die psychologische Herleituug dieses Volksbewufst- 
seins lassen sich drei Momente anführen: 

Das eine Moment ist darin zu finden, „dafs jene Ver- 

2 ) So Ad. Wagner a. a. 0. S. 701. 

5 ) So u. a. GryziecH a. a. O. S. 37, v. Liszt a. a. 0. § 196, Ortloff: 
Lüge, Fälschung, Betrug. 1862. S. 433 und 434, Temme a. a. 0. S. 70 ff., 
Ad. Wagner a. a. O. S. 700 und 701. — Dafs es existiert, ist, obgleich 
es von Kö8tlin (Abhandlungen aus dem Strafrechte. Herausg. v. Qefsler 
1858. S. 144) geleugnet wird, doch im Ernst nicht zu bezweifeln. Wenn 
Köstlin für seine Ansicht anführt, dafs „jene Defraudationen in Deutschland 
von jeher für strafbar gelten", so beweist dies nichts, da es darauf an- 
kommt, dafs sie — wie der Betrug — als entehrend angesehen werden. 
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letzungen, von denen die Menschen nicht selbst betroffen zu 
werden glauben, ihr Interesse nicht genügend in Anspruch 
nehmen, um die allgemeine Entrüstung gegen den wach zu 
rufen, der sie anrichtet. Eine solche ist der Schmuggel" 4 ) 
und die Steuerhinterziehung. 

Das zweite Moment liegt in dem Egoismus der Menschen. 
Bei der Steuerhinterziehung handelt es sich darum, dass 
man sich einem Zwangsbeitrag entzieht, für den man keine 
bestimmten, fafsbaren Gegenleistungen erhält. 5 ) 

Das dritte Moment ist, dafs die Steuern auf einer schein- 
baren , manchmal vielleicht auch wirklichen Willkür beruhen, 
und deshalb keineswegs eine gleichsam natürliche und den 
Menschen eingepflanzte Achtung vor Verletzung geniefsen, wie 
es bei den privatrechtlichen Institutionen des einzelnen der 
Fall ist. «) 

Diesem mangelnden Volksbewufstsein kann man nicht durch 
harte Strafen abhelfen, vielmehr mufs man für eine möglichst 
rationelle und gerechte Steuerverteilung Sorge tragen und 
dann die vorsätzliche Steuerhinterziehung genau von der fahr- 
lässigen sondern, jene härter als diese bestrafen, und so lang- 
sam darauf hinwirken, dass die vorsätzliche Steuerhinter- 
ziehung ebenso angesehen wird, wie der Betrug. Erst dann 
kann man sie diesem gleich oder in den Fällen, wo sie dessen 
Thatbestandsmerkmale sämtlich enthält, als solchen bestrafen. 

*) Vgl. Caesar Beccaria : Uber Verbrechen und Strafen. Ubersetzt 
von Glaser. Aufl. II. 1876. S. 100 und 101. 

8 ) GryzieeH a. a. 0. S. 37, vgl. auch OrÜoff a. a. 0. 8. 433 u. 434 . 
•) Oryziecki a. a. 0. S. 37. und Ad. Wagner a. a. 0. S. 700 u. 701. 
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33 ud) oier: ftamilicnrcdjt wirb im Saufe beö ©erbftea 1894, 93udj 
fünf: Crrbrcdjt t>orau£)"id)tiid) bis 9)iüte 1805 erfdjeinen. 



Sn bewcljcu iiuirli jebe iiiirijljmibluug uub burd) bie UcrlngobiiriiljnHblimg.. 



J. ffittttrntitg, SSerlagsbucfilmnbluiig in Setiin SW. 4 " 



3« nttttn flnflaßtn |mb erfdjienen: 

Sie 

5trafj>ro?e|jor&nitHg für b«* Beutet Ketd) 

ncbft bem 

@erufeidberfaffiin0£flefet? ititb beit ba$ ®rrafberfal)rett befreffettben 
ttefrimmittißett ber übrigen 9ieid)dgefef|e. 

9Jfit Kommentar von 
Dr. <S. «öttie, 

2enat*^räftbcin bc>3 «ei*<Sgencbt«. 

flflte pennrlirtc unb »crbcffcrtc 'Hufloac 

bearbeitet Dort 

31. $ctln>ea, 

.«ammcrgertd)t«rat^. 
£'er. 8°. ^rcis 18 geb. in elcg. üalbfran} 20 Ott. 50 ^f. 



Sic 

(JLtutl|)ro?c|6oronnttg für Us Bctttfdje Heid) 

nebft oen 

auf bei! (MUilUrojcf? be*üftitd)en &efrtmmttngen 
be$ <Berid>t«ibcrfafftntgöflcfctfc3 unb ben (?ittfünnma<Hflefcöen 

erläutert oon 

Dr. 3. Strucfmnnn, unb Dr. SR. ftod), 

SSirfltdier «Mehner Ober -^uftiuath, Cber* äUirtlirfjer ©ebeimer 9taU), ^räftbent bc« 
Ianbc«flcriau^^iantcnt in (Solu. Sei^sbanfcTiircftorium«. 

Scripte nermeftrte unb perbenerte Auflage. 

Scr. 8°. Sieferung 1 u. 2. (Umfaffcnb §§ 1 — 435.) 
Preis ber 12. Cteferuiig 10 Ä. 

ie wetteren SMeferuugcn werben tu unmittelbarer tvolgc erföchten, unb ber Bretel beö 
»oUftänbigen Sßerfcö wirb ungefähr 21 9Kf. betragen. 



3u bcjietjtu burrf) jrbe itudjhnnblunrj unb burrij bie tirrlan,abudii)nnbl ung. 
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U* ($tttt*ttteg, SBetfagÄbudjljanbfong in 39erlin SW. 48 - 



Sinnen fur^em ttntb erfdfjeüten: 

(Buttentag'fcfye Sammlung Deutfcfyer Heicfysgefefr e. 

9tr. 22. 

■ * 

P a tritt ijr fr fc+ 

@efefc, Betreffet^ ben @<f>ufc öon (Mrau$smnftertt- 
©efefc über 9Jhifter= mtb SWobeUf^ 
(Sefefc, betreffenb ben ©djufc ber SBaarenBeäeidönungen* 

3flebft Stuäfü&rungsbeftimmungen 

doh 

Stegierungdrat^. 

Vierte Auflage 



dou 

Dr. jur. gfcpjfittt, 

3tegienmg$rat$, aJHtgtleb beS jlaifcrL Patentamts. 
Xaföenformat, cartonnirt. 
$rei§ ca. 13JW. 60 <($f. 



oetreffenb bic 

2Wit ausführlichen 2lnmerfungen unb 6a$regifter 

uon 

§♦ gjOfftttlttW, 

Oe&eimer SrteglerungSratfy, JUtitfllicb be3 9let<fc3»erfid,terung$amt$. 
£a[tf)cnformat, cartonnirt. 
<Prciö ca. 1 9W. 



3« beliehen önrrf) jefce jBttrfjtjanMititg imH oiird) Me tlerlagsbitd)ljnuöluug. 

/ 

Digitized by Google 



3. (CtsttrtttaQ, Vedagfcbucblmublung in Berlin SW. 4 * 
(5uttentag'fd?c Sammlung Dcutfd?cr Keid?sgefe$e. 



Nr. 18. 

3$ ö t f ett ft e u e r g e f e ^ = 

über bic 

H e i d) ö ft c m p e l a b # a b e tt 

in ber gafftet bc* (Sci^c* Dom 27. XHprtl 1894 

mit ben 

Aii'jfiil)rmiiV->brltiHimuHoni, jtlotiuru, HrtrijatnnsucrlinnbluuiTiru, rtitcm 
AitljniiQ, ruthitltcuö dnbrllcu ßtt iicrrrijmuiij forr luiri)altciiipclnbgalini, 

itub Hrgtlrrru. 

£ej:taiiögabe mit 2tmnctfuna,en, bic inöbefonbere bic Sefcfjlüffe bes Sunbeöratfys, 
nie Verfügungen beö ftömglitf) ^ßrcu6tfcr)cii Jinanä-- ■iDMuifteriumö unb bie (Enfe 
idieitutngen beö iHeicfjsgericbtä, fo weit biefelben für baö oorltegeube @efe& iure 
©eltung unb 33ebeutung begatten Gaben, biß auf bie neuefte 3eit angeben 

uon 

Geheimer i unflaratb, unb Stcmpelfiflfal in SB er Ii n. 

3 c ri) ft c II in I n <i c 

bearbeitet uon 

SRcgitninfldiMfTeffor bei bev Ätfnigl. itrooinjiaUcteuerbireftipn ju ©erlin. 

£afd)cnf ormat. Gartonnirt 
^reiö 3 2Rf. 

2)ie obige xUiiögabc enthält als bie einzige baß gefammte bei ber 8fou 
roenbuug unb v .HitöIegung beö ©efefceö in 93etracbt fommenbe Material fomie 
lammtUdje 9teid)Sgeiirf)töeutftfjeibuugen. 



3 ii lirücljcii burri) jebe Uitriiljnnöluun, unb biird) bic Ucrlagsburiiljnubliini). 



v. Liszt, 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. 

Dritter Band, 1. Heft. 

i 

I ' 

Der Rückfall. 

Eine kriminalpolitische und dogmatische 

Untersuchung. 

VOD 

J. Sacker 

am Odessa. 



i. Teil. 



ovre ayud'ovxi kort <fvO£i, 
ovze xaxov. 



Berlin. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung. 
1892. 
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J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW43. 



Soeben erschienen neue Auflagen von: 

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 

siebst den 

gebräuchlichsten Reichs-Strafgesetzen : 

(Post, Impfen, Presse, Personenstand, Nahrangsmittel, Kranken-, Unfall-» 
Alters-, Invaliditätsversicberung und Gewerbeordnung etc.) 



Text-Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregister 

Dr. Hans RUdorff. 

Sechzehnte Auflage. 



Dr. H. Appelius. 
Taschenformat, kartonniert 1 Mark. 



Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich. 

Mit Kommentar 

von 

Dr. Hans RUdorff. 

Vierte, mit besonderer Berücksichtigung der PraxiB des Reichs- 
gerichts bearbeitete Auflage. 

herausgegeben von 

M. Sten gl ein, 

Reiclisgerichtsrat in Leipzig. 

Lex.-8°. 52 Bogen. 15 M.. gebunden in Halbfranz 17 M. 



Sammlung 

kleinerer strafrechtlicher Reichsgesetze. 

Ergänzungsband, 
zu den im J. Gutten tagseben Verlage erschienenen Einzel- Ausgaben 

Deutscher Reichsgesetze. 

Text-Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregister 

von 

M. Werner, 

Gariohts-Asiossor und stand. Hilfsarbeiter bei der Staatsanwaltschaft am Landgericht I 

Berlin. 

Taschenformat, kartonniert. 1 M. 80 Pf. 
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J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW48. 



Der Reichsstrafprozefs. 

Auf der Grundlage des gleichnamigen Werkes 
von weil. Professor Dr. Bochow in Halle 

neu bearbeitet von 

A. Hellweg, 

Landserichtsrat in Hannover. 

Vierte Anflage der ursprünglichen Bearbeitung. 
8°. broaoh. 4 M. 50 Pf M gebunden in ganz Leinen 5 M. 

Die Grenzgebiete 

zwischen Privatrecht und Strafrecht. 

Kriminalistische Bedenken gegen den 
Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich. 

Von 

Dr. Franz von Liszt, 

Professor der Rechte zu Marburg. 

gr. 8°. 2 M. 

Strafsystem und Gefängniswesen in England. 

Von 

Dr. P. F. Aschrott, 

Amtsrichter. 

gr. 8«. 7 M. 

Über Vorstellung, Wille und Handlung 

als Elemente der Lehre vom Verbrechen und von der Strafe. 

Drei Abhandlungen 

von 

Paul Bünger. 

gr.8«. 5M. 

Der Hypnotismus und das Strafrecht. 

Von 

Dr. von Lilienthal, 

ord. Professor der Rechte in Zürich, 
gr. 8». 2 M. 

f 
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J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW48. 



Lehrbuch des Deutschen Strafrechts. 

» 

Von 

Dr. Franz tob Liszt, 

ordentl. Professor der Rechte in Halle »S. 

Vi erte, durchgearbeitete Auflage. 
gr. 8. 10 M.. geb. in Halbfranz 12 K. 

Die Strafprozefsordnung fiir das Deutsche Reich 

nebst 

dem Gerichtsverfassungsgesetz und den das Strafverfahren betreffenden 
Bestimmungen der Übrigen Reiehsgesetze. 

Hit Kommentar 
Ton 

Dr. E. Löwe, 

Seoatsprftsident des Reichsgericht«. 

Siebente Auflage. 

(Unveränderter Abdruck der sechsten, verbesserten und vermehrten 

Auflage. 

Lex.- 8°. 18 M. T gebunden in eleg. Halbfranz 20 M. 50 Pf. 



Zeitschrift 

für die 

gesamte Strafrechtswissenschaft. 

Herausgegeben von 

Dr. Fr. v. Liszt, Dr. K. v. Lilienthal, Dr. H. Bennecke, 

ord. Professor in Halle. ord. Professor in Marburg. ord. Professor iu Breslau- 

Band XII (im Erscheinen) 20 M. 

Band I— IV (1881-1884) herabgesetzt auf ä 7 M. 50 Pf. 
Band V— VIII (1885-1888) ä 15 M. Band 1X-XII (1889-1892) ä 20 M. 

Von Band IX ab liegt der „Zeitschrift" gratis als Beilage bei: 

Mitteilungen 

■ der 

Internationalen kriminalistischen Vereinigung. 

Band I 1889. Band II 1890. Band III 1891. 



G. Pätz'scbc Buchilr. (Uppert & Co.), Naumburg a,'S. 
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v. Liszt, 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. 

Dritter Bnuri. 2. lieft. 



Der strafrechtliche 



Schutz der Eisenbahnen 



im 



Deutsehen Reiche. 



v 



011 



Dr. Walter Loock. 



Berlin. 
J. Gattentag, Verlagsbuchhandlung. 
1893. 



J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW48- 



Lehrbuch des Deutschen Strafrechts. 

Von 

Dr. Franz von Liszt, 

ordentl. rrofestor der Beeilte in Halle aS. 
Fünfte, durchgearbeitete Auflag' 

gr. 8°. 10 M., geb. in Halbfranz 12 M. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich 

nebst den 

gebräuchlichsten Reichs-Strafgesetzen 

(Post, Impfen, Presse, Personenstand, Nahrungsmittel, Kranken-, Unfall- 
Alters- und InvaliditätsversicluTung und Gewerbeordnung etc.) 

Text-Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregister von 
Dr. Hans KüdorFT. 

Sechzehnte Auflage 
Ton 

Dr. II. Appelius. 

Taschenformat, cartonnirt. 1 M. 

Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich. 

Mit Kommentar von 
Dr. Hans K Ihior f 1 . 
Vierte, mit besonderer Berücksichtigung der Praxis des Reichs- 

gerichts bearbeitete Auflage» 
herausgegeben von 

II. 9 lengleiD, 

ReiclisgcrirhtM'.i! in Leipzig. 

gr. 8*. 52 Bogen. 15 M., gebunden in Halbfranz 17 M. 

Sammlung ~ 

kleinerer strafrechtlicher Reichsgesetze. 

Ergänzungsband zu den im .1. (itittcntag'sclien Verla«-«* erschienene 

Einzel-Ausgaben Deutscher Reichsgesetze. 

Text-Ausgabe mit Anmerkungen und Sachregister 

▼on 

BI. Werner, 

Gerichts- Assessor und stand. Hilfsarbeiter bei der Staatsanwaltschaft am Landgericht 1 

Berlin. 

Taschenformat, cartonnirt. 1 11. 80 Pf. 



v. Liszt, 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. 

Dritter Band, 4. Heft. i / 

— = — — _-_ 



Das Verhältnis 

zwischen der 



Defraudation der Zölle und Verbrauchssteuern 

und den Betrüge 



nach deutschem Reichsrecht. 



Von 



Wilhelm Honemann. 



Berlin. 
J. Gattentag) Verlagsbuchhandlung. 
1894. 
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J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin SW48. 



Die Behandlung jugendlicher Verbrecher 
und verwahrloster Kinder. 

Bericht der von der Internationalen kriminalistischen Vereinigung 
(Gruppe Deutsches Reich) gewählten Kommission. 

Im Auftrage der Kommission verfafst von 
Dr. II. Appel ins. 

gr. 8». 4 M. 50 Pf. 

Vollzi 



Entwurf eines Gesetzes 

über den 

Eilzug der Freiheitsstrafen für das Deutsche Reich. 



Mit Anmerkungen. 
Von 
£. Sichart, 

StrafanfttaUs-Direktor. 

gr. 8°. 1 M. 50 Pf. 



Criminalpolitisehe 

Bekämpfungsmethoden. 



V.-n 



Dr. jur. Andreas Thomsen. 

er. 8». 4 M. 50 Pf. 



Eine Strafrechtstheorie. 



Von 
Max Sternau. 

gr. 8°. Preis 2 Mark. 



Über Vorstellung, Wille und Handlung 

als Elemente der Lehre vom Verbrechen und von der Strafe. 

Drei Abhandlungen 
von 

Paul Bürgen. 

gr. 8°. 5M. 



.1. tfuttentag, Verlagsbuchhandlung in Berlin. 

Zeitschrift 
für die gesamte Stratreclitswisseiiscliaft. 

Herausgegeben von 
Dr. Fr v. Mszt. l»r. K. t. LlHenllml, l>r. H. Uennecke, 

urd. I'n f. in Halle. <>r<1. I'mf. in .Mirbtirg or<L Traf, in Krealau. 

Band XI IL (im Erscheinen) 20 M. 
Bund I— IV (1881 — 1884) herabgesetzt auf ä 7 M. 50 Pf. 
Band V— \ LH (1885-1888; ä 15 M. Band IX— XII (1889-1892) ä 20 AI 

Von Band IX ab liegt der ..Zeitschrift 1 ' gratis als Beilage bei: 

Mitteilungen 

Internationalen kriminalistischen Vereinigung. 

Band I 1889. Band II 1890. Band III 18912. Band IV 1893. 
J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung iu Berlin. 

Abhandlungen des kriminalistischen Seminars. 

Zweiter Band, Heft I und II. 

Her strafrechtliche Schutz des Reehtsguts der Pietät. 

,Von Dr. (ieorg Grusen. 

Preis 4 M. 

Welche Strafinittel 

können an die Stelle der 

kurzzeitigen Freiheitsstrafe gesetzt werden? 

Von Dr. Ernst Rosenfeld. 

M it grossen Tabellen. Preis 6 31. 

Dritter Band, Heft I. 

Der Rückfall. 

Eine kriminalpolitische und dogmatische Untersuchung. 

Von I)r. J. Sacker. 
8«. Preis 3 M. 

Lippert & Co. ai, Patz'sebe Buehdr.) Naumburg a.S. 



Digitized by Googl 



Digitized by Google 



Digitized by Google 



THE NEW YORK PUBLIC LIBRARY 
REFERBNCB DEPARTMENT 



This book in under no circumstances to be 
taken from thc Building 



Mi 



2R. 



form «10 



